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1  Einleitung 
 
Ungeachtet des von kommunalen Verwaltungen als Daueraufgabe 
begriffenen Zieles der Verwirklichung einer bürgernahen Verwaltung ist die 
Situation in kommunalen Verwaltungen durch vielfältige Probleme in der 
Interaktion mit dem Bürger gekennzeichnet. Dadurch scheint das Verhältnis 
zwischen Beamten und Bürgern nachhaltig belastet zu sein. 
Hein, Nägele und Cott fassen derartige Probleme wie folgt zusammen:  
• zuständige Sachbearbeiter sind für den Bürger nicht immer und nur 
schwer erreichbar,  
• Sachbearbeiter sind durch Telefon-, Schalter- und 
Sachbearbeitertätigkeit Mehrfachbelastungen ausgesetzt,  
• Informationsqualität und Verständlichkeit schriftlicher Dokumente sind 
nicht ausreichend,  
• Bürger wissen nicht, an wen sie sich wenden sollen,  
• Beschwerden werden nicht ausreichend zügig bearbeitet,  
• Mitarbeiter werden mit Anliegen konfrontiert, die nicht in ihren 
Zuständigkeitsbereich fallen,  
• zu kurze Öffnungszeiten der Kommune (vgl. Hein, Nägele, Cott 2000: 
3). 
So genannte Service Center stellen eine Möglichkeit dar, diesen Problemen 
effizient zu begegnen. Unter Service Center wird hier eine durch das Telefon 
vermittelte Schnittstelle zum Bürger verstanden, wobei den dort tätigen 
Mitarbeitern der Verwaltung die notwendigen Informationsressourcen zur 
Verfügung stehen und diese die fachliche Kompetenz besitzen, Bürgern 
ohne Zeitverlust qualifizierte Auskünfte zu geben und bestimmte 
Entscheidungen zu treffen. Damit Bürgernähe und Bürgerzufriedenheit 
erreicht werden können, muss die zwischen den Mitarbeitern der Service 
Center kommunaler Verwaltungen und Bürgern am Telefon stattfindende 
Kommunikation möglichst störungsfrei ablaufen. Den innerhalb der 
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Gespräche vollzogenen kommunikativen Handlungen der Mitarbeiter der 
Service Center kommt deshalb eine entscheidende Bedeutung zu.  
 
Mit dieser Arbeit soll ein Beitrag dazu geleistet werden, die (emotionale) 
Beziehung zwischen Verwaltung und Bürger durch in der Praxis verwertbare 
Hinweise zur Optimierung der in Service Centern kommunaler Verwaltungen 
stattfindenden Kommunikation zu verbessern. Ziel der Untersuchung ist es, 
Störungen, die aufgrund der kommunikativen Aktivitäten der Mitarbeiter der 
Service Center kommunaler Verwaltungen in den Telefongesprächen mit 
Bürgern zu Tage treten, zu lokalisieren, deren Genese zu analysieren und 
sie bestimmten Problemkategorien zuzuordnen. Aufbauend auf den dabei 
gewonnenen Erkenntnissen sollen Empfehlungen für ein besseres Gelingen 
der in Service Centern kommunaler Verwaltungen zwischen Mitarbeitern der 
Verwaltung und Bürgern stattfindenden Kommunikation entwickelt werden. 
Kommunikation wird hier in Anlehnung an Grice (1975) als kooperatives, 
rationales Handeln verstanden, das Kommunikanten vollziehen, um 
Verständigung zu erlangen. Sie kann erst dann als erfolgreich vollzogen 
gelten, wenn das Handeln der Akteure zu gegenseitiger Akzeptanz und 
Verstehen ihres Handelns führt. Die Recherchen des Verfassers haben 
ergeben, dass es bislang nur wenige Untersuchungen gibt, in denen die 
mündliche Kommunikation zwischen Verwaltung und Bürger eine zentrale 
Rolle spielt. So haben zum Beispiel Angelika Wenzel (1984) und Margret 
Selting (1987) in Sozialämtern geführte face-to-face-Gespräche empirisch 
erforscht, um verständigungsfördernde und -hindernde Aspekte zu 
beschreiben (Wenzel) bzw. Einsicht in den Prozess zu erlangen, wie 
Verständigungsprobleme gehandhabt werden (Selting). Die Kommunikation, 
die in Service Centern kommunaler Verwaltungen zwischen Mitarbeitern der 
Verwaltung und Bürgern stattfindet, wurde bislang noch nie wissenschaftlich 
untersucht, was vermutlich auch auf den Umstand zurückzuführen ist, dass 
Service Center in kommunalen Verwaltungen eine relativ junge Institution 
sind. Deshalb besteht in diesem Bereich erheblicher wissenschaftlicher 
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Erkenntnisbedarf.1 Mit Blick auf den hier vorliegenden Kontaktbereich ist 
davon auszugehen, dass Verwaltungs-Fachleute (Mitarbeiter der 
Verwaltungen) auf Verwaltungs-Laien (Bürger) treffen. Das heißt, dass 
davon auszugehen ist, dass in den hier zu untersuchenden Gesprächen 
Akteure mit unterschiedlichem Wissen bezüglich verwaltungsspezifischer 
Aspekte aufeinander treffen. Soweit Vorschriften des Verwaltungshandelns, 
Verwaltungsabläufe oder Verwaltungsstrukturen innerhalb der hier zu 
untersuchenden Gespräche von Bedeutung sein sollten, ist die Entstehung 
von Problemen somit erwartbar.  
 
Die Rede vom Lokalisieren und Kategorisieren von Störungen, die aufgrund 
der kommunikativen Aktivitäten der Mitarbeiter der Service Center in den 
Gesprächen entstanden sind, impliziert bereits ein bestimmtes methodisches 
Vorgehen: es verlangt die empirische Analyse der Interpretationen der 
Gesprächsteilnehmer von deren kommunikativen Handlungen her. Die 
ursprünglich aus der Soziologie stammende, ethnomethodologisch 
orientierte Methode der Konversationsanalyse bietet dafür einen geeigneten 
Ausgangspunkt. Die Konversationsanalyse beschreibt die Verwendung von 
Sprache in kommunikativen Situationen und analysiert, wie sich zum 
Beispiel das lexikalische Repertoire der Akteure, aber auch andere 
kommunikative Signale wie ,mh’, ,oh’, ,aha’ oder ,öhm’ – die allesamt als 
bedeutungsvoll betrachtet werden – im Gespräch auswirken.2 
Rekonstruktionsziel einer Konversationsanalyse sind die Bedeutungs-
zuschreibungen, die von den Gesprächsteilnehmern vorgenommen werden. 
Um diese ermitteln zu können, stützt sich ein Forscher auf das 
Interaktionsverhalten der Akteure, wobei er für die Interpretation der 
Äußerung eines Sprechers in der Regel die unmittelbar folgende Äußerung 
des nächsten Sprechers heranzieht (vgl. Henrici et al. 1985: 54). Aufgrund 
der beschriebenen methodischen Ausrichtung eignet sich die 
                                            
1 Das am 01. Oktober 2001 eröffnete Service Center der Stadt Dusiburg war das erste  
seiner Art (vgl. hierzu www.symposion.de/?cmslesen/q0002540_29240101).  
2 Einen  guten Einblick in das Thema Konversationsanalyse bietet z.B. Bergmann (1994). 
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Konversationsanalyse in besonderem Maße dazu, in dieser Arbeit als 
Untersuchungsinstrument eingesetzt zu werden.  
 
Im Anschluss an diese einleitenden Ausführungen werden in Kapitel 2 die 
Grundlagen der Gesprächsanalyse dargestellt. Kapitel 3 beinhaltet die 
theoretische Fundierung des dieser Arbeit zu Grunde liegenden Themas. 
Danach wird in Kapitel 4 der Stand der Forschung im Bereich Bürger-
Verwaltungs-Kommunikation beleuchtet. Daran anschließend folgen 
Vorstellung und Diskussion des entwickelten Forschungsdesigns sowie 
Darstellung der für die Arbeit relevanten Transkriptionskonventionen. Kapitel 
6 beinhaltet die empirische Analyse ausgewählter Gesprächsausschnitte 
und die Darstellung der Ergebnisse. Kapitel 7 umfasst die aus den in Kapitel 
6 dargestellten Ergebnissen abgeleiteten Optimierungsempfehlungen. Im 
Schlussteil der Arbeit werden die Ergebnisse der Untersuchung 
zusammengefasst und diskutiert. 
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2 Grundlagen der Gesprächsanalyse 
 
Die Gesprächsanalyse, die im deutschsprachigen Raum in Anlehnung an 
die amerikanische conversational analysis in verschiedenen Arbeiten auch 
Konversationsanalyse genannt wird3, ist eine relativ junge Teildisziplin der 
Linguistik, deren Entwicklung erst Anfang der 1970er Jahre begann. 
Gegenstandsbereich der Gesprächsanalyse ist ausschließlich die 
gesprochene Sprache. Die gesprächsanalytische Forschung befasst sich in 
erster Linie „mit den verschiedenen (sprachlichen) Verhaltensweisen, die es 
uns ermöglichen, in Rede und Gegenrede mit einem oder mehreren 
Kommunikationspartnern ein Thema zur Sprache zu bringen, zu entwickeln, 
wieder zu wechseln und auch zu einem (gemeinsamen) Ende zu führen“ 
(Linke 2001: 258). Im Zentrum des Interesses steht dabei das Aufdecken 
meist unbewusster Regeln und automatisierter Abläufe, die es Gesprächs-
teilnehmern ermöglichen, „ihre Gesprächsbeiträge abwechslungsweise in 
den Gesprächsverlauf einzubringen und sich hinsichtlich Zeitpunkt, Länge 
und thematischer Ausrichtung ihrer Beiträge so zu koordinieren, dass sie 
den Überblick über die Gesprächsereignisse behalten und jeweils wissen, 
’wo man gerade ist’“ (Linke 2001: 259). Folglich war die gesprächs-
analytische Forschung in ihrer Anfangszeit zunächst eher auf die 
Feinstrukturen des Gespräches fokussiert, da zum Beispiel Fragen danach, 
wie man in einem Gespräch zu Wort kommt, wie Sprecherwechsel vollzogen 
werden oder wie man erkennt, dass Sprecher ihre Gesprächsbeiträge 
beenden wollen, beantwortet werden sollten. In einem weiteren Schritt 
wurden dann auch die übergreifenden Ordnungsstrukturen ganzer 
Gesprächsabläufe (Gesprächseröffnung, Gesprächsmitte, Gesprächsbeen-
digung) untersucht und einzelne Gesprächssorten4 beschrieben (vgl. Linke 
2001: 259).  
  
                                            
3 In dieser Arbeit werden die Begriffe Gesprächsanalyse und Konversationsanalyse 
synonym verwendet. 
4 Zum Beispiel Stammtischgespräch, Fernsehdiskussion, Radiointerview, Beratungsge-
spräch etc. Vgl. hierzu auch den im Jahr 2001 erschienenen Aufsatz „Textsorten der 
gesprochenen Sprache“ von Ernest Hess-Lüttich.  
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Im Zentrum gesprächsanalytischen Arbeitens stehen die Aufzeichnung 
authentischer Gespräche, die detaillierte Verschriftung dieser Gespräche mit 
Hilfe von Transkriptionssystemen und die Analyse dieser verschrifteten 
Gespräche unter Fragestellungen, die vorwiegend aus dem erhobenen 
Material selbst entwickelt und nicht bereits im Vorfeld der Untersuchung 
festgelegt werden (vgl. Brünner/Fiehler/Kindt 1999: 7).  
 
Auf dieser methodologischen Basis hat die conversational analysis bei der 
Erforschung von Gesprächsstrukturen Pionierarbeit geleistet. Durch ihre 
Anwendung konnten Forscher verschiedene Phänomene entdecken, die 
sich für die wissenschaftliche Betrachtung von Gesprächen nachhaltig als 
sehr wertvoll erwiesen haben.5 Eine der grundlegenden Arbeiten, die 
wesentlich zur Konstituierung der gesprächsanalytischen Forschung 
beigetragen hat, ist der Aufsatz „A Simplest Systematics for the Organization 
of Turn-Taking for Conversation“, den Sacks/Schegloff/Jefferson im Jahr 
1974 geschrieben haben. Dieser Text, der innerhalb der gesprächs-
analytischen Forschung auch heute noch zu den meist zitierten Werken 
gehört, zeigt die Regelhaftigkeiten des Sprecherwechsels und legt in 
beispielhafter Weise gesprächsanalytische Verfahrensweisen dar. Auch 
Sacks’ Aufsätze „Opening up closings“ (mit E. Schegloff; in: Semiotica 8, 
1974), in welchem die Mechanismen der Beendigung von Gesprächs-
beiträgen aufgedeckt werden, „The preference of Self-Correction in the 
Organization of Repair in Conversation“ (mit E. Schegloff und G. Jefferson; 
in: Language 53, 1977) oder “Everyone has to lie” (in: Sociocultural 
Dimensions of Language Use, 1975) spiegeln die analytische Mentalität der 
Konversationsanalyse  gut wider. 
  
Die Entwicklung der sprachwissenschaftlichen Erforschung von 
Diskursphänomenen erfolgte anfänglich – bei zunächst rein deskriptiver 
Ausrichtung – unabhängig von konkreten Anwendungsperspektiven. So 
                                            
5 Gemeint sind hier beispielweise Untersuchungen zu Phänomenen der Gesprächs-
eröffnung und Gesprächsbeendigung, zum Sprecherwechsel oder zur Präferenz-
organisation. Vgl. hierzu auch Kapitel 2.4, 2.5, 2.6 und 2.7 dieser Arbeit. Einen Überblick 
bieten  auch  Levinson (1990) und Hutchby/Wooffitt (1998). 
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wurden in zahlreichen diskursanalytischen Untersuchungen zum Beispiel 
auch kommunikative Besonderheiten verschiedener Institutionen untersucht 
und institutionsspezifische Merkmale und Regularitäten beschrieben.6 Mitte 
der achtziger Jahre des letzten Jahrhunderts rückten dann auch 
Anwendungsaspekte stärker in den Blickpunkt der gesprächsanalytischen 
Forschung, die sich heute nicht mehr ausschließlich für die wissen-
schaftliche Analyse von Diskursphänomenen, sondern in zunehmendem 
Maße auch für die systematische Identifizierung von Verständigungs-
problemen und Kommunikationsstörungen innerhalb unterschiedlicher 
Gesprächsformen interessiert, um zum Beispiel zur Veränderung bzw. 
Optimierung kommunikativer Aktivitäten beizutragen.7 Insoweit versteht die 
gesprächsanalytische Forschung sich nicht mehr nur als theoretisch-
analytische, sondern zunehmend auch als anwendungsorientierte Disziplin 
(vgl. Brünner/Fiehler/Kindt 1999: 8). In der jüngeren Vergangenheit hat sich 
zudem gezeigt, dass die diskursanalytische Methodik mit ihrem streng 
naturalistischen Datenverständnis und ihrem Ansatz, konstitutive Eigen-
schaften von Gesprächen als methodische Leitlinien zu nutzen, auch dazu 
geeignet ist, klassische linguistische Problemstellungen, zum Beispiel auf 
dem Feld der Syntax- oder Prosodieforschung, zu bearbeiten.8  
 
Zur Einordnung der hier vorliegenden Arbeit in den Forschungskontext kann 
festgestellt werden, dass diese Arbeit nicht auf eine Beschreibung 
organisatorischer und struktureller Aspekte des Miteinander-Redens zielt, 
sondern mit ihrem anwendungsorientierten Ziel,  Optimierungsvorschläge für 
eine Verbesserung der Service Center-Kommunikation kommunaler 
Verwaltungen zu erarbeiten, genau auf der Linie der Entwicklung steht, die 
die Gesprächsforschung, wie oben dargestellt, in den letzten Jahrzehnten 
genommen hat. Das heißt, dass es hier darum geht, konversations-
analytische Methoden anzuwenden und dabei Ergebnisse zu erzielen, die 
                                            
6  Einen Überblick zur Untersuchung von Dialogen in Institutionen wie Schule, Kirche, 
Gericht, Polizei, Politik oder Krankenhaus liefert Eckard Rolf (vgl. Eckard1994: 321ff.).  
7 Vgl. hierzu z.B. Fiehlers Werk  „Verständigungsprobleme und gestörte Kommunikation“  
(Fiehler 1998a).  
8 Vgl. hierzu Selting/Couper-Kuhlen (2001). 
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die Praxis innerhalb der Service Center-Kommunikation kommunaler 
Verwaltungen beeinflussen sollen. 
 
 
2.1 Ethnodemthodologie – Alltagspraktiken der  Sinn- 
       herstellung 
 
Trotz der Tatsache, dass es Berührungspunkte sowohl zwischen der 
Gesprächsanalyse und der Textlinguistik als auch zwischen der Gesprächs-
analyse und der Sprechakttheorie gibt, kann die Gesprächsanalyse nicht als 
eine Weiterentwicklung eines dieser beiden Gebiete verstanden werden (vgl. 
Linke 2001: 258). Die Wurzeln der linguistischen Gesprächsanalyse, deren 
Ziel es ist „dialogisches sprachliches Handeln in sozialen Situationen 
systematisch zu beschreiben und zu erklären“ (Brinker/Sager 2006: 7), 
liegen vielmehr in der von Harold Garfinkel begründeten amerikanischen 
Ethnomethodologie (vgl. Linke 2001: 258). 
 
Ethnomethodologie ist eine von dem Soziologen Harold Garfinkel initiierte 
Forschungsrichtung der interpretativen Soziologie. Garfinkels 1967 
erschienenes Buch "Studies in Ethnomethodology", ein Sammelsurium aus 
empirischen Studien und theoretischen Überlegungen, gilt als Ursprungstext 
dieser Forschungsrichtung. Die Ethomethodologie untersucht diejenigen 
Techniken bzw. Methoden, mit denen Mitglieder einer soziokulturellen 
Gemeinschaft ihre Alltagsaktivitäten organisieren. Garfinkel ging davon aus,  
dass die Mitglieder einer Gemeinschaft so handeln, dass ihre Handlungen 
von den anderen Mitgliedern der Gemeinschaft interpretiert werden können. 
Die Ethnomethodologie nimmt an, dass die Mitglieder einer Gesellschaft 
ihren Aktivitäten Sinn zuschreiben, indem sie jegliches Handeln vor dem 
Hintergrund bestimmter, ihrem Handeln zugrunde liegender Muster 
interpretieren, das heißt, dass sie geteiltes Wissen als gegeben annehmen 
(vgl. Schützeichel 2004: 169 f.).  
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Für die Ethnomethodologie sind in erster Linie die formalen Strukturen 
praktischer Handlungen von Interesse, es soll weder psychologisiert noch 
über Absichten spekuliert werden. Die Ethnomethodologie liefert also 
Beschreibungen der Methoden, die von Mitgliedern einer Gruppe oder 
Gemeinschaft verwendet werden, um zu tun, was immer sie tun, das heißt, 
sie liefert Beschreibungen der Methoden, mit denen die Mitglieder einer 
Gemeinschaft ihrem Alltagshandeln Sinn verleihen bzw. Sinn herstellen (vgl. 
Schützeichel 2004: 170).  
 
Harvey Sacks (1935-1975) gilt als Begründer der conversational analysis, 
die von ihm zwischen 1965 und 1972 in zahlreichen Vorlesungen vor allem 
an der University of California entwickelt wurde. Die conversational analysis 
ist eine Forschungsrichtung, die zur Herausbildung der linguistischen 
Gesprächsanalyse beigetragen hat und unter anderem Alltagsgespräche im 
Hinblick auf Regeln und Verfahren untersucht, mit denen die 
Kommunikationspartner ihre Interaktion praktisch gestalten. Dabei steht 
stets das „Wie“ im Vordergrund, also die Frage danach, wie die Teilnehmer 
das gemacht haben und was dort genau passiert ist. Sacks wurde in seinen 
Bemühungen, interaktionale Organisationsmuster zu entdecken, von 
Garfinkel und dessen Methodologie beeinflusst. Zwar ist die conversational 
analysis deshalb auch eher sozialwissenschaftlich als linguistisch 
ausgerichtet. Da sie jedoch „grundlegende Einsichten in die Probleme der 
Gesprächsorganisation und der Bedeutungskonstitution“ vermittelt 
(Brinker/Sager 2006: 17), hat sie insofern eine große Bedeutung für die 
linguistische Gesprächsanalyse, als sie damit in die „prozedurale 
Perspektive“ der Gesprächsanalyse einführt (Brinker/Sager 2006: 17). Und 
erst durch das Übertragen ethnomethodologischer Forschungsperspektiven 
und Methoden wurde das Gespräch zu einem sprachwissenschaftlichen 
Forschungsgegenstand von zentraler Bedeutung (vgl. Linke 2001: 258). Bei 
genauerer Betrachtung könnte man jedoch behaupten, dass die 
Sprachwissenschaft sowie auch verschiedene ihrer Nachbardisziplinen sich 
schon vor Jahrhunderten – allerdings weitestgehend indirekt – mit dem 
Phänomen „Gespräch“ auseinandergesetzt haben. Die Rhetorik zum 
9 
  
Beispiel bezog respektive bezieht sich zwar nicht auf das „Gespräch“ als 
dialogischem Phänomen, sondern auf die monologische Rede. Ihr Maßstab 
allerdings war und ist jedoch immer der vom Redner angesprochene, also 
der vorgestellte Gesprächspartner. Und denkt man beispielsweise an die 
Platonischen Dialoge, so wird deutlich, dass dem Dialog insofern auch in der 
klassisch-griechischen Philosophie eine hohe Bedeutung zukommt, als er 
der Philosophie schon Jahrhunderte vor Christi Geburt als „speziell 
förderliches Gefäß philosophischer Betätigung“ diente (Linke 2001: 258).   
 
 
2.2 Zur Methodik der Gesprächsanalyse 
 
Die Gesprächsanalyse versteht sich als rein induktive Methode. Um sich den 
Blick auf das zu untersuchende Objekt nicht durch methodischen Vorgaben 
verstellen zu lassen, werden vorab keine – stets anzuwendenen – 
Analysekriterien festgelegt oder Hypothesen formuliert, die dann am 
erhobenen Material gestützt werden sollen. Analysekategorien und 
Schlussfolgerungen werden erst im Umgang mit dem erhobenen Material 
entwickelt. Die Gesprächsanalyse geht davon aus, dass Gespräche 
selbstexplikativen Charakter aufweisen und der Forscher erst durch die 
Arbeit am Material zur Methodisierung seines Vorgehens gelangt (vgl. 
Bergmann 1994:9 f.).  
 
Wegen der Flüchtigkeit der gesprochenen Sprache ist es für den Forscher 
von entscheidender Bedeutung, das zu untersuchende soziale Geschehen 
möglichst verlustarm zu bewahren. Deshalb ist es erforderlich, dass 
Datenmaterial zunächst auf Ton- oder Videoband aufzuzeichnen, denn erst 
das Aufzeichnen der Daten auf Band erlaubt dem Forscher den 
notwendigen, mehrmaligen Zugriff auf das zu untersuchende soziale 
Geschehen. In einem weiteren Schritt wird das aufgezeichnete Material 
dann mit Hilfe von Transkriptionssystemen möglichst detailgetreu verschrif-
tet, um es in allen Einzelheiten, mit allen Versprechern, Intonations-
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verläufen, Pausen, Unterbrechungen etc., für die vorzunehmende Analyse 
zu bewahren und den durch die Aufzeichnung erzielten Informationsgewinn 
nicht zu verlieren (vgl. Bergmann 1994: 9). Auf diese Art und Weise nutzt 
der Forscher bei seiner Analyse die gleichen Daten, die den Akteuren 
während ihres Gespräches zur Verfügung standen. Das ist deshalb wichtig, 
da er nicht durch Befragen der Protagonisten, sondern durch Beobachten 
des sozialen Geschehens zu möglichst objektiven Ergebnissen kommen 
will. In einem dritten Schritt gruppiert der Forscher Gesprächsstellen nach 
einem bestimmten Kriterium. Wenn er sich zum Beispiel für die Funktion von 
Hörersignalen interessiert (vgl. Kapitel 4.4.1 dieser Arbeit), wird er alle 
Gesprächsstellen, in denen er Hörersignale entdeckt, sammeln und berück-
sichtigen. In einem weiteren Schritt vergleicht der Forscher dann die für 
seine Untersuchung relevanten Gesprächsstellen. So kann er entdecken, 
welche Strukturen in bestimmten Kontexten erkennbar bzw. nachweisbar 
sind.  
 
 
2.3 Perspektiven und Kategorien der Gesprächsanalyse  
 
Henne/Rehbock bezeichnen das Gespräch als „Grundeinheit menschlicher 
Rede“ (vgl. Henne/Rehbock 1995: 12). Brinker/Sager definieren es als 
„begrenzte Folge von sprachlichen Äußerungen, die dialogisch ausgerichtet 
ist und eine thematische Orientierung aufweist“ (Brinker/Sager 2006: 11). Im 
Unterschied zu schriftlichen Texten ist das Gespräch also durch einen „in 
zeitlicher Hinsicht unmittelbaren Kontakt zwischen den Kommunizierenden 
gekennzeichnet“ (Brinker/Sager 2006: 11f.), wobei das face-to-face-Ge-
spräch und das Telefongespräch für Brinker/Sager zu den wichtigsten 
Kommunikationsformen gehören (vgl. Brinker/Sager 2006: 11). Ähnlich wie 
schriftliche Texte sind Gespräche jedoch sprachliche Phänomene, „deren 
einzelne Elemente sich zum Teil erst aus dem Verständnis des Ganzen 
heraus als sinnvoll erweisen und funktional bestimmen lassen“ (Linke 2001: 
262). Dennoch ist es aus analytischen Gesichtpunkten zweckmäßig, 
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verschiedene Betrachtungsperspektiven und Analyseebenen zu unter-
scheiden und bestimmte Aspekte zunächst isoliert voneinander zu unter-
suchen (Linke 2001: 262).  Dabei können im Sinne einer Grobordnung zwei 
Untersuchungsperspektiven unterschieden werden. Zum einen die auf die 
Organisationsform von Gesprächen gerichtete und zum anderen die an 
thematisch-inhaltlichen Abläufen interessierte Perspektive. Erstere stellt die 
Frage nach dem Zusammenspiel der Teilnehmer in organisatorischer 
Hinsicht. Hierbei geht es zum Beispiel darum, zu untersuchen, wer wie lange 
spricht, wer wann und wie oft spricht oder wer wie zu Wort kommt. 
Außerdem steht hier die Frage nach den „Organisationseinheiten des 
Gesprächs, nach feineren sowie nach umfassenderen Gesprächsstrukturen“ 
im Vordergrund (Linke 2001: 262). Henne/Rehbock unterscheiden mit Blick 
auf die Organisationsstruktur des Gespräches drei Hauptebenen, denen sie 
wiederum bestimmte Analysekategorien zuordnen. Grundsätzlich 
unterscheiden sie dabei zwischen der Makroebene (Oberste Ebene), der sie 
im Wesentlichen die drei Gesprächsphasen Gesprächseröffnung, 
Gesprächsmitte und Gesprächsbeendigung zuordnen. Der mittleren Ebene 
ordnen sie kleinere Organisationseinheiten wie den Gesprächsschritt, den 
Sprecherwechsel und die Gesprächssequenz zu. Auf der Mikroebene 
werden syntaktische, lexikalische, phonologische und prosodische 
Strukturen analysiert (vgl. Henne/Rehbock 1995: 20).      
 
Die zweite Untersuchungsperspektive hingegen zielt auf das 
Zusammenwirken der Gesprächspartner in thematisch-inhaltlicher Hinsicht. 
Dabei werden Fragen danach, wie bestimmte Themen bearbeitet, 
Gesprächsfäden entwickelt, Beiträge koordiniert oder Themenwechsel 
vollzogen werden, beantwortet (vgl. Linke 2001: 263). 
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2.4 Sprecherwechsel 
 
Zentraler Untersuchungsgegenstand der Gesprächsanalyse ist das 
Gespräch als Organisationsform. Wie weiter oben bereits dargestellt, fragt 
die Gesprächsanalyse danach, durch welche Regeln und Mechanismen 
diese Organisationsform konstituiert wird. Einzelne „turns“, also 
Gesprächsbeiträge oder Redezüge der Interaktanten, gelten als 
Grundeinheit des Dialogs (vgl. Brinker/Sager 2006: 62). Das so genannte 
„turn-taking“, der Sprecherwechsel also, kann als die zentrale Schaltstelle 
innerhalb eines Gespräches bezeichnet werden. Deshalb ist es für die 
Gesprächsanalyse von großem Interesse, nach welchen Regeln und 
Mechanismen der Sprecherwechsel vollzogen wird, ohne das die Ordnung 
im Gespräch verloren geht. Sacks, Schegloff und Jefferson (1974) haben 
sich, wie weiter oben bereits ausgeführt, intensiv mit dem Phänomen 
Sprecherwechsel beschäftigt. Sie nennen dieses Regelwerk local 
management system. Über dieses System regulieren die Gesprächs-
teilnehmer die Redebeiträge in ihrer Abfolge. Zwischen den einzelnen 
Redezügen befinden sich so genannte transition relevance places, also 
übergangsrelevante Orte, an welchen ein Sprecherwechsel stattfinden und 
auf verschiedene Weisen vollzogenen werden kann (vgl. Schützeichel 2004: 
186).  
 
Sprecherwechsel können zunächst nach zwei Aspekten klassifiziert werden: 
 
a) nach der Art ihres Entstehens 
b) nach der Art ihres Verlaufes 
 
Sprecherwechsel können durch Aufforderung bzw. Fremdzuweisung (ein 
Gesprächspartner fordert jemanden zum Beispiel durch Nennen des 
Namens seines Gesprächspartners auf, die Rolle des Sprechers 
einzunehmen) oder durch Selbstwahl bzw. Selbstzuweisung erfolgen. Beim 
Sprecherwechsel durch Selbstwahl sind – und dies bezieht sich bereits 
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darauf, wie der Sprecherwechsel verläuft – zwei Grundformen, zu 
unterscheiden: Zum einen die Selbstwahl mit und zum anderen die 
Selbstwahl ohne Unterbrechung. Nach der Art des Verlaufes sind folgende 
Möglichkeiten des Sprecherwechsels zu unterscheiden: 
 
a) der glatte Wechsel 
  
Hier erfolgt der Sprecherwechsel ohne Simultansequenz, dass heißt, ohne 
dass es zu gleichzeitigem Reden der beiden Akteure kommt. Der Hörer 
übernimmt das Rederecht vom Sprecher entweder durch Fremd- oder 
Selbstzuweisung. 
 
 
b) Sprecherwechsel nach Pause 
 
Hier beendet der Sprecher seinen Gesprächsbeitrag und der Hörer 
übernimmt das Wort erst nach einer deutlichen Pause. 
 
c) Sprecherwechsel nach Unterbrechung 
 
Hier versucht der Hörer das Rederecht an sich zu reißen, bevor der aktuelle 
Sprecher seinen Beitrag beendet hat. Bei dieser Form des 
Sprecherwechsels, der dann zustande kommt, wenn sich der aktuelle 
Sprecher das Rederecht entreißen lässt, handelt es sich um eine aggressive 
Form der Selbstwahl, die deshalb oftmals sehr störend auf den aktuellen 
Sprecher wirkt, weil er bestimmte Teile seines Beitrags nicht mehr 
realisieren kann (vgl. Henne/Rehbock 1995 ff., Brinker/Sager 2006: 65 ff.). 
 
 
2.5 Paarsequenzen  
 
Bei Paarsequenzen, die von Gesprächsanalytikern ebenfalls sehr intensiv 
untersucht werden, handelt es sich um kommunikative Handlungen, die 
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paarweise aufeinander folgen. Auf einen Gruß folgt zum Beispiel ein 
Gegengruß oder auf eine Frage folgt eine Antwort. Gleiches gilt zum 
Beispiel für Verabschiedungen (vgl. Linke 2001: 280). Neben diesen 
zweigliedrigen gibt es auch mehrgliedrige Sequenzen, die dann zum 
Beispiel aus Frage – Gegenfrage – Antwort oder Frage – Antwort – 
Nachfrage bestehen (vgl. Schützeichel 2004: 188). Schegloff und Sacks 
(1973) charakterisieren solche Paarsequenzen, die in unserem täglichen 
kommunikativen Miteinander häufig ein ordnendes Element darstellen, als 
Äußerungen, die  
 
a) nebeneinander stehen 
b) von verschiedenen Sprechern produziert werden 
c) als erster und zweiter Teil geordnet sind  
d) so geordnet sind, dass ein bestimmter erster Teil einen bestimmten 
zweiten Teil verlangt (vgl. Schützeichel 2004: 188). 
 
Am Beispiel der Nachbarschaftspaare deckt die Gesprächanalyse ein 
allgemeines Merkmal von Kommunikation, das sie sequentielle Implikativität 
nennt, auf: „Jede Äußerung impliziert (...) eine bestimmte Situations-
definition, zu der sich die nachfolgende Äußerung in bestimmter Weise ins 
Verhältnis setzt, die sie interpretiert und zugleich weiterführt“ (Schneider 
2009: 81). Solche Paarsequenzen werden zum Beispiel in Alltags-
gesprächen oftmals durch Einschubsequenzen unterbrochen. Die Erwartbar-
keit eines dem ersten Teiles nachfolgenden zweiten Teiles wir dadurch 
jedoch nicht aufgehoben. Zum Beispiel kommt es häufig vor, dass man, 
bevor man den Gruß eines Gesprächspartners erwidert, zunächst in einem 
kurzen Satz zum Beispiel darauf hinweist, wie man den eigenen Tag erlebt 
hat und seinen Gruß danach erst in einer bestimmten Form erwidert (vgl. 
Schützeichel 2004: 188 f.). 
.  
Beispiel für eine Einschubsequenz: 
 
Zeile 01 Herr Müller: Hallo. Schön, dass du da bist. 
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Zeile 02 Frau Müller: War das ein furchtbarer Tag. 
Zeile 03 Herr Müller: Wieso? 
Zeile 04 Frau Müller: Gibt ihrem Mann einen Kuss 
Zeile 05 Herr Müller: hattest du Stress im Büro? 
 
 
Mit Blick auf den Gruß und Gegengruß besteht die eigentliche 
Nachbarschaft hier zwischen Zeile 01 und Zeile 04, das sich die 
kommunikativen Handlungen hier im Gesamtkontext aufeinander beziehen. 
Die in Zeile 01 implizit enthaltene Erwartung wird hier von Frau Müller in 
Zeile 04 eingelöst, wobei sie dies auch auf eine andere kommunikative 
Handlung hätte tun können. Sie hätte hier in Zeile 04 zum Beispiel auch 
sagen können: „Hallo. Ich bin auch froh, dass ich zu Hause bin“. 
 
 
2.6 Präferenzorganisation 
 
Wie in Kapitel 2.4 dieser Arbeit dargestellt ist die Struktur von 
Paarsequenzen so angelegt, dass eine erste Äußerung eine zweite (Paar-) 
Äußerung erwartbar macht. So lässt zum Beispiel eine Frage eine Antwort 
erwarten oder ein Gruß einen Gegengruß. Der genaue Inhalt der zweiten 
Äußerung wird dabei aber durch die erste Äußerung nicht automatisch 
festgelegt. Bestimmte Eröffnungsäußerungen machen eine bestimmte 
zweite Äußerung aber nicht nur erwartbar, sondern „forcieren die Wahl nach 
bestimmten Optionen“ (Schützeichel 2004: 188). So lassen zum Beispiel 
Einladungen nur Annahme oder Ablehnung zu. Eine dieser beiden Optionen 
wird in der Regel von demjenigen, der eingeladen wurde präferiert, also 
bevorzugt. An der kommunikativen Ausgestaltung der Äußerung desjenigen, 
der eingeladen wurde, kann man erkennen, welche dieser beiden Optionen 
er präferiert. Die Konversationsanalyse hat gezeigt, dass die jeweils 
bevorzugte Option knapp und prompt vollzogen wird. Dispräferierte 
Äußerungen hingegen werden mit Verzögerung vollzogen und mit 
16 
  
Einleitungen, Begründungen und Abschwächungen versehen (vgl. Schütz-
eichel 2004: 189). 
 
Beispiel: 
 
Zeile 01 Frau Müller: Putzt du heute das Auto? 
Zeile 02 Herr Müller: Ja. 
 
oder 
Zeile 03 Herr Müller: Ja, öhm der Wagen müsste ja mal wieder auf 
Vordermann gebracht werden, aber schau dir mal das Wetter an und ich fühl 
mich heute auch nicht so gut ... 
 
Schützeichel geht davon aus, dass der eklatante Unterschied zwischen der 
präferierten Äußerung in Zeile 02 und der dispräferierten Äußerung in Zeile 
03 darin begründet liegen könnte, dass man dem Gesprächspartner mit 
einer mit Verzögerung vorgebrachten Ablehnung die Möglichkeit einräumen 
kann, sein Anliegen zu korrigieren und mögliche Spannungen  zwischen den 
Gesprächspartnern zudem abgemildert werden oder gar nicht erst 
aufkommen (vgl. Schützeichel 2004: 190).  
 
 
2.7 Gesamtorganisation 
 
Die gesprächsanalytische Forschung beschäftigt sich nicht nur mit der 
Relation zwischen einzelnen Gesprächsbeiträgen, sondern sie untersucht 
auch die Gesamtorganisation bestimmter  Kommunikationsformen, also den 
Verlauf von zum Beispiel Telefongesprächen, die auch Untersuchungs-
gegenstand der hier vorliegenden Arbeit sind. Telefongespräche sind durch 
klare Eröffnungen und strukturierte Beendigungen gekennzeichnet. So sind  
Eröffnungsphase und Beendigungsphase von Telefongesprächen typischer-
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weise durch das Vorkommen von Paarsequenzen gekennzeichnet (vgl. 
Schützeichel 2004: 191).  
 
 
Beispiel: 
 
1   Klingeln des Telefons 
H1 Identifikation durch den Angerufenen  
H2 Identifikation durch den Anrufer mit Grußformel 
H3 Grußformel durch den Angerufenen 
H4 Nennung des Grundes für den Anruf/Nennen des Anliegens durch den 
Anrufer 
 
H2 und H3 bilden hier die Paarsequenz (Gruß/Gegengruß). 
 
Dieses Beispiel verdeutlicht zudem, dass in Gesprächen vollzogenene 
Beiträge durchaus mehrere Funktionen haben können. H1 zum Beispiel ist 
nicht nur eine Reaktion auf 1, sondern dient hier gleichzeitig zur Identi-
fikation des Angerufenen.  
 
H2 lässt hier zudem erkennen, dass der Angerufene identifiziert wurde. 
Durch den Gegengruß in H3 wird deutlich, dass auch der Angerufene den 
Anrufer identfiziert hat.  
 
Die Beendigung von Telefongesprächen ist in der Regel durch paarige 
Verabschiedungsformeln organisiert („Tschüss“ – „bis dann“ oder „Auf 
Wiederhören“ – „Wiederhören“ etc.). 
 
In Paarsequenzen organisierte Gesprächseröffnungen und -beendigungen 
konnten auch in der hier untersuchten Telefongesprächen sehr häufig 
beobachtet werden. 
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3  Grundlegendes zur Bürger-Verwaltungs- 
    Kommunikation 
 
Die Kommunikation zwischen Mitarbeitern der Verwaltung und Bürgern ist 
bestimmten Bedingungen unterworfen, die sich aus dem institutionellen 
Rahmen, in dem sie stattfinden, ergeben. Mit Blick auf die hier 
durchzuführende Untersuchung erscheint es deshalb sinnvoll, in diesem 
Kapitel zunächst die Institution Verwaltung, ihre Funktionsweise sowie die 
unterschiedlichen Handlungsvoraussetzungen der Akteure von Bürger-
Verwaltungs-Gesprächen näher zu beleuchten und sich darüber hinaus vor 
der qualitativen Analyse der hier zur Untersuchung herangezogenen 
Gespräche mit verschiedenen Aspekten von Sprache und Verwaltung zu 
beschäftigen, um damit eine umfassende theoretische Fundierung zu dem 
dieser Arbeit zu Grunde liegenden Thema zu liefern. 
 
 
3.1 Verwaltung und Verwalten 
 
Verwaltungen sind Organisationen mit dem Auftrag des Verwaltens. Die 
Aufgabe des Verwaltens besteht im zeitnahen Betreuen, Leiten, Lenken und 
Verantworten dynamischer Systeme nach vorgegebenen Regeln und 
Bestimmungen. Verwaltungen planen, überwachen, steuern und 
kontrollieren den Umgang mit Gütern, Tätigkeiten und Leistungen (vgl. 
Fuchs et al. 1978: 838). Versteht man Verwaltung in diesem Sinne, so 
verfügen alle größeren, bürokratisch strukturierten gesellschaftlichen 
Einrichtungen über das Institut der Verwaltung, welches als operative Einheit 
einer solchen Einrichtung die in der jeweiligen Einrichtung notwendigen 
Tätigkeiten des Verwaltens verrichtet (vgl. Becker-Mrotzek 2001: 1507). Die 
Institution Verwaltung, deren Service Center-Kommunikation Gegenstand 
dieser Arbeit ist, unterscheidet sich vom Institut der Verwaltung in Politik, 
Religion, Wirtschaft, Sport oder Kultur dadurch, dass sie mit staatlichen 
Hoheitsrechten ausgestattet selbstständig Verwaltungsaufgaben wahrnimmt. 
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3.2 Die Öffentliche Verwaltung und ihre Funktion 
 
Der Begriff öffentliche Verwaltung wird gemeinhin als Oberbegriff für die 
Verwaltungen verwendet, die Aufgaben des Staates oder der kommunalen 
Selbstverwaltung wahrnehmen (vgl. Holtmann 2006: 333). In Artikel 20 (2) 
der Verfassung der Bundesrepublik Deutschland (Grundgesetz) ist das 
Prinzip der Gewaltenteilung festgeschrieben. Die Staatsgewalt, deren Träger 
das Volk ist, ist in Legislative (gesetzgebende Gewalt), Judikative 
(rechtsprechende Gewalt) und Exekutive (vollziehende Gewalt) aufgeteilt.9 
Als ausführende Organe des Staates gehören öffentliche Verwaltungen zur 
vollziehenden Gewalt. Sie sind somit Teil der Exekutive des Staates (vgl. 
Becker-Mrotzek/Scherner 2000: 632). Öffentliche Verwaltungen sind in 
ihrem Handeln an Recht und Gesetz gebunden, „so daß sich 
Verwaltungshandeln in einem demokratischen Rechtsstaat der Idee nach 
aus Gesetzen herleitet“ (Becker-Mrotzek 1999: 1392). Gesetze des 
öffentlichen Rechts, die beispielsweise Gebote und Verbote regeln und 
damit das Verhalten der Bürger steuern sollen, werden für den Bürger durch 
den Verwaltungsakt konkretisiert (vgl. Fotheringham 1981: 105) und erst 
durch den Vollzug desselben dann zu einem ihn real betreffenden Faktum. 
Grundsätzlich besteht die Aufgabe öffentlicher Verwaltungen im Regeln der 
Beziehung zwischen Bürgern und dem Träger der hoheitlichen Gewalt (vgl. 
Rehbein 1977: 12 ff.). Öffentliches Verwalten kann insoweit als Planen, 
Gestalten und Steuern des gesellschaftlichen Zusammenlebens verstanden 
werden. Ist hier von öffentlicher und nicht von staatlicher Verwaltung die 
Rede, dann auch deshalb, weil nicht die gesamte öffentliche Verwaltung im 
engeren Sinne staatlich ist. Die kommunale Selbstverwaltung wird in der 
Regel von den zentralen staatlichen (Länder- bzw. Bundes-) Verwaltungen 
unterschieden. So erfüllen beide zwar öffentliche Aufgaben, jedoch 
unterstehen die öffentlichen Verwaltungen der Städte und Gemeinden nicht 
der Staatsverwaltung, sondern nur deren Aufsicht (vgl. Mayntz 1978: 1 f.). 
 
                                            
9 Vgl. hierzu Artikel 20 des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland. 
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3.3 Aufgaben der Kommunalverwaltung 
 
Da in dieser Arbeit die Service Center-Kommunikation kommunaler 
Verwaltungen untersucht wird, sollen nachfolgend die verschiedenen 
Aufgaben der Kommunalverwaltung skizziert werden. Artikel 28 (2) des 
Grundgesetzes garantiert Gemeinden das Recht, „alle Angelegenheiten der 
örtlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Verantwortung 
zu regeln“ (Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland, Artikel 28 (2)). 
Die allgemeine Zuständigkeit für die Erledigung der in ihrem Territorium 
anfallenden Aufgaben liegt somit bei den Kommunalverwaltungen selbst. Bei 
der Ausführung von durch Bund oder Land gesetzlich geregelter Aufgaben, 
sind die Kommunalverwaltungen jedoch verpflichtet, sich an die von Bund 
oder Land vorgegebenen Gesetze zu halten. Wie es unter diesen 
Bedingungen um das tatsächliche Ausmaß faktischer Selbstständigkeit auf 
kommunaler Ebene bestellt ist, „hängt nicht nur von dem Umfang der auf 
lokaler Ebene liegenden Entscheidungskompetenzen ab, sondern auch von 
den finanziellen Möglichkeiten der Kommunalverwaltung, innerhalb des 
eigenen Entscheidungsspielraumes aktiv zu werden“ (Mayntz 1978: 99). 
Kommunale Parlamente, die es in kreisfreien Städten und kreisangehörigen 
Gemeinden gibt, haben im Vergleich zu den Parlamenten auf Landes- oder 
Bundesebene kaum gesetzgebende Funktionen. Die legislativen Aufgaben 
der kommunalen Parlamente beziehen sich eher auf den Erlass von 
Benutzungs- oder Gebührenordnungen oder Satzungen etc. Entschei-
dungen im kommunalen Bereich tangieren vornehmlich die Bereiche 
Infrastruktur, öffentliche Versorgungs- und Entsorgungseinrichtungen, 
Entwicklungsaufgaben (z.B. Stadtentwicklung) und kommunale Dienst-
leistungen zum Beispiel im sozialen oder kulturellen Bereich (vgl. Mayntz 
1978: 99). Unterschieden wird dabei zwischen Pflichtaufgaben nach 
Weisung (Wahrnehmung hoheitlicher Aufgaben), Pflichtaufgaben ohne 
Weisung (Wahrnehmung der Aufgabe der Daseinsversorgung und in 
Krisensituationen), freiwilligen Aufgaben und staatlichen Auftrags-
angelegenheiten. Bei Pflichtaufgaben nach Weisung handelt es sich um von 
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Bund oder Land auf Kommunen übertragene Aufgaben, wobei die Art und 
Weise der Erfüllung dieser Aufgaben gesetzlich vorgeschrieben ist. Zu 
solchen Aufgaben gehören zum Beispiel das Meldewesen, Pass- und 
Ausländerangelegenheiten oder die Auszahlung von Transferleistungen wie 
Sozialhilfe oder Wohngeld. Weisungsfreie Pflichtaufgaben sind Aufgaben, 
die die Kommune zwar auch erfüllen muss, jedoch gibt es für die 
Kommunen bei der Umsetzung solcher Aufgaben bestimmte Handlungs-
spielräume, die wiederum gesetzlich geregelt sind. Zu dieser Aufgaben-
kategorie gehören zum Beispiel die Bauplanung, der Betrieb und die 
Unterhaltung kommunaler Grün- und Verkehrsflächen, Abfall-, Wasser- und 
Energieversorgung oder die Bereitstellung der Feuerwehr. Zu den 
freiwilligen Aufgaben gehören Maßnahmen zur Kommunalentwicklung (z.B. 
Sportstätten, Theater, Bäder etc.), die von Städten und Gemeinden unter 
Berücksichtigung der Interessen der Bürgerinnen und Bürger wahrge-
nommen werden sollen bzw. freiwillig wahrgenommen werden können. Zu 
den staatlichen Auftragsangelegenheiten zählen zum Beispiel die Durch-
führung von Bundes- und Landeswahlen, Volkszählungen oder das Erfassen 
von Wehrpflichtigen. Hier verfügt der Staat über ein bis ins Detail gehende 
Weisungsrecht bezüglich der Ausführung der entsprechenden Aufgaben 
(vgl. Bieker 2006: 35 ff.).  Etwa 75% aller von Bund und Land erlassenen 
Gesetze werden auf kommunaler Ebene ausgeführt. Diese Zahl verdeutlicht, 
dass die Verwaltungen der Kommunen erster Ansprechpartner der Bürger 
für die Erledigung deren vielfältigen (Lebens-) Angelegenheiten und damit 
für den Bürger nahezu allgegenwärtig sind (vgl. Bieker 2006: 1). Dies 
wiederum lässt erkennen, wie wichtig das Gelingen der Kommunikation 
zwischen Mitarbeitern der kommunalen Verwaltungen und Bürgern nicht nur 
im Sinne von Bürgernähe und Bürgerzufriedenheit, sondern auch im Sinne 
eines reibungslosen gesellschaftlichen Miteinanders ist. Letzteres zumal 
dann, wenn öffentliches Verwalten Planen, Gestalten und Steuern des 
gesellschaftlichen Zusammenlebens bedeutet (vgl. Kapitel 2.2 dieser Arbeit). 
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3.4 Zur Funktionsweise der Verwaltung 
 
Um die Institution Verwaltung noch besser fassen zu können, muss neben 
der allgemeinen Funktion und den Aufgaben der Verwaltung (hier, weil für 
diese Arbeit relevant, Aufgaben der Kommunalverwaltung) auch ihre 
Funktionsweise betrachtet werden. Dies hier zumal deshalb, da die durch 
Verrechtlichung, Monopolstellung, Schriftdominanz, eine verwaltungs-
spezifische Verfahrensweise sowie unterschiedliche Handlungsvoraus-
setzungen der Teilnehmer der Bürger-Verwaltungs-Kommunikation gekenn-
zeichnete Funktionsweise Einfluss auf die Kommunikation zwischen 
Mitarbeitern der Verwaltung und Bürgern hat (vgl. Becker-Mrotzek 2001: 
1507). 
 
 
3.4.1 Verrechtlichung und Monopolstellung 
 
Die politisch-ökonomische Entwicklung in den letzten beiden Jahrhunderten 
und die damit einhergehende Weiterentwicklung des Staates hin zu einem 
modernen und sozialen demokratischen Rechtsstaat hat neben der dadurch 
notwendig gewordenen Erweiterung des Verwaltungsapparates und dessen 
Aufgaben durch ein stetiges Zunehmen der Verrechtlichung auch die innere 
Funktionsweise der Verwaltung verändert (vgl. Becker-Mrotzek 2001: 
1506f.).10 Das Zunehmen der Verrechtlichung ist dabei eng verknüpft mit der 
Herausbildung eines bürgerlich-liberalen Rechtsstaates (vgl. Holtmann 
2005: 339). Der Eingriff der Verwaltung in die Rechte des Bürgers durfte 
seither nur noch auf der Grundlage gerichtlich überprüfbarer Gesetze 
erfolgen. Dies war auch deshalb mit Konsequenzen für das nun stärker 
durch Verwaltungsgesetze, Verordnungen und Erlasse bestimmte 
Verwaltungshandeln verbunden, da selbiges sich jetzt an Transparenz und 
Überprüfbarkeit ausrichten musste. Ein weiteres Merkmal, das Verwaltungen 
                                            
10 Der Begriff Verrechtlichung soll hier zum Ausdruck bringen, dass der Handlungsspielraum 
der Verwaltungen zunehmend durch Gesetze, Verordnungen und Erlasse bestimmt bzw. 
eingeschränkt wurde. 
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kennzeichnet, ist die Monopolstellung, die sie inne haben. Verwaltungen 
agieren konkurrenzlos. Neben ihnen gibt es – anders als in der 
Privatwirtschaft – keinen weiteren Anbieter, der die von ihr zu erbringenden 
Leistungen offerieren würde, so dass dem Bürger keine Wahlmöglichkeit 
bleibt. Becker-Mrotzek sieht darin die Ursache für eine gewisse 
„Beharrungstendenz und Entwicklungsträgheit“ (Becker-Mrotzek 2001: 
1508), die die Verwaltung ebenso kennzeichnet wie ein auch heute – trotz 
aller Bemühungen der Verwaltungen, den Bürger nicht mehr als Untertan, 
sondern als Kunden zu begreifen – noch nicht gänzlich auszuschließendes 
Obrigkeitsdenken der Verwaltungsmitarbeiter in Bezug auf deren Stellung zu 
dem in einem gewissen Abhängigkeitsverhältnis zur Verwaltung befindlichen 
Bürger (vgl. Rehbein 1999: 662). Aus den vorstehend genannten Merkmalen 
(Verrechtlichung, Monopolstellung, Obrigkeitsdenken) lassen sich die 
spezifische Verfahrensweise innerhalb der Verwaltung, die Bedeutung von 
Schriftlichkeit innerhalb des Verwaltungshandeln als auch die 
unterschiedlichen Handlungsvoraussetzungen der Teilnehmer der Bürger-
Verwaltungs-Kommunikation und deren Verhältnis zueinander als 
bestimmende Faktoren eines Bürger-Verwaltungs-Gespräches ableiten.  
 
 
3.4.2 Verfahrensweise innerhalb der Verwaltung 
 
Verwaltungshandeln ist an bestimmte Bedingungen gebunden und unterliegt 
zudem bestimmten Erfordernissen. Eine dieser Bedingungen ist die, dass, 
wie weiter oben bereits ausgeführt, Handlungen der Verwaltung auf einer 
angebbaren und überprüfbaren rechtlichen Grundlage erfolgen müssen. Die 
im Detail immer feingliedriger werdende und zunehmend durch 
Herausstellung von Unterschieden gekennzeichnete Gesetzgebung und 
Rechtssprechung macht Verwaltungshandeln zudem immer komplexer. Dies 
hat zur Folge, dass es für den (Verwaltungs-) Laien immer weniger 
nachvollziehbar wird und trotz gewisser Optimierungsversuche im Bereich 
der schriftlichen Bürger-Verwaltungs-Kommunikation, die in dieser Arbeit zu 
einem späteren Zeitpunkt noch skizziert werden, zunehmend zu 
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Verständnisproblemen führt (vgl. Becker-Mrotzek 2001: 1508). Eine weitere 
Bedingung, die die Verfahrensstruktur der Verwaltung prägt, ist die 
Bedingung der Gleichbehandlung, die auf dem Verfassungsgrundsatz der 
Gleichheit beruht (vgl. Artikel 3 des Grundgesetzes der Bundesrepublik 
Deutschland) und eine Gleichbehandlung jedes einzelnen Falles erfordert. 
Des Weiteren unterliegt Verwaltungshandeln aufgrund des massenhaften 
Aufkommens zu bearbeitender Fälle dem Erfordernis einer arbeitsteiligen 
Erledigung der anfallenden Aufgaben (vgl. Becker-Mrotzek 2001: 1508). 
Diese Bedingungen und Erfordernisse haben zu einem klar strukturierten, 
durch festgelegte Eingangsbedingungen für die Eröffnung eines 
Verwaltungsaktes, vorgegebene Bearbeitungsformen und Verfahrensschritte 
sowie einem festgelegten Schlusspunkt des Verwaltungsaktes 
gekennzeichneten Verwaltungsverfahren geführt, an welchem sich die 
Mitarbeiter der Verwaltung in ihrem Handeln mehr oder weniger starr 
orientieren (müssen) (vgl. Becker-Mrotzek 2001: 1508)11. Lüdenbach und 
Herrlitz gehen sogar soweit, Verwaltungshandeln als „konditionales 
Entscheidungsprogramm“ (Lüdebach/Herrlitz 1981: 308) zu bezeichnen, das 
einem Abarbeiten einer Liste von zu erfüllenden Bedingungen gleicht, an 
dessen Ende genau dann, wenn alle auf dieser Liste stehenden 
Bedingungen erfüllt sind, eine bestimmte Entscheidung zu treffen ist. 
Becker-Mrotzek verweist in dem Zusammenhang auf ein Problem, dass er 
mit der durch ein solches Verfahren bedingten Schwierigkeit der „Zuordnung 
von konkreten Fällen der Lebenswirklichkeit zu den abstrakten Kategorien 
der Verwaltung“ umschreibt, „denn die Vielfältigkeit und tendenzielle 
Unbestimmtheit des Alltags schließen eine einfache Zuordnung aus“ 
(Becker-Mrotzeck 2001: 1508). Auch die interne, hierarchisch geordnete 
Kompetentstruktur der Verwaltung, die genau festlegt, welche 
Verantwortlichkeiten, Rechte und Pflichten die Mitarbeiter der Verwaltung 
innerhalb des durch feste Arbeitsregeln und Einhalten der Dienstwege 
gekennzeichneten Arbeitsbetriebes haben (vgl. Holtmann 2005: 338), 
                                            
11 Rehbein erfasst den gesamten Verwaltungsvorgang in einem „Praxeogram“, welches die 
Starrheit und Komplexität des Verwaltungshandelns sehr deutlich nachvollziehbar macht 
(vgl. Rehbein 1999: 663). 
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bestimmt die Verfahrensweise der Mitarbeiter der Verwaltung. Das 
Eingebundensein in respektive Gebundensein an eine solche durch 
vielfältige Bedingungen und Erfordernisse bestimmte Struktur schränkt die 
Mitarbeiter der Verwaltung nicht nur in ihrem Handlungsspielraum ein, 
sondern muss zwangsläufig auch ihr Kommunikationsverhalten gegenüber 
dem Bürger beeinflussen. Denn: Wer an eine solche Struktur gebunden ist, 
der kann auch nur auf eine bestimmte Art und Weise kommunizieren, und 
zwar nur so, wie die vorgegebene Struktur es erlaubt. 
 
 
3.4.3  Die Bedeutung von Schriftlichkeit innerhalb der Verwaltung 
 
Rehbein sieht den Zweck des Verwaltens unter anderem auch im Bewahren 
von Wissen (vgl. Rehbein 1998: 661). Die Menge des zu erhebenden, 
arbeitsteilig zu bearbeitenden und anschließend zu speichernden Wissens 
ist in Verwaltungen aufgrund der Massenhaftigkeit der aufkommenden Fälle 
enorm hoch. Sie macht die Nutzung eines geeigneten Speichermediums 
erforderlich. So ist es kaum verwunderlich, dass Texte, also Schriftlichkeit, in 
Verwaltungen gegenüber Mündlichkeit dominieren, zumal Wissen sich in 
schriftlichen Texten am besten speichern und Sachverhalte sich anhand von 
schriftlichen Texten am besten nachvollziehen und überprüfen lassen. (vgl. 
Becker-Mrotzek/Scherner 2000: 633; vgl. Rehbein 1999: 665; vgl. Ehlich 
1983: 29 ff.). „Typisch  für Verwaltungsakte ist daher, dass sie als Vorgang 
geführt und in einer Akte fortlaufend dokumentiert werden“ (Becker-Mrotzek 
2001: 1509). Verwaltungshandeln beruht somit im Wesentlichen auf 
schriftlichen Texten (vgl. Rehbein 199: 665). Mitarbeiter der Verwaltung sind 
in ihrem Denken und Handeln also deshalb eher schriftformorientiert, weil 
das gesamte Verwaltungshandeln bzw. „seine Voraussetzungen, 
Verfahrensweisen und Resultate schriftbasiert sind“ (Becker-Mrotzek 2001: 
1509). Das Alltagshandeln der Bürger hingegen ist eher durch Mündlichkeit 
gekennzeichnet. „Sie speichern und kommunizieren ihr Wissen, 
insbesondere auch ihr biographisches, eher mündlich“ (Becker-Mrotzek 
2001: 1509).  
26 
  
3.4.4 Zu den unterschiedlichen Handlungsvoraussetzungen der 
         Teilnehmer der Bürger-Verwaltungs-Kommunikation als  
         Experten und Laien 
          
Im Rahmen der Bürger-Verwaltungs-Kommunikation treffen Teilnehmer mit 
unterschiedlichem Wissen hinsichtlich der auszuführenden Aufgaben 
aufeinander. Selting spricht diesbezüglich davon, dass Professionalität auf 
Laientum trifft (vgl. Selting 1987: 65). Nach Bromme & Rambow sind 
Experten solche Personen, „die komplexe berufliche Anforderungen 
bewältigen, für die sie sowohl theoretisches (...) Wissen als auch praktische 
Erfahrungen haben sammeln müssen (Bromme & Rambow 2000: 542). Bei 
Laien hingegen handelt es sich um Personen, „die zwar von den Problemen 
betroffen sind, für die die Experten zuständig sind, denen aber die 
Ausbildung und die institutionellen Rahmenbedingungen für eine 
eigenständige Problemlösung fehlen, und die diese auch gar nicht 
anstreben“ (Bromme & Rambow 2000: 542). Geht man von diesen 
Definitionen aus, so handelt es sich bei der Kommunikation der Teilnehmer 
der Bürger-Verwaltungs-Kommunikation, die Rehbein als „Agenten“ und 
„Klienten“ bezeichnet (Rehbein 1999: 662), um Kommunikation zwischen 
Experten und Laien12: Auf der einen Seite stehen die fachlich ausgebildeten 
Mitarbeiter der Verwaltung, die die Gesetze, Verwaltungsvorschriften und 
Verfahrensweisen kennen und somit über ein „Institutionswissen 2. Stufe“ 
(Becker-Mrotzek 2001: 1509) verfügen. Auf der anderen Seite agieren 
Bürger, die in der Regel keinerlei Kenntnisse bezüglich des 
                                            
12 Neben den in diesem Unterkapitel bereits erwähnten Autoren, die sich mit diesem Thema 
beschäftigt haben, soll anhand der folgenden Arbeiten hier exemplarisch auf den 
Forschungsstand zum Thema Experten-Laien-Kommunikation hingewiesen werden: 
Jennifer Hartog: „Das Schweigen der Experten und das Schweigen der Laien“ (1990); 
Ronald Hitzler: Wissen und Wesen des Experten. Ein Annäherungsversuch“ (1994); Ludwig 
Jäger: „Expertenkultur und Sprachkultur: ‚Innersprachliche Mehrsprachigkeit’ und das 
Problem der Transparenz des Expertenwissens“ (1996); Elisabeth Gülich: „‚Experten’ und 
‚Laien’. Der Umgang mit Kompetenzunterschieden am Beispiel medizinischer 
Kommunikation“ (1999); Anita Fetzer: „Was muss ich machen, wenn ich will, dass er das 
macht?“ Eine interpersonal orientierte Gesprächsanalyse von ExpertInnen/Laien-
Kommunikation (2000); Matthias Nückles: „Perspektiveübernahmen von Experten in der 
Kommunikation mit Laien. Eine Experimentalserie im Internet (2001); Sigurd Wichter/Gerd 
Antos (Hrsg.): Wissenstransfer zwischen Experten und Laien. Umriss einer 
Transferwissenschaft“ (2001). 
27 
  
Verwaltungshandelns haben und lediglich über „ein allgemeines 
Institutionswissen 1. Stufe“ (Becker-Mrotzek 2001: 1509) bzw. Alltagswissen 
verfügen (vgl. Selting 1987: 64). Selting spricht in Bezug auf Bürger-
Verwaltungs-Gespräche von einer Kontaktsituation, „in der 
Interaktionsteilnehmer miteinander interagieren, die ihr Wissen bezüglich der 
durchzuführenden Interaktion aus unterschiedlichen Bezugssystemen 
beziehen“ (Selting 1987: 63), wobei sie unter Bezugssystem „das jeweilige 
Weltwissen sowie die jeweilige Realitätskonzeption eines Teilnehmers“ 
versteht, „das er/sie in die Interaktion einbringt (...)“ (Selting 1984: 63). Diese 
unterschiedlichen Bezugssysteme drücken sich in der konkreten 
Kontaktsituation „in den jeweiligen Annahmen und Erwartungen aus, von 
denen ein Interaktionsteilnehmer unhinterfragt ausgeht“ und „resultieren aus 
dem unterschiedlichen Stellenwert, den diese Kontaktgespräche im 
Alltagsleben der Teilnehmer einnehmen“ (Selting 1987: 64): Bürger nehmen 
nur selten an einer Interaktion des Typs Bürger-Verwaltungs-Gespräch teil. 
Er ist ihnen eher fremd. Sie haben in ihrem Alltagsleben nicht permanent mit 
diesem Interaktionstyp zu tun. Für Verwaltungsmitarbeiter hingegen gehören 
Bürger-Verwaltungs-Gespräche insofern zum Alltag, als sie sie (nahezu) 
jeden Tag führen (dies trifft im Besonderen zu für die Mitarbeiter der Service 
Center) und deshalb bei ihnen von einer routinemäßigen, 
selbstverständlichen Bewältigung selbiger ausgegangen werden kann. 
Zudem fallen die zwischen Mitarbeitern der Verwaltung und Bürgern 
geführten Gespräche für den Mitarbeiter in den Bereich einer für ihn 
ebenfalls Alltag bedeutenden innerbehördlichen Welt. Der Bürger hingegen 
hat in diese, von Habermas als „formal organisierten Handlungsbereich“ 
(Habermas 1981: 455) bezeichneten Welt, in dem bestimmte, sich aus der 
verwaltungsspezifischen Verfahrensstruktur ergebende Regeln des 
Miteinander-Kommunizierens und -Kooperierens herrschen, „die von den 
Behördenmitarbeitern offenbar auch als Bezugssysteme in der Bürger-
Verwaltungs-Kommunikation zugrunde gelegt werden“ (Selting 1987: 64), 
weder Einblick, noch hat er Zutritt zu ihr. Vereinfacht gesprochen, heißt dies, 
dass die Mitarbeiter der Verwaltung ihr intern erlerntes und praktiziertes 
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Kommunikationsgebaren auch in die Kontaktsituation mit dem Bürger 
übertragen. Dieses unterscheidet sich aber maßgeblich von dem eher durch 
Alltagssituationen geprägten Kommunikationsgebaren des Bürgers. In der 
konkreten Kontaktsituation scheint zudem „das Wissen der 
Behördenmitarbeiter über die Alltagswelt und die Bezugssysteme der 
Klienten, an der sie selbst z.B. in ihrer Freizeit teilhaben, in 
Kontaktgesprächen oftmals in Vergessenheit zu geraten“ (Selting 1987: 64). 
Letzteres schließt Selting aus der von ihr vorgenommenen Analyse von 
Bürger-Verwaltungs-Gesprächen, die in dieser Arbeit zu einem späteren 
Zeitpunkt noch ausführlich besprochen wird. Anders als die Mitarbeiter der 
Verwaltung sind Bürger zudem oftmals in persönlicher Weise von den 
Handlungen der Verwaltung betroffen. Das bedeutet, dass zwischen den 
Akteuren der Bürger-Verwaltungs-Kommunikation auch auf emotionaler 
Ebene eine asymmetrische Kontaktsituation zu unterstellen ist: Ein Bürger, 
der an die Verwaltung heran tritt, weil er zum Beispiel Sozialhilfe benötigt, 
um seine wirtschaftliche Existenz sichern zu können, ist in der 
Kontaktsituation mit einem Mitarbeiter der Verwaltung emotional viel stärker 
involviert als der Mitarbeiter, für den die Bewältigung einer solchen Situation 
Routine ist und dessen Existenzsicherung nicht von dem Ausgang der 
Interaktion abhängt. Bromme & Rambow sehen in den beschriebenen 
Perspektive-Divergenzen zwischen Experten und Laien eine der 
Hauptursachen für Verständigungsprobleme. Dabei gehen sie davon aus, 
dass die Perspektive eines Menschen gleichermaßen Aspekte seines 
Wissens, seiner Wahrnehmungsgewohnheiten, seiner Einstellungen etc. 
umfasst. Da es jedoch in der konkreten Kontaktsituation für die Akteure 
kaum Möglichkeiten gibt, sich über den für das Gelingen ihrer 
Kommunikation notwendigen geteilten Bezugsrahmen auszutauschen, hängt 
der Erfolg der Kommunikation zwischen den Akteuren maßgeblich davon 
abhängt, wie gut es insbesondere dem Experten gelingt, die Perspektive des 
Laien einzunehmen respektive zu antizipieren (vgl. Bromme & Rambow 
2000: 543 ff.). Dies aber ist gerade deshalb sehr schwierig, da der Experte 
nicht nur einfach über mehr Wissen verfügt als der Laie, „sondern dieses 
’mehr’ (...) in ein komplexes Bezugssystem von über lange Jahre 
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erworbenen Wissenstrukturen“ eingebettet ist (Bromme & Rambow 2000: 
545). Grönert geht in Anlehnung an Hartung (1998) davon aus, dass es 
auch deshalb zu Verständigungsproblemen zwischen den Interaktanten der 
Bürger-Verwaltungs-Kommunikation kommt, weil die Akteure die von ihnen 
in der Kontaktsituation durchaus wahrgenommenen Perspektive-
Divergenzen zwar bemerken, diese aber aus folgendem Grund nicht weiter 
beachteten bzw. bearbeiten: „Aufgrund der unterschiedlichen 
Handlungsmöglichkeiten und der ungleichen Machtverteilung wird die 
Position der Verwaltung von beiden Seiten häufig als die überlegene 
empfunden und keine Notwendigkeit gesehen, gemeinsame Perspektiven zu 
bearbeiten und auszuhandeln“ (Grönert 2004: 39). Ob die Interaktion 
erfolgreich ist oder nicht, hängt letztlich aber auch davon ab, „ob die 
Perspektive des anderen überhaupt wahrgenommen und gelten gelassen 
wird (Grönert 2004: 40), vgl. dazu auch Hartung 1998: 67).  
 
Zusammenfassend kann hier somit festgestellt werden, dass in Bürger-
Verwaltungs-Gesprächen Akteure mit unterschiedlichen 
Handlungsvoraussetzungen aufeinandertreffen, und dass diese sich 
größtenteils aus dem Zusammentreffen von „institutionellen und alltäglichen 
Handlungsformen“ (Becker-Mrotzek 2001: 1509) ergeben. Aus dem 
Aufeinandertreffen von Institution und Alltag, Professionalität und Laientum, 
Schriftlichkeit und Mündlichkeit sowie dem Vorhandensein motivationaler 
und intentionaler Diskrepanzen erwachsen in der konkreten Kontaktsituation 
Probleme, die „von den handelnden Subjekten bei der Lösung konkreter 
Aufgaben bewältigt werden“ müssen (Becker-Mrotzek 2001: 1510), damit 
die Kommunikation zwischen Ihnen erfolgreich verlaufen kann. Diese 
besonderen Bedingungen, denen Bürger-Verwaltungs-Gespräche 
unterworfen sind, unterscheiden sie maßgeblich von anderen Diskurstypen 
und machen sie auch deshalb zu einem aus gesprächsanalytischer Sicht 
interessanten Untersuchungsgegenstand.  
 
 
 
30 
  
3.5 Sprache und Verwaltung 
 
Verwaltungshandeln ist zum größten Teil sprachliches Handeln  (vgl. 
Becker-Mrotzek 1999: 1392; vgl. Rehbein 1999: 662; vgl. Büter/Schimke 
1993: 11). Dass Verwaltungen mit Sprache ein Tun verrichten, wird genau 
dann deutlich, wenn man beispielsweise an Eingriffe, Eingriffshinderungen 
und Bewilligungen (oder die Nichtbewilligung von Anträgen etc.) denkt, die 
von Verwaltungen vorgenommen werden und die Veränderung eines 
Zustandes herbeiführen (vgl. Knoop 1998: 867). Wenn der eigentliche 
Zweck des Verwaltungshandelns „in der Planung und Überwachung von 
Tätigkeiten, die der Lösung gesellschaftlicher Problemlagen dienen“ 
(Becker-Mrotzek 1999: 1392) liegt, dann ist dies eng an die Bearbeitung von 
Wissen geknüpft. Daten werden erhoben, ausgewertet und gespeichert. 
Informationen werden verarbeitet, umgewandelt und zwischen den am 
Verwaltungshandeln beteiligten Akteuren ausgetauscht. Bei der Bewältigung 
dieser Aufgaben kommt der Sprache eine zentrale Bedeutung zu: „Sie ist 
das Instrument des Verwaltungshandelns“ (Becker-Mrotzek 1999: 1392). 
 
 
3.5.1 Historische Aspekte der Entwicklung der Verwaltungssprache 
 
Der Entwicklungsprozess der Verwaltungssprache ist eng verknüpft mit der 
geschichtlichen Entwicklung der Institution Verwaltung. Die Institution 
Verwaltung, wie wir sie heute kennen, hat ihre Vorläufer im Mittelalter, das 
mit seinen „feudalen Gesellschaftsverhältnissen, seinen kleinräumigen 
Lebens- und Machtstrukturen und seinen überwiegend bäuerlich-
handwerklichen Produktionsformen“ (Becker-Mrotzek 1999: 1392) eher 
geringen gesellschaftlichen Verwaltungsbedarf hatte. Becker-Mrotzek sieht 
in der damaligen, einzelfallorientierten und durch einen stark gefügten 
Satzbau und „eine bildhafte, formelreiche Sprache“ (Wagner 1972: 103) 
gekennzeichneten Verwaltungssprache der Kanzleien der Könige und 
Landesfürsten ein Mittel des Interessenausgleichs und der Machtverteilung 
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zwischen bzw. unter eben diesen, zumal aufgrund der feudalen 
Herrschaftsverhältnisse seinerzeit nur eine Minderheit der Bevölkerung von 
Verwaltungshandlungen betroffen war (vgl. Becker-Mrotzek 1998: 1393). Im 
Zuge der Entwicklung „zentralstaatlicher Gewalten und der Ausbildung von 
Eingriffsverwaltungen als organisatorische Einheiten“ Becker-Mrotzek 1998: 
1393) entwickelte sich Verwaltungssprache dann zu einem 
Herrschaftsinstrument gegenüber großen Teilen der Bevölkerung. Die 
Sprache der Verwaltung war nun durch eine gehobene, gewichtige, 
umständliche Ausdrucksweise gekennzeichnet, um mit ihr „eine deutliche 
Distanz zwischen Obrigkeit und Untertan“ (Wagner 1972: 104) zu schaffen. 
Diese Ausdrucksweise blieb bis ins 19. Jahrhundert die typische 
Ausdrucksweise der Verwaltung (vgl. Wagner 1972: 104). Erst im Zuge der 
Demokratisierung des Staatswesens weicht diese Ausdrucksweise dann 
einer schlichteren und sachlicheren Ausdrucksweise, die autoritäre Formen 
zu vermeiden sucht (vgl. Wagner 1972: 105). Verwaltungssprache wird 
somit zu dem Instrument der Verwaltung, wie wir es heute kennen: Sie wird 
zu einer funktionalen Fachsprache. 
 
 
3.5.2 Verwaltungssprache als Fachsprache 
 
Das primäre Merkmal einer Fachsprache ist das Spezialvokabular, dessen 
sie sich bedient (vgl. Fluck 1996: 72). Die Besonderheit einer Fachsprache 
liegt in ihrem speziell an die Bedürfnisse des eigenen Faches ausgerichteten 
Wortschatz, der sie zum „Mittel einer optimalen Verständigung über ein 
Fachgebiet unter Fachleuten macht“ (Schmidt: 1969: 18). Legt man diese 
Definition von Schmidt zu Grunde, so wird deutlich, dass sich die 
Verwaltungsfachsprache dadurch von anderen Fachsprachen unterscheidet, 
dass ihr über die „fachsprachliche Binnenverständigung hinaus die 
Umsetzung in die Allgemeinsprache des Publikums bzw. umgekehrt die 
Hereinnahme allgemeinsprachlicher Äußerungen aus dem Publikum 
aufgegeben ist“ (Knoop 1998: 866), zumal im Rahmen des 
Verwaltungshandelns eben nicht nur Fachleute untereinander, sondern auch 
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Fachleute (Verwaltungsmitarbeiter) mit Laien (Bürger) kommunizieren. Die 
besondere Schwierigkeit des Funktionierens der Verwaltungsfachsprache 
liegt somit darin begründet, dass sie gleich zwei unterschiedliche Aufgaben 
zu erfüllen hat: Einerseits muss sie, da Verwaltungen staatliche Aufgaben 
umzusetzen haben und dabei an rechtliche Vorgaben gebunden sind, 
fachsprachliche Kriterien erfüllen. Intern können und müssen Verwaltungen 
ihre Fachsprache pflegen und betreiben. Andererseits sind die Adressaten 
des Verwaltungshandelns keine Verwaltungs-Fachleute, so dass 
Verwaltungssprache bei der Umsetzung des an den Bürger gerichteten 
Verwaltungshandelns auch in hohem Maße allgemeinsprachlichen Kriterien 
gerecht werden muss (vgl. Becker-Mrotzek 1999: 1396; vgl. Knoop 1998: 
866 f.). Otto spricht in diesem Zusammenhang von der Paradoxie, „eine 
Fachsprache zu haben, die zugleich Gemeinsprache ist“ (Otto 1981: 45) 
bzw. sein muss, wenn auch der Bürger sie verstehen können soll. Obschon 
der Übergang von Fachsprache zu Gemeinsprache fließend ist und die 
Verwaltungsfachsprache eben aufgrund ihrer Aufgabe auch für den Bürger 
verständlich zu sein von allen Fachsprachen wohl die größte Nähe zur 
Gemeinsprache aufweist (vgl. Radtke 1981: 74 f.), ist es in erster Linie wohl 
dem aus der Notwendigkeit fachlich angemessen und gleichzeitig 
allgemeinverständlich sein zu müssen entstandenen Spannungsverhältnis 
geschuldet, dass bis heute hin Unzufriedenheit mit der Verwaltungssprache 
herrscht und diese deshalb einer „andauernden Kritik an ihrem sprachlichen 
Verhalten ausgesetzt“ ist (Knoop 1998: 867).   
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3.6 Textsorten und Gesprächstypen in der Verwaltung 
 
Im Rahmen der wissenschaftlichen Untersuchung der Verwaltungssprache 
ist eine in der Literatur zur Verwaltungssprache oftmals vernachlässigte 
Differenzierung zwischen schriftlicher und mündlicher Kommunikation 
vorzunehmen.13 Da Verwaltungshandeln gleichermaßen in Form von Texten 
wie auch Diskursen als mündliche Formen des Handelns vollzogen wird (vgl. 
Becker-Mrotzek 1999: 1392), sollen in diesem Kapitel zunächst die 
verschiedenen in Verwaltungen beheimateten Textsorten und anschließend 
verwaltungsspezifische Gesprächstypen dargestellt werden. 
 
 
3.6.1 Textsorten 
 
Verwaltungshandeln dient der Erfüllung vielfältiger Verwaltungszwecke. Um 
diese vielfältigen Zwecke erfüllen zu können, bedient sich die Verwaltung 
verschiedener Textsorten, „die in spezifischer Weise auf den institutionellen 
Kontext bezogen sind“ (Becker-Mrotzek/Scherner 2000: 628). Becker-
Mrotzek unterscheidet die in Verwaltungen vorzufindenden Textsorten 
folgerichtig nach dem jeweiligen Teilzweck, den diese innerhalb des 
Verwaltungshandelns, das „im Kern aus der Bearbeitung von Wissen zum 
Zwecke der Planung und Überwachung besteht“, erfüllen (Becker-Mrotzek 
1999: 1395). Bei der von ihm vorgenommenen Differenzierung der Texte 
geht er davon aus, dass die Wissensbearbeitung innerhalb der Verwaltung – 
                                            
13 Das Verhältnis von Schriftlichkeit und Mündlichkeit und die Eigenheiten mündlicher 
Kommunikation können inzwischen als etabliertes Forschungsthema der Linguistik 
angesehen werden. Beschäftigt damit haben sich beispielsweise Koch/Oesterreicher in 
ihren Werken „Sprache der Nähe - Sprache der Distanz. Mündlichkeit und Schriftlichkeit im 
Spannungsfeld von Sprachtheorie und Sprachgebrauch“ (1985) und „Schriftlichkeit und 
Sprache“ (1994); Wolfgang Klein in „Gesprochene Sprache – geschriebene Sprache“ 
(1985); Walter Ong in „Oralität und Literalität“ (1987); Sybille Krämer in „Sprache und Schrift 
oder: Ist Schrift verschriftete Sprache?“ (1997); Johannes Schwitalla in „Gesprochenes 
Deutsch. Eine Einführung“ (1997). Beiträge zu der Frage nach dem Verhältnis von 
Mündlichkeit und Schriftlichkeit mit Blick auf neue Medien wie E-Mail oder Chat haben zum 
Beispiel Ulla Günther und Eva Lisa Wyss in ihrer Arbeit „E-mail-Briefe - eine neue Textsorte 
zwischen Mündlichkeit und Schriftlichkeit“ (1996) und Angelika Storrer in „Getippte 
Gespräche oder dialogische Texte? Zur kommunikationstheoretischen Einordnung der 
Chat-Kommunikation“ (2001) geliefert.   
34 
  
aufgrund der in Verwaltungen wegen deren spezifischen Verfahrensstruktur 
notwendigen arbeitsteiligen Erledigung von Aufgaben – in verschiedenen 
Stadien erfolgt, und dass „für die verschiedenen Stadien der 
Wissensbearbeitung je eigene Textarten zur Verfügung stehen“ (Becker-
Mrotzek 1999: 1395). Im Einzelnen nennt er hier die Stadien: „Legitimation 
der Wissensbearbeitung durch Gesetze und Vorschriften, (...) Erhebung des 
Wissens mittels verschiedener Formen der Datenerhebung, die 
Datenverarbeitung zur Erzeugung neuen Wissens sowie das Darstellen und 
Mitteilen des Wissens“ (Becker-Mrotzek 1999: 1396). Aus diesen 
verschiedenen Stadien der Wissensbearbeitung, so Becker-Mrotzeks 
Argumentation, lassen sich die folgenden Textsorten ableiten:  
 
 
3.6.1.1 Texte mit wissensregulierender Funktion 
 
Bei solchen Texten handelt es sich um Texte, die die Voraussetzungen und 
Bedingungen des Verwaltungshandelns und damit den „vorgegebenen 
Handlungs- und Wissensrahmen“ (Becker-Mrotzek/Scherner 2000: 634) 
festlegen. Aus diesen Texten lässt sich für die Mitarbeiter der Verwaltung die 
Legitimität ihres Handelns ableiten. Gegenstand solcher Texte sind zum 
Beispiel Gesetze oder Verwaltungsvorschriften etc. (vgl. Becker-Mortzek 
1999: 1396; vgl. Becker-Mrotzek/Scherner 2000: 634). Wagner, die 
ebenfalls eine Differenzierung der „schriftlichen Verwaltungsäußerungen“ 
vornimmt, fasst derartige Texte unter der Überschrift 
„Verwaltungsvorschriften“ zusammen (Wagner 1970: 11). Unter diesem 
Begriff subsumiert Wagner alle „normsetzenden Texte der Verwaltung – das 
sind Dienstanweisungen, Geschäftsordnungen, Erlasse und Durchführungs-
bestimmungen“ (Wagner 1970:11). Die Inhalte dieser Texte beziehen sich 
auf den Aufbau der Verwaltung, den Ablauf innerhalb selbiger und das 
Treffen von Verwaltungsentscheidungen (vgl. Wagner 1970: 11). Grönert 
findet für derartige Texte eine weitere Bezeichnung: Sie fasst sie unter dem 
Titel „Texte mit Informationen über den institutionenspezifischen 
Handlungsrahmen“ (Grönert 2004: 10) zusammen. 
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3.6.1.2 Texte zur Informationserhebung bzw. -vermittlung  
 
Unter diesen Texten sind Texte zu verstehen, mit denen Bürger sich an die 
Verwaltung wenden, um ihr Anliegen zu formulieren. Becker-
Mrotzek/Scherner nennen solche Texte „Texte mit wissenserhebender bzw. 
-vermittelnder Funktion“ (Becker-Mrotzek/Scherner 2000: 634). Gemeint sind 
hier zum Beispiel „Anträge und Widersprüche, aber auch Anfragen und 
Auskunftsersuche“ (Becker-Mrotzek/Scherner 2000: 634), die von den 
Bürgern häufig mit Hilfe verschiedener von den Verwaltungen zur Verfügung 
gestellter Formulare formuliert werden. Wagner fasst solche schriftlichen 
Äußerungen unter Texte des „allgemeinen behördlichen Schriftverkehrs“ 
zusammen (Wagner 1970: 11), wobei sie diese Kategorie im Rahmen der 
von ihr vorgenommenen Typologisierung zudem um Texte ergänzt, die der 
Kommunikation der Verwaltungen untereinander dienen (vgl. Wagner 1970: 
11).  
 
 
3.6.1.3 Texte zur verwaltungsinternen Wissensverarbeitung 
 
Mit diesen Texten sind alle schriftlichen Äußerungen gemeint, „die im Laufe 
eines Bearbeitungsprozesses entstehen und der verwaltungsinternen 
Bearbeitung dienen“ (Becker-Mrotzek/Scherner 2000: 634). Das erhobene 
Wissen über den Bürger bzw. dessen Anliegen wird dabei in der 
„Verwaltungsakte“ (Becker-Mrotzek 1999: 1396) mit dem 
institutionsspezifischen Wissen der Mitarbeiter der Verwaltung 
zusammengeführt. Die für den Vollzug des Verwaltungshandelns 
unerlässliche „Akte“ bildet zudem die Grundlage für die innerhalb der 
Verwaltung bezüglich eines Verwaltungsaktes zu treffende Entscheidung 
(vgl. Becker-Mrotzek/Scherner 2000: 634, vgl. Becker-Mrotzek 1999: 1396). 
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3.6.1.4 Texte zur Darstellung der Ergebnisse des Verwaltungshandelns 
 
Diese Textsorte umfasst Texte, die den Abschluss eines Verwaltungsaktes 
markieren, indem sie über das Ergebnis des Verwaltungshandelns 
informieren und die getroffene Entscheidung als einheitliche Meinung der 
Verwaltung darstellen (vgl. Becker-Mrotzek 1999: 1396; vgl. Becker-Mrotzek 
2000: 634). Becker-Mrotzek/Scherner haben deshalb für diese Texte die 
Bezeichnung „Texte mit handlungsschließender Funktion“ gewählt (Becker-
Mrotzek/Scherner 2000: 634). Texte dieser Sorte sind beispielsweise 
Bescheide, die als hoheitliche Willensäußerung zum Beispiel bestimmte 
Leistungen gewähren oder vom Bürger verlangen (vgl. Becker-
Mrotzek/Scherner 2000: 634; vgl. Becker-Mrotzek 1999: 1396). Wagner 
bezeichnet derartige Texte schlicht als „Verwaltungsakte“, die eine 
„hoheitliche Willensäußerung im Gebiete der öffentlichen Verwaltung“ 
darstellen (Wagner 1970: 11). 
 
 
3.6.1.5 Texte mit informativem Charakter   
 
Derartige Texte beinhalten sprachliche Handlungen des Typs Informieren. 
Verwaltungen sind im Rahmen ihres Handelns häufig gehalten, aufklärend 
und belehrend zu agieren. Die insoweit zu übermittelnden Informationen 
können sich nach außen an den Bürger oder auch verwaltungsintern an die 
Mitarbeiter der Verwaltung richten. Wagner fasst solche Texte, zu denen 
zum Beispiel Merkblätter, Amtliche Bekanntmachungen, Bürgerbriefe oder 
Hausmitteilungen gehören, unter dem Begriff „informative Schriften“ 
zusammen (Wagner 1970: 12). 
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3.6.1.6 Formulare als Schnittstelle der Bürger-Verwaltungs- 
            Kommunikation 
 
Formulare gelten als eines der wichtigsten Kommunikationsmittel des 
Verwaltungshandelns (vgl. Grosse 1980: 11). Sie stehen wohl auch deshalb 
häufig im Blickpunkt des allgemeinen Interesses, da sie nicht nur eine 
entscheidende Schnittstellenfunktion innerhalb der Bürger-Verwaltungs-
Kommunikation einnehmen, sondern dem Bürger aufgrund ihrer Struktur 
auch in der Handhabung, also beim Ausfüllen, häufig Schwierigkeiten 
bereiten und auch deshalb bis heute hin besonderer Kritik ausgesetzt sind 
(vgl. Becker-Mrotzek 1999: 1397; vgl. Becker-Mrotzek/Scherner 2000: 637). 
Da dem Formular als Kommunikationsmittel innerhalb der Bürger-
Verwaltungs-Kommunikation aus den genannten Gründen eine besondere 
Bedeutung zukommt, soll auch hier kurz auf seine wesentlichen Merkmale 
eingegangen werden. Formulare dienen in erster Linie der Erhebung von 
Bürgerdaten, haben aber insofern eine Doppelfunktion, als sie als 
Arbeitsmittel nach Erhebung der Daten auch der internen Bearbeitung des 
jeweiligen Verwaltungsaktes dienen (vgl. Becker-Mrotzek 1999: 1397). Ihre 
Struktur ist dadurch gekennzeichnet, dass sie „vor dem jeweiligen 
normsetzenden Wissenshintergrund als Lückentexte formuliert“ sind. Vom 
Bürger müssen sie oftmals „ohne Kenntnis des normativen Hintergrundes 
ausgefüllt“ werden (Becker-Mrotzek/Scherner 2000: 634). Die Teilnehmer 
dieses schriftlichen Dialogs kennen einander nicht. Sie befinden sich zudem 
auf unterschiedlichen Ebenen, „vor allem des Informations- und 
Zuständigkeitshorizontes“ (Grosse 1980: 13). Folgerichtig sieht Grosse im 
Formular „eine asymmetrische Dialogsituation, in der eine Behörde ein 
streng formalisiertes Interview mit einem Bürger auf ein genau fixiertes Ziel 
hin führt“ (Grosse 1980: 13). Auch Albrecht bezeichnet Formulare als 
„hochstandardisierte Kommunikationsmittel“ (Albrecht 1980: 76): Fragen an 
den Bürger werden so erdacht und montiert, dass sie genau die, und nur die 
Information bringen, die die Verwaltung glaubt, erhalten zu müssen, um zum 
Beispiel eine Entscheidung bezüglich eines Leistungsanspruchs treffen zu 
können. Grosse bezeichnet das Formular als „Artefakt, das sich um 
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Präzision bemüht, damit der Informations- und Interpretationsspielraum, der 
dem Befragten mit der von ihm gewünschten Antwort eröffnet wird, 
möglichst eingeschränkt bleibt. Je enger der Spielraum für die Antwort, 
umso klarer wird die Grundlage für die Auswertung“ (Grosse 1980: 14). 
Diese Form der Gestaltung schränkt jedoch die Handlungsmöglichkeiten des 
Bürgers, der so „seine Wirklichkeit unter institutionelle Kategorien 
subsumieren muss“, ein (Becker-Mrotzek 1999: 1397). Die vorstehend 
genannten Aspekte lassen das Formular ebenso problematisch erscheinen, 
wie die Schwierigkeit, Frage-Antwort-Sequenzen, die Becker-Mrotzek als 
das konstitutive Merkmal eines Formulars bezeichnet (vgl. Becker-Mrotzek 
1999: 1397), schriftlich zu gestalten, zumal hier für den Bürger die 
Möglichkeit des direkten Rückfragens entfällt (vgl. Gülich 1981: 322 ff.). Eine 
weitere Schwierigkeit des Formulars liegt in der häufig gleichzeitig mit dem 
Versenden des Formulars vorgenommenen Bezugnahme auf die, dem 
jeweiligen Verwaltungsakt zu Grunde liegenden Gesetzestexte, die ebenfalls 
„eine schwierig zu rezipierende Textsorte, deren Inhalt den meisten Lesern 
unbekannt ist“, darstellen (Becker-Mrotzek/Scherner 2000: 637). Bei der 
Bewertung der Funktionalität solcher hochstandardisierter Dialoge, die 
zudem mit Gesetzestexten versehen sind, dürfen jedoch die 
Massenhaftigkeit der zu bearbeitenden Vorgänge, der Verwaltungen 
auferlegte Grundsatz der Gleichbehandlung aller Bürger sowie das 
Gebundensein des Verwaltungshandelns an Recht und Gesetz nicht 
unberücksichtigt bleiben, zumal die genannten Aspekte eine bestimmte 
Form der Ausgestaltung des Formulars verlangen und die sich daraus 
ergebenden Probleme des Kommunikationsmittels Formular erklärbar 
werden. Empirische Untersuchungen zur Struktur, zur Funktion und zum 
Gebrauch von Formularen, die nach wie vor fehlen, könnten helfen, das 
Formular nicht nur bürgerfreundlicher zu gestalten, sondern es auch in 
seiner Funktionalität zu verbessern (vgl. Becker-Mrotzek/Scherner 2000: 
635). 
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3.6.1.7 Merkmale der geschriebenen Verwaltungssprache 
 
Bezüglich der Charakteristika der schriftlichen Verwaltungssprache herrscht 
unter den Autoren, die sie in zahlreichen Arbeiten beschrieben haben, 
weitgehende Übereinstimmung. Verwaltungstexte sind durch eine 
terminologisierte Lexik, die Verwendung bestimmter syntaktischer Mittel, 
eine kompakte Ausdrucksweise und bestimmte stilistische Formen 
gekennzeichnet (vgl. Wagner 1970: 97 ff.; vgl. Rehbein 1999: 667 ff.; vgl. 
Fuchs-Khakhar 1987 S. 65 ff., vgl. Becker-Mrotzek 1999: 1396 f.). Diese 
Merkmale, die nachstehend noch im Detail dargestellt werden, 
unterscheiden sie von den Merkmalen der allgemeinen Schriftsprache und 
berechtigen den Betrachter der Verwaltungssprache dazu, sie als 
Fachsprache zu bezeichnen (vgl. Wagner 1970: 97), wobei diese 
Fachsprache auch dadurch gekennzeichnet ist, dass sie – anders als 
andere Fachsprachen – keine Kunstwörter bildet, sondern – auch in Bezug 
auf Fachausdrücke – an den Wortschatz der  Allgemeinsprache anknüpft 
(vgl. Wagner 1970: 80). Die spezifischen sprachlichen Mittel, die 
Verwaltungen verwenden (müssen), sind bedingt durch die „Aufgaben und 
Zielsetzung, durch rechtliche und organisatorische Voraussetzungen der 
Verwaltungstätigkeit und die historische Entwicklung“ der Institution 
Verwaltung (Wagner 1970: 97). Wagner betont insoweit den „offiziellen, 
unpersönlichen und funktionalen Charakter“, den Verwaltungssprache 
deshalb aufweist, weil sie „im Dienst von Beamten und 
Verwaltungsangestellten zur Erfüllung staatlicher Aufgaben“ verwendet wird 
(Wagner 1970: 97). Mit der Tendenz zur Nominalisierung, einem abstrakten 
Stil, dem „Streben nach Genauigkeit, Klarheit und Objektivität der Aussage“, 
dem „Verzicht auf Ausschmückungen sowie dem „Gebrauch von Formeln 
und formelhaften Wendungen“ beschreibt Wagner, die mit der Untersuchung 
eines Korpus von 1.000 Sätzen aus verschiedenen Textsorten der 
Verwaltung die bis zum heutigen Tag umfangreichste und systematischste 
Analyse schriftlicher Verwaltungssprache geliefert hat, weitere 
Strukturmerkmale der Verwaltungssprache (Wagner 1970: 98).  
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3.6.1.7.1 Syntaktische Formen 
 
Im Bereich der Syntax werden in Verwaltungstexten solche Mittel bevorzugt 
verwendet, „die eine hohe Informationsdichte, inhaltliche Genauigkeit, 
Eindeutigkeit und Sachbezogenheit bzw. Unpersönlichkeit ermöglichen“ 
(Becker-Mrotzek 1999: 1396). Becker-Mrotzek führt dies auf die 
„institutionelle, nicht-individuelle Form der Problembearbeitung“ der 
Verwaltung zurück (Becker-Mrotzek 1999: 1396). Die Satzstruktur in 
Verwaltungstexten ist hauptsächlich durch „kurze, wenig gestaffelte Sätze“, 
die vor allem Hauptsätze sind, gekennzeichnet (Becker-Mrotzek 1999: 1396; 
vgl. Wagner 1970: 45). Nebensätze sind eher selten zu finden, 
Passivkonstruktionen hingegen sehr häufig (vgl. Ibel 1962: 124; vgl. Hirsch 
1976: 103). Auch Genitivkonstruktionen vom Typ „Bezüglich des von Ihnen 
gestellten Antrags ...“ (vgl. Hirsch 1979: 59 f.) und Partizipialkonstruktionen 
wie „Beiliegend erhalten Sie ...“ (vgl. Hirsch 1976: 161 f.) finden häufig 
Anwendung. Attributive Partizipien werden als ergänzende Satzteile 
ebenfalls sehr häufig verwendet. Sie ermöglichen eine hohe 
Informationsdichte, zumal mit ihrer Verwendung der Inhalt eines den 
Sachverhalt darstellenden Nebensatzes, häufig eine Relativsatz (für 
Verfügungen, die sich häufig in gleicher Form wiederholen), „dem 
zugehörigen Substantiv als Attribut vorangestellt“ wird: „für häufig in gleicher 
Form sich wiederholende Verfügungen“ (Wagner 1970: 38). Häufig zu 
beobachten sind auch Funktionsverbgefüge wie „zu Protokoll nehmen“, „in 
Kraft treten“ oder „in Kenntnis setzen“ (Rehbein 1999: 668). Solche 
nominalen Gefüge eröffnen die Möglichkeit, „juristisch festgelegte Begriffe 
unverändert in unterschiedlichen Handlungskontexten“ zu gebrauchen („eine 
Genehmigung beantragen – erteilen –  ablehnen – entziehen“) (Becker-
Mrotzek 1999: 1397). 
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3.6.1.7.2 Lexikalische Formen 
 
Im Bereich der Lexik spielt das Substantiv eine zentrale Rolle. Substantive 
kommen in Verwaltungstexten deshalb sehr häufig vor, weil mit ihnen 
„verwaltungsspezifische und rechtliche Sachverhalte durch definierte 
Fachbegriffe (...) eindeutig und mit hoher Informationsdichte ausgedrückt 
werden können“ (Becker-Mrotzek 1999: 1397). Gekennzeichnet ist der 
Substantivbestand der Verwaltungssprache durch Fachbegriffe wie 
„Trägerschaft“, „Vermerk“, „Bescheid“ oder „Amtshilfe“ und 
verwaltungsspezifische Substantive, die oftmals unter Verwendung der 
Vorsilben Ver-, Be- und den Endsilben -ung oder -nahme neu gebildet 
werden („Verbeamtung, Bezuschussung, Inangriffnahme“) (Rehbein 1999: 
668; vgl. Becker-Mrotzek 1999: 1397). Häufig anzutreffen sind auch 
Begrifflichkeiten wie Unterhaltssicherungsbescheid, -antrag, -gesetz oder 
Lastenausgleichsantrag, -bewilligung, -gesetz die aus dem thematischen 
Inhalt eines Gesetzes und Fachbegriffen der Verwaltungssprache 
zusammengesetzt sind: „Dadurch werden die einzelnen Stufen eines 
Verwaltungsablaufs auf das zugrunde liegende Gesetz bezogen, womit in 
der Sprache die rechtlichen Voraussetzungen eines Verwaltungsvorgangs 
sichtbar werden“ (Wagner 1970: 72). Auch zusammengesetzte Nomina wie 
Verkehrsteilnehmer sind in Verwaltungstexten deshalb häufig anzufinden, da 
Verwaltungen verallgemeinernde Bezeichnungen für Personen finden 
müssen. Eine weitere für Verwaltungssprache typische Form sind 
nominalisierte Infinitivkonstruktionen wie „Leistungsnacherbringungspflicht 
statt Pflicht, Leistungen nachträglich zu erbringen“ (Rehbein 1999: 668). In 
Bezug auf die Verwendung von Verben ist festzustellen, dass einfache 
Verben nur selten gebraucht werden. Einige wenige Verben wie zum 
Beispiel prüfen, klären, wirken oder ordnen nennen zwar 
Verwaltungstätigkeiten. Genauer gesagt bezeichnen sie Grundvorgänge in 
der Verwaltung. Um deren Abläufe näher zu bestimmen, bedarf es indes 
auch im Bereich des Verbs eines differenzierten Begriffsapparats: 
Koppelungen mit Präfixen und Präpositionen sind häufig zu finden, denn 
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„dadurch wird der Inhaltsbereich einfacher Verben aufgefächert, und es 
werden Bedeutungsnuancen eines Grundvorgangs mitgeteilt:  
 
sagen: zusagen, absagen, untersagen, versagen“ (Wagner 1970: 81).  
 
Verwaltungstexte weisen zudem eine hohe Anzahl spezifischer Adjektive 
auf, da sie sich, weil zumeist versehen mit den Endungen -lich, , -gemäß, -
mäßig oder -bar, zur Ableitung von substantivischen Fachbegriffen (z.B. 
verwaltungsgerichtlich, dienstplangemäß) eignen (vgl. Becker-Mrotzek 1999: 
1397, vgl. Wagner 1970: 86). 
 
 
3.6.2 Verwaltungsspezifische Gesprächstypen 
 
Im Gegensatz zu den zahlreichen Arbeiten, die sich mit Verwaltungstexten 
beschäftigen, liegen bislang nur sehr wenige Arbeiten vor, die Gespräche in  
der Verwaltung zum Gegenstand haben (siehe dazu Kapitel 4.4 dieser 
Arbeit). Becker-Mrotzek stellt diesbezüglich fest, dass bislang „noch nicht 
genügend empirische Arbeiten“ vorliegen, „um eine gesicherte Typologie“ 
verwaltungsspezifischer Gesprächstypen aufstellen zu können (Becker-
Mrotzek 1999: 1399). Bei der von ihm unter heuristischen Gesichtspunkten 
vorgenommenen Darstellung einiger zentraler Diskurstypen14 unterscheidet 
Becker-Mrotzek nicht nur zwischen einzelnen verwaltungsspezifischen 
Diskurstypen, sondern beschreibt zudem die jeweiligen Handlungsmuster, 
die innerhalb dieser einzelnen Diskurs- bzw. Gesprächstypen zentral stehen, 
wobei  „Handlungsmuster  oder -schemata (..) aus einer sequenziellen 
Abfolge unterschiedlicher Sprechhandlungen der Beteiligten (bestehen), die 
sich aus der gegebenen Zwecksetzung herleitet“ (Becker-Mrotzek 1999: 
1399). Das heißt, wenn der Zweck eines Bürger-Verwaltungs-Gespräches 
zum Beispiel Beratung ist, dann wird die Abfolge der Gesprächshandlungen 
durch eben diesen Zweck bestimmt, wobei verwaltungsspezifische 
                                            
14 Die Begriffe Diskurstyp und Gesprächstyp werden hier synonym verwendet. 
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Gesprächstypen sich „in der Regel aber als eine Abfolge mehrerer Muster 
oder Schemata“ darstellen (Becker-Mrotzek 1999: 1399). Das wiederum 
bedeutet, dass die von Becker-Mrotzek als zentral stehend ausgemachten 
Handlungsmuster in den jeweiligen Gesprächstypen nicht ausschließlich 
vorkommen müssen (vgl. Becker-Mrotzek 1999: 1399). Ähnlich wie bei der 
Differenzierung von Textsorten bietet sich auch hier die Unterteilung von 
Gesprächstypen nach dem Zweck an, den diese innerhalb des 
Verwaltungshandelns erfüllen. Die nachfolgende Darstellung der 
verschiedenen Gesprächstypen erfolgt in Anlehnung an Becker-Mrotzek 
(1999; 2001), der bei seiner Differenzierung von Gesprächstypen das 
vorstehend genannte Unterscheidungskriterium zu Grunde legt. 
 
 
3.6.2.1 Diskurse zur Datenerhebung 
 
Diskurse zur Erhebung von Daten, die Becker Mrotzek 
„Datenerhebungsgespräche“ (Becker-Mrotzek 2001: 1513) bzw. 
„Antragsdiskurse“ (Becker-Mrotzek 1999: 1399) nennt, gehören zu dem 
Gesprächstyp, der im Zusammenhang mit Antragsverfahren sehr häufig in 
Verwaltungen vorkommt. Das Stellen eines Antrags bedarf in bestimmten 
Bereichen, vor allem im Sozialbereich, des persönlichen Erscheinens des 
Antragstellers. Will jemand zum Beispiel Sozialhilfe beantragen, so muss er 
in der Regel persönlich im Sozialamt vorstellig werden. Dort erfolgt dann die 
Erhebung der Daten des Antragstellers, der diese in ein entsprechendes 
Formular eintragen muss. Der Sachbearbeiter prüft sodann den Inhalt des 
Formulars. Im Rahmen der Prüfung des Inhalts des Formulars kommt es 
nun zwischen den Akteuren zu einem Datenerhebungsgespräch. 
Datenerhebungsgespräche haben den Zweck, einen gestellten Antrag 
„formal bearbeitbar zu machen, um so die Antragsentscheidung effizienter 
zu gestalten“ (Becker-Mrotzek 2001: 1514). Das heißt, dass mit Hilfe eines 
Datenerhebungsgespräches etwaige Unklarheiten, die sich aus dem Inhalt 
des Formulars für den Sachbearbeiter ergeben, beseitigt oder fehlende 
Angaben ergänzt werden sollen, damit seitens der Verwaltung eine 
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Entscheidung bezüglich des gestellten Antrags getroffen werden kann. 
Antragsdiskurse haben somit die Funktion, „die Schwierigkeiten der Klienten 
bei der Überführung ihrer lebensweltlichen in institutionelle Sachlagen 
soweit zu bearbeiten, dass hieraus keine Behinderungen der behördlichen 
Arbeit entstehen“ (Becker-Mrotzek 2001: 1514). Insoweit hat dieser 
Gesprächstyp zum Beispiel keine beratende Funktion, sondern dient in 
erster Linie dazu, der Behörde die Bearbeitung des Antrags zu ermöglichen 
(vgl. Becker-Mrotzek 2001: 1514). Typisch für den Verlauf von 
Antragsdiskursen sind Frage-Antwort-Sequenzen, innerhalb welcher der 
Sachbearbeiter dem Antragsteller Fragen stellt, auf welche dieser antwortet. 
Dies zeigt Becker-Mrotzek mit der Analyse eines Gespräches aus der 
Leistungsabteilung des Arbeitsamtes,  welche nicht nur den typischen 
Verlauf von Datenerhebungsgesprächen, sondern auch die Dominanz der 
Institution Verwaltung bezüglich Verfahrensfragen verdeutlicht (vgl. Becker-
Mrotzek 2001: 1515 f.). 
 
 
3.6.2.2 Diskurse zur Formulierung von Widersprüchen 
 
„Widerspruchsgespräche“ (Becker-Mrotzek 2001: 1518) haben die Funktion, 
zum Beispiel Bürgern mit mangelnden Schriftkenntnissen das Einlegen 
eines Widerspruchs gegen einen von der Verwaltung erlassenen Bescheid 
zu ermöglichen. Widersprüche gegen Verwaltungsakte bedürfen 
grundsätzlich der Schriftform (vgl. Becker-Mrotzek 1999: 1399; vgl. Becker-
Mrotzek 2001: 1518). In Verwaltungsbescheiden wird jedoch innerhalb der 
Rechtsbehelfsbelehrung auf die Möglichkeit verwiesen, einen Widerspruch 
gegen den erlassenen Bescheid auch mündlich zur Niederschrift vortragen 
zu können. Das heißt, dass ein zum Beispiel schriftunkundiger Bürger die 
Möglichkeit hat, bei der Verwaltung vorstellig zu werden, um seinen 
Widerspruch dort mündlich zu formulieren. Der mündlich vorgetragene 
Widerspruch wird dabei von einem Mitarbeiter der Verwaltung verschriftlicht. 
Im Rahmen der Verschriftung des Widerspruchs führen die Akteure ein 
Widerspruchsgespräch (vgl. Becker-Mrotzek 2001: 1518). Die Komplexität 
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der Handlungssequenzen solcher Gespräche ergibt sich für Becker-Mrotzek 
aus der Tatsache, dass Widerspruchsgespräche auf der Basis eines zuvor 
bereits bis zur erstinstanzlichen Entscheidung, gegen die der Bürger sich 
wenden will, durchgeführten Verwaltungsverfahrens geführt werden: 
„Widerspruchsgespräche referieren daher sowohl auf die lebensweltliche 
Sachlage als auch auf ihre institutionelle Kategorisierung im 
vorausgegangenen Bescheid“ (Becker-Mrotzek 2001: 1518). Daraus ergibt 
sich für die Akteure die Notwendigkeit, stets zu verdeutlichen, auf welchen 
Aspekt sie sich mit ihren jeweiligen Äußerungen gerade beziehen. Anhand 
der Analyse verschiedener Gesprächsausschnitte aus am Arbeitsamt 
geführten Widerspruchsgesprächen ermittelt Becker-Mrotzek für diesen 
Gesprächstyp eine „klare Phasenstruktur“ (Becker-Mrotzek 2001: 1519), die 
aus 1. der Formulierung des Anliegens durch den Bürger, 2. der 
gemeinsamen Rekonstruktion des Sachverhalts durch die Akteure und 3. die 
schriftliche Formulierung des Widerspruchs durch den Sachbearbeiter 
gekennzeichnet ist (vgl. Becker-Mrotzek 2001: 1519 ff.). Die 
Anliegensformulierung innerhalb von Widerspruchsgesprächen gestaltet sich 
für den Bürger deshalb sehr schwierig, da er einerseits gegen die zuvor 
bereits von der Verwaltung getroffenen Entscheidung bei eben dieser 
Widerspruch einlegen will, was nur unter Vollzug potenziell konfliktären 
kommunikativen Handelns möglich ist. Andererseits ist der Bürger 
gleichzeitig aber auch Ratsuchender, der auf die Hilfe des Sachbearbeiters 
der Verwaltung angewiesen ist, damit sein Widerspruch überhaupt wirksam 
formuliert werden kann. Das heißt, dass der Bürger auf die Hilfe der 
Institution angewiesen ist, gegen deren Entscheidung er sich wenden will 
(vgl. Becker-Mrotzek 2001: 1521). Becker-Mrotzek ermittelt im Rahmen 
seiner Analyse eine von den Bürgern zur Auflösung dieses Konfliktes 
eingesetzte Strategie, die darin besteht, dass der Bürger erst einmal sein 
Nichtverstehen des der Entscheidung zu Grunde liegenden Sachververhalts 
artikuliert, und im Anschluss daran den Sachbearbeiter darum bittet, zu 
prüfen, ob das Einlegen eines Widerspruchs in dem vorliegenden Fall 
überhaupt sinnvoll ist. Der Bürger bittet den Sachbearbeiter also um eine 
Prognose bezüglich der Erfolgsaussichten eines etwaigen Widerspruchs und 
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zeigt an, diesen nur dann einzulegen, wenn der Sachbearbeiter in dem 
Bescheid Fehler feststellen sollte. Ohne die zuvor getroffene Entscheidung 
explizit kritisiert zu haben, bringt der Bürger den Sachbearbeiter dadurch 
dazu, den Sachverhalt noch einmal zu überprüfen (vgl. Becker-Mrotzek 
2001: 1521). Deutlich wird hier bei Becker-Mrotzek jedoch nicht, ob es sich 
bei dieser Form des Handelns um die von Bürgern am häufigsten 
eingesetzte Strategie zur Auflösung dieses kommunikativen Konfliktes 
handelt, da er zwar an einem Gesprächsausschnitt nachweist, dass die 
beschriebene Strategie in dem von ihm untersuchten Gespräch eingesetzt 
wurde, aber keine Angaben dazu macht, wie häufig genau dieses Handeln 
in derartigen Gesprächen zu beobachten ist und ob diese Strategie die 
einzige ist, die Bürger in dem hier in Rede stehenden Zusammenhang 
einsetzen. Interessant wäre hier auch zu erfahren, wie sich 
Widerspruchgespräche gestalten, wenn es dem Bürger nicht gelingt, das 
beschriebene Kommunikationsdilemma aufzulösen.    
 
  
3.6.2.3 Diskurse mit beratendem Charakter 
 
Obschon auch in den vorstehend beschriebenen Gesprächstypen beratende 
Elemente enthalten sein können, behandelt Becker-Mrotzek in Verwaltungen 
geführte „Beratungsgespräche“ (Becker-Mrotzek 2001: 1521) deshalb als 
eigenen Gesprächstyp, weil es sich bei Bürger-Verwaltungs-Gesprächen 
aufgrund der institutionellen Einbindung und der sich daraus ergebenden 
unterschiedlichen Handlungsvoraussetzungen der Akteure um einen 
besonderen, von Beratungsgesprächen, die in einem anderen thematischen 
Zusammenhang geführt werden, abweichenden Gesprächstyp handelt (vgl. 
Becker-Mrotzek 1999: 1399; vgl. Becker-Mrotzek 2001: 1521 f.). Mit Blick 
auf in Verwaltungen geführte Beratungsgespräche unterscheidet Becker-
Mrotzek zwei Typen von Beratungsgesprächen:  
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a) Beratungen im weitesten Sinne 
 
Dabei handelt es sich nach Becker-Mrotzek um Beratungsangebote, die in 
erster Linie darauf zielen, durch Hilfestellung im Umgang mit der Verwaltung 
(z.B. bei Antragsstellungen oder Auskunftsersuchen) mehr Bürgernähe zu 
schaffen (vgl. Becker-Mrotzek 2001: 1522). Solche Beratungen erfolgen 
häufig in den „Bürgerberatungen“ der Verwaltungen, in denen, ähnlich wie in 
den Service Centern der Verwaltungen, Mitarbeiter arbeiten, die zu 
verschiedenen Bereichen des Verwaltungshandelns Auskunft erteilen 
können. Becker-Mrotzek erklärt zu dieser Form der Beratung, dass in 
solchen Gesprächen „keine vorgängigen Probleme des Bürgers, sondern 
Schwierigkeiten, die aus der Kooperation mit der Behörde selbst 
erwachsen“, bearbeitet werden (Becker-Mrotzek 2001: 1522).  
 
 
b) Beratungen im engeren Sinne 
 
Unter Beratungen im engeren Sinne versteht Becker-Mrotzek 
Beratungsgespräche, „die der Bearbeitung von lebensweltlichen 
Problemlagen dienen“ (Becker-Mrotzek 2001: 1522). Das heißt, dass es in 
solchen Beratungsgesprächen nicht um Hilfestellungen, die auf den Umgang 
mit der Verwaltung zielen, geht, sondern um die Bearbeitung von 
Problemen, die ganz konkret das Leben des Bürgers betreffen. Unter 
diesem Typ Beratungsgespräch versteht Becker-Mrotzek zum Beispiel 
Gespräche, die in der Berufsberatung des Arbeitsamtes zwischen 
Sachbearbeitern und Bürgern geführt werden. Für derartige Gespräche in 
der Berufsberatung des Arbeitsamtes ermittelt Becker-Mrotzek ein 
Handlungsschema, das vier Phasen aufweist. Zunächst erfolgt die 
Anliegensklärung, innerhalb welcher der Bürger sein Anliegen nennt und der 
Sachbearbeiter, so erforderlich, durch Nachfragen das Verstehen des 
Anliegens sichert. Danach folgt die durch den Sachbearbeiter initiierte 
Thematisierung des Anliegens (Anliegensthematisierung), innerhalb welcher 
geklärt werden soll, ob die beruflichen Vorstellungen des Bürgers zu seinen 
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berufsbiographischen Daten passen. Die dritte Phase ist dadurch 
gekennzeichnet, dass der Sachbearbeiter mögliche Lösungsvorschläge 
aufzeigt (Lösungsbildung). Diese Phase endet entweder mit dem 
Einverständnis des Bürgers mit dem aufgezeigten Lösungsvorschlag oder 
mit einem Widerspruch gegen diesen. In letzterem Fall muss der 
Sachbearbeiter Alternativen aufzeigen. Stimmt der Bürger einem 
Lösungsvorschlag zu, dann beginnt mit der Planbildung die vierte und letzte 
Phase solcher Gespräche. In dieser Phase werden die Einzelheiten einer 
konkreten Maßnahme (z.B. Zugangsvoraussetzungen, Zeitrahmen oder 
Finanzierung) besprochen bzw. die konkrete Maßnahme wird – soweit dann 
schon möglich – auf den Weg gebracht (vgl. Becker-Mrotzek 2001: 1522 ff.). 
Im Zusammenhang mit behördlichen Beratungsgesprächen dieser Art betont 
Becker-Mrotzek die Schwierigkeiten, die derartige Gespräche aufgrund ihrer 
institutionellen Einbindung aufweisen, da den Sachbearbeitern „nur die 
Standardlösungen für typische berufsbiographische Probleme zur 
Verfügung“ stehen und sie damit „in der Auswahl ihrer Lösungsvorschläge 
erheblich eingeschränkt“ sind (Becker-Mrotzek 2001: 1524). Becker-Mrotzek 
spricht diesbezüglich von „entindividualisierten“ Handlungswegen, die eine 
Beratung deshalb schwierig machen, da diese Form der Beratung nicht das 
individuell von einem Bürger angestrebte Ziel im Blick hat bzw. haben kann 
(vgl. Becker-Mrotzek 2001: 1524). Die in dieser Arbeit untersuchten 
Gespräche lassen sich am ehesten dem Gesprächstyp „Beratungsgespräch“ 
mit Institutionen (Diskurse mit beratendem Charakter, Kapitel 3.6.2.3 dieser 
Arbeit) zuordnen, wobei hier jedoch nicht nur eine der beiden von Becker-
Mrotzek unterschiedenen, sondern beide Formen der Beratung, also 
Beratungen im engeren und Beratungen im weiteren Sinne beobachtet 
werden konnten.  
 
 
3.6.2.4 Merkmale von Bürger-Verwaltungs-Gesprächen 
 
Aufgrund der Tatsache, dass bislang nur sehr wenige Untersuchungen zur 
mündlichen Bürger-Verwaltungs-Kommunikation vorliegen, ist es derzeit 
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(noch) nicht möglich, allgemeine syntaktische oder lexikalische Merkmale 
von Gesprächen zwischen Mitarbeitern der Verwaltung und Bürgern konkret 
zu benennen (vgl. Becker-Mrotzek 1999: 1399). Dennoch weisen die oben 
dargestellten Gesprächstypen Gemeinsamkeiten auf. Diese 
Gemeinsamkeiten betreffen die kommunikativen Bedingungen, unter denen 
Bürger-Verwaltungs-Gespräche stattfinden und lassen sich an deren 
institutioneller Einbindung festmachen. Wie bereits weiter oben in dieser 
Arbeit dargestellt, führen die institutionellen Rahmenbedingungen, denen 
Bürger-Verwaltungs-Gespräche unterworfen sind, zu einer Einschränkung 
der Handlungsmöglichkeiten der Interaktanten (Verwaltungsmitarbeiter sind 
z.B. an Gesetze und Vorschriften gebunden, Bürger müssen z.B. bei 
bestimmten Vorgängen Schriftform einhalten). Zum anderen herrscht 
zwischen den Akteuren eine „disparate Wissensverteilung“ (Becker-Mrotzek 
2001: 1513), die die Kommunikation zwischen den Gesprächspartnern 
deshalb erschwert, weil Mitarbeiter der Verwaltung über ein abstraktes 
Fachwissen und Bürger zumeist lediglich über ein Wissen, das sich auf ihren 
persönlichen Fall bezieht, verfügen, wobei in Bürger-Verwaltungs-
Gesprächen insofern stets ein Wissenstransfer erfolgen muss, als der 
Bürger gehalten ist, sein Wissen bezüglich des ihn betreffenden Falls an den 
Mitarbeiter der Verwaltung weiterzugeben, damit dieser den konkreten Fall 
bearbeiten kann. Eine weitere Gemeinsamkeit bezieht sich auf die 
Verteilung der in den Gesprächen zu bearbeitenden Aufgaben. Das heißt, 
dass Bürger und Mitarbeiter der Verwaltung in den Gesprächen jeweils 
bestimmte Aufgaben zu erfüllen haben. Der Bürger hat die Aufgabe, den 
Sachverhalt, um den es geht, darzustellen, und der Mitarbeiter der 
Verwaltung muss den Fall bearbeiten. Auch weisen die verschiedenen 
Gesprächstypen allesamt eine bestimmte sequenzielle Ordnung mit 
verschiedenen Phasen auf, innerhalb welcher dann –  je nachdem, welchen 
Zweck der jeweilige Gesprächstyp erfüllt – die entsprechenden Aufgaben 
bearbeitet werden (vgl. Becker-Mrotzek 1999: 1399 f.; vgl. Becker-Mrotzek 
2001 : 1513). Abschließend soll hier zu diesem Themenkomplex 
festgehalten werden, dass es sich bei Bürger-Verwaltungs-Gesprächen um 
komplexe Diskurse handelt, deren Zweck sich nicht im Diskurs selbst, wie es 
50 
  
zum Beispiel bei Gesprächen im Bereich der Seelsorge der Fall ist, 
erschöpft (vgl. Becker-Mrotzek 2001: 1513). Bürger-Verwaltungs-Gespräche 
sind vielmehr „Teil einer übergeordneten Handlungssequenz“ (Becker-
Mrotzek 2001: 1513), also eines Verwaltungsvorgangs. Die institutionellen 
Rahmenbedingungen, unter denen sie vollzogen werden müssen, führen in 
den Gesprächen häufig zu „Widersprüchen und Brüchen“ (Becker-Mrotzek 
2001: 1513), die für das mitunter schlechte Image, das Verwaltungen 
anhaftet, verantwortlich sind (vgl. Becker-Mrotzek 2001: 1513).   
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4  Zum Forschungsstand der Bürger-Verwaltungs- 
    Kommunikation 
       
Die Erforschung der Verwaltungssprache zielte noch bis vor wenigen 
Jahrzehnten ausschließlich auf den Bereich Schriftsprache. Zu diesem Feld 
liegen zahlreiche Detailuntersuchungen vor. Systematisch angelegte 
Untersuchungen umfangreicheren Materials sind jedoch selten zu finden. So 
existiert bis heute nur eine einzige umfassende Monographie zur Analyse 
schriftlicher Verwaltungssprache, die im Jahr 1970 von Wagner (1970) 
vorgelegt wurde. In ihrer Arbeit, die in dieser Arbeit bereits öfter Erwähnung 
gefunden hat, untersucht Wagner, wie bereits in Kapitel 3.6.1.7 erwähnt, die 
Besonderheiten der schriftlichen Verwaltungssprache anhand eines Korpus 
von 1.000 Sätzen aus Verwaltungstexten. Das wissenschaftliche Interesse 
an der Untersuchung von Gesprächen zwischen Mitarbeitern der Verwaltung  
und Bürgern rückte erst zu Beginn der 80er Jahre des letzten Jahrhunderts 
im Zusammenhang mit der seinerzeit beobachteten Entfremdung von 
Verwaltung und Bürger (vgl. Fuchs-Khakhar 1987: 90 ff.) sowie der 
Entwicklung der Gesprächsanalyse in den Blickpunkt der Forschung. 
Insgesamt stehen in den Arbeiten zur Verwaltungssprache zwei Aspekte 
zentral: In den meisten Fällen geht es um eine Beschreibung der 
Verwaltungssprache. Weniger oft geht es um das Aufzeigen von 
Möglichkeiten der Veränderung der Verwaltungssprache, wobei letzterer 
Aspekt sich zudem ausschließlich auf den Bereich der schriftlichen 
Verwaltungssprache bezieht. Wie bereits erwähnt, liegen seit den 1980er 
Jahren des letzten Jahrhunderts zwar auch einige wenige Arbeiten zur 
mündlichen Bürger-Verwaltungs-Kommunikation vor. Keine dieser Arbeiten 
beschäftigt sich jedoch mit dem Versuch der Optimierung von Gesprächen 
zwischen Mitarbeitern der Verwaltung und Bürgern. Gerade durch den in 
dieser Arbeit gewählten Ansatz, nämlich hier der Versuch, Gespräche 
zwischen Mitarbeitern der Verwaltung und Bürgern zu optimieren, 
unterscheidet sich diese Untersuchung maßgeblich von allen anderen 
bislang vorgelegten Arbeiten, in denen Gespräche aus der Bürger-
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Verwaltungs-Kommunikation zu Analysezwecken verwendet wurden. In 
diesem Kapitel soll nachfolgend ein Überblick gegeben werden über die 
Bemühungen zur Erforschung der Verwaltungssprache, die zumeist mit Blick 
auf die Wirkung, die sie im Rahmen der Kommunikation zwischen 
Verwaltung und Bürger entfaltet, untersucht wurde. 
 
 
4.1 Erforschungsphasen der Verwaltungssprache  
 
Die Erforschung der Verwaltungssprache ist grob gesehen in drei sich 
überschneidende Phasen zu unterteilen.  
 
 
4.1.1 Sprachpflege 
 
Der Beginn der Erforschung der Verwaltungssprache kann auf das 19. 
Jahrhundert, in dessen Verlauf sich ein bewusstes Nachdenken und erste 
Versuche zur Modifizierung der Verwaltungssprache einstellten, datiert 
werden. Hier war es insbesondere der im Jahr 1855 gegründete „Allgemeine 
deutsche Sprachverein“, der sich als Organisation der „Nationalen 
Sprachpflege“ darum bemühte, die deutsche Sprache im Sinne einer 
Verbesserung zu pflegen und als funktionierendes kulturelles 
Kommunikationsmittel zu erhalten, ohne dass dabei von wissenschaftlicher 
Forschung im engeren Sinne gesprochen werden kann (vgl. Becker-Mrotzek 
1999: 1394). Die damaligen Anstrengungen waren, neben ersten 
Bemühungen, die schriftliche Ausdruckweise zu vereinfachen, dadurch 
gekennzeichnet, die insbesondere zahlreichen französischen Fremdwörter 
aus der deutschen Verwaltungssprache zu entfernen (vgl. Wagner 1970: 
9).15 Diese hatten wohl auch aufgrund des Vorbildcharakters, den der 
französische Verwaltungsapparat nach der französischen Revolution auch 
                                            
15 Vgl. hierzu zum Beispiel das „Verdeutschungsbuch“ von Karl Bruns aus dem Jahr 1892 
mit dem Titel: „Die Amtssprache. Verdeutschung der hauptsächlichsten im Verkehre der 
Gerichts- und Verwaltungsbehörden sowie in Rechts- und Staatswissenschaften 
gebrauchten Fremdwörter“. 
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für das preußische Verwaltungswesen hatte, verstärkt Einzug in die 
deutsche Verwaltungssprache gehalten (vgl. Rehbein 1999: 661).  
 
 
4.1.2 Sprachkritik  
 
Die zweite Phase der Erforschung der Verwaltungssprache in den 50er und 
60er Jahren des letzten Jahrhunderts ist vornehmlich durch eine stilistisch-
konservative Kritik an der Verwaltungssprache gekennzeichnet. Becker-
Mrotzek sieht in der „Sprachkritik“ die Weiterentwicklung der „Nationalen 
Sprachpflege“ (vgl. Becker-Mrotzek 1999: 1394). Kritisiert wird die 
Verwaltungssprache nun insbesondere aus stilistischen Gründen. Inhaltlich 
stehen verschiedene lexikalische und syntaktische Erscheinungen im Fokus 
der Beanstandungen. Ausdruck findet diese Kritik zum Beispiel in 
zahlreichen von der „Gesellschaft für deutsche Sprache“ in ihrer Zeitschrift 
„Muttersprache“ veröffentlichten Texten (vgl. Becker-Mrotzek 1999: 1394). 
Die Arbeiten der Sprachkritiker spiegeln insgesamt eine ablehnende Haltung 
zum modernen Sprachgebrauch wieder. Bei ihrer Beurteilung der 
Verwaltungssprache legen sie Maßstäbe an, „die den Wert einer Sprache an 
der Dichtung messen und daher unliterarische Bereiche – z.B. die 
Verwaltung – als unmenschlich ablehnen“ (Fuchs-Khakhar 1987: 5). Korns 
Werk „Sprache in der verwalteten Welt“ aus dem Jahr 1958, in welchem er 
den modernen Sprachgebrauch untersucht und dabei die 
Verwaltungssprache heftigst kritisiert, ist der Auslöser für eine lebhafte 
Diskussion rund um die  Rechts- und Verwaltungssprache. Korn (1958), 
Less (1958), Gunkel (1960) oder auch Schmid (1963), die in ihren Arbeiten 
bei der Beurteilung der Verwaltungssprache die Wertmaßstäbe der 
Sprachkritiker anlegen, werden allerdings ihrerseits kritisiert, und zwar 
insbesondere dafür, dass sie eben wegen ihrer konservativen 
Wertmaßstäbe grundsätzlich gegenüber jeglichen Neuerungen 
voreingenommen seien und daher „eine sachliche wissenschaftliche 
Untersuchung nicht gewährleistet“ sei (Fuchs-Khakhar 1987: 5). Peter von 
Polenz unterscheidet den Sprachkritiker genau deshalb vom 
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Sprachwissenschaftler (vgl. von Polenz 1964: 106, 112). Kolb zum Beispiel 
charakterisiert  Korns Werk als „Opus, das selber der Kritik in höchstem 
Maße bedürftig ist“ (Kolb 1961: 150), zumal Korns Vorgehen insofern 
unwissenschaftlich sei, als dieser die von ihm verwendeten Textbeispiele auf 
das von ihm gewünschte Ergebnis hin interpretiere und zudem keine 
Angaben dazu mache, wie häufig die von ihm zitierten Beispiele vorkämen. 
So könne man nicht erkennen, ob es sich bei den zitierten Beispielen um 
Einzelfälle oder typische Merkmale handle (vgl. Kolb 1961: 157).  
 
 
4.1.3 Fachsprachenforschung 
 
Neben der bis Mitte der 1960er Jahre vorwiegend durch das Anlegen 
konservativer Wertmaßstäbe gekennzeichneten Auseinandersetzung mit der 
Verwaltungssprache stellt Esser jedoch bereits im Jahr 1961 in seinem Werk 
„Gutes Amtsdeutsch“ fest, dass die Verwaltungssprache als Fachsprache 
bestimmten Bedingungen unterworfen ist. Mit dem Entstehen der 
Fachsprachenlinguistik Mitte der 60er Jahre des letzten Jahrhunderts gerät 
die Verwaltungssprache dann im Zuge der Untersuchung struktureller 
Aspekte von Fachsprachen in den Fokus wissenschaftlicher 
Untersuchungen. Becker-Mrotzek spricht in diesem Zusammenhang davon, 
dass die Erforschung der Verwaltungssprache mit der Entwicklung der 
Fachsprachenlinguistik eine „neue Qualität“ erreicht (Becker-Mrotzek 1999: 
1395). Seither wurden in zahlreichen Arbeiten zunächst verstärkt 
lexikalische wie auch syntaktische Phänomene, und im weiteren Verlauf, 
insbesondere seit der kommunikativ-pragmatischen Wende in den 70er 
Jahren, (seltener) auch die Funktionalität der Verwaltungssprache bzw. ihre 
Eignung für die schriftliche Kommunikation mit dem Bürger beleuchtet (vgl. 
Fluck 1998: 2; vgl. Becker-Mrotzek 1999: 1395), ehe in den 80er Jahren, wie 
bereits erwähnt, dann auch einige wenige Arbeiten zur mündlichen Bürger-
Verwaltungs-Kommunikation vorgelegt wurden16. 
                                            
16 Vgl. dazu Kapitel 4.4 dieser Arbeit. 
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4.2 Schriftliche Verwaltungssprache 
 
Obschon die schriftliche Verwaltungssprache nicht Gegenstand dieser 
Untersuchung ist, soll wegen ihrer thematischen Nähe zum 
Untersuchungsgegenstand dieser Arbeit (die Untersuchung von Bürger-
Verwaltungs-Gesprächen) im Folgenden auch ein Überblick über die zur 
schriftlichen Verwaltungssprache vorliegende Literatur gegeben werden. 
Unter den Autoren, die die schriftliche Verwaltungssprache beschreiben, 
herrscht, wie bereits weiter oben erwähnt, weitgehende Übereinstimmung 
bezüglich ihrer bereits in Kapitel 3.6.1.7 dieser Arbeit dargestellten 
Charakteristika. Zu nennen sind hier diesbezüglich zum Beispiel die Arbeiten 
von Korn (1958), Bessler (1958), Less (1958), Gunkel (1960), Grunau 
(1961), Esser (1961), Kolb (1961), von Polenz (1963), Steinmetz (1967), 
Wagner (1970, 1976, 1981), Bank (1971), Kube (1973), Gunst (1975), Otto 
(1978a), Messelken (1979) oder Fotheringham (1981). Im Gegensatz zu den 
Bewertungsmaßstäben, die die Sprachkritiker bei ihrer Beschreibung und 
Beurteilung der schriftlichen Verwaltungssprache anlegen, bemisst Wagner 
(1970) sie ausschließlich an den fachlichen Anforderungen, die an sie zu 
stellen sind und zeigt, dass die schriftliche Verwaltungssprache „einer 
modernen, sach- und zweckgebundenen Sprache“ entspricht (Wagner 1970: 
105) und den „Leistungsanforderungen moderner Verwaltung“ gerecht wird 
(Wagner 1970: 115). Damit unterscheidet Wagner sich nachdrücklich von 
den Autoren, die die besonderen Merkmale der Verwaltungssprache als 
„Erscheinungen des Sprachzerfalls“ (Korn 1958: 29) und der 
„Sprachverarmung“ (Bessler 1958: 124) bezeichnen oder Verwaltungs-
sprache zum Beispiel wegen der häufigen Verwendung von Substantiven 
oder anderen charakteristischen Sprachfiguren wie Funktionsverben etc. als 
„schlaff und langweilig“ (Gunkel 1960: 18) geißeln. Auch Kolb (1961), von 
Polenz (1963), Oksaar (1967) und andere Autoren kommen bei ihrer 
Analyse der zum Beispiel von Korn und anderen  kritisierten sprachlichen 
Phänomene zu dem Ergebnis, dass zum Beispiel die Verwendung von 
Substantiven oder Funktionsverben geeignete und differenzierende 
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Ausdrucksweisen darstellen. Knoop geht davon aus, dass mit Wagners 
Arbeit aus dem Jahr 1970, in der Wagner, wie bereits erwähnt, feststellt, 
dass die Verwaltungssprache den Leistungserfordernissen einer modernen 
Verwaltung gerade wegen ihrer zuvor oftmals kritisierten Sprach-
verwendungsformen gerecht wird, „die Verwaltungssprache als eine 
Fachsprache begründet“ wurde (Knoop 1998: 870). In den 1970er Jahren 
sind es vor allem Verwaltungsfachleute und Juristen, die sich dann auch 
damit beschäftigen, wie Verwaltungssprache der Forderung nach erstens 
Verständlichkeit und zweitens Fachsprachlichkeit gerecht werden kann. Hier 
sind insbesondere zu nennen die Arbeiten von Bank (1971), Otto (1978a, 
1978b), Kube (1973) und Gunst (1975). Ende der 1970er und auch im Laufe 
der 1980er Jahre waren es dann vor allem Sprachwissenschaftler, die sich 
der Verwaltungssprache widmeten. So wurden unter anderem verschiedene 
Fachtagungen ins Leben gerufen, um beispielsweise die Verständlichkeit 
von Formularen oder andere Probleme rund um die schriftliche 
Verwaltungssprache zu diskutieren. Zu nennen ist hier die vom Institut für 
deutsche Sprache, Mannheim, im Jahr 1979 organisierte Arbeitstagung zum 
Thema „Das Kommunikationsmittel ‚Formular’. Bürger – Formulare – 
Behörde“, an der mehr als 25 Vertreter verschiedener Behörden, 
Hochschulen und Forschungsinstitute teilnahmen, um „die Probleme zu 
diskutieren, die mit den Formularen als Medium im Kommunikationskreis 
‚Bürger   Behörde   Bürger ...’ aufgegeben sind (und um) in Form einer 
ersten Bestandsaufnahme einen kleinen Schritt in Richtung auf ein höheres 
Problembewusstsein und eine engere Zusammenarbeit zu tun“ 
(Grosse/Mentrup 1980: 8). Eine vollständige Dokumentation dieser Tagung 
liefern Grosse/Mentrup in ihrem Werk „Bürger – Formulare – Behörde“ aus 
dem Jahr 1980. Des Weiteren sind zu nennen die im Jahr 1980 von der 
Akademie der Sprache und Dichtung in Darmstadt initiierte Tagung zum 
Thema „Normen- und Gesetze der Verwaltungssprache“17, eine Tagung der 
Deutschen Gesellschaft für Sprachwissenschaft im Jahr 1980 zum Thema 
                                            
17 Vgl. hierzu auch Radtke 1981. 
57 
  
Bewertung der Verwaltungssprache18, eine Diskussionsrunde zum Thema 
Behördensprache anlässlich der Jahresversammlung der Gesellschaft für 
deutsche Sprache im Jahr 198119 sowie eine Tagung im Bundeskanzleramt 
Wien im Jahr 1983 zum Thema Rechts- und Verwaltungssprache.20 Wagner, 
Augst, Büter, Radtke, Grosse, Oksaar, Gülich Stickel und Fotheringham 
beschäftigen sich in dem 1981 erschienenen Sammelband „Der öffentliche 
Sprachgebrauch“ aus verschiedenen Perspektiven mit der schriftlichen 
Verwaltungssprache. 1987 behandelt Fuchs-Khakhar das Thema Rechts- 
und Verwaltungssprache. Knoop wirft am Beispiel der Verwaltungssprache 
im Jahr 1998 einen Blick auf das Thema Institutionensprache. Rehbein 
beschäftigt sich im Jahr 1999 mit der Verwendung von Sprache in Behörden 
und Ämtern. Becker-Mrotzek  befasst sich im selben Jahr mit der Sprache 
der Verwaltung als Institutionensprache, ehe er im Jahr 2000 gemeinsam 
mit Scherner Textsorten in der Verwaltung thematisiert. Die Ursache dafür, 
dass sich seit Ende der 1970er Jahre hauptsächlich Sprachwissenschaftler 
und weniger Fachleute der Verwaltung mit dem Thema Verwaltungssprache 
beschäftigen, ist wohl auch darin zu sehen, dass Verwaltungstexte sich 
hauptsächlich an verwaltungsunkundige Bürger richten und nicht nur 
rechtssicher, sondern vor allem auch allgemeinverständlich verfasst sein 
müssen. Da sich der Sprachwissenschaftler als Verwaltungs-Laie in einer 
ähnlichen Ausgangsituation befindet wie der Bürger, fällt es diesem auch 
leichter, „sich in die Probleme des Laien hineinzudenken“ (Fuchs-Khakhar 
1987: 67).  
 
 
 
 
 
 
                                            
18 Vgl. hierzu die Dokumentation von Dieckmann et al. 1980. 
19 Vgl. hierzu Ickler 1982. 
20 Vgl. hierzu Band 4 der vom Bundeskanzleramt Wien im Jahr 1983 herausgegebenen 
Schriftenreihe zur Verwaltungsreform mit dem Titel Rechts- und Verwaltungssprache. Ein 
Problem der  Verwaltungsreform. 
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4.3 Optimierungsbemühungen im Bereich der schriftlichen 
       Verwaltungssprache 
  
Wie bereits in Kapitel 4.1.2 ausgeführt, stand in den 50er und 60er Jahren 
des letzten Jahrhunderts die Sprachkritik im Zentrum der 
Auseinandersetzung mit der schriftlichen Verwaltungssprache. Weil die 
skeptische bis ablehnende Haltung der Sprachkritiker gegenüber der 
Verwaltungssprache überwiegend sprachpuristisch begründet war, ergab 
sich in dieser Phase offensichtlich auch keine Notwendigkeit, über 
Möglichkeiten der Verbesserung der schriftlichen Verwaltungssprache 
nachzudenken (vgl. Becker-Mrotzek 1999: 1398). Erst als der funktionale 
Charakter der Verwaltungssprache, auf den zum Beispiel Wagner (vgl. 
Wagner 1970: 97), Bank (vgl. Bank 1971: 602)  oder Messelken (vgl. 
Messelken 1979: 135) verweisen, in der Wahrnehmung der Verwaltungs-
sprache an Bedeutung gewinnt, rücken ab den 1970er Jahren auch 
Bemühungen zur Verbesserung der schriftlichen Verwaltungssprache in den 
Blickpunkt des Interesses. Dabei geht es den verschiedenen Autoren und 
Arbeitsgruppen vor allem darum, Vorschläge dazu zu erarbeiten, wie die 
immer wieder als schwer verständlich kritisierte Verwaltungssprache (vgl. 
Heckmann 1981: 9) auch für den Laien, also für den Bürger, besser 
verstehbar gemacht werden kann. So finden sich zum Beispiel bei Kube 
(vgl. Kube 1973: 99 ff.), Otto (vgl. Otto 1978b: 485 ff.), Wagner (vgl. Wagner 
1981: 242) und Lange (vgl. Lange 1983: 123 f.) Vorgaben für adres-
satengerechtes Schreiben. Einen ausführlichen Ratgeber mit zahlreichen 
Verbesserungsmöglichkeiten liefert Otto mit seinem Werk „Amtsdeutsch 
heute, bürgernah und praxisnah.“ (Otto 1978a). Während Bank (vgl. Bank 
1971: 605), Kube (vgl. Kube 1973: 99) und Otto (vgl. Otto 1978b: 486) 
reines Formulierungstraining für die Mitarbeiter der Verwaltung fordern, 
möchte Wagner auch psychologische Probleme der Einstellung von 
Mitarbeitern der Verwaltung bei Verbesserungsvorschlägen berücksichtigt 
wissen (vgl. Wagner 1981: 242). Die Teilnehmer der weiter oben bereits 
erwähnten Tagung des Instituts für deutsche Sprache beschäftigen sich im 
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Jahr 1979 unter anderem auch mit Möglichkeiten der Verbesserung der 
Gestaltung von Formularen, die in einem Fünf-Punkte-Programm 
zusammengefasst werden (vgl. Mentrup 1980: 122 ff.). Grosse macht im 
Jahr 1981 „Vorschläge zur Verbesserung der Verständlichkeit in 
Verwaltungstexten“ (Grosse 1981: 268). Im Jahr 1993 zeigen 
Büter/Schimke, wie Verwaltungsakten verständlich geschrieben werden 
können. Becker-Mrotzek/Brinkschulte/Ruske/Scherner erstellen im Jahr 
1995 für den Kreis Warendorf ein Gutachten mit Verbesserungsvorschlägen 
für Verwaltungsschreiben, das von der Bertelsmann-Stiftung im Jahr 1999 
ins Leben gerufene Netzwerk „Kommunen der Zukunft“ beschäftigt sich 
unter anderem mit der Vereinfachung von Verwaltungssprache21 und Helmut 
Ebert will mit seinem in 2006 erschienenen „Handbuch Bürger-
kommunikation“ das Schreiben in Verwaltungen verständlicher, service-
orientierter und demokratischer machen. Neben den Bemühungen von 
(Sprach-) Wissenschaftlern zur Optimierung der Verwaltungssprache ist 
auch der Staat angesichts der anhaltenden Kritik an der schweren 
Verständlichkeit der Verwaltungssprache um Verbesserung selbiger bemüht. 
So veröffentlichte die dem Bundesverwaltungsamt angeschlossene 
Bundesstelle für Büroorganisation und Bürotechnik im Jahr 2002 zum 
Beispiel die vierte Auflage eines Arbeitshandbuches mit dem Titel 
„Bürgernahe Verwaltungssprache“, in dem festgestellt wird, dass „das 
gegenseitige Verständnis und die Zusammenarbeit von Behörden und 
Privatpersonen zu fördern (ist und jegliche) Art behördlicher Entscheidung 
oder anderer Mitteilung (..) sprachlich, inhaltlich und in jeder Art der 
Begründung so gestaltet sein (muss), dass die Bürgerin oder der Bürger sie 
verstehen und akzeptieren kann“ (Bundesverwaltungsamt 2002: 6). 
Verfassern von Verwaltungstexten werden in diesem Werk Empfehlungen 
gegeben, die sich in erster Linie auf Textmerkmale beziehen und 
Bürgernähe schaffen sollen. Auf Seite 11 des Arbeitshandbuches heißt es 
zum Beispiel: 
 
                                            
21 Ein Überblick hierzu ist im Internet unter www.kommunen-der-zukunft.de zu finden. 
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     „Verben nicht durch Substantive verdrängen; Abstraktes durch Beispiele 
anschaulich machen; die angemessene Satzlänge beachten; auf 
Abkürzungen und Fremdwörter möglichst verzichten oder beim ersten 
Gebrauch erläutern; das Verhältnis von Aussage zu Satzgliederung 
beachten; das Passiv durch aktive Formen ersetzen; eine persönliche 
Anrede – auch im Text – verwenden; auf Amtsgehabe und Kanzleistil 
verzichten“ (Bundesver-waltungsamt 2002: 11 f.). 
 
Auch auf Länderebene gibt es Projekte, innerhalb welcher der Bereich 
Kommunikation und ihre Bedeutung für eine von den Ländern gegen Ende 
der 1990er Jahre angestrebte Modernisierung der Verwaltung thematisiert 
wird. Exemplarisch zu nennen ist hier zum Beispiel die vom Land Nordrhein-
Westfalen im Dezember 1999 (16. u. 17.12.1999) organisierte Tagung mit 
dem Titel „Veränderungen kommunizieren – Kommunikation verändern“, bei 
der  Führungskräfte der Verwaltung und Vertreter aus Wissenschaft und 
Wirtschaft zusammengekommen sind, um – das Thema Kommunikation 
zwischen Verwaltung und Bürger berücksichtigend – Konzepte zur 
Unterstützung der angesprochenen Modernisierungsbemühungen zu 
entwickeln. Die Ergebnisse dieses Forums werden in der vom 
Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen herausgegebenen 
Schriftreihe zur Modernisierung der Verwaltung mit dem Titel „Vmprofil“ 
dargestellt (Innenministerium 2000).  
 
Auf kommunaler Ebene gibt es einige konkrete Projekte zur Verbesserung 
der Verständlichkeit der schriftlichen Verwaltungssprache. Hier seien 
exemplarisch genannt die von der Sprachwissenschaftlerin Annette Lepschy 
geleiteten „Schreibwerkstätten“ der Städte Essen im Jahr 1999 und Bielefeld  
im Jahr 2002, in denen Lepschy den Mitarbeitern verschiedener Ämter der 
Verwaltungen ein Bewusstsein für die Bedeutung von Sprache vermittelt und 
Empfehlungen für das Verfassen verständlicher Texte ausspricht. Diese 
Verbesserungsempfehlungen ähneln den weiter oben aus dem 
Arbeitshandbuch der Bundesverwaltungsamtes zitierten Empfehlungen und 
beziehen sich hauptsächlich auf die Bereiche Nominalstil, Fach- und 
Fremdwörter sowie Textstruktur und Satzlänge (Stadt Essen 2000). Ein 
weiteres Projekt zur Verbesserung der Verständlichkeit von 
Verwaltungstexten geht auf die Initiative der Stadt Bochum zurück, die sich 
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im Jahr 1999 an die Ruhr-Universität Bochum wendet, dort 
Optimierungsbedarf für ihre an Bürger adressierte Schreiben anmeldet und 
dem Germanistischen Institut der Ruhr-Universität Bochum verschiedene 
Texte zur Analyse zur Verfügung stellt. Nach dreijähriger Arbeit legt die 
Arbeitsgruppe um Hans-Rüdiger Fluck einen „Leitfaden zur bürgernahen 
Verwaltungssprache“ mit Tipps zum einfachen Schreiben vor, in dem 
Verbesserungsempfehlungen zu den Bereichen Rechtsbehelfsbelehrung, 
Umgang mit Fachwörtern, Satzkonstruktionen, Wortzusammensetzungen, 
Abkürzungen, Hauptwortstil und Satzlänge anhand konkreter Textbeispiele 
dargestellt werden.22 Auch hier ähneln die Verbesserungsempfehlungen 
denen, die hier bereits aus dem Arbeitshandbuch des 
Bundesverwaltungsamtes zitiert wurden. Grönert stellt fest, dass die 
Ratgeber und Projekte zur Verbesserung der schriftlichen 
Verwaltungssprache „einen überwiegend formalen Ansatz“  (Grönert 2004:: 
25) verfolgen und dass immer wieder und „immer noch dieselben 
lexikalischen und syntaktischen Merkmale für die mangelnde 
Verständlichkeit der Verwaltungssprache verantwortlich gemacht und 
optimiert“ werden, da die verschiedenen Optimierungsbemühungen auf der 
falschen Annahme basieren, „dass es sich bei (..) Verständlichkeit um eine 
Texteigenschaft handelt“ (Grönert 2004: 26). Grönert kritisiert, dass 
bisherige Untersuchungen zur Verbesserung der schriftlichen 
Verwaltungssprache einen „nicht-situativen Ansatz“ verfolgen, die 
ausgesprochenen Verbesserungsvorschläge „in erster Linie auf die 
sprachliche Ebene der verwaltungssprachlichen Texte beschränkt“ bleiben 
(Grönert 2004: 2) und in den bisherigen Arbeiten zur Verbesserung der 
schriftlichen Verwaltungssprache damit zwar die „Verwaltungssprache“, nicht 
aber die „Verwaltungskommunikation“ (Grönert 2004: 2) die Basis für das 
Ermitteln von Verbesserungsempfehlungen darstellt. Grönert aber versteht 
Kommunikation als „partnerbezogenes soziales Handeln (...), dessen 
Gelingen weit über die Verständlichkeit von Textmerkmalen hinausgeht“ 
(Grönert 2004: 2) und wählt in ihrer Arbeit zur Entwicklung von 
                                            
22 Der Leitfaden wird im Internet unter www.ruhr-uni-bochum.de/idema/ und unter 
www.moderne- verwaltungssprache.de zum Herunterladen angeboten. 
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Optimierungsempfehlungen für die schriftliche Verwaltungssprache 
folgerichtig einen anderen, insofern praxisorientierten Ansatz, als sie 
„Verständigung zwischen den Kommunikationspartnern als das Ergebnis 
einer komplexen kommunikativen Interaktion innerhalb eines spezifischen 
Kommunikationssystems“ begreift (Grönert 2004: 2) und diesen Ansatz zur 
Grundlage für die von ihr entwickelten Optimierungsempfehlungen macht. 
Zusammenfassend kann an dieser Stelle festgehalten werden, dass die 
bisherigen Aktivitäten zur Optimierung der schriftlichen Verwaltungssprache 
– bis auf die weiter oben erläuterte Arbeit von Grönert (Grönert 2004) – 
allesamt auf einem formalen Ansatz beruhen, und es in diesen Arbeiten 
vornehmlich darum geht, syntaktische oder lexikalische Merkmale der 
schriftlichen Verwaltungssprache so zu verändern, dass Verwaltungstexte 
für den Laien besser zu verstehen sind. Die in den verschiedenen Arbeiten 
dargestellten Empfehlungen beziehen sich in der Regel auf die Bereiche, 
Hauptwortstil, Wortzusammensetzungen, Umgang mit Fachwörtern, 
Abkürzungen, Satzkonstruktionen und Satzlänge und ähneln allesamt den 
hier weiter oben aus dem Arbeitshandbuch des Bundesverwaltungsamtes 
zitierten Empfehlungen zur Gestaltung von Verwaltungstexten. 
 
 
4.4 Die Erforschung von Gesprächen in der Verwaltung   
 
Wie bereits in der Einleitung des Kapitels 4 dieser Arbeit erwähnt, rückte das 
wissenschaftliche Interesse an der Untersuchung von Gesprächen in der 
Verwaltung erst zu Beginn der 80er Jahre des letzten Jahrhunderts in den 
Blickpunkt der Forscher. Das Vorhandensein gesprächsanalytischer 
Untersuchungsmethoden und die in den 70er Jahren des letzten 
Jahrhunderts begonnenen Bemühungen der Verwaltung um mehr 
Bürgernähe, die insbesondere durch einen verstärkten persönlichen Dialog 
mit dem Bürger erreicht werden sollte, begünstigten und bewirkten diese 
Neufokussierung (vgl. Becker-Mrotzeck 2001: 1510). Obschon bei 
Linguisten nun das Interesse an der Frage geweckt war, ob die Linguistik mit 
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ihren neuen Methoden über die Verbesserung der Kommunikation zwischen 
Verwaltung und Bürger auch konstruktive Beiträge zu mehr Bürgernähe 
leisten kann, liegen bis heute nur sehr wenige empirische 
Gesprächsanalysen vor, die sich konkret mit Aspekten der mündlichen 
Bürger-Verwaltungs-Kommunikation beschäftigen. Untersuchungen zu 
Gesprächen, die in Verwaltungen zwischen Mitarbeitern der Verwaltung 
geführt werden, fehlen bislang gänzlich (vgl. Rehbein 1999: 671, vgl. 
Becker-Mrotzek 2001: 1512 f.). Neben den vier umfangreicheren Analysen 
von Wahmhoff/Wenzel (1979), Wenzel (1981; 1984) und Selting (1987), die 
nachfolgend noch ausführlich besprochen werden, liegen einige wenige 
Arbeiten vor, in denen vereinzelt auch Gespräche aus zumeist 
leistungsgewährenden Einrichtungen der Verwaltung (z.B. Sozialamt) zwar 
zu diversen Zwecken, aber nicht aus der Perspektive der Bürger-
Verwaltungs-Kommunikation analysiert werden. So untersucht zum Beispiel 
Quasthoff (1980) die interaktive Funktion von Erzählungen anhand von 
Gesprächen, die an deutschen Sozialämtern geführt wurden. Ebenfalls im 
Kontext der Analyse mündlicher Erzählungen steht die Arbeit von Rehbein 
(1980), der von Einwanderern in englischen Sozialämtern geführte 
Gespräche untersucht. In beiden genannten Arbeiten kommen die Autoren 
zu dem Ergebnis, dass Erzählungen keine institutionsadäquate 
Darstellungsform sind und Erzählungen der Bürger in Bürger-Verwaltungs-
Gesprächen – anders, als es bei Erzählungen im Alltag der Fall ist – insofern 
eine spezifische Behandlung durch die Mitarbeiter der Verwaltung erfahren, 
als die Mitarbeiter der Verwaltungen die Erzählungen der Bürger durch eine 
bestimmte Art des Nachfragens zur Informationsbeschaffung nutzen. Das 
heißt, dass die Mitarbeiter der Verwaltung das Erzählen der Bürger durch 
Nachfragen zu institutionsadäquatem respektive aus Sicht des 
Verwaltungsmitarbeiters verwertbarem Berichten umfunktionieren. Mit Blick 
auf die beiden vorstehend genannten Arbeiten muss jedoch festgehalten 
werden, dass in den beiden Untersuchungen zwar Gespräche aus dem 
Bereich Bürger-Verwaltungs-Kommunikation verwendet, aber nicht aus der 
Perspektive der Bürger-Verwaltungs-Kommunikation untersucht, sondern 
deshalb zum Untersuchungsgegenstand gemacht werden, weil die Autoren 
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etwas über die Kommunikationsform „Erzählung“ herausfinden möchten. Ein 
ausgeprägtes Interesse an der Beschreibung oder Veränderung der Bürger-
Verwaltungs-Kommunikation selbst besteht hier kaum bis gar nicht. In einer 
weiteren, kurzen Arbeit beschreibt Bausch (1982) anhand von am Sozialamt 
geführten Bewilligungsgesprächen solche kommunikativen Handlungen der 
Mitarbeiter der Verwaltung, mit deren Vollzug die Mitarbeiter der Verwaltung 
„die Bewilligungssituation streckenweise in eine Beratungssituation 
umdefinieren“ (Bausch 1982: 54). Auch in einigen anderen Arbeiten, in 
denen ebenfalls das Thema Beratung und nicht das Thema Bürger-
Verwaltungs-Kommunikation im Fokus des Untersuchungsinteresses steht, 
wird zum Teil auch immer wieder mal ein Bürger-Verwaltungs-Gespräch zu 
Analysezwecken verwendet. Zu nennen sind hier zum Beispiel die Arbeiten 
von Nothdurft (1984) und Nothdurft/Reitemeier/Schröder (1994). 
Henrici/Herlemann/Kindt/Selting (1985) beschreiben in einem kurzen 
Aufsatz ein Gespräch aus einer Rundfunkgebührenermäßigungsstelle und 
ermitteln in dem Gespräch Sachverstehensprobleme, die sie darauf 
zurückführen, dass der Bürger über unzureichendes Wissen über 
„institutionelle Fakten und Abläufe“ verfügt  und der Mitarbeiter der 
Verwaltung Sachverhalte, die im Zusammenhang mit solchen Fakten und 
Abläufen stehen, unzureichend erklärt. Sie analysieren hier ein Gespräch 
aus der Bürger-Verwaltungs-Kommunikation, um zu verdeutlichen, „dass 
sich die Anwendung linguistischer Beschreibungsverfahren bei der 
Interpretation von Texten – in diesem Fall von gesprochenen Texten (...) – 
als hilfreich erweisen kann“, um „immer wieder erlebte 
Kommunikationsprozesse und darin auftauchende Verständigungsprobleme 
zu durchschauen und damit auf eigenes Handeln in diesen Prozessen 
vorzubereiten“ (Henrici/Herlemann/Kindt/Selting 1985: 51). Auch nicht aus 
der Perspektive der Bürger-Verwaltungs-Kommunikation, sondern aus 
interkultureller Perspektive beschäftigen sich Hinnenkamp (1985) und 
Bingemer (1997) in ihren Arbeiten kurz mit der mündlichen Bürger-
Verwaltungs-Kommunikation.  
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4.4.1 Die Funktion von Hörersignalen bei Wahmhoff und Wenzel  
 
Sibylle Wahmhoff und Angelika Wenzel verwenden in ihrer im Jahr 1979 
erschienenen Arbeit „Ein HM ist noch lange kein HM – oder was heißt 
klientenbezogene Gesprächsführung?“ zwei am Sozialamt geführte 
Gespräche und zwei gesprächstherapeutische Gespräche aus der 
Psychotherapie dazu, die Funktionen von Hörersignalen zu untersuchen. 
Hörersignale, also zum Beispiel die Signale hm oder ja, sind Elemente, „mit 
denen ein Hörer (...) eine bestehende Rollenverteilung bestätigt (...)“ 
(Wahmhoff/Wenzel 1979: 272). Damit beschreiben Wahmhoff und Wenzel 
das in der konversationsanalytischen Literatur bis zum Zeitpunkt ihrer 
Untersuchung vorherrschende Verständnis, dass Hörersignale in Bezug auf 
den Aspekt der Dialogsteuerung lediglich eine Funktion haben, nämlich die 
der Sprecherrollenbestätigung durch den Hörer.23 In ihrer Untersuchung 
stellen Wahmhoff und Wenzel fest, dass die am Sozialamt geführten 
Gespräche „sehr konfliktreich ablaufen“ (Wahmhoff/Wenzel 1979: 270). 
Damit beziehen sie sich ausschließlich auf den von ihnen beobachteten 
„simultanen Anspruch zweier Gesprächspartner auf die Sprecherrolle“, den 
die Akteure in beiden am Sozialamt geführten Gesprächen häufig erheben 
(Wahmhoff/Wenzel 1979: 270). Konkret ermitteln die Autorinnen, dass die 
Mitarbeiter des Sozialamts die Bürger in beiden Gesprächen sehr häufig 
unterbrechen und es deshalb häufig zu längerem Simultansprechen kommt, 
weil die Bürger nicht immer bereit sind, die Sprecherrolle abzugeben und die 
Hörerrolle einzunehmen. In den Therapie-Gesprächen hingegen kommt es 
kein einziges Mal zu Unterbrechungen des Patienten durch den 
Therapeuten und kaum zu Simultansprechen. Zudem beobachten die 
Autorinnen, dass die Psychotherapeuten etwa dreimal so oft Hörersignale 
senden wie die Mitarbeiter des Sozialamtes. In ihrer Arbeit zeigen Wahmhoff 
und Wenzel nun, dass Hörersignale nicht nur eine, sondern “mindestens vier 
verschiedene Funktionen erfüllen können“ (Wahmhoff/Wenzel 1979: 273), 
und dass „Hörersignale auf der Ebene der Dialogsteuerung eine überaus 
                                            
23 Vgl. hierzu Duncan/Fiske (1977: 177) oder Schank/Schoenenthal 1976: 87f.) 
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wichtige Rolle für die Vermeidung von Rollenkonflikten haben“, wobei sie mit 
Rollenkonflikten Konflikte meinen, „die um die Verteilung der Sprecherrolle 
und Hörerrolle entstehen“ (Wahmhoff/Wenzel 1979: 281). Die Autorinnen 
weisen die vier folgenden Funktionen von Hörersignalen, die sie mit Hilfe der 
Methode des Paraphrasierens beschreiben, nach: 
 
„a) Bestätigung des aktuellen Sprechers (‚sprich weiter’) 
 
b) Legalisierung der Unterbrechung durch den anderen (‚es war in Ordnung, 
dass Du mich unterbrochen hast, sprich ruhig weiter’)  
 
c) Aufforderung an den Partner, die Sprecherrolle neu zu übernehmen 
(‚willst Du nicht sprechen? Sprich Du doch’) 
 
d) Anmeldung des Anspruchs auf die Sprecherrolle (‚ich will gleich 
sprechen’)“ (Wahmhoff/Wenzel 1979: 281). 
 
Nach der Ermittlung dieser vier Funktionen von Hörersignalen bestimmen 
die Autorinnen, wie häufig diese vier Hörersignal-Typen in den von ihnen 
untersuchten Gesprächen vorkommen. Dabei stellen sie zunächst fest, dass 
etwa 13 Prozent aller von den Akteuren gegebenen Hörersignalen den 
Typen b), c) und d) zuzuordnen sind, also den Typen von Hörersignalen, die 
in der Fachliteratur bis zu diesem Zeitpunkt keine Berücksichtigung 
gefunden hatten. Damit zeigen die Autorinnen, dass Hörersignale nicht nur 
weitere Funktionen als die bis dahin angenommene haben, sondern es sich 
„bei diesen (weiteren) Funktionen durchaus auch um wichtige 
Verwendungsmöglichkeiten von Hörersignalen handelt“ (Wahmhoff/Wenzel 
1979: 282). Des Weiteren stellen Wahmhoff und Wenzel fest, dass in allen 
vier untersuchten Gesprächen jeweils alle vier ermittelten Hörersignal-Typen 
von den Beratern (Psychotherapeuten und Mitarbeiter des Sozialamts) 
verwendet werden, Psychotherapeuten jedoch bestimmte Hörersignal-Typen 
häufiger verwenden als Mitarbeiter des Sozialamts und umgekehrt. So 
gebrauchen die Psychotherapeuten in ihren Gesprächen öfter auch 
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Hörersignale des Typs b) und c), um einerseits damit zum Ausdruck zu 
bringen, dass die durch den Patienten erfolgte Unterbrechung sie nicht stört, 
und andererseits den Patienten damit aufzufordern, die Sprecherrolle wieder 
zu übernehmen. Die Mitarbeiter des Sozialamts hingegen verwenden in 
ihren Gesprächen kein einziges Mal Hörersignale des Typs b) und c). 
Umgekehrt verwenden die Mitarbeiter des Sozialamts häufig Hörersignale 
des Typs d), um dem Gesprächspartner zu signalisieren, dass sie die 
Sprecherrolle in Kürze übernehmen wollen, während die Psychotherapeuten 
von diesem Hörersignal-Typen nur sehr selten Gebrauch machen. Diese 
Beobachtungen weisen darauf hin, dass „das Verhalten des 
psychologischen Beraters tendenziell viel stärker von der Bereitschaft zum 
Zuhören geprägt ist (...), während am Sozialamt eine durch wenig 
Permissivität ausgezeichnete Gesprächsführung eher die Regel ist“ 
(Wahmhoff/Wenzel 1979: 283). Insgesamt kommen die Autorinnen über die 
von ihnen ermittelten Ergebnisse zu der Erkenntnis, dass zwischen der 
Anzahl der insgesamt von den „Beratern“ eingesetzten Hörersignale und der 
Häufigkeit der durch die „Berater“ erfolgten Unterbrechungen bzw. des 
Simultansprechens ein Zusammenhang besteht: Je mehr Hörersignale von 
einem Berater eingesetzt wurden, desto weniger wurde unterbrochen bzw. 
simultan gesprochen. Diesen Zusammenhang erklären die Autorinnen wie 
folgt. Sie gehen davon aus, dass „der Wunsch zu sprechen und der Wunsch 
nicht zu sprechen bei ein und derselben Person nicht gleichzeitig 
ausgedrückt werden kann“ (Wahnhoff/Wenzel 1979: 287). Wenn nun 
häufiges Unterbrechen durch den „Berater“ und Simultansprechen 
beobachtet wird, so kann darin der Wunsch des Beraters, die Sprecherrolle 
zu übernehmen, gesehen werden. Die Autorinnen gehen weiter davon aus, 
dass es kein Zufall ist, dass der Berater innerhalb des gleichen 
Gesprächsabschnittes keine Hörersignale gibt, da diese in den allermeisten 
Fällen einen Verzicht auf die Sprecherrolle bedeuten und ausgedrückter 
Wunsch die Sprecherrolle zu übernehmen (Unterbrechen des 
Gesprächspartners/Simultansprechen als Folge der Unterbrechung) und der 
Verzicht darauf sich gegenseitig ausschließen (vgl. Wahmhoff/Wenzel 1979: 
288). Aus der Beobachtung, dass in den Sozialamtsgesprächen von den 
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Mitarbeitern des Sozialamts im Gegensatz zu den untersuchten Gesprächen 
aus der Psychotherapie eher „unsolidarische Hörersignale“ gegeben werden 
(Wahnhoff/Wenzel 1979: 289), schließen die Autorinnen überdies, dass die 
Mitarbeiter des Sozialamts ihre Aufgabe, „klientenbezogenes und 
bürgernahes Verhalten zu praktizieren, sicherlich nicht gut erfüllen, wenn 
man den Indikator der Hörersignale zum Kriterium nimmt“ (Wahnhoff/wenzel 
1979: 289). Natürlich muss hier die Frage nach der Aussagekraft und erst 
recht die nach der Allgemeingültigkeit der von den Autorinnen erzielten 
Ergebnisse deshalb hinterfragt werden, da das Untersuchungskorpus 
lediglich aus vier Gesprächen bestand. Entsprechend vorsichtig formulieren 
die Autorinnen dann auch, dass die von ihnen ermittelten Ergebnisse „die 
Annahme nahezulegen“ scheinen, „daß Hörersignale dazu dienen können, 
eine konfliktfreie Rollenverteilung zu unterstützen“ (Wahmhoff/Wenzel 1979: 
288). Nichtsdestotrotz ist die vorstehend besprochene Untersuchung für die 
hier vorliegende Arbeit insofern interessant, als sie dem Verfasser als 
Denkanstoß dafür gedient hat, die Auswirkungen des Ausbleibens von 
Hörersignalen seitens der Mitarbeiter der Service-Center kommunaler 
Verwaltungen zu untersuchen (vgl. Kapitel 6.3.1).     
 
 
4.4.2 Die Funktionen kommunikativer Paraphrasen bei Wenzel 
 
In einer anderen Arbeit untersucht Wenzel (1981) die Funktionen der von 
Mitarbeitern des Sozialamtes vorgenommenen Paraphrasierungen der von 
Bürgern vollzogenen Äußerungen. Anhand von zwölf am Sozialamt 
zwischen Mitarbeitern des Sozialamts und Bürgern geführten Gesprächen, 
die als Ton- bzw. Videoaufnahmen vorlagen, ermittelt Wagner verschiedene 
Typen kommunikativer Paraphrasen. Grundsätzlich unterscheidet Wagner 
zunächst zwischen rhetorischen und rekonstruierenden Paraphrasen, wobei 
die rhetorische Paraphrase „dem Sprecher dazu dient, seinen 
Gedankengang verständlicher zu machen, ihn zu explizieren und zu 
präzisieren“, während die rekonstruierende Paraphrase dem Sprecher in der 
Regel dazu dient, „den Gedankengang seines Gesprächspartners 
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nachzukonstruieren“ (Wenzel 1981: 385). Wenzel zeigt in dieser Arbeit zum 
einen, dass in den von ihr untersuchten Gesprächen mit Hilfe rhetorischer 
Paraphrasen „Fragen präzisiert, Zusammenfassungen eines oder mehrerer 
Gedankengänge vollzogen, Themen abgeschlossen und Argumente 
verstärkt“ werden (Wenzel 1981: 387). Zum anderen ermittelt sie anhand der 
Gespräche verschiedene Typen rekonstruierender Paraphrasen und zeigt, 
dass eine bestimmte Form rekonstruierender Paraphrasen, die sie 
„reduzierende Aspektualisierung“ nennt (Wagner 1981: 394), in Bezug auf 
den der Paraphrase vorangegangenen Gedankengang des Bürgers nur 
scheinbar nachkonstruierende Funktion hat, und derartige Paraphrasen 
damit nicht Ausdruck gelungener Übernahme der Perspektive des 
Gesprächspartners sind, sondern vielmehr „als dialogthematische 
Steuerungsmittel eingesetzt werden“ (Wagner 1981: 386). Die Darstellung 
genau dieses Phänomens bildet den Schwerpunkt ihrer Untersuchung. 
Insgesamt unterscheidet sie zwischen folgenden Typen rekonstruierender 
Paraphrasen:  
 
a) Vollständige Paraphrasen 
 
Bei vollständigen Paraphrasen handelt es sich um Paraphrasen, mit denen 
das in der vorangegangenen Sprecheinheit Erwähnte „insgesamt mit 
ähnlichen Worten wiederaufgenommen wird“ (Wenzel 1981: 391). 
 
 
b) Zusammenfassende Paraphrasen 
 
Zusammenfassende Paraphrasen sind solche, mit denen das in der 
vorausgegangenen Sprecheinheit Erwähnte „insgesamt jedoch in 
komprimierter Form wiederaufgenommen wird“ (Wagner 1981: 391). 
 
 
c) Aspektualisierende Paraphrasen 
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Um aspektualisierende Paraphrasen handelt es sich genau dann, „wenn ein 
oder mehrere Aspekte der ersten Äußerung in unveränderter oder 
modifizierter Form durch die Paraphrase wiederaufgenommen werden“ 
(Wagner 1981: 392). Wagner unterscheidet am Beispiel der am Sozialamt 
geführten Gespräche zwischen vier Arten aspektualisierender Paraphrasen, 
die sie „Konkretisierende Aspektualisierung“, „Dekonkretisierende 
Aspektualisierung“, „Expandierende Aspektualisierung“ und „Reduzierende 
Aspektualisierung“ nennt (Wagner 1981: 392 ff.). Bei der konkretisierenden 
Aspektualisierung werden bestimmte Aspekte durch Paraphrasierung vom 
Mitarbeiter der Verwaltung zur Verständnissicherung konkretisiert.  
Dekonkretisierende Aspektualisierung liegt dann vor, wenn der Mitarbeiter 
der Verwaltung eine konkrete Äußerung des Bürgers durch eine vagere 
ersetzt, um diesen weniger festzulegen und ihm mehr Spielraum zu geben. 
Von expandierender Aspektualisierung spricht Wagner dann, „wenn die 
Paraphrase gegenüber der ursprünglichen Äußerung einen oder mehrere 
neue Aspekte enthält“ (Wagner 1981: 393) und reduzierende 
Aspektualisierung ist dann gegeben, wenn ein oder mehrere Aspekte der 
vorangegangenen Sprecheinheit beim Paraphrasieren nicht wieder 
aufgenommen werden (vgl. Wagner 1981: 392 ff.). In Bezug auf die von ihr 
ermittelten rekonstruierenden Paraphrasen kommt Wagner zu dem 
Ergebnis, dass vollständige Paraphrasen, aber auch konkretisierende, 
dekonkretisierende und expandierende aspektualisierende Paraphrasen in 
erster Linie verständnisherstellende und sichernde, die zusammenfassende 
Paraphrase hingegen eher „gesprächsgliedernde und 
themenabschließende“ Funktion hat (Wagner 1981: 398). Wie weiter oben 
bereits dargestellt, unterscheidet sich die von Wagner so genannte 
reduzierte Aspektualisierung dadurch von allen anderen von ihr ermittelten 
Paraphrasetypen, dass sie nicht verständnissichernd oder 
gesprächsgliedernd fungiert, sondern insofern gesprächssteuernde Funktion 
hat, als der Mitarbeiter der Verwaltung mit solchen Paraphrasen versucht, 
den Bürger zu einer bestimmten kommunikativen Handlung zu bewegen. Mit 
diesen „dialogthematischen Steuerungshandlungen“ (Wagner 1981: 388) 
lenkt der Mitarbeiter der Verwaltung das Gespräch in die von ihm 
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gewünschte Richtung, um die Informationen zu bekommen, die für ihn für 
eine Beurteilung und Bearbeitung des vorliegenden Sachverhaltes 
notwendig sind. Abschließend kann hier festgehalten werden, dass Wagners 
Hauptinteresse in dieser Arbeit in der Beschreibung der Funktionen 
kommunikativer Paraphrasen liegt und weniger in der Beschreibung dessen, 
was in Gesprächen zwischen Mitarbeitern der Verwaltung und Bürgern 
geschieht. Das heißt, dass hier zwar Gespräche aus der Bürger-
Verwaltungs-Kommunikation zu Analysezwecken verwendet, aber – anders 
als in der hier vorliegenden Untersuchung – nicht aus der Perspektive der 
Bürger-Verwaltungs-Kommunikation analysiert werden. 
 
 
4.4.3 Verständnisfördernde und -hindernde Aktivitäten bei Wenzel 
 
In einer weiteren, umfangreicheren Arbeit untersucht Angelika Wenzel 
(1984) dann am Beispiel von etwa 50 in Sozialämtern auf Ton- oder 
Videoband aufgezeichneten Gesprächen verständnisfördernde und 
verständnishindernde Aspekte, die innerhalb dieser Gespräche eine Rolle 
spielen. Da es sich bei dem Untersuchungskorpus nicht um eine 
repräsentative Stichprobe handelt, versteht die Autorin diese Untersuchung 
als „Pilotstudie, der weitere Analysen unter Konstanthaltung bestimmter 
Variablen folgen müssen“ (Wenzel 1984: 12). Ziel dieser Arbeit ist „die 
Beschreibung der Erscheinungen des Sprachhandelns, die die 
Verständigung zwischen den beiden Gesprächspartnern fördern bzw. 
behindern“ (Wenzel 1984: 7). Dabei orientiert sich Wenzel an Stegers 
Konzept der „Sprechintentionen“ (1978). Steger geht in seinem 
dialogtheoretischen Konzept davon aus, dass sich sprachliche Äußerungen 
bestimmten Intentionstypen wie Informieren, Bewerten oder Behaupten 
zuordnen lassen, wobei Sprechern verschiedene Möglichkeiten zur 
Verfügung stehen, diese verschiedenen Intentionstypen sprachlich zu 
realisieren. Auf der Basis dieser Konzeption ermittelt Wenzel zwei 
charakteristische Gesprächsphasen (Problemsichtungs- und 
Problemlösungsphase), in denen die Interaktanten insofern jeweils eigene 
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Absichten verfolgen, als die Bürger überwiegend durch Benennen, 
Beschreiben und Behaupten versuchen, die Mitarbeiter des Sozialamtes von 
ihrer Hilfsbedürftigkeit zu überzeugen, während diese das Vorliegen von 
Hilfsbedürftigkeit hauptsächlich durch sprachliche Handlungen des 
Aufforderns und Behauptens überprüfen. Im Rahmen der Ermittlung 
verständnisfördernder Aktivitäten erarbeitet Wenzel für das sprachliche 
Verhalten der Mitarbeiter der Verwaltung drei charakteristische Handlungen:  
 
 
(1) Das Bemühen, den Bürger zu verstehen, dessen Vorhandensein Wenzel 
belegt, indem sie nachweist, dass die Mitarbeiter mindestens zwei 
verschiedene Handlungen zur Verständnisabsicherung vollziehen: 
 
a) Aufforderung zur Bestätigung 
 
Mitarbeiter des Sozialamts bieten dem Bürger „bekannte bzw. vage 
bekannte“ (Wenzel 1984: 72) Informationen zur Bestätigung bzw. zur 
Korrektur an, um ihr Verständnis bezüglich des jeweiligen Sachverhaltes 
abzusichern (Beispiel: „Sozialhilfe haben Sie zuletzt am 25.6. bekommen?“). 
 
 
b) Rekonstruierende Paraphrasen 
 
Eine weitere Handlung, die von den Mitarbeitern des Sozialamtes zur 
Verständigungsherstellung und -absicherung vollzogen wird, besteht im 
Paraphrasieren. Damit versucht der Mitarbeiter des Sozialamtes „das vom 
Klienten Gesagte und Gemeinte zu rekonstruieren, um sein Verständnis 
(des Sachverhaltes) abzusichern“ (Wenzel 1984: 72). Diese Form der 
Paraphrase hat Wenzel bereits in ihrer in 1981 erschienenen Arbeit, die hier 
bereits in Kapitel 4.4.2 besprochen wurde, rekonstruierende Paraphrase 
genannt. Diese Form der Paraphrase „verweist auf das Bemühen (des 
Mitarbeiters des Sozialamtes), die Situation des Klienten zu verstehen, seine 
Perspektive zu übernehmen“ (Wenzel 1984: 72). 
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(2) Das Veranlassen des Bürgers zu a) institutionell relevanten Äußerungen  
und b) zum Verzicht auf institutionell irrelevante Äußerungen:  
 
(a) Das Einholen institutionenrelevanter Informationen  
 
Darunter sind Handlungen mit aufforderndem Charakter zu verstehen, die 
der Mitarbeiter des Sozialamts in der Erwartung vollzieht, vom Bürger 
Informationen zu erhalten, die dem an institutionenspezifische Regularitäten 
gebundenen Mitarbeiter eine erfolgreiche Bearbeitung des dem Gespräch zu 
Grunde liegenden Sachverhalts ermöglichen sollen. Der Bürger soll mit  
solchen Handlungen veranlasst werden, „konkret und differenziert zu 
informieren“ (Wenzel 1984: 72). Oftmals geschieht dies durch eine der 
Paraphrase sehr ähnliche Erscheinung, „bei der der Sprecher aus einer 
Äußerung des Gesprächspartners direkt einen entsprechenden Schluß 
zieht“ (Wenzel 1984: 73). Anhand des folgenden Beispiels, das aus dem 
Korpus von Wenzel stammt, lässt sich nachvollziehen, dass der Mitarbeiter 
des Sozialamtes mit seiner, einer Paraphrase ähnlichen Handlung, den 
Bürger dazu bewegen will, ihm die Information, die er zur Beurteilung der 
Situation benötigt, gezielter und schneller zu geben: 
 
Bürger: „Ich habe im letzten Monat nicht gearbeitet.“ 
 
Mitarbeiter des Sozialamts: „Das heißt, Sie haben Arbeitslosengeld erhalten, 
ne“ 
 
b) Aufforderungen zum Verzicht auf institutionell irrelevante Äußerungen 
 
Hiermit sind kommunikative Handlungen der Mitarbeiter des Sozialamtes 
gemeint, die diese dann einsetzen, wenn die vorangegangene Äußerung der 
Bürger erkennbar von dem Thema, das für die erfolgreiche Bearbeitung des 
dem Gespräch zu Grunde liegenden Sachverhaltes, abweicht bzw. wegführt. 
Wenn der Bürger während der Problemlösungsphase zum Beispiel eine 
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Frage an den Mitarbeiter richtet (oder einen Kommentar abgibt), die mit dem 
zu bearbeitenden Sachverhalt nichts zu tun hat bzw. eine Diskussion zu 
diesem institutionell irrelevanten Thema von der Bearbeitung des 
Sachverhalts wegführen würde, vollziehen die Mitarbeiter des Sozialamtes 
Handlungen, die das irrelevante Thema sofort beenden, indem sie zum 
Beispiel (auch implizit) äußern, dass sie nicht kompetent sind, Auskunft zu 
dem vom Bürger ins Gespräch gebrachten Thema zu geben. Dies erfolgt 
zum Teil auch über das Aussenden von Hörersignalen, mit denen Ungeduld 
und der Wunsch nach Sprecherwechsel signalisiert werden, aber auch 
durch simple Unterbrechung des Bürgers (vgl. Wenzel 1984: 73f.). 
 
(3) Das Bereitstellen von Hilfe zum Verstehen von Verwaltungsabläufen und 
Verwaltungshandeln 
 
In diese Kategorie verortet Wenzel Handlungen der Mitarbeiter des 
Sozialamtes, mit denen diese bestimmte Handlungsaufforderungen 
begründen, um dem Bürger verständlich zu machen, warum bestimmte 
Informationen von ihm benötigt werden. Dabei verweisen die Mitarbeiter des 
Sozialamtes häufig auf institutionelle Regularitäten, die erfüllt sein müssen, 
damit das Anliegen des Bürgers überhaupt erst geprüft bzw. erfolgreich 
bearbeitet werden kann. In einem der von Wenzel untersuchten Gespräche 
tätigt ein Mitarbeiter des Sozialamtes zum Beispiel die Äußerung „des 
müßtens aber beantragen ne weil es vorraussetzung dass ich ihnen die 
miete bezahlen kann wohngeld beantragen ne“, die hier in der von Wenzel 
transkribierten Form übernommen wurde und deutlich macht, wie 
Sprechhandlungen, die in diese Kategorie fallen, konkret aussehen können 
(vgl. Wenzel: 1984: 74). 
 
Im Rahmen der Ermittlung verständnishindernder Aktivitäten stellt Wenzel 
eine „wenig klientenbezogene Einstellung“ der Mitarbeiter des Sozialamtes 
fest (Wenzel 1984: 145). Ausdruck findet diese Einstellung in häufigen 
Unterbrechungen des Bürgers durch den Mitarbeiter des Sozialamtes sowie 
in der Tatsache, dass Mitarbeiter des Sozialamt insgesamt nur wenige 
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Hörersignale senden. So ermittelt Wenzel, dass weniger als ein Viertel aller 
von den Mitarbeitern des Sozialamtes gegebenen Hörersignale „Konsens 
und Solidarität“ signalisieren (Wenzel 1984: 145). Mehr als zwei Drittel aller 
von den Mitarbeitern gesendeten Hörersignale hingegen drücken „Ungeduld 
und Desinteresse“ aus (Wenzel 1984: 145). Auch ermittelt Wenzel einige 
Aspekte des nonverbalen Verhaltens der Mitarbeiter des Sozialamtes. Die 
von ihr dabei gemachten Beobachtungen würden die Annahme nahe legen, 
„daß die Rigidität im Verhalten des Beamten auch sehr stark in seinem 
nichtverbalen Verhalten zum Ausdruck kommt“ (Wenzel 1984: 145). So stellt 
Wenzel zum einen fest, dass ein Mitarbeiter des Sozialamtes in einem von 
ihr analysierten Gespräch mehrfach seine Kompetenzen überschreitet und 
immer dann, wenn er die Bürgerin zu einer Verhaltensänderung auffordert, 
gleichzeitig den Oberkörper voll aufrichtet, ohne die Bürgerin dabei 
anzuschauen. Wenzel interpretiert diese kommunikative Handlung aus 
Sprache und nonverbalem Verhalten als „Herstellung und Aufrechterhalten 
einer dominanten Beziehung“ (Wenzel 1984:144). Darüber hinaus 
beschreibt Wenzel, dass der Mitarbeiter des Sozialamtes in diesem 
Gespräch bestimmte, ihm wichtige sprachliche Äußerungen durch die 
Kombination verschiedener nonverbaler Handlungen wie Körperhaltung, 
Blickrichtung und Gestik verstärkt. So formuliert sie die Annahme, dass der 
gleichzeitige Vollzug von zum Beispiel ’Zuwendung mit dem Oberkörper’, 
’Verstärkungsblick’ (Fixieren des Gesprächspartners mit seinem Blick) und 
’Betonungsgeste’ (Bewegung der Hände, Arme und/oder Kopf) auf 
Äußerungen verweist, die dem Mitarbeiter besonders wichtig zu sein 
scheinen. Des Weiteren geht Wenzel davon aus, dass nonverbale 
Betonungs- und Abwehrgesten (z.B. Ausstrecken eines Armes in Richtung 
des Gesprächspartners mit nach oben gestreckter, offener Hand) auch 
gesprächssteuernde Funktion haben können, da sie von dem Mitarbeiter 
des Sozialamtes eingesetzt wurden, um seine Sprecherrolle nicht abgeben 
zu müssen, sondern weiterreden zu können (vgl. Wenzel 1984: 144). Diese 
Beobachtungen beziehen sich allerdings ausschließlich auf die Analyse 
eines einzigen Gespräches aus ihrem Korpus, so dass die von Wenzel 
insoweit dargestellten Ergebnisse nicht mit dem Anspruch auf 
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Allgemeingültigkeit versehen werden können, was Wenzel aber auch nicht 
tut. Des Weiteren beschreibt Wenzel in ihrer Arbeit, dass rekonstruierende 
Paraphrasen, wie weiter oben in diesem Kapitel dargestellt, nicht nur 
verständnisabsichernde Funktion haben, sondern dann, wenn sie als 
rekonstruierende „Paraphrase mit reduzierender Aspektualisierung“ (Wenzel 
1984: 146) eingesetzt wird, auch themensteuernde Funktion haben können 
und zumeist eingesetzt werden, „um für den Augenblick bzw. grundsätzlich 
institutionenirrelevante Informationen auszuklammern“ (Wenzel 1984: 146). 
Der Begriff der Paraphrase mit reduzierender Aspektualisierung wurde von 
Wagner bereits in ihrer im Jahr 1981 erschienenen und hier in Kapitel 4.4.2 
besprochenen Arbeit eingeführt. Wenzel spricht genau dann von einer 
Paraphrase dieser Form, wenn ein Sprecher ein oder mehrere Aspekte der 
vorangegangenen Äußerung seines Gesprächspartners weglässt bzw. nicht 
wieder aufgreift. Die Autorin geht davon aus, dass diese Form der 
Paraphrase als gesprächssteuerndes Mittel eingesetzt wird, das „im Dienste 
einer direktiven Gesprächsführung steht“ (Wenzel 1984: 164). 
 
 
4.4.4 Die Handhabung von Verständigungsproblemen bei Selting 
 
 Eine weitere umfassendere Arbeit, in der etwa 50 Gespräche aus der 
Bürger-Verwaltungs-Kommunikation zu Untersuchungszwecken eingesetzt 
werden, liefert Selting (1987), wobei Selting neben Gesprächen aus der 
Bürgerberatung auch auf das Korpus von Wenzel (1984) zurückgreift. 
Selting verfolgt in dieser Arbeit das Ziel, „Einsicht in den Prozeß zu 
erlangen, wie Verständigung interaktiv hergestellt wird und vor allem wie 
Verständigungsprobleme gehandhabt werden“. Selting versteht unter 
Verständigung also eine Leistung, die von den Akteuren „im 
Interaktionsprozeß hergestellt werden muß“ und die „sich nicht an 
unabhängigen Kriterien oder Erwartungen der Analysierenden, sondern an 
den Verstehenserwartungen der Teilnehmer selbst“ (Selting 1987: 42) 
bemisst. Sie rekonstruiert zum einen Probleme der Verständigung auf 
lokaler Ebene, und zum anderen globale Verständigungsprobleme, bei 
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denen die Bezugselemente nicht nur einzelne direkt aufeinanderfolgende 
Äußerungen der Interaktanten, sondern größere Handlungszusammen-
hänge sind. Selting kommt zu dem Ergebnis, dass bestimmte lokale 
Verständigungsprobleme (z.B. akustische Verstehensprobleme, Referenz-
probleme, Bedeutungsverstehensprobleme) durch ganz bestimmte Mani-
festationstypen signalisiert werden. Das heißt, dass zum Beispiel bei der 
„Signalisierung von Referenzproblemen gegenüber lokalen Bedeutungs-
verstehensproblemen allein die syntaktische Struktur der Problemmani-
festation als typunterscheidendes Merkmal“ fungiert (Selting 1987: 161), 
während die prosodische Struktur der Problemmanifestation bei der 
Signalisierung von zum Beispiel akustischen Verstehensproblemen 
gegenüber lokalen Erwartungsproblemen als typunterscheidendes Merkmal 
in Erscheinung tritt. Selting zeigt überdies, dass sich „zwischen den 
verschiedenen Typen der Problemmanifestation und der 
Problembearbeitung Beziehungen konditioneller Relevanz bestehen“ 
(Selting 1987: 161). Bei der Untersuchung globaler Verständigungsprobleme 
kommt sie zu dem Ergebnis, dass solche Probleme (Handlungs-
verstehensprobleme, wechselseitige Verstehensprobleme, globale 
Erwartungsprobleme) vom Bürger implizit und retrospektiv signalisiert und 
durch ein Zurückspringen zu der Stelle im Gespräch, die der Mitarbeiter 
aufgrund der (impliziten) Angaben des Bürgers als Ort der 
Problementstehung identifiziert, bearbeitet werden. Globale Verständigungs-
probleme führt sie auf Wissensunterschiede zwischen den Behörden-
mitarbeitern und Bürgern, die von ihr bezüglich des Wissens um 
Verwaltungsabläufe und Verwaltungshandeln als Experten und Laien 
bezeichnet werden, zurück (vgl. Selting 1987: 242f.). Ein Problem bei der 
Bearbeitung globaler Verständigungsprobleme sieht Selting darin, dass die 
Behördenmitarbeiter bestimmte Problemmanifestationen der Bürger 
routinemäßig einem bestimmten Problem zuordnen, obschon der Bürger mit 
seiner Äußerung ein anderes Anliegen signalisiert. So werden 
Informationsanliegen der Bürger zum Beispiel häufig als Dienst-
leistungsanliegen identifiziert und bearbeitet. Dies kann in bestimmten Fällen 
aufgrund der institutionellen Zwänge, innerhalb derer der 
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Behördenmitarbeiter agieren muss, aus Sicht des Behördenmitarbeiters 
notwendig oder im Einzelfall sogar sinnvoll sein. Es kann aber erneut zu 
Missverständnissen führen, da der Bürger als Verwaltungs-Laie nicht über 
das Wissen bezüglich der Vorschriften des Verwaltungshandeln verfügt und 
solchen Bearbeitungsmechanismen deshalb nicht folgen kann (vgl. Selting 
1987: 242f.).  
 
 
4.4.5 Das Alleinstellungsmerkmal der hier vorliegenden Arbeit 
 
Weiter oben wurden nun sämtliche dem Verfasser bekannt gewordenen 
Werke, in denen Bürger-Verwaltungs-Gespräche eine bestimmte Rolle 
spielen, aufgeführt, wobei die umfangreicheren Arbeiten, in denen Bürger-
Verwaltungs-Gespräche zu Analysezwecken Verwendung fanden, 
ausführlicher besprochen wurden. Trotz des teilweise relativ großen 
Gesprächskorpus aus der Bürger-Verwaltungs-Kommunikation der ein oder 
anderen hier ausführlicher besprochenen Arbeiten, muss aber auch, wie 
weiter oben bereits angedeutet, für diese Arbeiten festgestellt werden, dass 
es in ihnen – anders als in der hier vorliegenden Arbeit – im Kern nicht um 
eine anwendungsorientierte Bewertung geschweige denn Optimierung der 
direkten mündlichen Kommunikation zwischen Bürgern und Mitarbeitern der 
Verwaltung geht. Bis auf die von Wenzel 1984 vorgelegte und hier in Kapitel 
4.4.3 besprochene Arbeit, der man, obschon die Autorin dies in ihrer Arbeit 
so nicht kommuniziert, vielleicht noch ein gewisses Interesse auch an der 
mündlichen Kommunikation zwischen Mitarbeitern der Verwaltung (hier 
speziell des Sozialamtes) und Bürgern selbst unterstellen könnte, wird in 
keiner der bisher vorgelegten Arbeiten, in denen Gespräche aus der Bürger-
Verwaltungs-Kommunikation Anwendung fanden, die Perspektive der 
Bürger-Verwaltungs-Kommunikation eingenommen: Wahmhoff und Wenzel 
(1979) verwenden Gespräche aus der Bürger-Verwaltungs-Kommunikation, 
um die Funktion von Hörersignalen zu ermitteln (siehe Kapitel 4.4.1 dieser 
Arbeit). Wenzel (1981) will mit Hilfe der Analyse von Bürger-Verwaltungs-
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Gesprächen die Funktionen kommunikativer Paraphrasen beschreiben 
(siehe Kapitel 4.4.2 dieser Arbeit). Dann hat Wenzel (1984) ein 
linguistisches Interesse an der Beschreibung verständnisfördernder bzw. 
verständnishindernder kommunikativer Handlungen in Gesprächen (siehe 
Kapitel 4.4.3 dieser Arbeit) und in Seltings Arbeit (1987) werden Gespräche 
zwischen Mitarbeitern der Verwaltung und Bürgern zur Untersuchung 
herangezogen, weil die Autorin davon ausgeht, dass sich in solchen 
Gesprächen Interaktionsteilnehmer mit unterschiedlichem Wissen über die 
zu bearbeitenden Aufgaben treffen und das Auftreten von 
Verständigungsproblemen, deren Untersuchung bzw. Handhabung durch 
die Akteure in Gesprächen, den eigentlichen Kern dieser Arbeit bildet, 
erwartbar ist, und diese Gespräche im Zusammenhang mit den in dieser 
Arbeit zu bewältigenden Aufgaben deshalb besonders geeignete 
Untersuchungsobjekte darstellen (vgl. Selting 1987: 1) (siehe Kapitel 4.4.4 
dieser Arbeit).  
 
Die hier vorliegende Untersuchung unterscheidet sich maßgeblich von allen 
bislang vorgelegten Arbeiten, in denen Gespräche aus der Bürger-
Verwaltungs-Kommunikation zu Analysezwecken herangezogen wurden, 
und zwar nicht nur dadurch, dass die in dieser Arbeit herangezogenen 
Gespräche zwischen Mitarbeitern der Verwaltung und Bürgern direkt und 
ausschließlich aus der Perspektive der Bürger-Verwaltungs-Kommunikation 
untersucht werden, sondern im Besonderen dadurch, dass es in dieser 
Arbeit nicht nur um eine reine Beschreibung bestimmter zumeist 
linguistischer Aspekte bzw. Sachverhalte anhand der Untersuchung von 
Bürger-Verwaltungs-Gesprächen geht, sondern um eine anwendungs-
orientierte Bewertung und Optimierung von Gesprächen, die zwischen 
Mitarbeitern der Verwaltung und Bürgern geführt wurden. Dies erfolgt hier 
zudem mit dem übergeordneten Ziel, über die Verbesserung der mündlichen 
Kommunikation zwischen Verwaltung und Bürger einen Beitrag auch zur 
Verbesserung des Verhältnisses der Akteure zueinander zu leisten. Der hier 
gewählte Ansatz, sprich der Versuch der umfassenden Optimierung eines 
bestimmten Bereiches der mündlichen Kommunikation zwischen Verwaltung 
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und Bürger, hier nämlich die in Service Centern kommunaler Verwaltungen 
zwischen Mitarbeitern der Verwaltung und Bürgern stattfindenden 
Kommunikation, stellt somit – insofern es bislang im Bereich der 
Untersuchung von Bürger-Verwaltungs-Gesprächen keinerlei 
Optimierungsbemühungen gegeben hat – das Alleinstellungsmerkmal der 
hier vorgelegten Arbeit dar. 
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5  Methodik  
 
Um die hier vorliegende Untersuchung durchführen zu können, mussten 
zwischen  Mitarbeitern von Service Centern kommunaler Verwaltungen und 
Bürgern geführte Telefongespräche als abspielbare Audioaufnahme auf 
Tonträger aufgezeichnet werden. Bloße Beobachtung24 und anschließende 
Rekonstruktion der kommunikativen Ereignisse hätten hier nicht ausgereicht, 
weil das Geschehen in der mündlichen Kommunikation flüchtig ist und 
deshalb viele für das Ergebnis der Gesprächsanalyse wesentliche 
Informationen zum kommunikativen Verhalten der Interaktanten ohne 
Aufzeichnung der Daten verloren gegangen wären. Da die Aufzeichnung der 
Gespräche in Service Centern kommunaler Verwaltungen aus technischen 
und/oder verwaltungsrechtlichen Gründen nicht möglich war, wurde das in 
diesem Kapitel dargestellte Forschungsdesign entwickelt. 
  
 
5.1 Definition der Grundgesamtheit 
 
In der empirischen Sozialforschung bezeichnet die Grundgesamtheit die 
Menge aller potenziellen Untersuchungsobjekte, über die wissenschaftliche 
Aussagen beabsichtigt sind. Soll eine empirische Untersuchung 
durchgeführt werden, so ist eine exakte Definition der Grundgesamtheit 
erforderlich. Die Definition einer Grundgesamtheit kann in den meisten 
Fällen jedoch lediglich einen Kompromiss zwischen dem Universum der 
interessierenden Objekte und den zur Verfügung stehenden Ressourcen 
darstellen (vgl. Schnell, Hill, Esser 2005: 247ff.). Da zum Beispiel aus 
Kosten- und/oder Zeitgründen oder aufgrund eines nicht zu bewältigenden 
Arbeitsaufwands zudem zumeist nicht alle Elemente einer Grundgesamtheit 
untersucht werden können, kann nach vor der Untersuchung festzulegenden 
Regeln eine Stichprobe (siehe Kapitel 5.2 dieser Arbeit) bestimmt werden, 
                                            
24 Hier zum Beispiel Mithören der Gespräche in den Service Centern der Verwaltungen über 
die  Lautsprecheranlage der Telefone. 
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deren Elemente zu untersuchen sind und die, wenn sie ein verkleinertes 
Abbild der Grundgesamtheit darstellt, valide Aussagen über die Gesamtheit 
der interessierenden Objekte möglich macht (vgl. Friedrichs 1990: 125). Mit 
Blick auf die vorliegende Untersuchung ergibt sich folgende 
Grundkonstellation: Bürgerinnen und Bürger rufen in ganz Deutschland in 
Service Centern kommunaler Verwaltungen an. Bei diesen Gesprächen 
handelt es sich um so genannte Inbound-Gespräche, um Gespräche also, 
die in Service Centern eingehen. Es ist davon auszugehen, dass die Anrufer 
sich mit einem Anliegen, das sich auf das Informations- und 
Beratungsangebot öffentlicher Verwaltungen bezieht, an das Service Center 
einer kommunalen Verwaltung wenden, um dieses Anliegen mit einem 
Mitarbeiter des Service Centers fernmündlich zu besprechen. Die 
Grundgesamtheit wird somit wie folgt definiert: 
 
Als Grundgesamtheit gilt die Menge aller Telefongespräche, die 
deutschlandweit zwischen Bürgern/Bürgerinnen und 
Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen von Service Centern kommunaler 
Verwaltungen geführt werden, wobei der Bürger mit einem Anliegen, das 
sich auf das Informations- und Beratungsangebot kommunaler 
Verwaltungen bezieht, telefonisch an ein Service Center der kommunalen 
Verwaltung herantritt. 
 
 
5.2 Bestimmung der Stichprobe 
 
Der Verfasser dieser Arbeit hat 30 Personen aus seinem erweiterten 
privaten und beruflichen Umfeld ausgewählt, die dann von einem im Hause 
des Verfassers eingerichteten Arbeitsplatz aus jeweils 12 Anrufe bei Service 
Centern kommunaler Verwaltungen getätigt haben. Das der Analyse 
zugrunde liegende Korpus umfasst somit 360 Gespräche. Damit die 
Anrufergruppe einen möglichst repräsentativen Querschnitt der 
Gesamtbevölkerung darstellt, wurde die Gruppe entsprechend heterogen 
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gestaltet. Bei der Auswahl der Anrufer wurden Geschlecht, 
Gesellschaftsgruppe, Altersgruppe und Herkunft berücksichtigt. Unter den 
Anrufern befanden sich 15 weibliche und 15 männliche Bürger. Jeweils 10 
Frauen und Männer waren zwischen 18 und 30 Jahre, zwischen 31 und 50 
Jahre und zwischen 51 und 75 Jahre alt. In der Gruppe der 18 bis 30-
Jährigen befanden sich  1 Schüler, 2 Studierende, 1 Arbeitsuchender, 3 
ArbeiterInnen und 3 BürgerInnen in Akademikerberufen. In der Gruppe der 
30 bis 50-Jährigen befanden sich 2 Arbeitsuchende, 4 ArbeiterInnen und 4 
BürgerInnen in Akademikerberufen. Die dritte Zehnergruppe setzte sich 
zusammen aus 4 RentnerInnen (2 ehemalige ArbeiterInnen und 2 
BürgerInnen die ehemals in Akademikerberufen tätig waren), 3 
ArbeiterInnen und 3 BürgerInnen in Akademikerberufen. In jeder der drei 
Zehnergruppen befand sich jeweils 1 ausländischer Mitbürger.  
 
Die 30 Anrufer, die sich bereit erklärt hatten, an der Untersuchung 
mitzuwirken, wurden vom Verfasser dieser Arbeit in Einzelgesprächen 
jeweils unabhängig voneinander gebeten, 12 Fragen zu Themen zu 
entwickeln, zu denen sie gerne Informationen bei kommunalen 
Verwaltungen einholen würden. Um den Anrufern diese Aufgabe zu 
erleichtern, wurde ihnen eine Liste mit 50 Themenbereichen zum 
Informationsangebot kommunaler Verwaltungen vorgelegt (vgl. Seite 200 bis 
203 dieser Arbeit). Den Anrufern war jedoch freigestellt, ob sie die 
vorgelegte Themenliste für die Entwicklung der 12 Fragen nutzen wollten. 
Mit Bezug auf das Forschungsvorhaben wurde ihnen lediglich mitgeteilt, 
dass der Verfasser dieser Arbeit die mündliche Kommunikation zwischen 
Verwaltung und Bürger anhand der von ihnen mit den Mitarbeitern der 
Service Center geführten Telefongespräche im Rahmen einer Dissertation 
untersuchen will. Um das „natürliche“ kommunikative Verhalten der Anrufer 
nicht zu beeinflussen,  wurden den Anrufern keine weiteren – die 
wissenschaftliche Untersuchung betreffenden – Informationen gegeben. Die 
Anrufer wurden lediglich gebeten, in den Service Centern anzurufen und 
sich in den Gesprächen genau so zu verhalten, wie sie das beim Führen von 
Telefongesprächen immer tun. Angerufen wurden die Service Center von 6 
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Kommunalverwaltungen Deutschlands in der Zeit zwischen 08.00 Uhr 
morgens und 18.00 Uhr am Abend. 3 dieser Service Center sind Service 
Center kommunaler Verwaltungen von Städten, die mehr als 250.000 
Einwohner zählen; die 3 weiteren Service Center sind Service Center 
kommunaler Verwaltungen von Städten mit bis zu 50.000 Einwohnern. In 
den angerufenen Service Centern arbeiten jeweils zwischen 3 und 50 
Mitarbeiter. Um bei den Anrufern dem etwaigen Aufkommen eines 
Gewöhnungseffekts im telefonischen Umgang mit Mitarbeitern der Service 
Center kommunaler Verwaltungen entgegenzuwirken, führte jeder Anrufer 
pro Tag genau 3 Telefonate mit Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen der 
Verwaltung. Zwischen den einzelnen Telefonaten lag jeweils eine Pause von 
mindestens 10 Minuten. Zwischen den 4 Tagen, an denen die Anrufer 
jeweils ihre 3 Telefongespräche führten, lagen jeweils mindestens 4 Tage 
Zeit. Jeder Anrufer führte mit jedem der 6 Service Center (bzw. mit deren 
Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen) 2 Gespräche. Jeder Anrufer rief dabei jeweils 
am ersten und am dritten der insgesamt 4 Tage, an denen er/sie 
telefonierte, die ersten drei (1,2,3) sowie jeweils am zweiten und am vierten 
Tag, an denen er/sie telefonierte, die anderen 3 (4,5,6) der insgesamt 6 
Service Center an. Alle 30 Anrufer kommunizierten bei ihren jeweils 12 
Gesprächen jedes Mal mit einem anderen Gesprächspartner. Bei der 
Terminabsprache für das Durchführen der Anrufe wurde darauf geachtet, 
dass alle 6 Service Center jeweils zu unterschiedlichen Tageszeiten 
angerufen wurden. Das heißt, dass die 360 durchgeführten Anrufe zeitlich 
so koordiniert wurden, dass in jedem der Service Center jeweils vormittags, 
mittags und nachmittags/abends etwa die gleiche Anzahl an Anrufen 
eingegangen ist und auch die 30 Anrufer jeweils zu unterschiedlichen 
Tageszeiten mit den Mitarbeitern der kommunalen Verwaltungen 
telefonierten.  
 
Während der Telefonate mit den Mitarbeitern der Verwaltungen waren die 
Anrufer alleine im Raum. Aufgezeichnet wurden die Gespräche mit Hilfe 
eines am Arbeitsplatz installierten, qualitativ hochwertigen Tischmikrofons, 
das die kommunikativen Aktivitäten des Anrufers als auch die der Mitarbeiter 
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der  Verwaltungen (diese über die Lautsprecheranlage des Telefons) einfing. 
Die zur Aufzeichnung der Gespräche auf die Festplatte eines am 
Arbeitsplatz installierten PCs verwendete Software „Audacity“ hat eine sehr 
hohe Aufnahmequalität und erleichterte zudem die Digitalisierung der Daten. 
Die Aufzeichnung der Gespräche wurde von den Anrufern selbst 
durchgeführt. Da die Software sehr leicht zu bedienen ist25 und die Anrufer 
die Aufzeichnung auf Bitte des Verfassers zudem bereits vor dem Wählen 
der Telefonnummer starteten, darf hier davon ausgegangen werden, dass 
die technische Umsetzung der Aufzeichnung die Konzentration der Anrufer 
auf das Gespräch und damit auch das kommunikative Verhalten der Anrufer 
während der Gespräche nicht wesentlich beeinflusst hat. Insgesamt ist 
daher mit Bezug auf die äußeren Bedingungen, unter denen die Anrufe 
durchgeführt wurden, davon auszugehen, dass diese mit den Bedingungen, 
unter denen Bürger Service Center anrufen, weitestgehend korrespondieren 
dürften. Die von den Anrufern mit den Mitarbeitern der Service Center 
geführten Gespräche wurden ursprünglich zwar nicht von den Anrufern – so 
wie dies für bei Service Centern kommunaler Verwaltungen eingehende 
Telefongespräche in der Regel vermutet werden kann – initiiert. Für die 
vorliegende Untersuchung ist dieser Umstand jedoch deshalb nicht 
bedeutsam, weil das Ziel dieser Untersuchung im Kern an den 
kommunikativen Aktivitäten der Mitarbeiter der Service Center kommunaler 
Verwaltungen ansetzt.26 Da die Mitarbeiter der Service Center der 
kommunalen Verwaltungen keine Kenntnis davon hatten, dass die 
Gespräche, die sie mit den Anrufern geführt haben, ursprünglich nicht von 
diesen initiiert wurden, kann dieser Umstand auch keinen Einfluss auf das 
kommunikative Verhalten der Mitarbeiter der Service Center während dieser 
Gespräche gehabt haben. Deshalb ist hier davon auszugehen, dass 
Letztgenannte sich in den Gesprächen mit den Anrufern genau so verhalten 
haben, wie sie das in Telefongesprächen mit Bürgerinnen und Bürgern 
                                            
25 Start und Beendigung der Aufzeichnung können jeweils mit nur einem Mausklick aus-
geführt werden. 
26 In dieser Arbeit geht es darum, Störungen, die aufgrund der kommunikativen Aktivitäten 
der Mitarbeiter der   Service Center kommunaler Verwaltungen in mit Bürgern geführten 
Gesprächen zu Tage treten, zu  lokalisieren, deren Genese zu analysieren und 
Optimierungsempfehlungen zu entwickeln (vgl. Kapitel 1 dieser Arbeit). 
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immer tun. Und genau darauf kommt es mit Blick auf die hier formulierte 
Zielsetzung an. Zwar ist davon auszugehen, dass bei jedem Anrufer, der 
sich an ein Service Center der Kommunalverwaltung wendet, ein bestimmter 
Grad an Motivation vorliegt, der vermutlich sein kommunikatives Verhalten 
und damit auch das seines Gesprächspartners beeinflusst. Der Grad der bei 
einem Anrufer vorliegenden Motivation ist jedoch nicht bestimmbar27, da er 
bei jedem Anrufer von verschiedenen – nicht zu ermittelnden – Faktoren, die 
in seinem persönlichen Umfeld zu finden sind (z.B. Wichtigkeit des 
Anliegens, Dringlichkeit, persönliche Einstellung etc.), abhängt. Das 
bedeutet, dass weder für Anrufer, die ihre Gespräche selbst initiieren, noch 
für die Anrufer, die hier mitgewirkt haben, bestimmbar ist, welcher Grad an 
Motivation bei ihnen vorliegt und welche Auswirkungen der jeweils 
vorliegende Grad an Motivation auf das kommunikative Verhalten des 
Mitarbeiters eines Service Centers hat. Es ist jedoch festzustellen, dass der 
jeweils bei einem Anrufer vorliegende Grad an Motivation unter den 
Anrufern, die ihre Gespräche selbst initiieren, genau so stark oder weniger 
stark variieren kann wie zwischen Anrufern, die ihre Gespräche selbst 
initiieren, und den Anrufern, die hier mitgewirkt haben. Insofern kann hier 
nicht davon ausgegangen werden, dass die Anrufer, die hier mitgewirkt 
haben, das kommunikative Verhalten der Mitarbeiter der Service Center 
aufgrund einer spezifischen Motivationslage, die ihnen wegen des hier zur 
Bestimmung der Stichprobe gewählten Verfahrens zu unterstellen wäre, 
ergebnisverfälschend beeinflusst zu haben. Wesentlich für die vorliegende 
Untersuchung erscheint ohnehin folgender Aspekt: Unabhängig vom Grad 
der bei einem Anrufer vorliegenden Motivation sind die jeweiligen 
Gesprächskontexte nicht gegeben, sondern müssen von den Teilnehmern 
im Verlauf ihrer verbalen Interaktion erst gemeinsam geschaffen werden.28 
Jedes  Element der hier definierten Grundgesamtheit sowie jedes Element 
der hier bestimmten Stichprobe stellt deshalb für die jeweiligen Interaktanten 
eine neue, von den Partnern interaktiv zu bewältigende und damit eine für 
                                            
27 Zumindest sind dem Verfasser dieser Arbeit keine Instrumente bekannt, mit denen dies 
möglich wäre. 
28 Cook-Gumperz & Gumperz zeigen dies an Interaktionen zwischen Kindern. Vgl. hierzu 
Cook-Gumperz & Gumperz (1976). 
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die vorliegende Untersuchung bewertbare Kommunikationssituation dar, 
deren Analyse das Erzielen valider Ergebnisse ermöglichte. Auch der 
Aspekt, dass (auch) die hier geführten Telefongespräche eine Eigendynamik 
und damit ein Eigenleben entwickelten, das bei den Anrufern ganz 
offensichtlich aufgrund der zur Führung des Gespräches benötigten 
Konzentration zur Überlagerung des Wissens, dass dieses Gespräch 
ursprünglich nicht von ihnen initiiert wurde, führte, soll hier nicht unerwähnt 
bleiben: Die Anrufenden waren ganz offensichtlich so stark mit der Erfüllung 
der Aufgaben der Gesprächsorganisation und Handlungskonstitution 
beschäftigt, dass sie das Gespräch in dem Zeitpunkt, in dem sie es führten, 
nicht als nicht selbst initiiert erlebten. Dies wurde dem Verfasser dieser 
Arbeit im Rahmen einer persönlichen Befragung, die dieser nach Abschluss 
aller Telefonate in Einzelgesprächen mit den Anrufern durchgeführt hat, von 
allen Anrufern unisono bestätigt. Insgesamt ist somit für die hier 
durchgeführte Untersuchung davon auszugehen, dass mit dem hier zur 
Bestimmung der Stichprobe gewählten Verfahren eine Stichprobe generiert 
wurde, mit der valide Untersuchungsergebnisse erzielt werden konnten.  
 
 
5.3 Transkription 
 
Um Gespräche konversationsanalytisch auswerten zu können, muss das 
Gesprochene nach festgelegten Notationsregeln verschriftet werden (vgl. 
Deppermann 1995: 39). Dieser Vorgang ist eines der Hauptmerkmale 
diskursanalytischen Arbeitens. Auf Tonträger aufgezeichnete Gespräche 
allein reichen für eine Analyse nicht aus. Erst durch die Anfertigung von 
Transkripten ist es möglich, einen umfassenden Überblick über das durch 
Flüchtigkeit, Geschwindigkeit und Gleichzeitigkeit von Ereignissen 
gekennzeichnete (mündliche) kommunikative Geschehen zu erlangen. Beim 
bloßen Anhören oftmals nur schwer erfassbare Gesprächsstrukturen oder 
bedeutungstragende Elemente wie Intonation, Lautstärke oder 
Akzentuierung werden durch Transkription sichtbar gemacht. Durch die 
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detailgetreue Verschriftlichung der kommunikativen Ereignisse werden 
Flüchtigkeit, Geschwindigkeit und Gleichzeitigkeit des Mündlichen 
überwunden. Auf diese Weise kann die mündliche Kommunikation sorgfältig 
betrachtet und ausgewertet werden. Die Aufgabe der Transkription besteht 
darin, die Komplexität des tatsächlichen kommunikativen Geschehens in 
eine schriftliche Form zu übertragen, wobei der schriftlich fixierte Diskurs in 
seinen Mündlichkeitsmerkmalen so vollständig wie möglich erhalten bleiben 
soll (vgl. Redder 2001: 1038). Dabei können Sprachwissenschaftler auf eine 
Reihe ähnlicher, im Detail jedoch unterschiedlicher Transkriptionsverfahren 
zurückgreifen.29 Eines der am häufigsten verwendeten Transkriptions-
verfahren ist das Gesprächsanalytische Transkriptionssystem (GAT), 
dessen Notation modifizierbar ist. Dadurch kann das GAT auf konkretes 
Analyse- und Darstellungsinteresse ausgerichtet werden (vgl. Selting et al 
1998: 91ff.). Die primären Daten dieser Arbeit wurden in Anlehnung an das 
GAT nach bestimmten Transkriptionskonventionen, die auf den Seiten 204 
bis 206 dieser Arbeit detailliert dargestellt sind, transkribiert. Transkribiert 
wurden Gesprächsauschnitte, innerhalb derer sich das lokalisierte Problem 
befand. Die Gesprächsausschnitte enthalten alle kommunikativen Aktivitäten 
der Akteure, die Einfluss auf die darzustellende Problemsituation hatten, so 
dass Entstehung und Wirkung des Problems für den Leser vollumfänglich 
nachvollziehbar sind. Die innerhalb dieser Arbeit produzierten Transkripte 
bestehen aus vier Spalten. In der ersten Spalte stehen die laufenden 
Nummern der einzelnen Sprecherbeiträge. In der zweiten Spalte wird 
angezeigt, wem der Sprechbeitrag zuzuordnen ist. „M:“ steht hier für 
Mitarbeiter/Mitarbeiterin der Verwaltung; „B:“ steht für Bürger/Bürgerin. Die 
jeweiligen Sprechbeiträge der Interaktanten stehen in der dritten Spalte. 
Beim Transkribieren der Sprechbeiträge wurden weder Versprecher 
bereinigt noch Korrekturen oder Ergänzungen vorgenommen oder Pausen 
eliminiert. Die Namen der Anrufer und Angerufenen sowie die Namen der 
angerufenen Stadtverwaltungen wurden hier aus Datenschutzgründen durch 
fiktive Namen mit gleicher Silbenzahl und ähnlichem Lautklang ersetzt. Die 
                                            
29  Einen Überblick liefert Dittmar in seinem Werk „Transkription“. Vgl. Dittmar (2002). 
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Kleinschreibung innerhalb der Transkripte entspricht den 
Transkriptionskonventionen des GAT. Schriftsprachliche Zeichensetzung 
wurde nicht berücksichtigt, da einige dieser Zeichen (zum Beispiel das 
Komma) innerhalb der Transkriptionsnotation verwendet werden, um 
bestimmte Bedeutungen zu transportieren. Das folgende Beispiel soll einen 
transkribierten Gesprächsausschnitt illustrieren: 
 
ja áber ich wollt (lauter) sie* ja /  
                            ++ 
ich hab ja jetz extra bei der stadt angerufen um das nachzufragen, 
 
Bei diesem Ausschnitt handelt es sich um einen Redezug eines Akteurs, der 
hier das ‚a’ des zweiten Wortes der ersten Zeile (áber) besonders 
akzentuiert. Der Akzent auf dem ‚a’ zeigt dies an. Dann spricht der Akteur 
das Wort sie in der ersten Zeile lauter als den vorher vollzogenen Teil 
seiner Äußerung. Angezeigt wird dies durch die unmittelbar vor dem Beginn 
der Erhöhung der Lautstärke in einfachen Klammern dargestellte 
Charakterisierung der Sprechweise.  Die lauter gesprochene Passage endet 
hier nach dem Wort sie in der ersten Zeile. Dies wiederum wird durch den 
hinter dem Wort  sie befindlichen (hochgestellten) Stern verdeutlicht. 
Danach kehrt der Sprecher zu einer normalen Lautstärke zurück. Die beiden 
Plus-Zeichen ++,  die unter dem Buchstaben ‚i’ des Wortes sie beginnen, 
signalisieren eine vom Akteur hier auf Höhe des ‚i’ vollzogene, stark 
aufwärts gerichtete Intonationsbewegung. Der Schrägstrich als letztes 
Zeichen der ersten Zeile zeigt an, dass der Sprecher sich an dieser Stelle 
selbst unterbricht und (hier in der zweiten Zeile) dann neu ansetzt, um 
seinem Gesprächspartner etwas mitzuteilen. Das Komma am Ende der 
zweiten Zeile zeigt an, dass der Akteur hier das Ende der Äußerungseinheit 
nachzufragen mit fallender Intonation vollzieht. 
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6  Die empirische Analyse der Gespräche  
 
Um Daten zu erheben, zu beschreiben und zu erklären bedienen sich 
Sprach- und Sozialwissenschaftler unterschiedlicher Verfahren. Während 
Quantitative Verfahren statistische Verfahren sind, die im weitesten Sinne 
als standardisierte Messvorgänge gelten können, sind Qualitative Verfahren 
durch Interpretationsprozesse, die Menschen Phänomenen ihrer Umwelt 
unterziehen, gekennzeichnet. Im Zentrum qualitativen Denkens steht die 
Annahme, „daß soziale Akteure Objekten Bedeutungen zuschreiben, sich 
nicht starr nach Normen und Regeln verhalten, sondern soziale Situationen 
interpretieren und so prozeßhaft soziale Wirklichkeit konstituieren." 
(Atteslander 1995: 92). In den Sprachwissenschaften sind Qualitative 
Verfahren solche, in denen Texte oder Gespräche nach einer bestimmten 
Methodik interpretativ analysiert werden (vgl. Schlobinski 1996: 15). Die 360 
Gespräche des Korpus wurden vom Verfasser dieser Arbeit angehört und 
unter Fokussierung auf die Aspekte, die sich aus der Beschreibung der 
Zielsetzung dieser Arbeit ergeben, ausgewertet.30 Aufgrund der dabei 
gewonnenen Erkenntnisse konnte die Detailanalyse auf die 
Gesprächsausschnitte eingeengt werden, die sich als für das Erreichen des 
Untersuchungszieles relevant erwiesen. Um die hier vorgenommene und 
nachstehend erläuterte Systematisierung der untersuchungsrelevanten 
kommunikativen Handlungen besser nachvollziehbar zu machen, werden 
die Ergebnisse der Untersuchung im Folgenden teilweise 
vorweggenommen. Die Analyse ergab, dass bestimmte kommunikative 
Handlungen der Mitarbeiter immer wieder zu ähnlich gelagerten Problemen 
führten. Diese verschiedenen problemverursachenden kommunikativen 
Handlungen konnten deshalb als Kategorien problemverursachenden 
Handelns (z.B. „Mangelhafte Artikulation“, vgl. Kapitel 6.1.1 dieser Arbeit) 
bestimmten, den Kategorien problemverursachenden Handelns 
                                            
30 Der Verfasser hat dabei insbesondere auf Handlungen wie Nachfragen, Verzögerungen 
oder Unterbrechungen während des Sprechens sowie Signale, die aufgrund des situativen 
Kontextes nicht erwartbar waren bzw. nicht angemessen erschienen, geachtet. 
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übergeordneten Problemkategorien (z.B. „Verstehens- und 
Verständnisprobleme“, vgl. Kapitel 6.1 dieser Arbeit) zugeordnet werden.  
 
Die Auswertung der Gespräche ergab, dass problemverursachende 
kommunikative Handlungen zu Verstehens- oder Verständnisproblemen, zu 
Problemen auf der Beziehungsebene der Interaktanten und zur 
Verunsicherung der Bürger führten. Dementsprechend konnten hier drei 
Problemkategorien gebildet werden. Erstens die Kategorie „Verstehens- und 
Verständnisprobleme“, zweitens die Kategorie „Beziehungskonflikte“ und 
drittens die Kategorie „Verunsicherung des Bürgers“. Bei diesen drei 
Problemkategorien handelt es sich um Kategorien, die das innerhalb eines 
Gespräches durch das kommunikative Handeln der Mitarbeiter verursachte 
Hauptproblem beschreiben. Obschon Zeichen der Verunsicherung der 
Bürger auch als „Nebenprodukt“ bestimmten kommunikativen Verhaltens 
der Mitarbeiter, das in der Hauptsache zum Beispiel zu Problemen auf der 
Beziehungsebene führte, zu beobachten waren, wurde die Kategorie 
„Verunsicherung des Bürgers“ hier deshalb zu einer übergeordneten 
Problemkategorie bestimmt, weil eine Verunsicherung der Bürger als Folge 
bestimmten kommunikativen Verhaltens (z.B. die Verwendung des 
Konjunktivs, siehe Kapitel 6.3.5 dieser Arbeit) sehr häufig auch den 
Schwerpunkt der innerhalb des Gespräches beobachteten Störung 
ausmachte.  
 
Die hier entwickelten Kategorien problemverursachenden Handelns wurden 
den ihnen übergeordneten Problemkategorien dann zugeordnet, wenn die in 
ihnen zusammengefassten kommunikativen Handlungen in der 
überwiegenden Mehrheit aller Fälle innerhalb der Gespräche 
schwerpunktmäßig zu dem Problem geführt haben, das mit der jeweiligen 
Problemkategorie, der sie zugeordnet wurden, beschrieben wird. Es soll hier 
jedoch nicht unerwähnt bleiben, dass bestimmte, zu Kategorien 
problemverursachenden Handelns zusammengefasste kommunikative 
Handlungen in bestimmten Kontexten, in denen sie auftraten, gelegentlich 
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verschiedene Probleme verursachten und sich die Bestimmung des 
erzeugten Hauptproblems deshalb als nicht immer leicht erwies.31  
 
Nachfolgend werden die Ergebnisse der Untersuchung dargestellt und 
anhand ausgewählter, nach bestimmten methodologischen Leitlinien 
interpretativ analysierter Fallbeispiele nachvollziehbar gemacht. Bei diesen 
Fallbeispielen handelt es sich nicht um Zufallsfunde, sondern um 
„Idealbeispiele“ zur Nachvollziehbarmachung der hier für jede Kategorie 
problemverursachenden Handelns zahlreich aufgefundenen Probleme.32 Die 
zuvor angesprochenen methodologischen Leitlinien sind dabei dadurch 
gekennzeichnet, dass der Autor seine Aussagen zum kommunikativen 
Geschehen innerhalb der zur Untersuchung herangezogenen 
Gesprächsausschnitte auf die Aktivitäten der Sprecher stützt und zeigt, dass 
die von ihm vorgenommenen Darstellungen lückenlos mit den Details des 
interaktiven Geschehens vereinbar sind. Dabei geht es in erster Linie 
darum, darzustellen, wie die Akteure Handlungen interpretieren, also um 
das Aufzeigen der Interpretationsleistungen der Akteure. Bei 
Interpretationen, die der Autor aus Sicht des Autors vornimmt, um damit 
zum Beispiel zu beschreiben, warum ein Akteur etwas Bestimmtes tut, 
handelt es sich um Interpretationsmöglichkeiten, die der besseren 
Nachvollziehbarkeit des jeweiligen Gesamtgeschehens dienen sollen.  
 
Die hier aufgefundenen problemverursachenden kommunikativen 
Handlungen der Mitarbeiter wurden nur dann zu Kategorien 
problemverursachenden Handelns bestimmt, wenn sie in allen hier 
untersuchten Service Centern auftraten und dort insgesamt in deutlicher 
Häufigkeit zu Störungen führten. Deshalb ist davon auszugehen, dass die 
                                            
31 Dazu ein Beispiel: Es zeigte sich, dass beispielsweise mangelnde Kooperations-
bereitschaft innerhalb der Gespräche in der Hauptsache zu Störungen auf der 
Beziehungsebene (Problemkategorie: Beziehungskonflikte) führte. In einigen Fällen konnten 
gleichzeitig aber auch Signale der Verunsicherung des Bürgers (Problemkategorie: 
Verunsicherung des Bürgers) beobachtet werden. 
32 Wie oft die in den verschiedenen Kategorien problemverursachenden Handelns 
zusammengefassten problemverursachenden kommunikativen Handlungen jeweils in den 
hier untersuchten Gesprächen vorkamen, ist in Kapitel 6.4 dieser Arbeit dargestellt.      
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hier erzielten Ergebnisse für sämtliche Service Center kommunaler 
Verwaltungen in Deutschland gelten dürften. Das heißt, dass kommunikative 
Handlungen wie diejenigen, die hier als problemverursachende 
kommunikative Handlungen zu Kategorien des problemverursachenden 
Handelns zusammengefasst wurden, in allen Service Centern kommunaler 
Verwaltungen, in denen vergleichbare Gespräche geführt werden, bei 
Durchführung gesprächsanalytischer Untersuchungen aufzufinden sein 
dürften. Insoweit kann für die hier aus dem institutionenspezifischen 
Untersuchungsgegenstand erzielten Ergebnisse, nicht aber – obschon 
einige der hier aufgefundenen problemverursachenden Handlungen nicht 
institutionsspezifisch sein dürften – über diesen hinaus, Allgemeingültigkeit 
beansprucht werden. Bezüglich der entwickelten Kategorien 
problemverursachenden Handelns kann hier jedoch kein 
Vollständigkeitsanspruch erhoben werden, da andere Forscher zum Beispiel 
die hier auch aufgefundenen problemverursachenden kommunikativen 
Handlungen, die vom Verfasser dieser Arbeit deshalb nicht zu Kategorien 
problemverursachenden Handelns bestimmt wurden, weil sie zum Beispiel 
nicht in allen hier untersuchten Institutionen oder nicht in der –  aus Sicht 
des Verfassers – erforderlichen Häufigkeit auftraten, möglicherweise zu 
einer Kategorie problemverursachenden Handelns hätten zusammenfassen 
wollen.  
 
 
6.1 Verstehens- und Verständnisprobleme 
 
In den untersuchten Gesprächen kam es häufig zu Verstehens- und 
Verständnisproblemen. Von Verstehensproblemen wird hier dann 
gesprochen, wenn ein Bürger Äußerungen eines Mitarbeiters akustisch nicht 
verarbeiten konnte. Solche Probleme wurden hier durch mangelhafte 
Artikulation, häufig in Verbindung mit zu schnellem und/oder zu leisem 
Sprechen, verursacht. Mit Verständnisproblemen sind hier 
Bedeutungsverstehensprobleme gemeint. Ein Bedeutungs-
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verstehensproblem liegt dann vor, wenn es einem Gesprächsteilnehmer 
nicht gelingt, eine Äußerung seines Gesprächspartners zu interpretieren. 
Derartige Probleme konnten hier im Zusammenhang mit der Verwendung 
von Verwaltungsfachbegriffen und dem Erteilen unpräziser Auskünfte durch 
die Mitarbeiter der Service Center ausgemacht werden.  
 
 
6.1.1 Mangelhafte Artikulation 
 
Störungen durch mangelhafte Artikulation waren insbesondere sehr häufig in 
der Gesprächseröffnungsphase zu beobachten. Der folgende 
Gesprächsausschnitt verdeutlicht dies. 
 
01 M: (leise) ((genuschelt))call- center, der- 
stadtverwaltung, mölln- méin- name, is- mölla’**   
   
02 
 
B: (laut)wíe’ wa, ihr’ náme’* 
       ++            ++  
   
03 M: (laut)((undeutlich)) ?mölla,** is mein name,  
                       ++                              
   
04 B: sórry, müller’ oda, möller, 
        +            - 
   
05 
 
M: ((zynisch klingend))(sehr laut)mö:ler, mit ö’** 
                                ++            
   
06 
 
 
B: (leise) möller,* öh’ öh’ frau schmitz am apparát frau 
gölla, öh’ öh’ isch- müsste, nen- néuen, réisepass- 
beantragn, was’ was’ müsst ich da mitbringn’ oder, 
 
In diesem Gesprächsausschnitt artikuliert die Mitarbeiterin eines Service 
Centers ihre Worte innerhalb der von ihr eingeleiteten Gesprächseröffnung 
in Zeile 01 sehr schnell, leise und unmelodisch. Zudem nuschelt sie die 
Äußerung ins Telefon. Die insgesamt sehr monotone und bis auf die 
Äußerungseinheit mölla’ bei all ihren Worten am Ende der jeweiligen 
Einheit gleichbleibende oder fallende Intonation vermittelt hier den Eindruck 
eines Gelangweiltseins. Die artikulatorische Nachlässigkeit, mit der die 
Mitarbeiterin hier das Gespräch eröffnet, kann vermutlich darauf 
95 
  
zurückgeführt werden, dass sie die hier vollzogene Gesprächseröffnung für 
jedes bei ihr eingehende Gespräch wählt, und sich bei ihr in Folge des 
hohen Aufkommens der von ihr täglich zu führenden Gespräche ein negativ 
wirkender Automatismus eingestellt hat, den sie selbst nicht bemerkt und 
der hier zu einer Störung führt: Mit der expliziten Einforderung der 
Wiederholung des Namens der Mitarbeiterin manifestiert die Bürgerin in 
Zeile 02 ihr akustisches Verstehensproblem. Dass sie dies relativ laut und 
beim Artikulieren der Einheiten wíe und náme zudem mit intonatorisch stark 
aufwärts gerichteter Bewegung tut, ist ein Hinweis darauf, dass die 
Handlung der Mitarbeiterin störend auf sie wirkt. In der von ihr prosodisch 
markierten Realisierung der Problemmanifestation drückt sich zudem eine 
Vorwurfshaltung gegenüber der Gesprächspartnerin aus: Die Bürgerin wirft 
der Mitarbeiterin vor, ihren Namen so undeutlich artikuliert zu haben, dass 
der Gesprächsverlauf und damit auch die von ihr angestrebte Bearbeitung 
ihres Anliegens gestört wurden. Dass es für die Bürgerin von erheblicher 
Bedeutung für das Gelingen des Gespräches ist, den Namen ihrer 
Gesprächspartnerin verstanden zu haben, zeigt sich auch darin, dass sie 
nicht nur mit einer schlichten Problemmanifestationsform wie „wie“ oder 
„was“ die Wiederholung des Namens ihrer Gesprächspartnerin einfordert, 
sondern hier explizit mit der Einheit náme’ operiert. Der in Zeile 03 von der 
Mitarbeiterin zur Verstehenssicherung gestartete Problemlösungsversuch ist 
gekennzeichnet durch die Erhöhung der Lautstärke der Stimme nebst 
auffälliger Tonhöhenveränderung beim Artikulieren der Einheit mölla,. Zur 
Verstehenssicherung wählt sie beim Artikulieren von mölla, im Bereich der 
ersten Silbe zudem eine intonatorisch stark aufwärts gerichtete Bewegung. 
Außerdem setzt sie die Einheit mölla, an die erste Stelle ihrer Äußerung. 
Damit scheint sie dem von ihr als wichtig erkannten Wunsch der Bürgerin 
auf Erfassen ihres Namens sofort nachkommen zu wollen, um die von ihr als 
solche erkannte Störung schnellstmöglich zu beheben und das Gespräch 
sodann fortsetzen zu können. Dies gelingt ihr hier jedoch nicht. Die Bürgerin 
hat sie wegen der undeutlichen Artikulation auf Höhe des ‚Ö’ der Einheit 
mölla, abermals akustisch nicht verstanden. Mit ihrer Äußerung in Zeile 04 
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und hier insbesondere mit der auf Höhe des ‚Ü’ bei Müller der auf Höhe des 
‚Ö’ bei Möller entgegengerichteten Intonationsbewegung (bei ‚Ü’ aufwärts 
und bei ‚Ö’ abwärts gerichtet) spezifiziert die Bürgerin das vorliegende 
Problem und zeigt der Mitarbeiterin an, dass sie akustisch nicht verstehen 
konnte, ob die Mitarbeiterin nun Müller oder Möller heißt. Die Tatsache, dass 
die Mitarbeiterin sodann in Zeile 05 ihren Namen in leicht genervtem und 
sehr lautem Ton ins Telefon ruft, ist ein Indiz dafür, dass sie verärgert ist, 
weil sie den Grund für das nun eingetretene Problem offensichtlich bei der 
Bürgerin sieht oder zumindest gerne dort sehen will. Gestützt wird diese 
Aussage zudem dadurch, dass die Mitarbeiterin – zynisch und nicht 
ausschließlich verstehenssichernd klingend – den Vokal 'Ö’ in mö::ler, 
mittellang dehnt, ihn mit übertrieben stark aufwärts gerichteter 
Intonationsbewegung versieht und zudem – auch hier zynisch und nicht 
ausschließlich verstehenssichernd klingend – die Floskel mit ö’ anhängt. 
Damit fragt sie die Bürgerin zwischen den Zeilen: „Wie dumm bist du denn 
eigentlich?“, was einer implizit vorgebrachten Beleidigung gleichkommt. Mit 
den von ihr in Zeile 05 vorgenommenen kommunikativen Handlungen 
belastet sie die Bürgerin und das Gespräch somit erneut. Dass die Bürgerin 
belastet ist, wird dadurch deutlich, dass sie ihr Anliegen im unmittelbaren 
Anschluss an die sie belastenden kommunikativen Handlungen unter 
mehrfacher Artikulation der Verzögerungssignale33 öh’ öh’ und dem 
gestotterten was’ was’ (Zeile 06) nur relativ leise und verschüchtert 
wirkend vorbringen kann. Ihre Verunsicherung zeigt sich insbesondere auch 
darin, dass sie die Mitarbeiterin im Rahmen der Einleitung zur Formulierung 
ihres Anliegens hier mit frau gölla,, also mit falschem Namen anspricht, 
obschon sie unmittelbar vorher den Namen der Mitarbeiterin als 
Beendigungssignal für den Disput zwischen den Interaktantinnen bereits 
richtig wiederholt hatte. 
 
                                            
33  Schwitalla nennt Verzögerungssignale wie öh, äh, öhm, ähm etc. auch gefüllte Pausen, 
die auf Wortfindungsprobleme hinweisen können (vgl. Schwitalla 1997: 163). 
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Auch in dem folgenden Beispiel ist die Gesprächseröffnung aufgrund 
mangelhafter Artikulation der Mitarbeiterin misslungen.34  
 
01 M: (leise) stadt hóswerden, (..)* gúdde, mógn’ 
   
02 B: péters, guddn, táisch háb, ihrn námen, nisch 
verstándn’ 
   
03 M: (laut) hinzen, is méin name’* 
        + 
   
04 B: hinzen, frau hinzen, hallo, (leise) [grüß sie]* 
  + 
   
05 M:                                     [hálo’   ]((lacht 
kurz))   
   
06 B: ö:h’ ((lacht etwas gequält)) ich öh::m’ (leise) 
breuchte, eine néue stéuerkarte,* 
   
07 M: (laut) ja’* momént bitte’ ((drückt ihn weg in die 
warteschleife)) 
   
 
In Zeile 01 artikuliert die Mitarbeiterin leise und sehr schnell für wen sie 
arbeitet bzw. in welcher Institution der Anrufer sich befindet. Anschließend 
spricht sie ihren Namen dann so schnell und undeutlich ins Telefon, dass 
nicht zu verstehen ist, was sie sagt. Es wird lediglich klar, dass sie mit der 
hier nicht zu verstehenden Einheit (..) ihren Namen nennen will. Unter 
Verwendung der Einheiten námen, und nisch verstándn’ manifestiert 
der Bürger in Zeile 02 das aufgetretene Problem explizit als akustisches 
Verstehensproblem. Er verhält sich hier mit Blick auf das von ihm 
gewünschte, weitere Gelingen des Gespräches insoweit kooperativ, als er 
sich – trotz der Tatsache, dass er den Namen der Mitarbeiterin nicht 
verstanden hat und deshalb ein Problem aufgetreten ist – erst einmal mit 
seinem Namen vorstellt, und die von der Mitarbeiterin am Ende Ihres 
Redebeitrags in Zeile 01 artikulierte Begrüßung sodann als modifizierte 
Variante der von der Mitarbeiterin verwendeten Begrüßungsformel erwidert, 
bevor er dann erst das entstandene Problem signalisiert. Auffällig an dieser 
Stelle ist, dass der Bürger die Artikulation des zweiten Teils der 
                                            
34 Eine gelungene Gesprächseröffnung verlangt nach Berens die gegenseitige Identifikation 
der Gesprächspartner   (vgl. Berens 1981: 414). 
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Begrüßungsformel (Guten Tag), also die Einheit tá (Tag) nicht vollständig, 
sondern um einen G-Laut verkürzt artikuliert und ohne abzusetzen die 
Einheit isch anhängt, um die Problemmanifestation unmittelbar einzuleiten. 
Dadurch, dass er den zweiten Teil der Begrüßungsformel (tá) mit der die 
Problemmanifestation einleitenden Einheit isch artikulatorisch zu der von 
ihm geäußerten Einheit táisch verknüpft, wird deutlich, dass er sich, mit 
Blick auf die von ihm gewünschte erfolgreiche Erledigung seines Anliegens, 
einerseits zwar kooperativ verhalten, andererseits der Mitarbeiterin aber 
dennoch so schnell wie möglich anzeigen will, dass hier ein Problem 
vorliegt, das es zu beheben gilt. Durch die prosodisch markierte 
Reformulierung der in Zeile 01 noch unverständlichen Einheit hinzen, 
(Zeile 03) bearbeitet die Mitarbeiterin das Problem erfolgreich. Dies 
signalisiert ihr der Bürger in Zeile 04 mit der von ihm als Bestätigungssignal 
verwendeten Äußerung hinzen,, die er sodann noch einmal wiederholt, ihr 
aber diesmal – vermutlich erneut aus dem Motiv des Erhaltens von 
Kooperationswilligkeit bei der Gesprächspartnerin – höflich wirken wollend 
die Einheit frau voranstellt. Zudem begrüßt er die Mitarbeiterin sodann 
noch einmal mit einer etwas legereren Begrüßungsformel (hallo,), die die 
Mitarbeiterin in Zeile 05 erwidert. Im unmittelbaren Anschluss an die Einheit 
hálo’ lacht sie kurz. Sie will hier damit wohl zum Ausdruck bringen, dass 
sie die vom Bürger vollzogene Problemmanifestation und die aus ihrer Sicht 
wohl ursächlich damit in Verbindung stehende doppelte Begrüßung für 
überflüssig hält. Ein Indiz dafür, dass der Bürger diese kommunikative 
Handlung so zu interpretieren scheint, ist sein auf das Verunsicherung 
signalisierende Verzögerungssignal ö:h’ folgende, leicht gequälte Lächeln 
(Zeile 06), das hier entschuldigenden Charakter hat. Das mittellang 
gedehnten Verzögerungssignal öh::m’sowie der leise Ton, in welchem er 
sodann sein Anliegen vorträgt, signalisieren hier zudem ein leichtes 
Eingeschüchtertsein. 
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In diesem Gespräch erkundigt sich der Bürger danach, welche Unterlagen er 
braucht, um einen neuen Reisepass beantragen zu können. 
 
01 M: (leise) sie bráuchn-* auf (laut) jéden fáll’* öhm’  
((nuschelt))(leiser) éine, (..)urkunde,** 
   
02 B: wás’  
   
03 M: (laut) gebúrtsurkunde,* 
            + 
   
04 B: áso’ (-) wirklisch’ 
            -   + 
05 M: öh’ (-) jáha, (-) 
         + 
   
06 M: éin (-) biométrisches, passfóto’ 
   
07 B: wás’ genáu, is dás’ 
   
08 M: dás’ ö::hm’ (--) (leiser) die pássfotos (--) 
((nuschelt)) (...) größen[fórm’ öh’   ] 
   
09 B:                          [ich’ verstéh] sie ába’ 
akústisch sehr schlécht öh, herr’ 
   
10 M: (lauter) álso (-) die néuen reisepässe erfórdern (-) 
fótos öh’ die öh’ genáuen bestimmungen na:ch gemácht 
werdn müssen am bésten gehn se dafür zum fotográfen, 
die wissen, schón wás’ geméint is, 
   
 
Nachdem es unmittelbar vorher einige Sekunden lang still in der Leitung war 
(in dieser Zeit hat der Mitarbeiter offensichtlich nach den entsprechenden 
Informationen gesucht), teilt der Mitarbeiter dem Bürger in Zeile 01 mit leiser 
Stimme mit, dass er eine bestimmte Urkunde braucht. Mit der Äußerung auf 
jéden fáll’ (Zeile 01) will er dem Bürger offensichtlich die Wichtigkeit 
dessen, was er ihm im unmittelbaren Anschluss daran mitzuteilen gedenkt, 
signalisieren. Das Erhöhen der Lautstärke bei Artikulation dieser Einheit 
stützt diese Interpretation. Sein anschließendes öhm’ (Zeile 01) deutet 
jedoch darauf hin, dass er sich in genau dieser Phase nicht (mehr) ganz 
sicher zu sein scheint, ob die Information, die er dem Bürger zu geben 
gedenkt (Geburtsurkunde wird benötigt), auch wirklich stimmt. Seine 
Unsicherheit bezüglich der Richtigkeit der von ihm beabsichtigten 
Informationsübermittlung scheint auch der Grund dafür zu sein, dass er 
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sodann mit erhöhter Geschwindigkeit und wieder etwas leiser eine Einheit 
nuschelt, von der nur der Teil urkunde, zu verstehen ist. Die hier von ihm 
vorgenommene prosodische Markierung der Einheit éine, 
(..)urkunde, ist zudem ein Hinweis darauf, dass sich der Mitarbeiter – 
wahrscheinlich unbewusst – beim Artikulieren der vermuteten 
Falschaussage nicht wohl fühlt, und zwar im Sinne von: „Hm, vielleicht sag’ 
ich dem hier etwas Falsches, dann sag ich es lieber leise, schnell und 
undeutlich, damit das Gesagte nicht eine so hohe Wertigkeit bekommt“. Der 
Bürger sieht sich hier notwendigerweise zum Nachfragen veranlasst. Mit der 
für akustische Verstehensprobleme typischen Problemmanifestationsform 
wás’ (vgl. Selting 1987: 161) signalisiert er dem Mitarbeiter ein akustisches 
Verstehensproblem, das der Mitarbeiter in Zeile 03 durch die lauter und 
deutlicher artikulierte Reformulierung der Einheit gebúrtsurkunde, , die er 
zudem auf Höhe des ersten ‚U’ mit aufwärts gerichteter 
Intonationsbewegung als weiteres Element der Verstehenssicherung 
versieht, behebt. Dass das akustische Verstehensproblem behoben ist, zeigt 
sich an der Reaktion des Bürgers, der dem Mitarbeiter mit dem 
Bestätigungssignal áso’ in Zeile 04 signalisiert, dass er ihn nun verstanden 
hat. Dieses Signal fungiert hier gleichzeitig auch als Beendigungssignal der 
Gesprächsphase, in der es zwischen den Interaktanten um das akustische 
Verstehen des Begriffes Geburtsurkunde ging. Der Bürger hat den 
Mitarbeiter jetzt zwar akustisch verstanden, jedoch manifestiert er sofort im 
Anschluss an die Bestätigung des akustischen Verstehens mit der Äußerung 
wirklisch’ (Zeile 04) ein weiteres Problem.35 Mit dem Artikulieren der 
Einheit wirklisch’ knüpft er erneut an das Thema Geburtsurkunde an, 
diesmal aber aus einem anderen Grund. Die prosodisch realisierte 
Markierung der als Frage formulierten Einheit wirklisch’, die er 
insgesamt auffällig stark akzentuiert, verdeutlicht, dass die Erwartung des 
Bürgers an dieser Stelle nicht mit der Bezugsäußerung des Mitarbeiters in 
                                            
35 Bei diesem Problem handelt es sich zwar nicht um die Folge mangelhafter Artikulation, es 
wurde hier jedoch aus Gründen der vollumfänglichen Bearbeitung des transkribierten 
Gesprächsausschnitts und der damit für den Leser verbundenen besseren 
Nachvollziehbarkeit des Gesamtgeschehens berücksichtigt. 
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Übereinstimmung gebracht werden konnte. Das heißt, dass der Bürger nicht 
davon ausgegangen ist, dass er zum Beantragen eines Reisepasses auch 
eine Geburtsurkunde benötigt und deshalb sehr überrascht ist. Durch die 
zunächst abwärts gerichtete Intonationsbewegung auf Höhe des ersten ‚i’ 
und die dann aufwärts gerichtete Bewegung auf Höhe des zweiten ‚i’ der 
Einheit wirklisch’ entsteht hier zudem eine Stimmmelodie, die als 
weiteres kommunikatives Element Zweifel an der Aussage des Mitarbeiters 
signalisiert. Im weiteren Verlauf des Gespräches kommt es dann erneut zu 
einem akustischen Verstehensproblem, das darauf zurückzuführen ist, dass 
der Mitarbeiter dem Bürger nicht genau erklären kann, was genau ein 
biometrisches Passfoto ist. Nachdem der Bürger ihn in Zeile 07 danach 
gefragt hat, versucht sich der Mitarbeiter in Zeile 08 in einer Erklärung. Das 
von ihm mittellang gedehnte und am Ende der Einheit mit steigender 
Intonation fragend artikulierte Verzögerungssignal ö::hm’ weist auf die 
Unsicherheit des Mitarbeiters hin – er kann den Begriff nicht erklären. 
Gleiches gilt für die sodann erfolgte etwa zwei Sekunden lange Pause, die 
er offensichtlich benötigt, um eine Antwort vorzubereiten. Nachdem er mit 
der Einheit die pássfotos, einen Antwortversuch einleitet, bemerkt er in 
der unmittelbar darauf folgenden, erneut etwa zwei Sekunden langen Pause 
offensichtlich, dass er nicht im Stande ist, dem Bürger zu erklären, was ein 
biometrisches Passfoto ist. Einmal den Erklärungsversuch begonnen, 
nuschelt er nun trotzdem eine längere, unverständliche Passage ins Telefon, 
die dann mit der Äußerung größenfórm’ öh’ endet. Schon während er 
den letzten Teil der vorstehend genannten Äußerung artikuliert, fällt ihm der 
Bürger in Zeile 09 ins Wort, um den Mitarbeiter ganz explizit darauf 
aufmerksam zu machen, dass er ihn nicht versteht. Die Tatsache, dass der 
Bürger hier sogar die Einheit akústisch verwendet, weist hier nicht nur auf 
das Phänomen des akustischen Nichtverstehens selbst hin, sondern 
verdeutlicht zudem, wie schwerwiegend problematisch das undeutliche 
Artikulieren des Mitarbeiters an dieser Stelle auf den Bürger gewirkt hat. 
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6.1.2 Das Erteilen unpräziser Auskünfte 
 
In den untersuchten Gesprächen kam es auch dann zu Störungen, wenn 
Mitarbeiter Formulierungen verwendeten, deren Inhalt vom Bürger nicht 
zugeordnet werden konnte. Solche unpräzisen Auskünfte wurden sehr 
häufig dann erteilt, wenn Mitarbeiter sich mit dem zur Diskussion stehenden 
Thema nicht ausreichend auskannten, Fragen der Bürger nicht unmittelbar 
beantworten konnten oder bestimmtes Wissen beim Bürger voraussetzten. 
 
Thema des folgenden Gespräches ist die von einem Bürger beabsichtigte 
Ausführung eines Anbaus an seinem Haus. 
 
01 B: wér is denn da bei ihn méin ánsprechpartner’ 
   
02 M: múss isch ma gúcken auf jéden fall wird dort ne 
prüfung in auftrag gegében (.) öhm das issen ántrag 
den se dánn ausfüllen müssen, 
   
03 B: wo,  
   
04 M: wíe wo, 
   
05 B: ja wo’ dórt, 
   
06 M: áso’ beim beim öh baúamt, 
   
07 B: und wér is dá’ dafür zuständig’ 
   
08 M: ja öh isch öh hm, isch kánn et ihn nich ságn aba dat 
wissen die da schon, 
   
09 B: hm,  
   
 
Der Bürger fragt den Mitarbeiter in diesem Gesprächsausschnitt in Zeile 01 
ganz konkret nach dem für die Bearbeitung seines Anliegens richtigen 
ánsprechpartner’. Mit seiner Äußerung muss isch ma gúcken (Zeile 
02) signalisiert der Mitarbeiter dem Bürger, dass er dessen Anliegen nicht 
sofort erfüllen kann, und dass er etwas Zeit benötigt. Im Anschluss an diese 
Äußerung wechselt der Mitarbeiter jedoch sofort das Thema. Er beantwortet 
nicht die konkrete Frage des Bürgers, sondern kehrt – ungefragt – zum 
Hauptthema des Gespräches respektive zum Hauptanliegen des Bürgers 
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zurück. Hier wird er jedoch unpräzise. Ohne den Sachverhalt genau zu 
kennen, gibt er dem Bürger mit der Äußerung auf jeden fall wird 
dort ne prüfung in auftrag gegében öhm das issen ántrag 
den se dánn ausfüllen müssen, eine Auskunft, die derart unpräzise 
ist, dass es zu einem Problem kommt, welches der Bürger in Zeile 03 mit der 
Äußerung wo, als Referenzproblem manifestiert (vgl. Selting 1987: 161). Es 
ist zu vermuten, dass der Mitarbeiter hier mit dem Wechseln des Themas 
und mit dem Übermitteln von Informationen, die in Richtung Hauptanliegen 
des Bürgers zielen, erstens seine Bereitschaft zu helfen signalisieren will. 
Zweitens scheint er damit sein „Nicht-Helfen-Können“ (sofortige Nennung 
des Ansprechpartners) mit Blick auf die dadurch eventuell gestörte 
Befindlichkeit des Bürgers umgehend kompensieren zu wollen. Dies tut er 
aber auf Kosten der Genauigkeit der von ihm übermittelten Informationen. 
Der Mitarbeiter versteht zunächst nicht, worauf sich die von dem Bürger 
vollzogene Problemmanifestation bezieht. Dies signalisiert er dem Bürger in 
Zeile 04 mit der Artikulation des Fragewortes wíe, die er in Verbindung mit 
der Zitierung des Bezugselementes wo, vollzieht. Ihm ist an dieser Stelle 
nicht klar, dass sich der Bürger mit dem von ihm in Zeile 03 geäußerten 
wo, auf sein in Zeile 02 geäußertes dort bezieht, mit dem er eine 
bestimmte Stelle innerhalb der Verwaltung meint (dies wird durch seine 
Äußerung in Zeile 06 deutlich), diese aber nicht benennt. Dies ist ihm 
vermutlich auch deshalb nicht klar, weil er im Zeitpunkt der Äußerung der 
Einheit dort fälschlicherweise davon ausgeht, dass der Bürger weiß, dass 
das Bauamt für sein Anliegen zuständig ist. Erst als der Bürger in Zeile 05 
die Problemmanifestation durch das explizite Äußern der Einheit dórt, 
konkretisiert, versteht der Mitarbeiter das Problem. Dies verdeutlicht sein 
áso’ in Zeile 06, in der er das Problem sodann durch Nennung des 
Begriffes báuamt beseitigt. Die Ausgangsfrage des Bürgers, auf die dieser 
in Zeile 07 dann erneut referiert, ist aber dadurch noch immer nicht 
beantwortet. Der Mitarbeiter kann diese auch nicht beantworten. Er stammelt 
und stottert unter Artikulation diverser Verzögerungssignale vor sich hin, 
bevor er dem Bürger zu verstehen gibt, dass er ihm nicht helfen kann, 
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worauf der Bürger ein hm, äußert.  Mit der mit fallender Intonation 
artikulierten Einheit hm, bringt er seine Enttäuschung darüber zum 
Ausdruck.  
 
Auch in dem folgenden Beispiel kommt es aufgrund unpräziser Auskünfte 
der Mitarbeiterin zu Problemen. Thema des Gespräches sind die 
Bestimmungen für das Einfahren mit dem PKW in Städte. 
 
 
 
01 B: sie sáchten da grad wat von plakétte ne’ 
   
02 M: ja’ richtig ganz genáu, 
   
03 B: da múss man dann wahrscheínlich éine haben ne’ wenn 
man zum beíspiel in die städte fahren will die eine 
solche (.) ja umweltzone heißt es glaub ich (.) háben,
                                                 + 
   
04 M: ja wélche das kómmt drauf an das is aúch wieder 
abhängig von den städten wo se hínfahren wollen, 
   
05 B: he’ 
   
06 M: also da gibt es öh verschie:[dene,] 
   
07 B:                             [hm,  ] ja wie’ 
   
08 M: öh:m die sind dann untertéilt öh i:n ö:hm ja, wárten 
se ich kuck jetz mal gráde éi:n momén:t (leise) öh hm, 
hab (..) doch grad da* ajá ich habs gefúnden so öhm 
momént noch jetz muss ich ma kucken ob wir hie:r 
i:rgendét:was ha:ben hm, (leise) hier ham (...)* rot 
gélb grün  
[aber der sacht mir dat jétz nicht, ] 
   
09 B: [(lauter)wie,* (.)rot gélb grün’    ] wat is dát denn 
jétz, 
   
10 M: jaja’ das sind die verschiedenen plaketten aber ich 
kuck noch ma wárten se (-) das hängt dann öh damit 
zusammen öh wo diese umweltzóne liegt und wás fürn 
féinstaubausstoß ihr fáhrzeug hat, 
   
11 B: wás wás hängt jétz womit dann zusammen, 
   
12 M: ja klar pássen se auf öh natürlich erstma öh wélche 
belástung ihr fahrzeug erzeugt ne’ dann wélche 
fáhrzeuge in bestimmte zonen éinfahren dürfen, 
   
13 B: (-) dat hab ich nich verstanden könnte se dat nóchma 
sagen, 
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In Zeile 01 fordert der Bürger – angezeigt durch das mit steigender 
Intonation artikulierte Dialogsignal ne’ – von der Mitarbeiterin hier nicht nur 
eine Bestätigung dafür, dass er richtig verstanden hat, dass sie zuvor im 
Gespräch das Wort Plakette verwendet hat, sondern er fordert sie mit der 
gewählten Formulierung sie sáchten da grad wat von plakétte 
ne’ implizit zu einer Erklärung auf, mit der sie den Zusammenhang 
zwischen dem von ihr verwendeten Begriff Plakette und seinem Anliegen 
herstellen soll. Dies wird, wie ihre Reaktion in Zeile 02 zeigt, von der 
Mitarbeiterin aber nicht so verstanden. Mit der Äußerung ja richtig 
ganz genau, bestätigt sie lediglich, dass der Bürger richtig verstanden hat, 
dass sie den Begriff verwendet hat. Weil die von ihm eingeforderte Erklärung 
der Mitarbeiterin ausbleibt, versucht sich der Bürger in Zeile 03 sodann 
selbst in einer Erklärung, mit der er den Zusammenhang zwischen Äußerung 
des Begriffes Plakette durch die Mitarbeiterin und Bearbeitung seines 
Anliegens herzustellen sucht. Er stellt eine Vermutung an, die er als Frage 
mit der Bitte um Bestätigung/Kommentierung (auch hier durch das 
Dialogsignal ne’ angezeigt) an die Mitarbeiterin richtet. In Zeile 04 erteilt 
diese dann eine unpräzise Auskunft, die hier zwar darauf basiert, dass sie 
beim Bürger fälschlicherweise einen bestimmten Kenntnisstand voraussetzt, 
die aber nichtsdestotrotz oder sogar gerade deshalb als unpräzise zu 
qualifizieren ist, zumal sie vom Bürger als eine solche interpretiert wird 
(siehe weiter unten). Sie artikuliert hier zunächst ein Ja und bestätigt damit 
die Einlassung des Bürgers, dass man eine Plakette haben muss, um in 
eine Stadt mit Umweltzone einfahren zu dürfen. Dann allerdings verwirrt sie 
den Bürger mit einer unpräzisen Auskunft. Sie sagt sodann wélche das 
kommt drauf an das ist aúch wieder abhängig von den 
Städten wo se hínfahren wollen. Diesen Satz hätte der Bürger nur 
dann verstehen können, wenn ihm zuvor von der Mitarbeiterin mitgeteilt 
worden wäre, dass es verschiedene Plaketten gibt. Erst durch diese 
Information wäre es dem Bürger – gegebenenfalls – möglich gewesen, zu 
verstehen, dass die Mitarbeiterin sich mit dem Ausdruck wélche genau 
darauf bezieht. So aber kann die von der Mitarbeiterin in Zeile 04 getätigte 
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Äußerung vom ihm nicht zugeordnet werden. Dies zeigt er durch das 
Artikulieren des hier als Dialogsignal fungierenden he’ (Zeile 05) an, mit 
dem er zudem – Signal dafür ist die von ihm hier gewählte steigende 
Intonationsbewegung – eine verständnissichernde Klarstellung einfordert. 
Das he’ steht hier sinngemäß für: „Worauf beziehen sie sich denn jetzt? 
Bitte klären Sie das auf“. Dass die Mitarbeiterin dies genau so interpretiert, 
zeigt sich an ihrer Reaktion in Zeile 06. Mit ihrer Äußerung da gibt es öh 
verschie:dene,, mit der sie sich auf die thematisierten Plaketten bezieht, 
macht sie deutlich, dass sie verstanden hat, erstens dass der Bürger nicht 
verstanden hat, und zweitens warum der Bürger nicht verstanden hat, was 
sie in Zeile 04 gesagt hat. Ansonsten hätte sie hier nicht darauf verwiesen, 
dass es verschiedene Plaketten gibt. Dass hier von ihr artikulierte 
Verzögerungssignal und die Dehnung innerhalb der Äußerung 
verschie:dene, weisen darauf hin, dass sie bezüglich des zu Grunde 
liegenden Themas unsicher ist. Bei der Äußerung da gibt es öh 
verschie:dene, handelt es sich zudem abermals um eine unpräzise 
Auskunft, die von dem Bürger durch sein Unzufriedenheit signalisierendes 
hm, (hier signalisiert durch die fallende Intonation) und sein Erklärung 
einforderndes ja wie’, das hier sinngemäß steht für: „Was heißt das denn 
jetzt genau“, als eine solche qualifiziert wird. Das Erteilen unpräziser 
Auskünfte setzt sich sodann mit der Äußerung die sind dann 
untertéilt in Zeile 08 fort. Sie sagt dem Bürger hier nicht, was wie 
unterteilt ist. Die zahlreichen Verzögerungssignale sowie das zeitweise leise 
und unverständliche Sprechen während des Suchens nach Informationen, 
aber auch das lange Suchen selbst, signalisieren deutlich, dass sie mit dem 
diskutierten Thema Schwierigkeiten hat. Gegen Ende ihres Redebeitrages 
aus Zeile 08 sagt sie dann, nachdem sie mit der Äußerung hier ham 
(...) (soll wohl heißen: „Hier haben wir es jetzt“) angedeutet hat, das jetzt 
eine wichtige Information folgt, rot gélb grün, und zwar erneut ohne 
eine Erklärung dafür zu liefern, was rot gélb grün sein soll bzw. worauf 
diese Äußerung sich bezieht. Die Irritation, die sich dadurch beim Bürger 
einstellt, signalisiert dieser durch die Artikulation des Fragewortes wie,, das 
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er in Verbindung mit der Zitierung des Bezugselementes rot gélb grün 
äußert (Zeile 09). Er signalisiert damit, dass er die Bedeutung dessen, was 
die Mitarbeiterin zuvor geäußert hat, nicht verstanden hat (vgl. Selting1987: 
161). Dass der Bürger das Fragewort wie, hier etwas lauter artikuliert, weist 
auf eine bei ihm vorliegende gesteigerte Irritation hin. In der von ihm hier 
gewählten, etwas grobsprachlichen Formulierung wat is dát denn 
jétz, steckt nicht nur ein an die Mitarbeiterin gerichteter Vorwurf, erneut 
unpräzise gewesen zu sein, sondern es drückt sich in ihr auch die 
Verärgerung des Bürgers über die Ungenauigkeit, mit der die Mitarbeiterin 
Informationen an ihn übermittelt, aus. Auch ihre Informationsübermittlung 
aus Zeile 10 ist derart unpräzise, dass der Bürger in Zeile 11 mit der 
Äußerung wás wás hängt jétz womit dann zusammen, eine 
Erklärung einfordert, die die Zusammenhänge ganz konkret verständlich 
machen. Auch der darauf folgende Erklärungsversuch der Mitarbeiterin aus 
Zeile 12 ist derart ungenau, dass der Bürger nichts damit anfangen kann. 
Nach einer etwa 2 Sekunden langen Pause, in der er (vergeblich) versucht 
zu verstehen, was die Mitarbeiterin ihm zuvor gesagt hat, sagt er der 
Mitarbeiterin in Zeile 13 mit der Äußerung dat hab ich nich 
verstanden könnte se dat nóchma sagen, nun ganz explizit, dass 
er nicht verstanden hat, was sie ihm gesagt hat und fordert sie – abermals – 
zu einer präziseren Informationsübermittlung auf. 
 
 
6.1.3 Die Verwendung von Verwaltungsfachbegriffen 
 
In den folgenden Gesprächsausschnitten verwenden Mitarbeiter der Service 
Center  Verwaltungsfachbegriffe, ohne deren Bedeutung zu erläutern. 
Dadurch kommt es zu Störungen innerhalb der Gespräche. Die Mitarbeiter 
denken hier offensichtlich nicht darüber nach, dass es sich bei anrufenden 
Bürgern in der Regel um Verwaltungs-Laien handelt, denen 
Verwaltungssprache fremd ist.  
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01 M: der verwáltungsakt hat ja ne númma ne’ 
   
02 B: aja’ momént da mússisch ma kúckn- (--) ? ah’ hier ja* 
ö:hm dat is die númma ö:h azett sieben fünf acht (.) 
achtensíebzich öh strich null sieben (.) ja- 
   
03 M: momént (ca. 11 sek.) ((tastaturgeräusche)) ja ihr 
wíderspruch is éingegang (.) dat befíndet sich bei uns 
im ábhilfeverfahren,                                   
   
04 B: (-) ö:hm öh wát is dat- 
   
05 M: ja wénn wir das geprüft haben und dát wird hier 
akzeptíert dann kriegn se nen ábhilfebescheid,  
   
06 B: öh ja aba wát is dat- 
   
07 M: ja dann bráuchen se das nicht zu bezáhlen wénn se 
diesen bescheid bekómm aba sie könnten auch nen 
wíderspruchsbescheid bekomm ne’ dat is ja noch nicht 
entschieden soweit ich dat sehn kann- 
   
08 B: also jétzt blick ich nicht mehr durch (.) dat mit den 
bescheiden müssen se mir bitte nóchmmal erklären, 
   
 
Nachdem die Bürgerin dem Mitarbeiter zu Beginn des Gespräches mitgeteilt 
hat, dass Sie gegen einen Bescheid der Verwaltung Widerspruch eingelegt 
hat und sich nun nach dem Stand der Dinge erkundigen will, fragt der 
Mitarbeiter die Bürgerin in Zeile 01 nach dem Aktenzeichen des 
entsprechenden Verwaltungsaktes. Bei der Aussage der 
verwáltungsakt hat ja ne númma ne’ handelt es sich zwar nicht 
um eine konkrete Handlungsanweisung respektive Aufforderung. Durch das 
am Ende dieser Äußerung mit steigender Intonation artikulierte Dialogsignal 
né bekommt diese Äußerung jedoch auffordernden Charakter. Der 
Mitarbeiter bittet die Bürgerin hier implizit um Übermittlung des 
Aktenzeichens. Er signalisiert ihr, dass er ihr nur dann helfen kann, wenn sie 
ihm das Aktenzeichen nennt. Das von der Bürgerin zu Beginn ihres 
Redebeitrages in Zeile 02 geäußerte aja’ momént da mussisch ma 
kuckn- fungiert hier als Bestätigungssignal. Es verdeutlicht, dass die 
Bürgerin die Äußerung des Mitarbeiters als Aufforderung verstanden hat. 
Anschließend übermittelt die Bürgerin das entsprechende Aktenzeichen. 
Nachdem der Mitarbeiter das Aktenzeichen während der etwa 11 Sekunden 
langen Pause (Zeile 03) in sein System eingegeben hat, bestätigt er 
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zunächst den Eingang des Widerspruches und erläutert darüber hinaus 
unter Verwendung des Verwaltungsfachbegriffes ábhilfeverfahren, den 
aktuellen Stand des Verfahrens. Dass die Bürgerin Probleme hat, diesen 
Begriff zuzuordnen, zeigt sich an der kurzen Pause zu Beginn ihrer 
Äußerung in Zeile 04, in der sie ganz offensichtlich kurz überlegt, ob sie 
diesen Fachbegriff zuordnen kann. Diese kurze Pause ist ihr an genau 
dieser Stelle des Gespräches deshalb zuzuordnen, da der Mitarbeiter seinen 
unmittelbar vor dieser Pause geäußerten Redebeitrag mit fallender 
Intonation beendet und der Bürgerin damit das Abtreten des Rederechts an 
sie signalisiert. Auch die anschließend von der Bürgerin geäußerten 
Verzögerungssignale sowie ihr explizites Nachfragen mit der Äußerung wát 
is dat-, welche sich konkret auf den zuvor von dem Mitarbeiter 
verwendeten Fachbegriff bezieht, signalisieren, dass die Bürgerin mit 
diesem Verwaltungsfachbegriff nicht arbeiten kann. In Zeile 05 antwortet der 
Mitarbeiter nicht mit einer expliziten Erklärung des von ihm zuvor genannten 
Fachbegriffes, sondern äußert mit der Einheit ábhilfebescheid, einen 
weiteren Verwaltungsfachbegriff. Auch diesen Fachbegriff kann die Bürgerin 
nicht zuordnen. Sie muss in Zeile 06 mit der Äußerung öh ja aba wát is 
dat’ erneut – diesmal mit Bezug auf den Begriff Abhilfebescheid – explizit 
nach der Bedeutung des verwendeten Begriffes fragen. Der von dem 
Mitarbeiter in Zeile 07 gestartete Erklärungsversuch scheitert hier wohl auch 
deshalb, weil er ihn nur unzureichend erläutert und zudem einem weiteren 
Verwaltungsfachbegriff (wíderspruchsbescheid) in seinen Redebeitrag 
einbaut, was die Bürgerin in Zeile 08 dazu bringt, mit der Äußerung also 
jétzt blick ich nicht mehr durch ihrer Verwirrung Ausdruck zu 
verleihen und anschließend mit der Äußerung dat mit den bescheiden 
müssen se mir bitte nóchmmal erklären, ganz explizit die 
Erklärung der von dem Mitarbeiter eingebrachten Fachbegriffe einfordert. 
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In dem folgenden Beispiel informiert sich ein Bürger danach, unter welchen 
Voraussetzungen er einen Anbau an seinem Haus realisieren kann. 
 
01 B: dás würde dann étwa ein méta zusätzlich öh öh zur 
seite nach línks bedéuten, 
   
02 M: hm’ dás wéiß ich jétzt auch nicht ganz genáu öh ob das 
géht ö:hm aba ö:h auf jéden fáll darf das kéine 
dóppelwirkung haben,  
   
03 B: öh wát héißt denn jétz dóppelwirkung öh-  
   
04 M: já das ist öh wénn dat auch éinen drítten nóch öh 
betrífft öh also öh dríttbelastende dóppelwirkung, 
   
05 B: owéh da müssten se mir aba nochma hélfen, 
   
06 M: ja kéin problém ((lächelt)) dríttbelastende 
dóppelwirkung öh das heißt, das durch die 
baugené:migung die sie ja begünstign würde öh zum 
béispiel ihr náchba nicht belástet werden darf- 
   
07 B: asó jaja’ dat müsste man dann ja prüfen ne’ 
   
 
In Zeile 01 erläutert der Bürger dem Mitarbeiter, dass der von ihm geplante 
Anbau etwa einen Meter zusätzlichen Raum neben seinem Haus 
ausmachen würde. Der Mitarbeiter zeigt daraufhin in Zeile 02 an, dass er 
anhand der vom Bürger gemachten Angaben keine definitive Auskunft 
darüber erteilen kann, ob der Bürger den Anbau realisieren kann, weist aber 
unter Verwendung des Verwaltungsfachbegriffes dóppelwirkung darauf 
hin, dass dies unter bestimmten Bedingungen nicht möglich ist. Da der 
Bürger diesen Fachbegriff nicht kennt und deshalb die Zusammenhänge 
nicht verstehen kann, muss er den Mitarbeiter ganz explizit nach der 
Bedeutung dieses Begriffes fragen. Dies tut er in Zeile 03. Der Mitarbeiter 
kommt dieser Aufforderung insofern nicht nach, als er in Zeile 04 nicht den 
Begriff Doppelwirkung erläutert, sondern (vergeblich) versucht, den Begriff 
dríttbelastende dóppelwirkung, zu erläutern, und zwar unmittelbar 
bevor er dann am Ende seines Redebeitrags der Zeile 04 mit eben diesem 
Begriff einen weiteren Verwaltungsfachbegriff einbringt, der dem Bürger 
nicht geläufig ist. Sein Verständnisproblem manifestiert der Bürger in Zeile 
05 zunächst durch die Interjektion owéh, die hier im übertragenen Sinne 
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bedeutet: „Womit kommen Sie mir denn jetzt? Das verstehe ich nicht“. Mit 
der anschließend getätigten Äußerung da müssten se mir aba 
nochma hélfen, signalisiert der Bürger dem Mitarbeiter zudem implizit, 
dass er den Begriff nicht zuordnen kann. Gleichzeitig fordert er den 
Mitarbeiter mit dieser Äußerung dazu auf, das entstandene Problem zu 
beseitigen. Genau dies tut der Mitarbeiter dann auch in Zeile 06, indem er 
die Bedeutung des Begriffes drittbelastende Doppelwirkung so erläutert, 
dass der Bürger ihn verstehen und in den Zusammenhang einordnen kann. 
Dass der Bürger die Erläuterung verstanden hat, bestätigt er in Zeile 07 mit 
dem von ihm geäußerten Bestätigungssignal asó jaja’ sowie der darauf 
folgenden Äußerung dat müsste man dann ja prüfen ne’, die 
deshalb verdeutlicht, dass er die Zusammenhänge verstanden hat, weil es 
sich bei dieser Äußerung um eine – mit Bezug auf den erörterten 
Sachverhalt – sinnstiftende Frage handelt. 
 
 
6.2 Beziehungskonflikte 
 
In diese Kategorie fallen kommunikative Handlungen der Mitarbeiter der 
Service Center, die in erster Linie zu Problemen auf der Beziehungsebene 
der Akteure geführt haben. Um Bürgernähe und Bürgerzufriedenheit zu 
erreichen ist die Gestaltung einer positiven Beziehung zum Bürger innerhalb 
der Gespräche notwendig. Der Aufbau einer solchen positiven Beziehung 
zum Bürger ist in den hier untersuchten Gesprächen nicht immer gelungen. 
Ausgelöst wurden die Störungen hier dadurch, dass Mitarbeiter Bürgern ins 
Wort gefallen sind, sie nicht haben zu Wort kommen lassen, mangelnde 
Kooperationsbereitschaft oder unpersönliches Verhalten zeigten, Bürger 
kritisierten oder Negativformulierungen verwendeten.  
 
 
 
 
112 
  
6.2.1 Ins Wort fallen  
 
In dem folgenden Beispiel geht es um die Frage nach Fingerabdrücken in 
einem neuen Reisepass. Hier kommt es zu Problemen, weil die Mitarbeiterin 
der Bürgerin ins Wort fällt. 
 
01 B: ((etwas aufgebracht))da weiß man ja nun gar nicht 
richtig bescheíd isch méin ich möchte dát auch nich 
gérne machen davon abgeséhen ja aber ich ich möchte 
gerne wissen ob dat verfl / also flicht is ne oder 
keine flicht 
        [und wás ich ságen,*   ] 
   
02 M: (laut) ?[was ich gerne máchen ] kann’ ich kánn  
                  ++ 
             [ihn nochma, ] 
 
   
03 B: ((energisch))[ja momént*  ] jétzt lassen se mich dat 
doch erstma ságn        [ich wollt ihn doch- ] 
   
04 M:                         [weíß ich doch schon ] alles, 
   
05 B: (laut) neé ében ních’ weíl se mir imma dazwíschen 
géhn-* 
   
 
In Zeile 01 beschwert sich die Bürgerin darüber, dass die Mitarbeiterin ihr im 
Verlaufe des Gespräches zunächst gesagt hatte, dass man nicht verpflichtet 
sei, Fingerabdrücke in neu beantragten Reisepässen speichern zu lassen 
und diese Aussage dann kurze Zeit später wieder in Frage stellte. Als sie in 
Zeile 01 mit der Äußerung und wás ich ságen, dann das Vortragen 
eines Anliegens einleitet, fällt die Mitarbeiterin, die hier nach dem etwas 
längeren, in leicht aufgebrachtem Ton vorgetragenen Beitrag der Bürgerin 
aus Zeile 01 offensichtlich keine Geduld mehr zu haben scheint, der 
Bürgerin laut ins Wort (Zeile 02). Die erhöhte Lautstärke weist hier darauf 
hin, dass die Mitarbeiterin das Rederecht erzwingen will. Diese Interpretation 
wird durch die auffällige Tonhöhenveränderung und die stark aufwärts 
gerichtete Intonationsbewegung im Bereich der Einheit gerne untermauert 
(vgl. Schwitalla 1997: 162). Sie will hier offensichtlich den gesamten 
Vorgang abkürzen und startet mit der Äußerung ich kánn ihn nochma, 
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den Versuch, der Bürgerin einen Vorschlag zu unterbreiten. Dazu kommt sie 
jedoch nicht, weil die Bürgerin der Mitarbeiterin nun ihrerseits ins Wort fällt 
(Zeile 03), um sich das entrissene Rederecht zurückzuholen. Mit ihrer 
Äußerung ja momént formuliert sie ihren Einspruch. Im übertragenen Sinn 
sagt sie der Mitarbeiterin damit: „So geht das hier aber nicht“. Sie macht 
deutlich, dass sie das Verhalten der Mitarbeiterin nicht billigt, um ihr im 
Anschluss daran mit der Äußerung jétzt lassen se mich dat doch 
erstma ságn das bereits manifestierte Problem zu erklären: Sie will, das 
die Mitarbeiterin versteht, dass sie sie zu Wort kommen lassen soll. In dem 
Moment, in dem die Bürgerin sodann mit der Äußerung ich wollt ihn 
doch- noch einmal ansetzt, der Mitarbeiterin klar zu machen, was sie ihr 
mitteilen will, fällt die Mitarbeiterin ihr trotz der zuvor an sie gesendeten 
Signale erneut ins Wort. Mit ihrer Äußerung weíß ich doch schon 
alles, (Zeile 04) signalisiert sie der Bürgerin, dass sie den geplanten 
Redebeitrag der Bürgerin für überflüssig hält. Sie teilt der Bürgerin an der 
Stelle mit, dass sie bereits weiß, was die Bürgerin ihr sagen will. Dass dies 
von der Bürgerin auch so verstanden wird, signalisiert ihre Äußerung neé 
eben ních’, mit der sie der Mitarbeiterin deutlich macht, dass diese sich in 
diesem Punkt geirrt hat. Mit der Äußerung  weíl se mir imma 
dazwischen géhn- liefert sie hier in Form eines an die Mitarbeiterin 
gerichteten Vorwurfs auch gleich die Begründung dafür, warum es hier zu 
einem Problem gekommen ist. Sie signalisiert hier explizit, dass sie den 
Grund für den Beziehungskonflikt, der hier aufgetreten ist, darin sieht, dass 
die Mitarbeiterin ihr ins Wort gefallen ist. 
 
Der Bürger erkundigt sich hier nach den Bestimmungen für das Einfahren 
mit seinem PKW in Umweltzonen. 
 
01 B: ja, isch wóllt aba wát zu umweltzónen wissen, 
02 M: éin momént um(.)wélt(.)zo(.)nen (--)da hámm wars 
umwéltzonen- 
   
03 B: ((erfreut klingend)) ja’  
   
04  *...* 
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05 B: könn  [dát’(..)  ] 
 + 
   
06 M: (laut)[wárten se-]* isch muss grad [gúcken] 
   
07 B:           ((verärgert klingend))   [hm-   ]* 
   
08 M: ob wir hier (-) irgendwo’ (-) 
   
09 B: (leise) ((resignierend)) hm,** 
   
10 M: wat hábn’ (-) der sacht mir dat jetz níscht- 
   
 
Nachdem die Mitarbeiterin vorher schon eine ganze Weile auf den Bürger 
eingeredet hat, zeigt der Bürger ihr in Zeile 01 an, dass ihre bisherigen 
Ausführungen an seinem Anliegen vorbeigegangen sind. Er benennt noch 
einmal das Thema, zu dem er beraten werden möchte. In Zeile 02 
signalisiert die Mitarbeiterin durch Wiederholung des Begriffes 
Umweltzonen, dass sie nun weiß, worum es dem Bürger geht. Die kurzen 
Pausen innerhalb der Äußerung um(.)wélt(.)zo(.)nen sowie die 
anschließend folgende etwa zwei Sekunden lange Pause können als 
Verzögerungssignale interpretiert werden. Sie weisen in Verbindung mit 
ihrem anschließend geäußerten da’ hámm wars darauf hin, dass die 
Mitarbeiterin in ihrem System nach Informationen zu dem in Rede 
stehenden Thema sucht. Mit der Äußerung da hámm wars, 
umweltzonen- signalisiert sie dem Bürger, dass sie die von ihm 
gewünschten Informationen gefunden hat und diese nun prompt an ihn 
weitergeben kann. Erfreut darüber, dass sein Anliegen nun doch noch erfüllt 
werden kann, sendet er der Mitarbeiterin in Zeile 03 das Rezeptionssignal 
ja’, das er erfreut klingend, schnell und mit steigender Intonation artikuliert. 
Damit signalisiert er hier einerseits, dass er verstanden hat, dass die 
Mitarbeiterin ihm nun helfen kann, andererseits signalisieren das schnelle 
Sprechen dieser Einheit und die steigende Intonationsbewegung, dass er 
erwartet bzw. darauf hofft, dass die Mitarbeiterin ihm nun auch endlich 
helfen möge, und zwar im Sinne von: „Na endlich – dann leg jetzt mal los“. 
Die von ihm erwartete rasche Bearbeitung seines Anliegens erfolgt jedoch 
nicht. Es entsteht eine etwa fünf Sekunden lange Pause (Zeile 04), an deren 
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Ende der Bürger nun eine detaillierte Nachfrage zum Sachverhalt stellen will 
(Zeile 05), die die Mitarbeiterin aber nicht zulässt. Sie fällt ihm grob ins Wort 
(Zeile 06), unterbricht ihn und unterdrückt damit das Vorbringen seines 
Anliegens. Prosodisch ist die den Bürger unterbrechende Äußerung wárten 
se- durch erhöhte Lautstärke  gekennzeichnet, was hier die negative 
Wirkung des Ins-Wort-fallens verstärkt. Die negative Wirkung dieser 
kommunikativen Handlung zeigt sich in der vom Bürger in Zeile 07 verärgert 
wirkend artikulierten Äußerung hm-, mit der er seinen Unmut über das 
Verhalten der Mitarbeiterin im Sinne von: „Jetzt unterbricht die mich auch 
noch und weiß immer noch nichts“ zum Ausdruck bringt. Die leise und durch 
die fallende Intonationsbewegung am Ende der Einheit resignierend wirkend 
vorgetragene Äußerung hm, (Zeile 09) ist hier als negative Reaktion darauf 
zu werten, dass die Mitarbeiterin dem Bürger mit der von ihr in Zeile 08 
vorgetragenen Äußerung zu verstehen gibt, dass sie immer noch nicht 
helfen kann, obschon sie bereits in Zeile 02 signalisiert hatte, dem Bürger 
nun (schnell) helfen zu können. 
 
 
6.2.2 Nicht zu Wort kommen lassen 
 
In dem folgenden Gespräch will der Bürger wissen, ob er bei Krankheit 
Anspruch auf Arbeitslosengeld I hat. Der Bürger kommt hier nicht zu Wort. 
 
01 M: wénn sen verkürzten lohnfortzáhlungsanspruch ham wéil 
der arbeitgéber ihn kündigt dann müssten se eígentlich 
/ aba mó ja nur [wenn se wieda,] 
   
02 B:                 [ja nee’ ich-  ] 
   
03 M: arbeitsfähig sind dann stéllt sich die fráge bestéht 
dann noch éigentlich anspruch auf záhlung und das ist 
ja dann nicht der fall ne’ sie ham ja dann keine 
ansprüche beim arbeitsamt [und wenn das-      ]   
   
04 B:                           [née ich will doch- ] 
   
05 M: beschäftigungsverhältnis nicht [mehr und-  ] 
   
06 B:                                [ja áber-   ] 
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07 M: dann müsste man noch prüfen sin die 
vórversicherungszeiten erfüllt in ihrem sinne denk ich 
ních [ich weiß es nicht-] 
   
08 B:      [ja momé           ] 
   
09 M: müsste man dann prüfen, ob sie dann wieder 
arbeitslosengéld bekommen können oder wie das dann mit 
hartz víer wäre [und wenn se dann-] 
   
10 B:                 [ich ja hm,       ] 
   
11 M: kein ánspruch auf arbeitslosengéld eins hätten müsste 
man dann ében ma gúcken ne’ 
   
12 B: áber (.) puuh mánn o mánn ich wóllt doch auf wat ganz 
ánderes hinaus, 
   
13 M: asó warum hám se dat denn nicht gesácht’ 
   
14 B: ((stöhnt kurz)) ja he wíe denn auch- 
   
 
In diesem Gesprächsausschnitt ergeht die Mitarbeiterin sich in einem 
längeren Erklärungsversuch, mit dem sie den in Rede stehenden 
Sachverhalt nicht genau trifft. Sie redet hier immer weiter drauf los, ohne die 
zahlreichen Signale des Bürgers zu beachten. In Zeile 01 bringt sie das bis 
zu diesem Zeitpunkt an keiner Stelle des Gespräches relevante Thema 
„verkürzter Lohnfortzahlungsanspruch“ ein. Der Bürger bemerkt, dass die 
Mitarbeiterin mit ihrem Vortrag sein Anliegen nicht trifft und ihr 
Erklärungsversuch in die falsche Richtung zu laufen droht. Seine 
Bemühungen, hier zu Wort zu kommen, bleiben jedoch an insgesamt fünf 
Stellen ohne Erfolg. Mit der in Zeile 02 geäußerten Einheit ja nee’ ich- 
will er der Mitarbeiterin sofort klar machen, dass ihr Erklärungsansatz in die 
falsche Richtung geht. Die Mitarbeiterin beachtet dieses Signal jedoch nicht 
und redet einfach weiter drauf los. Auch die weiteren Versuche des Bürgers, 
das Gespräch in die sein Anliegen betreffende Richtung zu lenken, fruchten 
hier nicht. Die Mitarbeiterin beachtet keines der Signale des Bürgers (Zeile 
04, 06, 08 und 10), die allesamt darauf abzielen, das Rederecht zu erobern, 
um der Mitarbeiterin klar zu machen, dass sie hier am Thema vorbei redet. 
Sie redet den Bürger, bis einschließlich Zeile 11, förmlich an die Wand. Er 
findet an keiner Stelle Gehör, und er kommt auch nicht zu Wort. Erst als die 
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Mitarbeiterin am Ende ihres Beitrags in Zeile 11 mit dem Dialogsignal ne’ 
eine Reaktion vom Bürger einfordert, kommt dieser dazu, in Zeile 12 seinen 
Einspruch zu formulieren. Er beginnt seinen Redebeitrag mit der hier 
Dissens signalisierenden Äußerung áber. Sein anschließend geäußertes 
puuh ist hier als Zeichen dafür zu interpretieren, dass er sich durch die 
Nichtbeachtung, die ihm zuvor widerfahren ist, gestresst fühlt. In der darauf 
folgenden Äußerung mánn o mánn steckt ein implizit an die Mitarbeiterin 
gerichteter Vorwurf. Mit dieser Äußerung signalisiert der Bürger der 
Mitarbeiterin, dass er mit ihrem Verhalten überhaupt nicht einverstanden ist. 
Die Reaktion der Mitarbeiterin (Zeile 13)  darauf, dass der Bürger ihr in Zeile 
12 mit der Äußerung ich wóllt doch auf wat ganz anderes 
hinaus, mitteilt, dass sie an seinem Anliegen vorbei geredet hat, ist 
insofern bemerkenswert, als sie zeigt, dass die Mitarbeiterin in ihrem 
Rederausch offensichtlich nicht einmal bemerkt hat, dass sie den Bürger 
fünf Mal nicht hat zu Wort kommen lassen. Mit der Äußerung asó warum 
hám se dat denn nicht gesácht’ belastet sie die Beziehung der 
Gesprächspartner noch weiter. Sie kritisiert den Bürger mit dieser Äußerung 
implizit, indem sie ihm den Fehler für das Scheitern dieser Situation 
zuschiebt, obschon der Fehler hier eindeutig bei ihr liegt. Dass der Bürger 
dies nur schwer ertragen kann, verdeutlicht sein Stöhnen in Zeile 14, das 
hier als Ausdruck seiner Verletztheit zu interpretieren ist. Zudem signalisiert 
er mit der Äußerung ja he wíe denn auch- Verärgerung über das 
Verhalten der Mitarbeiterin. Er kritisiert die Mitarbeiterin nun seinerseits 
dafür, dass sie – und dies steckt implizit in dieser Äußerung – nicht einmal 
gemerkt hat, dass sie den Bürger fünf Mal nicht hat zu Wort kommen lassen 
und ihm dann auch noch die Schuld dafür, dass ein Problem entstanden ist, 
zuschreibt. 
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6.2.3 Mangelnde Kooperationsbereitschaft 
 
Der Bürger fragt nach Informationen zu Elterngebühren für 
Kindergartenplätze und den entsprechenden Bestimmungen nach Eintreten 
eines zum Zeitpunkt seines Anrufes geplanten neuen Gesetzes. Das 
folgende Beispiel ist ein Paradebeispiel für unkooperatives Verhalten 
gegenüber einem Bürger. 
 
01 B: já man hát mich jétz zu ihnen wéiterverbunden 
[und-] 
   
02 M: [ja  ] sie wóllten was zu kibiz wissen ne’ 
   
03 B: ja:a’ also wie das mit den gebühren sich im momént 
verhält un dann spä:ter wénn kibiz in kraft tritt,  
   
04 M: also öhm élternbeiträge öhm das könn se ausem 
ínternet ersé:hn, 
   
05 B: ja áber ich wollt (lauter) sie* ja ((lacht)) /  
                            ++ 
ich hab ja jétz bei der stadt angerufen um das 
nachzufragen, 
   
06 M: ja áber (-) hm, is ihr kind inner éinrichtung’ 
   
07 B: nee’ es soll nächstes jahr reinkommen ne’ 
   
08 M: hm’ wénn sie im internet gúcken da sin diese tabéllen 
für die gebührensätze öhm veröffentlischt, 
   
09 B: (--) (leise) ja áber* osses jetz hab ich doch extra 
angerufn hörn se mal- 
   
10 M: (-) ja da gúcken se doch im internet da séhn se das 
doch- 
   
11 B: ((stöhnt))  hmnaaa’ 
   
12 M: und wénn dann die néue tabelle rauskommt nach kibiz 
((schnippisch)) dazu kann ich noch gar nichts zu 
sagen, 
   
13 B: ja ába was is dénn / ja öh puch un im momént die 
gebühren’ 
   
14 M: die richten sich nam éinkommen, 
   
15 B: ja öh könn sie mir dénn mal aufdröseln wie sich das 
verhält genau’ 
   
16 M: ((verärgert)) (laut) ach isch sitz eígentlich iner 
anderen abteilung da müssen se bei der abteilung 
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élternbeiträge anrufen die machen das,**  
   
17 B: ja áber (.) tzzz man hat mich doch schon zu ihn 
verbunden, 
   
18 M: ja dann war dat ében falsch- 
   
19 B: puh ja wat máchen wer denn jétz, 
   
20 M: ((ungehalten)) ja wat soll ich jétz noch sagn gúcken 
se inet ínternet da steht [alles drin-]* 
   
21 B:                           [tzz dat-   ] 
   
22 M: hám se internet’ nimm ich doch an ne’ 
   
23 B: ja dat schon aba (-) könn sie mich nich 
zurückverbinden zu der dame’ 
                        ++   
   
24 M: ((wütend)) zu der / wel / [wissen se ja-]* 
   
25 B:                           [ ja die mich ] zu ihn 
verbunden hat, 
   
26 M: ((schnippisch)) kann ich sie nicht zurückverbinden wat 
möchten se denn von dér’* 
   
27 B: also das gibt es doch gar nicht- 
   
28 M: wissen se wát (.) ich géb ihn ma en paar nummern aus 
der ríchtigen abteilung ja’ 
   
 
Der Bürger erkundigt sich in einem Service Center nach Elterngebühren für 
Kindergartenplätze und den diesbezüglichen Auswirkungen nach 
Inkrafttreten eines neuen Kinderbildungsgesetzes (KiBiz). Er wird von der 
Mitarbeiterin zu einer Kollegin verbunden, die sich mit dem Thema 
auskennen soll. In Zeile 01 informiert der Bürger die Mitarbeiterin darüber, 
dass man ihn zu ihr verbunden hat und setzt mit der Äußerung und- zur 
Erklärung seines Anliegens an, wozu er aber nicht kommt, weil die 
Mitarbeiterin ihm an dieser Stelle ins Wort fällt und ihn fragt, ob das, was sie 
von ihrer Kollegin bezüglich seines Anliegens erfahren hat, richtig ist (Zeile 
02). Ihr mit steigender Intonation am Ende des Redebeitrages in Zeile 02 
artikulierte ne’ fungiert hier als Dialogsignal, mit dem die Mitarbeiterin dem 
Bürger signalisiert, dass sie bestätigt wissen möchte, ob sie von ihrer 
Kollegin richtig informiert wurde und damit die Voraussetzungen für ihre 
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Zuständigkeit erfüllt sind. Das von dem Bürger in Zeile 03 geäußerte Signal 
ja:a’ hat hier eine besondere Funktion. Es ist hier aufgrund der Dehnung 
nicht nur als Bestätigungssignal zu interpretieren. Obschon, wie sich aus 
dem Redebeitrag des Bürgers in Zeile 03 ergibt, die von der Mitarbeiterin in 
Zeile 02 geäußerte Annahme bezüglich des Anliegens des Bürgers nur zum 
Teil richtig ist, sagt der Bürger hier Ja. Obwohl er eigentlich „nicht ganz“ oder 
gar „Nein“ hätte sagen müssen, verzichtet er auf eine Negativformulierung 
und sagt hier Ja, weil er der Mitarbeiterin offensichtlich nicht schon zu 
Beginn des Gespräches das Gefühl geben will, etwas falsch gemacht zu 
haben. Er will mit seinem ja:a’, das aufgrund der Dehnung hier als ein 
„Jein“ (also Ja und Nein) zu interpretieren ist (vgl. Ehlich 1986: 50), den 
Gesprächsverlauf positiv beeinflussen und erläutert im Anschluss daran 
(immer noch in Zeile 03) sein Anliegen genau. Mit dieser 
kooperationsfördernden Strategie hat er hier jedoch keinen Erfolg. Die 
Mitarbeiterin ist nicht gewillt, sich seines Anliegens überhaupt anzunehmen 
und verweist ihn in Zeile 04 dreist aufs Internet. Sein Unverständnis für ihr 
unkooperatives Verhalten bringt der Bürger in Zeile 05 deutlich zum 
Ausdruck. Er antwortet zunächst mit der Äußerung ja áber, die hier nicht 
ein direktes Nein, aber doch ein „Damit-bin-ich-nicht-einverstanden“ 
signalisiert. Mit dieser Signalisierung eines Teilkonsenses will er 
offensichtlich nicht schroff-zurückweisend, sondern erneut 
kooperationsfördernd auf die Mitarbeiterin einwirken. Durch die prosodisch 
realisierte Äußerung sie, die er lauter und mit stark aufwärts gerichteter 
Intonation artikuliert, will er der Mitarbeiterin klar machen, dass sie sich 
unkooperativ verhält. Er will sie darauf aufmerksam machen, dass sie dafür 
zuständig ist, ihm die gewünschte Information zu geben. Sein Lachen kann 
hier als ungläubiges Staunen über das Verhalten der Mitarbeiterin 
interpretiert werden. Durch seine Äußerung ich hab ja jétz bei der 
stadt angerufen um das nachzufragen- will er ihr den Sinn des 
Gespräches und ihre Funktion als Mitarbeiterin der Verwaltung 
verdeutlichen. Nichtsdestotrotz verhält sich die Mitarbeiterin weiterhin 
äußerst unkooperativ. Sie begegnet dem Bürger in Zeile 06 daraufhin mit 
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einem wenig bis gar keine Kooperationsbereitschaft signalisierenden  ja 
áber. Die kurze Pause und ihre Äußerung hm, verraten hier Ratlosigkeit. 
Das heißt, dass es hier vermutlich so ist, dass sie dem Bürger einfach nicht 
helfen kann. Der Bürger scheint nicht zu merken, dass sie ihm offensichtlich 
gar nicht helfen kann, zumal die Mitarbeiterin nichts tut, um dem Bürger dies 
zu verdeutlichen. Anstelle dessen verhält sie sich auch weiter stark 
unkooperativ. Anstatt ihm auf anderem Weg zu helfen, verweist sie ihn in 
Zeile 08 erneut aufs Internet, was den Ärger des Bürgers verstärkt. Sein 
kommunikatives Verhalten in Zeile 09 weist darauf hin, dass er das 
Verhalten der Bürgerin als äußerst unkooperativ empfindet. Die 
Sprechpause, die deshalb dem Bürger zugeordnet werden muss, weil die 
Mitarbeiterin am Ende ihres vorangegangenen Redebeitrags mit fallender 
Intonation an dessen Ende signalisiert, das sie das Rederecht an ihren 
Gesprächspartner abgibt, kann hier als beim Bürger vorliegende Ratlosigkeit 
interpretiert werden. Er beginnt seinen Redebeitrag dann erneut mit einem 
ja áber,  dem er dann die Äußerung osses folgen lässt. Die Äußerung 
osses ist hier als umgangssprachlicher Ausruf starker Verärgerung über 
das Verhalten der Mitarbeiterin zu interpretieren. Sie ist hier ein Hinweis 
darauf, dass er den mit seinem unmittelbar vorher mit der Äußerung ja 
áber implizit signalisierten Teilkonsens nicht mehr aufrecht erhalten will 
oder kann. Mit diesem Ausruf der Verärgerung macht er der Mitarbeiterin 
deutlich, dass er mit ihrem Verhalten überhaupt nicht mehr einverstanden 
ist. Mit der Äußerung jetz hab ich doch extra angerufn will er der 
Mitarbeiterin hier noch einmal ihr unkooperatives Verhalten deutlich machen. 
Dass er diese Äußerung um die Floskel hörn se mal- ergänzt, ist ein 
weiteres Zeichen seiner Verärgerung. Dieses hörn se mal- bedeutet hier 
sinngemäß: „Was erlauben Sie sich da, das geht ja wohl gar nicht“. Trotz 
dieser eindeutigen Signale der Verärgerung und des Hinweises an die 
Mitarbeiterin auf unkooperatives Verhalten reagiert die Mitarbeiterin erneut 
äußerst unkooperativ, indem sie den Bürger nun schon zum dritten Mal 
einfach aufs Internet verweist (Zeile 10). In ihrer Äußerung ja da gúcken 
se doch im internet da séhn se dat doch- steckt überdies 
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zudem nicht nur ein implizit an den Bürger gerichteter Vorwurf im Sinne von: 
„Warum verstehen Sie denn nicht, dass ich Ihnen nicht helfen will/kann“, 
sondern auch die Botschaft: „Was wollen Sie eigentlich von mir, wenn Ihnen 
das Gespräch nicht gefällt, warum wollen Sie es dann weiterführen“. Dies 
veranlasst den Bürger in Zeile 11 zu einem stöhnenden Ausruf, mit dem er 
hier implizit signalisiert: „Das ist ja kaum zu fassen, ich habe Schmerzen“. In 
Zeile 12 erklärt die Mitarbeiterin dem Bürger sodann, dass sie ihm in Bezug 
auf die Bestimmungen des neuen Gesetzes gar nichts sagen kann. Die 
Äußerung dazu kann ich noch gar nichts zu sagen, wird von der 
Mitarbeiterin schnippisch artikuliert. Sie signalisiert damit erneut eine äußerst 
unkooperative Haltung. In Zeile 13 drückt der Mitarbeiter durch sein ja ába 
und auch durch die Äußerung puch erneut seinen Protest gegen das 
Verhalten der Mitarbeiterin aus, versucht jedoch nach dem Motto: „Wenn du 
mir das nicht sagen kannst (Kibiz), dann gib mir doch wenigstens eine 
andere Information“, die Mitarbeiterin mit der Äußerung un im momént 
die gebühren’ dazu zu bringen, sie wenigstens ansatzweise zur 
Kooperation zu bewegen. Mit der Information, dass die Gebühren sich nach 
dem Einkommen richten (Zeile 14), kann der Bürger nichts anfangen. Sie 
reicht ihm nicht aus, weil sie vage ist. Folgerichtig fragt der er die 
Mitarbeiterin sodann in Zeile 15 nach den entsprechenden Details, worauf 
die Mitarbeiterin in Zeile 16 verärgert und erneut unkooperativ reagiert. Ihr 
laut artikuliertes ách ist Ausdruck ihrer Verärgerung und in ihrem Hinweis da 
müssen se bei der abteilung élternbeiträge anrufen die 
machen das, ist deshalb erneut unkooperatives Verhalten zu entnehmen, 
weil sie hier erstens auf eine andere Abteilung verweist und zweitens dabei 
nicht einmal anbietet, den Bürger in diese Abteilung zu verbinden. Darauf 
reagiert der Bürger in Zeile 17 mit einem Dissenz signalisierenden ja áber, 
dem er dann seine Verärgerung dokumentierenden Ausruf tzzz folgen 
lässt. In Zeile 19  bittet der Bürger die Mitarbeiterin mit der Äußerung ja 
wat máchen wer denn jétz, dann implizit darum, ihm einen 
Lösungsvorschlag zu unterbreiten. Nichtsdestotrotz setzt die Mitarbeiterin 
mit ihren Äußerungen in den Zeilen 20, 22, 24 und 26 in unkooperatives 
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Handeln  fort. Mit der Einheit ja wat soll ich jétz noch sagn 
gúckn se inet ínternet da steht alles drin-, sagt sie dem 
Bürger in Zeile 20 implizit, dass sie definitiv nicht gewillt ist, auf ihn 
einzugehen und sich seines Anliegens anzunehmen. Der Bürger 
kommentiert dies in Zeile 21 erneut mit einem Ausdruck der Verärgerung 
(tzz). In Zeile 22 verweist die Mitarbeiterin den Bürger zum wiederholten 
Male aufs Internet. Daraufhin zeigt dieser in Zeile 23 mit der Äußerung könn 
sie mich nich zurückverbinden zu der dame’ an, dass er nicht 
mehr mit dieser Mitarbeiterin sprechen will und zurückverbunden werden 
möchte. Mit der stark aufwärtsgerichteten Intonationsbewegung auf Höhe 
des Buchstaben A der Äußerung dame’ will der Bürger der Mitarbeiterin 
offesichtlich signalisieren, dass er sie aufgrund ihres Verhaltens nicht für 
eine „Dame“ hält. Die von der Mitarbeiterin schnippisch artikulierte Äußerung 
kann ich sie nicht zurückverbinden wat möchten se denn 
von der’ in Zeile 26 signalisiert ebenfalls nicht nur erneut unkooperatives 
Verhalten, sondern birgt erneut auch einen an den Bürger gerichteten 
Vorwurf in sich: Die Einheit wat möchten se denn von der’ heißt hier 
sinngemäß soviel wie: „Sie wollen doch wohl meine Kollegin jetzt nicht auch 
noch belästigen“. Diesen Vorwurf kommentiert der Bürger in Zeile 26 mit der 
Äußerung also das gibt es doch gar nicht-, mit der er sein 
völliges Unverständnis bezüglich des unkooperativen Verhaltens der 
Mitarbeiterin zum Ausdruck bringt. 
 
Auch in dem folgenden Gesprächsausschnitt kommt es wegen der 
mangelnden Kooperationsbereitschaft eines Mitarbeiters zu Problemen. 
 
01 B: ich wóllte mich mal nach den öh gebühren für die 
müllabfuhr erkúndigen könn se mir dá hélfen’ 
   
02 M: ((monoton)) muss- isch- má- kúcken- (--) 
   
03 B: da gibt et dóch demnächst éine änderung ne’ wie 
verhält sich dás denn dann, 
   
04 M: dázu háb ich nix, 
   
05 B: wirklich nich’ 
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06 M: nä’ 
   
07 B: hm- ((aggressiv)) dann frágen se doch eínfach ma 
nách- 
   
08 M: momént- ((drückt ihn in die warteschleife)) 
   
 
Der Bürger trägt hier in Zeile 01 sein Anliegen vor. Die Frage danach, ob der 
Mitarbeiter ihm bei der Erfüllung seines Anliegens helfen kann, formuliert er 
mit Hilfe der Äußerung könn se mir dá hélfen’. Er fordert hier also 
ganz explizit Hilfe ein. Diese Frage nach Hilfe beantwortet der Mitarbeiter in 
Zeile 02 allerdings mit der wenig bis gar keine Kooperationsbereitschaft, 
sondern Ablehnung signalisierenden Äußerung muss- ich- má- 
kúcken-. Mit dieser Äußerung sagt der Mitarbeiter dem Bürger hier 
sinngemäß: „Ich bin mir nicht sicher, ob ich dir helfen kann. Große Lust dazu 
hab’ ich jedenfalls nicht“. Auch der hier von ihm gewählte monotone Tonfall 
mit gleichbleibender Intonation am Ende aller Einheiten dieser Äußerung 
signalisiert ablehnendes Verhalten und Interesselosigkeit. Nach einer etwa 4 
Sekunden langen Pause, in der nichts passiert, was dem Bürger Hoffnung 
darauf machen könnte, dass sein Anliegen erfüllt wird, ergreift der Bürger in 
Zeile 03 sodann die Initiative. Er erweitert sein Anliegen um eine Sachfrage, 
um damit eine – Kooperationsbereitschaft signalisierende – Reaktion des 
Mitarbeiters zu erwirken. Diese bleibt jedoch aus. Die äußerst knappe 
Formulierung dázu háb ich nix,  (Zeile 04) ist geeignet, dem Bürger zu 
signalisieren, dass sein Anliegen nicht erfolgreich bearbeitet werden kann 
und ihm darüber hinaus sinngemäß mitzuteilen, dass der Mitarbeiter kein 
Interesse daran hat, sich dergestalt zu engagieren, dass das Anliegen des 
Bürgers erfolgreich bearbeitet wird. Auch das die Verunsicherung und Sorge 
des Bürgers signalisierende Nachfragen in Zeile 05 (wirklich nich’), mit 
dem er implizit erneut Kooperationsbereitschaft und Hilfe einfordert, 
veranlasst den Mitarbeiter nicht, einen konstruktiven Vorschlag zur 
erfolgreichen Bearbeitung des Anliegens zu unterbreiten. Er antwortet sogar 
noch kürzer und signalisiert mit seinem nä’ in Zeile 06 so deutlich seine 
mangelnde Kooperationsbereitschaft, dass der Bürger sich nun genötigt 
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fühlt, in Zeile 07 mit der Äußerung dann frágen se doch eínfach ma 
nách- ganz explizit kooperatives Handeln beim Mitarbeiter einzufordern. 
Seine Unzufriedenheit mit der mangelnden Kooperationsbereitschaft des 
Mitarbeiters wird nicht nur dadurch, dass er ihn explizit zur Kooperation 
auffordert, sondern auch durch die implizit in dieser Äußerung enthaltene 
Kritik am Verhalten des Mitarbeiters deutlich. Dass er den Mitarbeiter hier 
implizit kritisiert, signalisieren der aggressive Tonfall sowie das schnelle 
Sprechen der Äußerung. Sein mit gleichbleibender Intonation am Anfang 
seines Redebeitrags in Zeile 07 artikuliertes hm- signalisiert hier ebenfalls 
Unzufriedenheit mit dem Verhalten des Mitarbeiters. Unbeeindruckt davon 
drückt der Mitarbeiter den Bürger nach einem aufgrund der gleichbleibenden 
Intonation am Ende der Einheit erneut monoton klingenden und deshalb 
mangelnde Kooperationsbereitschaft signalisierenden momént- ohne 
weitere Erklärung in die Warteschleife der Telefonanlage. Beim Drücken in 
die Warteschleife handelt es sich zwar nicht um eine sprachliche Handlung. 
Jedoch ist auch diese Handlung insofern als kommunikative Handlung zu 
qualifizieren, als auch von ihr ein Signal ausgeht, nämlich (erneut) das 
Signal mangelnder Kooperationsbereitschaft. 
 
 
6.2.4 Unpersönliches Verhalten 
 
Mit unpersönlichem Verhalten ist hier ein kommunikatives Handeln gemeint, 
das durch eine unpersönliche Ausdrucksweise gekennzeichnet und deshalb 
nicht dazu geeignet ist, eine positive Beziehung zum Bürger aufzubauen 
(vgl. Fix 2002: 88). Die folgenden Gesprächsausschnitte verdeutlichen dies. 
 
Ein Bürger erkundigt sich nach neuen Abholzeiten fürs Altpapier. 
 
01 B: ((höflich))wánn’ wird das papíer denn künftig 
ábgeholt-* 
   
02 M: mh’ die straße- 
   
03 B: wie, 
126 
  
   
04 M: ((genervt klingend))isch muss wissen, wélche stráße,  
dat is-*  
   
05 B: aso’ aso’ ja- obwohl ich só damit ja níx anfangen 
konnte, (.) öh ja kapellenstraße bis jetzt war dat 
imma dónnerstags, 
   
06 M: interessiert nicht- 
   
07 B: ja síe sin ába nich grad sehr freundlich, (.) dáchte 
das das vielleicht wíchtig sein könnte, 
   
08 M: nee’ (---) so moment- (-) ab sofort imma mittwochs ja’
   
 
Der Bürger fragt die Mitarbeiterin in Zeile 01 in höflichem Ton nach dem 
neuen Termin für das Abholen des Altpapiers.  Mit der fallen-steigend 
intonierten Äußerung mh’ signalisiert die Mitarbeiterin dem Bürger, dass sie 
sein Anliegen verstanden hat (vgl. Ehlich 1986: 50). Anschließend äußert sie 
ohne jegliche Erklärung einfach nur die Einheit die straße-. Die 
Verwendung dieser elliptischen Äußerung ist ein Zeichen unpersönlicher 
Ausrucksweise (vgl. Fix 2002: 88). Der befehlsartige Charakter, mit dem die 
Mitarbeiterin diese Einheit zudem artikuliert, verstärkt hier ihr unpersönliches 
kommunikatives Handeln. Mit diesem unvollständigen, ohne 
Personalpronomen geäußerten Satz baut die Mitarbeiterin nicht nur keine 
Beziehung zu dem Bürger auf, sondern sie verwirrt ihn zudem, zumal sie die 
Einheit straße– nicht einmal mit steigender, sondern mit gleichbleibender 
Intonation artikuliert, und ihr somit keinen fragenden Charakter zukommen 
lässt. Das mit fallender Intonation in Zeile 03 geäußerte wie, des Bürgers 
signalisiert hier ein Referenzproblem (vgl. Selting1987: 161): Der Bürger hat 
nicht erkennen können, in welchem Zusammenhang seine Frage und die 
daraufhin von der Mitarbeiterin geäußerte Antwort stehen. Im Rahmen der 
von ihr vorgenommenen Problembearbeitung spricht die Mitarbeiterin den 
Bürger in Zeile 04 erneut nicht persönlich an, sondern teilt dem Bürger – 
abermals befehlsartig – mit, welche Informationen sie von ihm benötigt, um 
ihm helfen zu können. In der von ihr in genervt wirkendem Tonfall 
artikulierten Äußerung isch muss wissen, wélche straße, dat 
is- verbirgt sich zudem ein implizit an den Bürger gerichteter Vorwurf, und 
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zwar im Sinne von: „Junge, du hättest doch wissen müssen, was ich von dir 
wollte“. Dass der Bürger dies so interpretiert, zeigt sich an der von ihm in 
Zeile 04 artikulierten Äußerung aso’ aso’ ja-. Dieses doppelt 
artikulierte aso’ hat hier entschuldigenden Charakter, und zwar im Sinne 
von: „Entschuldigung, ich hab ja jetzt verstanden, was du gemeint hast“. Mit 
der Äußerung obwohl ich só damit ja níx anfangen konnte, 
kritisiert er die Mitarbeiterin dann aber postwendend für deren Verhalten. 
Offenbar ist ihm an der Stelle bewusst geworden, dass er sich zu Unrecht 
entschuldigt hat, und dass das Verhalten der Mitarbeiterin keiner 
Entschuldigung bedurfte, sondern Anlass zur Kritik gibt. Dann erst teilt der 
Bürger der Mitarbeiterin mit, in welcher Straße er wohnt (Zeile 05). 
Unmittelbar danach referiert er insofern erneut auf sein Anliegen, als er der 
Mitarbeiterin eine Information zum bisherigen Verfahren bezüglich des in 
Rede stehenden Themas gibt, von der er annimmt, dass diese der 
Mitarbeiterin bei der Bearbeitung seines Problems helfen könnte (Zeile 05). 
Die Mitarbeiterin reagiert darauf erneut äußerst unpersönlich und 
abweisend, indem sie dem Bürger durch ihre elliptische Äußerung 
interessiert nicht- klar machen will, dass sie überhaupt nicht daran 
interessiert ist, eine persönliche Beziehung zum Bürger aufzubauen, und 
dass sie seinen vorangegangenen Redebeitrag für wertlos hält. Sie sagt ihm 
hier mit anderen Worten: „Du bist doch blöd, also halt’ lieber den Mund“.  
Dass der Bürger dies so versteht, zeigt sich in seinem Verunsicherung 
signalisierenden Redebeitrag in Zeile 07. Die von ihm hier getätigte 
Äußerung ja sie sin ába nich grad sehr freundlich, ist hier 
als scharfe Kritk am Verhalten der Mitarbeiterin zu interpretieren. Der Bürger 
wirft der Mitarbeiterin hier mindestens implizit vor, sich unangemessen zu 
verhalten. Das Ausmaß des hier entstandenen Beziehungskonfliktes wird 
durch diese Äußerung deutlich. Nichtsdestotrotz startet der Bürger 
anschließend mit der erneut entschuldigenden Charakter aufweisenden 
Äußerung dáchte das das vielleicht wíchtig sein könnte, 
noch einmal einen Befriedungsversuch, der jedoch scheitert. Die 
Mitarbeiterin verändert ihr unpersönliches Verhalten nicht. Ihre 
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kommunikativen Handlungen in Zeile 08 sind aufgrund der elliptischen 
Äußerungen (auch hier fehlen Worte der persönlichen Ansprache) erneut 
durch unpersönliches Verhalten gekennzeichnet. 
 
Hier hat der Bürger eine Frage zum Thema Namensänderung. 
 
01 M: bürgerservice der stadt wáhlhausen, méin náme, is 
béckers’ 
   
02 B: friedrich gutn tág (-) fráu béckers es géht um 
fólgendes / sagn sie wie is das’ wenn man seinen námen 
ändern möchte (-) öhm’ wélche bestimmungen gibt 
 +  
es dá zu beachten, 
   
03 M: (--) (leise) momént-* (drückt den bürger in 
warteschleife))[eine minute und 40 sekunden pause  ] 
                   
04 B:                [hallo’ hm,  puuh  .hh mann  
                     .h hh.  dat gibbet doch nich, ]  
   
05 M: hallo’              
   
06 B: ja’ 
   
07 M: dat kann ich im momént nich beantworten dat weiß hier 
grad auch kéina(.)ja’(.)am bésten dann später nochma 
anrufen, 
   
08 B: .hh hhh.  
   
 
In Zeile 02 konfrontiert der Bürger die Mitarbeiterin mit seinem Anliegen, das 
diese offensichtlich nicht bearbeiten kann. Die etwa 4 Sekunden lange 
Pause (Zeile 03) im unmittelbaren Anschluss an den Redebeitrag des 
Bürgers, an dessen Ende er durch eine fallende Intonationsbewegung 
signalisiert, dass er das Rederecht an die Mitarbeiterin übergibt, muss hier 
der Mitarbeiterin zugeordnet werden. Diese relativ lange Pause, die sie 
offensichtlich benötigt, um nachzudenken, stützt die Aussage, dass sie sich 
mit dem zur Diskussion stehenden Thema nicht auskennt. Auch ihr leise und 
monoton artikuliertes momént- und das Wegdrücken des Gespräches in 
die Warteschleife weisen hier darauf hin, dass ihr das Thema nicht geläufig 
ist (Zeile 03). Bestätigt wird diese Annahme dann vollends durch den 
Redebeitrag der Mitarbeiterin in Zeile 07, in welchem sie dem Bürger explizit 
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mitteilt, dass sie ihm nicht helfen kann. Die Tatsache, dass sie dem Bürger 
keine fachliche Auskunft zum Thema Namensänderung geben kann, ist aber 
hier nicht das Hauptproblem. Ihr Umgang mit der Situation ist problematisch: 
Sie verhält sich hier mit Blick auf die Beziehungsgestaltung zum Bürger 
äußerst unpersönlich. Eine Beziehung wird hier gar nicht erst aufgebaut. Die 
Mitarbeiterin verwendet keinerlei Begrifflichkeiten, die geeignet wären, den 
Bürger persönlich anzusprechen. Die Äußerung momént– reicht hier nicht 
aus. Sie steht alleine im Raum, ohne weitere Erklärung. Durch diese 
Äußerung kündigt die Mitarbeiterin lediglich an, dass nun irgendetwas 
passieren wird. Ohne auf den Bürger und dessen Anliegen einzugehen und 
ohne ihm mitzuteilen, was sie zu tun bzw. wie sie ihm zu helfen gedenkt, 
lässt sie den Bürger mit seinem Anliegen alleine, indem sie ihn ohne 
Erklärung und Ankündigung in die Warteschleife drückt. Dort lässt sie ihn 
zudem eine Minute und 40 Sekunden lang warten. Dass der Bürger wegen 
des Verhaltens der Mitarbeiterin verärgert ist, zeigt sich an dessen 
kommunikativen Signalen während der Zeit, in der er in der Telefonschleife 
wartet. Die vom Bürger zu Beginn seiner kommunikativen Handlungen in 
Zeile 04 mit steigender Intonation am Ende der Einheit fragend artikulierte 
Äußerung hallo’ verdeutlicht überdies die Überraschung des Bürgers und 
sein Unverständnis dafür, dass die Mitarbeiterin das Gespräch einfach 
unterbrochen hat. Auch sein mit fallender Intonation artikuliertes hm,, das 
tiefe Ein- und Ausatmen sowie die Äußerungen puuh und mann, sind hier 
ebenso als Signale der Verärgerung zu interpretieren wie die Äußerung dat 
gibbet doch nich,, mit welcher der Bürger zum Ausdruck bringt, dass 
er das gesamte kommunikative Handeln der Mitarbeiterin, inklusive des 
Lange-Warten-Müssens in der Telefonschleife, das die Mitarbeiterin auch zu 
verantworten hat, für inakzeptabel hält. Das unpersönliche Verhalten der 
Mitarbeiterin setzt sich dann weiter fort: In Zeile 05 erkundigt sich die 
Mitarbeiterin mit der unpersönlich wirkenden Äußerung hallo’ danach, ob 
der Bürger noch in der Leitung ist. Ihren fragenden Charakter erhält diese 
Äußerung durch die steigende Intonation am Ende der Einheit. Das von der 
Mitarbeiterin mit dieser Einheit eingeforderte Bestätigungssignal liefert der 
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Bürger in Zeile 06 mit der Äußerung ja’. Die darauf in Zeile 07 folgende 
Reaktion der Mitarbeiterin ist erneut durch unpersönliches Verhalten 
gekennzeichnet. In ihrer Äußerung dat kann ich im momént nich 
beantworten dat weiß hier grad auch kéina(.)ja’(.)am 
bésten dann später nochma anrufen, spricht sie den Bürger erneut 
kein einziges Mal persönlich an. Sie verwendet hier innerhalb der an den 
Bürger gerichteten Erklärung z.B. kein einziges Personalpronomen, was die 
Beziehungsgestaltung zwischen den Interaktanten negativ beeinflusst (vgl. 
Fix 2002: 88). Das schnelle, nahezu gehetzt wirkende Artikulieren dieser 
Äußerung unterstützt hier zudem den unpersönlichen Charakter ihres 
kommunikativen Handelns. Die Reaktion des Bürgers, sein mittellanges Ein- 
und sein langes Ausatmen (Zeile 08), zeigt, dass er sich an dieser Stelle 
erneut gestresst fühlt. 
 
 
6.2.5 Den Bürger kritisieren 
 
In den folgenden Gesprächsausschnitten werden Bürger von den 
Mitarbeitern der  Verwaltung kritisiert. Auch dieses Verhalten hat negative 
Auswirkungen auf die Beziehung der Akteure.  
 
In diesem Gespräch geht es um das Thema Umweltzonen in Städten. 
 
01 M: hám se ne gélbe dann dürfen se núr in die gélbe réin 
hám se aba ne grüne dánn dürfen se áuch in die róte 
und gélbe réinfahrn, 
   
02 B: ja áber pfuhu wohér will ich denn wíssen wó ne róte 
gélbe oder grüne zone is,  
   
03 M: dát müssen se vor ort béi der stadt köln oder wo auch 
immer es diese umwéltzonen gibt erfragen dát kann ich 
ihn áuch nich ságen ich kánn ihn jétz nur die infós 
gében die ich jétz hier ausem system raussuche und 
außerdem ((schnippig))?sie wissen doch gár nicht wó 
se hinwollen ich kann ihn doch jétz hier nicht alle 
stráßen von köln runter öh,** 
   
04 B: nené’ schon gút schon gút aber kann es denn in éiner 
stádt dann auch verschiedene zónen gében, 
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05 M: also hörn se mal dát is ja jétz wohl en bisschen viel 
verlángt ich kann ihn doch jétz nicht auch noch alle 
zónen in allen städten nénnen, 
   
06 B: jajá’ is ja schon gut (-) aber wárten se doch mál dát 
will ich ja gar nich wissen ich will doch nur wissen 
ob es verschiedene zónen in einer stádt gében kann dát 
such ich mir dann schon sélbst raus, 
   
 
Nachdem die Mitarbeiterin dem Bürger zuvor erläutert hat, dass es gelbe, 
grüne und rote Feinstaubplaketten fürs Fahrzeug gibt, erklärt sie dem Bürger 
in Zeile 01, in welche Umweltzonen er mit der jeweiligen Feinstaubplakette 
einfahren kann. Dem Bürger scheint diese Auskunft der Mitarbeiterin zu 
allgemein zu sein. Mit der Äußerung ja áber zeigt er in Zeile 02 zunächst 
an, dass er mit der zuvor erfolgten Einlassung der Mitarbeiterin nicht ganz 
einverstanden ist. Sein anschließendes  pfuhu ist hier als Ausdruck 
seiner Unzufriedenheit zu interpretieren und kann hier sinngemäß übersetzt 
werden mit: „Ja, das ist ja schön und gut, aber wie können Sie denn davon 
ausgehen, dass diese Information so ausreicht?“. In der Äußerungseinheit 
pfuhu steckt insofern auch eine implizit an die Mitarbeiterin gerichtete Kritik. 
Auch mit der Äußerung  wohér will ich denn wissen wó ne róte 
gélbe oder grüne zone is, stellt der Bürger der Mitarbeiterin nicht 
nur eine Frage, sondern er kritisiert hier mit dieser Äußerung insofern ihr 
Verhalten, als er ihr implizit vorwirft, ihm zuvor eine zu allgemeine 
Information übermittelt zu haben, eine Information, die ihn nun zum 
Nachfragen zwingt, was er offensichtlich für kritikwürdig erachtet. Die 
Reaktion der Mitarbeiterin in Zeile 03 zeigt, dass sie die Äußerung des 
Bürgers aus Zeile 02 als Kritik verstanden hat. In ihrer Äußerung dát 
müssen se vor ort béi der stadt köln oder wo auch immer 
es diese umwéltzonen gibt erfragen dát kann ich ihn áuch 
nicht ságen steckt insofern etwas von beginnender mangelnder 
Kooperationsbereitschaft, als sie den Bürger auf eine andere Behörde 
verweist und damit indirekt auch auf Distanz zu ihm geht. Außerdem kommt 
ihre Äußerung ich kánn ihn jétz nur die infós gében die ich 
jétz hier ausem system raussuche einer Entschuldigung gleich. 
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Auch diese implizit ausgesprochene Entschuldigung verdeutlicht, dass sie 
die Äußerung des Bürgers aus Zeile 02 als Kritik an sich verstanden hat. In 
dem Moment, indem sie mit dem Gliederungssignal und außerdem die 
Konzentration des Bürgers auf ihre nächste Äußerung lenken will, scheint ihr 
aber klar geworden zu sein, dass der Bürger sie kritisiert und sie sich in 
Folge dessen entschuldigt hat. Diese Konstellation scheint ihr so nicht zu 
passen. Darauf weist ihr schnippisch und mit auffälliger 
Tonhöhenveränderung vorgebrachter Redebeitrag sie wissen doch gár 
nicht wó se hinwollen ich kann ihn doch jétz hier nicht 
alle stráßen von köln runter öh, aus Zeile 03 hin. Mit dieser 
Äußerung kritisiert die Mitarbeiterin den Bürger nun ihrerseits relativ heftig.  
Mit der Äußerungseinheit sie wissen doch gár nicht wó se 
hinwollen signalisiert sie ihm, dass er doch der Konzeptlose ist, der es 
trotz seiner Konzeptlosigkeit gewagt hat, sie zu kritisieren. Sie will ihm hier 
verdeutlichen, dass sie damit nicht einverstanden ist. In ihrer Äußerung ich 
kann ihn doch jétz hier nicht alle stráßen von köln 
runter öh, steckt dann noch ein zweiter an den Bürger gerichteter 
Vorwurf. Sie sagt ihm mit dieser Äußerung hier sinngemäß: „Wie kannst du 
es nur wagen, mich mit deiner Frage so unverhältnismäßig stark zu 
belasten“. Mit ihren kritikbeladenen Äußerungen nötigt die Mitarbeiterin dem 
Bürger eine Entschuldigung ab, die dieser in Zeile 04 in Form der 
kommunikativen Handlung nené’ schon gút schon gút vollzieht. 
Sein nené’ meint hier: „Sie haben ja recht“, und seine Äußerung schon 
gút schon gút soll beschwichtigend auf die Mitarbeiterin wirken. Der 
Bürger will ihr implizit sagen, dass er sie verstanden hat, und dass sie nun 
doch bitte keine weitere Kritik an ihm üben möge. Im Anschluss daran 
reformuliert er dann seine Frage aus Zeile 02, diesmal allerdings weniger 
provokativ, sondern neutral. Nichtsdestotrotz kritisiert die Mitarbeiterin den 
Bürger in Zeile 05 erneut. Allein die Tatsache, dass dieser hier noch einmal 
nachfragt, scheint sie zu stören. Ihre Äußerung also hörn se mal 
bedeutet hier sinngemäß. „Wie können Sie es wagen, mich weiterhin derart 
zu belasten?“ Anschließend wiederholt sie ihren in Zeile 03 noch implizit 
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vorgebrachten Vorwurf der unverhältnismäßigen Belastung durch den 
Bürger mit der Äußerung dát is ja jétz wohl en bisschen viel 
verlángt jetzt ganz explizit. Auch ihre Äußerung ich kann ihn doch 
jétz nicht auch noch alle zónen in allen städten nénnen, 
ist Ausdruck ihres Ärgers über das Nachfragen des Bürgers und beinhaltet 
abermals die Kritik der aus ihrer Sicht unverhältnismäßig starken Belastung 
durch die Frage des Bürgers, der sie sich hier ausgesetzt wissen will, und 
das, obschon der Bürger die Mitarbeiterin mit seiner Frage gar nicht 
aufgefordert hat, ihm alle Umweltzonen aller Städte zu nennen. Dies deutet 
darauf hin, dass es der Mitarbeiterin nur noch darum geht, den Bürger zu 
kritisieren. Der Bürger versteht die Äußerungen der Mitarbeiterin abermals 
als Kritik, auf die er in Zeile 06 mit der Äußerung jajá’ is ja schon 
gut erneut mit einer Entschuldigung reagiert. Sein jajá’ hat hier dieselbe 
Funktion wie sein nené’ aus Zeile 04. Sein is ja schon gut bedeutet 
hier sinngemäß: „Entschuldigung, ich weiß ja, dass ich Sie übermäßig stark 
belastet habe – bitte kritisieren Sie mich nicht weiter“. Unmittelbar darauf fällt 
dem Bürger dann allerdings auf, dass die Mitarbeiterin ihn zu Unrecht 
kritisiert hat. Er macht dies innerhalb seines Redebeitrags der Zeile 06 dann 
auch mit der Äußerungseinheit aber wárten se doch mál dát will 
ich ja gar nich wissen ich will doch nur wissen ob es 
verschiedene zónen in einer stádt gében kann implizit deutlich. 
Seine darauf folgende Äußerung dát such ich mir dann schon 
sélbst raus, kann hier sinngemäß übersetzt werden mit: „Ich hab 
verstanden, dass du mir nicht helfen willst, aber ich brauch’ dich dafür auch 
nicht mehr“. Auch dieses Signal verdeutlicht den hier aufgrund der von der 
Mitarbeiterin am Bürger geübten Kritik entstandenen Beziehungskonflikt.  
 
Auch in dem folgenden Beispiel kommt es dadurch, dass die Bürgerin 
kritisiert wird, zu Problemen.  
 
01 B: und wie lánge kann dát dann dáuern’ 
   
02 M: ((frech/schnippisch))dát krimmer nisch auf knopfdruck 
raus já’* 
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03 B: (leise) nee’ so war dát doch nich geméint,* 
   
04 M: ja mánche meinen écht wir wärn nur für sie da wenn 
die hier anrúfn, 
   
05 B: (leise) wollt ja öh nur wissen öhm wie lange dás 
dáuert,* 
   
06 M: (laut) wíe’ könn se nich wát lauter spréchen dát 
knackt imma so in der léitung ich gláub ihr télefon 
hat ne mácke,* 
   
07 B: (laut) ((aggressiv)) ságen se mir doch bitte éinfach 
nur wie lang das dáuert,** 
   
08 M: hm, mit ner gúten wóche öh müssen se da schon réchnen,
   
 
Die Bürgerin fragt die Mitarbeiterin in Zeile 01 dieses Gesprächsausschnitts 
danach, wie lange es dauert, bis ein bestimmtes Dokument bei ihr eingeht. 
Sie wählt dazu die Formulierung und wie lánge kann dát dann 
dáuern’. In dieser Formulierung steckt ein implizit an die Verwaltung und 
damit auch an die Mitarbeiterin, die Teil dieser Verwaltung ist, gerichteter 
Vorwurf. Das Verhalten der Mitarbeiterin in Zeile 02 lässt den Schluss zu, 
dass sie die Äußerung der Bürgerin als Kritik interpretiert hat und glaubt, 
dass die Bürgerin ihr mit dieser Formulierung zu verstehen gegeben hat, 
dass sie davon ausgeht, dass in Verwaltungen nie sonderlich zügig 
gearbeitet wird. Die von der Mitarbeiterin artikulierte Äußerung dát 
krimmer nisch auf knopfdruck raus já’ deutet darauf hin, dass 
sie die Bürgerin genau so verstanden hat. Mit dieser Äußerung kritisiert sie 
die Bürgerin implizit, indem sie ihr sinngemäß zu verstehen gibt: „Du 
beschwerst dich und du bist ungeduldig. Du hast dich hier aber nicht zu 
beschweren, nun sei mal bloß nicht so ungeduldig“. Sie glaubt hier, sich und 
die Verwaltung verteidigen zu müssen, und tut dies, indem sie ihrerseits 
einen Angriff auf die Bürgerin startet. Unterstützt wird die Interpretation eines 
hier vorliegenden Angriffs auf die Bürgerin durch den hier von der 
Mitarbeiterin eingesetzten schnippisch und frech wirkenden Tonfall. Dass die 
Bürgerin die kommunikative Handlung der Mitarbeiterin als Kritik versteht, 
verdeutlicht ihre Äußerung in Zeile 03. Die Äußerung nee’ so war dát 
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doch nich geméint, ist ein Hinweis darauf, dass die Bürgerin davon 
ausgeht, dass die Mitarbeiterin sie deshalb angegriffen hat, weil sie sich 
durch die Äußerung der Bürgerin aus Zeile 01 kritisiert gefühlt hat. Mit ihrem 
nee’ will die Bürgerin der Mitarbeiterin signalisieren, dass diese ihre 
Äußerung aus Zeile 01 fälschlicherweise als Kritik aufgefasst hat. Die 
Äußerungseinheit so war dát doch nich geméint kommt – neben der 
explizit an die Mitarbeiterin übermittelten Information, dass sie es nicht so 
gemeint hat, wie die Mitarbeiterin es offensichtlich verstanden hat – einer 
implizit geäußerten Entschuldigung gleich, und zwar im Sinne von: „Es tut 
mir leid, wenn ich mich so ausgedrückt haben sollte, dass sie mich falsch 
verstehen konnten“. Das leise Sprechen der Bürgerin deutet hier zudem 
darauf hin, dass sie der Angriff der Mitarbeiterin eingeschüchtert hat. Die 
Mitarbeiterin reagiert darauf in Zeile 04 mit einer Äußerung, mit der sie eine 
auf bestimmte Anrufer im Allgemeinen, nicht aber speziell auf eine 
bestimmte Person gerichtete Kritik artikuliert, mit der sie aber implizit auch 
auf das aus ihrer Sicht fehlerhafte Verhalten der Bürgerin in diesem 
Gespräch anspielt. Die Bürgerin versteht dies auch so. Ihr leises Sprechen 
und ihre in Zeile 05 artikulierten Verzögerungssignale sind die Signale ihrer 
aus dem Verhalten der Mitarbeiterin resultierenden Verunsicherung. Zudem 
kommt ihre Äußerung wollt ja öh nur wissen öhm wie lange dás 
dáuert, einer erneuten Entschuldigung, zu der sich die Bürgerin aufgrund 
des Verhaltens der Mitarbeiterin offenbar abermals genötigt fühlt, gleich. In 
dieser Äußerung steckt sinngemäß die Botschaft: „Entschuldigung, dass ich 
gefragt habe. Aber haben Sie bitte Verständnis dafür, dass ich gefragt habe, 
denn ich benötige doch diese Information“. Die Bürgerin spricht hier für den 
Geschmack der Mitarbeiterin derart leise, dass sie dies zum Anlass nimmt, 
die Bürgerin in Zeile 06 erneut zu kritisieren. Mit der Äußerung wíe’ 
manifestiert sie zunächst ihr akustisches Verstehensproblem, um sie im 
Anschluss daran mit der von ihr gewählten Formulierung könn se nich 
wát lauter spréchen (mindestens implizit) dafür zu kritisieren, dass sie 
sie nicht verstehen konnte, weil die Bürgerin so leise gesprochen hat. Dieser 
Kritik lässt sie mit einem grobsprachlichen Hinweis darauf, dass es 
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Störungen in der Leitung gibt, eine weitere folgen, indem sie die Bürgerin für 
die Störungen in der Leitung und die damit einhergehenden Störungen im 
Gespräch verantwortlich macht. Daraufhin reagiert die Bürgerin nun nicht 
mehr verschüchtert, sondern aggressiv. Mit der in aggressivem Tonfall laut 
vorgetragenen Äußerung ságen se mir doch bitte éinfach nur 
wie lang das dáuert, macht sie in Zeile 07 deutlich, dass sie die 
Handlungen der Mitarbeiterin als starken Angriff auf sich empfindet, einen 
Angriff, den sie offenbar als derart massiv empfindet, dass sie sich nur noch 
auf diese Weise zu verteidigen respektive vom durch die Handlung der 
Mitarbeiterin entstandenen Stress zu befreien weiß. Ihre Äußerung ságen 
se mir doch bitte éinfach nur wie lang das dáuert, 
dokumentiert, dass sie das Verhalten der Mitarbeiterin kaum noch ertragen 
kann, dass sie sie nicht mehr als Gesprächspartnerin akzeptiert, und dass 
sie sich so schnell wie möglich von ihr distanzieren und das Gespräch mit ihr 
beenden will. 
 
 
6.2.6 Die Verwendung von Negativformulierungen  
 
Unter Negativformulierungen sind hier solche kommunikativen Handlungen 
zu verstehen, die zum Beispiel negativ konnotierte Begriffe enthalten oder in 
Bezug auf das Anliegen der Bürger nicht lösungsorientiert gestaltet sind. Der 
Vollzug derartiger kommunikativer Handlungen führte in den hier 
untersuchten Gesprächen ebenfalls zu Störungen auf der Beziehungsebene 
der Akteure. 
 
In dem folgenden Beispiel kommt es aufgrund von Negativformulierungen zu 
Problemen zwischen den Akteuren.  
 
01 B: ja öh wie kánn ich dénn nun öhm an die informatión 
kómmen, 
   
02 M: ich hör mal nách momént bitte, ((drückt sie in die 
warteschleife)) ([ca. 80 sek. pause          ]) 
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03 B:  (sehr leise)    [ hm,       .hh hh.    hm,  ]* 
   
04 M: ich hab leider keíne guten nachrichten für sie’ 
   
05 B: ((knurrig)) hm-* 
   
06 M: ja öh is ében mánchmal so öhm dás mácht bei uns der 
herr möller vom báuamt der is ába nich mehr dá- 
   
07 B: ((knurrig))hm-* ja wéiß das dénn vielleicht éiner 
ihrer öh öh kollégen’ 
   
08 M: nee’ wir könn hier áuch nicht álle probléme lösen, 
   
09 B: ((knurrig)) hm-* ja háben sie dénn dá mál die dirékte 
dúrchwahl’ 
   
 
Nachdem der Mitarbeiter der Bürgerin, die etwas zum Thema Berechnung 
der Grundsteuer bei Wohneigentum wissen will, mitgeteilt hat, dass er ihr 
Anliegen nicht erfolgreich bearbeiten kann, bittet die Bürgerin ihn in Zeile 01 
mit der Äußerung  wie kánn ich dénn nun öhm an die 
informatión kómmen, implizit darum, sich dennoch darum zu bemühen, 
dass ihr bezüglich der Bearbeitung ihres Anliegens geholfen wird. Dies wird 
von dem Mitarbeiter auch so interpretiert. Mit der Äußerung ich hör mal 
nach momént bitte, (Zeile 02) signalisiert er, dass er nun etwas tun 
wird, was der Bürgerin helfen soll. Er unterbricht sodann das Gespräch, 
indem er die Warteschleife der Telefonanlage aktiviert. Das Gespräch ist auf 
diese Weise für etwa 80 Sekunden unterbrochen, wobei während dieser Zeit 
für die Bürgerin Musik zu hören ist. Die Signale, die sie während dieser 
Wartezeit sendet, deuten darauf hin, dass sie ein wenig ungeduldig ist. Da 
sie hier sehr leise artikuliert, kann hier noch nicht von Verärgerung 
gesprochen werden. Verärgerung stellt sich bei der Bürgerin erst deutlich zu 
beobachten ein, nachdem der Mitarbeiter der Bürgerin in Zeile 04 mit der 
Negativformulierung ich hab leider keine guten nachrichten 
für sie’ andeutet, dass ihr bei der Bearbeitung ihres Anliegens wohl nicht 
geholfen werden kann. Dass die Bürgerin darüber verärgert ist, dokumentiert 
ihr in Zeile 05 kurz und mit gleichbleibender Artikulation in knurrigem Tonfall 
vorgetragenes hm–. Der Mitarbeiter interpretiert dieses Signal auch als 
Signal der Verärgerung, auf das er in Zeile 06 zunächst mit einer wenig 
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informativen Erklärung für sein Verhalten, die einer impliziten 
Zurechtweisung (ja öh is ében mánchmal so)  gleichkommt, reagiert. 
Sinngemäß sagt er ihr hier: „Ja, nun reg’ dich mal nicht auf, du kannst dir 
doch wohl vorstellen, dass wir nicht immer alle Antworten sofort parat 
haben“. Dass er mit einer Zurechtweisung auf die Äußerung der Bürgerin 
reagiert, zeigt, dass er ihre Äußerung aus Zeile 05 als Signal der 
Verärgerung interpretiert. Ansonsten würde seine Äußerung ja öh is 
ében mánchmal so an dieser Stelle keinen Sinn machen. Es folgt 
sodann, noch in Zeile 06, eine weitere Negativformulierung des Mitarbeiters, 
der der Bürgerin mit der Äußerung dás macht bei uns der herr 
möller vom báuamt zunächst erklärt, was er herausgefunden hat, 
genauer gesagt, dass er herausgefunden hat, dass ihr Anliegen 
grundsätzlich bearbeitet werden kann. Dieser Erklärung lässt er aber sofort 
die Negativformulierung der is ába nich mehr dá– folgen. Bei dieser 
Äußerung handelt es sich deshalb um eine Negativformulierung, weil 
abgesehen davon, dass in ihr die negativ konnotierten Begriffe „aber“ und 
„nicht“ Verwendung finden, der Mitarbeiter der Bürgerin mit dieser Äußerung 
die Botschaft übermittelt, dass das Anliegen der Bürgerin nicht unmittelbar 
bearbeitet werden kann. Damit handelt er hier nicht lösungsorientiert. 
Zeichen für die daraus bei der Bürgerin entstehende Verärgerung ist ihr in 
Zeile 07 abermals kurz und mit gleichbleibender Intonation in knurrigem 
Tonfall artikuliertes hm–. Mit der anschließend von ihr artikulierten Äußerung 
ja wéiß das dénn vielleicht éiner ihrer öh öh kollégen’ 
signalisiert sie dem Mitarbeiter, dass sie es lieber sehen würde, wenn ihr 
unmittelbar geholfen werden könnte. Mit dieser Äußerung versucht sie, den 
Mitarbeiter dazu zu bewegen, lösungsorientiert zu agieren und noch einmal 
zu überprüfen, ob ihr Anliegen nicht doch unmittelbar erfolgreich bearbeitet 
werden kann. Dies verneint der Mitarbeiter mit der Äußerung neé’, der er 
die mit den negativ konnotierten Begriffen „nicht“ und „Probleme“ versehene 
Negativformulierung wir könn hier áuch nicht álle probléme 
lösen, (Zeile 08) folgen lässt. Diese Äußerung bedeutet sinngemäß: „Wir 
können eben manchmal den Menschen und in diesem Fall auch dir nicht 
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helfen“. Der Mitarbeiter handelt damit an dieser Stelle zudem erneut nicht 
lösungsorientiert. Ihre Unzufriedenheit signalisiert die Bürgerin erneut mit 
einem in Zeile 09 kurz und mit gleichbleibender Intonation in knurrigem 
Tonfall artikulierten hm-. 
 
In dem folgenden Gesprächsausschnitt hat der Bürger Fragen zum Thema 
Grundsicherung. 
 
01 M: öh wie war nóchmal ihr náme’ 
   
02 B: ((verärgert)) hm- pé:ters,* 
                   ++ 
   
03 M: ja wéil öh ich bráuch den ánfangsbuchstaben ihres 
náchnamens aba sie sin hier auch sówieso fálsch, 
   
04 B: (lauter) wieso dás dénn sie hám mir dát dóch ében 
schón erklärt’* 
   
05 M: jája abá dáfür bin ich éigentlich nicht zúständig dát 
mácht die àrbeitsagentur áber öh da kriegn se jétz 
kéinen méhr, 
   
06 B: ja heh dát is aba jétz blöd- 
   
 
Nachdem sich die Interaktanten in der Gesprächseröffnung durch 
Namensnennung bereits gegenseitig identifiziert und anschließend etwa 2 
Minuten lang über das Anliegen des Bürgers gesprochen haben, fragt die 
Mitarbeiterin den Bürger in Zeile 01 erneut nach dessen Namen. Die von ihr 
gewählte Formulierung wie war nóchmal ihr náme’ ist eine 
Negativformulierung. Diese von der Mitarbeiterin gewählte Formulierung 
verärgert den Bürger, zumal sein Name nicht war, sondern ist (vgl. Leicher 
1990: 13). Zeichen seiner Verärgerung ist das von ihm in Zeile 02 ganz kurz 
mit gleichbleibender Intonation artikulierte Signal hm–, dem er sodann 
seinen Namen folgen lässt. Als weitere Zeichen seiner Verärgerung sind hier 
der verärgert klingende Tonfall und die bei Nennung seines Namens stark 
aufwärts gerichtete Intonationsbewegung auf Höhe des zweiten 
Buchstabens zu nennen. Mit Letztgenanntem signalisiert der Bürger der 
Mitarbeiterin in Verbindung mit der Dehnung der Äußerung pé:ters, nach 
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dem ersten E sinngemäß: „Ich ärgere mich über Dich“. Nicht ganz 
auszuschließen ist hier allerdings, dass der Bürger sich auch darüber ärgert, 
dass die Mitarbeiterin ihn zum zweiten Mal nach seinem Namen fragt und 
das deshalb zumindest ein Teil der Verärgerung, die sich in seiner Äußerung 
widerspiegelt, auch darauf zurückzuführen sein könnte. Das vom Bürger an 
sie übermittelte Zeichen der Verärgerung wird von der Mitarbeiterin auch als 
solches interpretiert. In Zeile 03 erklärt sie ihr nochmaliges Nachfragen, und 
zwar mit der Äußerung ja wéil öh ich bráuch den 
ánfangsbuchstaben ihres náchnamens, die einer implizit geäußerten 
Entschuldigung gleichkommt. Die Mitarbeiterin hätte an der Stelle weder 
eine Erklärung noch eine Entschuldigung abgegeben, wenn sie die zuvor 
vom Bürger getätigte Äußerung nicht als Zeichen der Verärgerung 
interpretiert hätte. Dieser implizit vorgetragenen Entschuldigung folgt dann 
mit der Negativformulierung aba sie sin hier auch sówieso 
fálsch (Zeile 03) jedoch erneut eine negativ wirkende Handlung, die das 
Verhältnis der Interaktanten weiter belastet. An dieser Stelle scheint der 
Mitarbeiterin bewusst geworden zu sein, dass sie vom Bürger angegriffen 
wurde und sie sich daraufhin erklärt und entschuldigt hat. Diese Verteilung 
der Rollen scheint ihr nicht zu gefallen: Das von ihr artikulierte Aber, mit dem 
sie die vorstehend genannte Negativformulierung  einleitet, kann hier, zumal 
sie es im unmittelbaren Anschluss an die implizit übermittelte 
Entschuldigung äußert, als Signal des Rücktritts von der Entschuldigung 
interpretiert werden. Die Äußerung aba sie sin hier auch sówieso 
fálsch, wirkt jedoch aus mehreren Gründen negativ. Das Wort fálsch 
ist negativ konnotiert. Es ist hier zudem geeignet, dem Bürger zu verstehen 
zu geben, dass er etwas falsch gemacht hat. Mit dieser Äußerung 
signalisiert die Mitarbeiterin dem Bürger, dass sie auf Distanz zu ihm geht. 
Sie signalisiert sinngemäß: „Ich will dir jetzt nicht mehr helfen, da du mich 
kritisiert hast“. Außerdem steckt in der Äußerung sinngemäß: „Du hast doch 
die falsche Stelle angerufen, auch deshalb ist deine Verärgerung über mein 
Verhalten unangebracht“.  Der Bürger zeigt sich in Folge dessen in Zeile 04 
erneut verärgert. Ein Zeichen dafür ist die mit erhöhter Lautstärke artikulierte 
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Äußerung wieso dás dénn sie hám mir dát dóch ében schón 
erklärt’, die er – sich beschwerend – als Argument gegen die implizit 
vollzogene Aussage, er habe etwas falsch gemacht, vorbringt. Außerdem 
steckt in dieser Äußerung auch der Versuch, der ihm von der Mitarbeiterin 
angedrohten Distanz, die dazu führen würde, dass sein Anliegen nicht weiter 
bearbeitet werden kann, entgegenzuwirken. Mit dieser Äußerung übt der 
verärgerte Bürger zudem insofern zudem Kritik an der Mitarbeiterin, als er ihr 
implizit vorwirft: „Du hast dich meines Anliegens doch erst angenommen – 
und jetzt willst du mir sagen, dass du doch nicht zuständig bist? So kannst 
du aber nicht agieren.“ Dass dies von der Mitarbeiterin auch so verstanden 
wird, zeigt ihr jája zu Beginn ihres Redebeitrages in Zeile 05, das hier – 
insbesondere im Zusammenhang mit der anschließend durch die Äußerung 
abá dafür bin ich éigentlich nicht zúständig dát mácht 
die àrbeitsagentur vorgetragenen Erklärung ihres Verhaltens – 
entschuldigenden Charakter bekommt. Die Tatsache, dass sie sich hier 
entschuldigt, verdeutlicht, dass sie die Aussage des Bürgers aus Zeile 04 in 
der Tat als implizit an sie adressierten Vorwurf, sich des Anliegens des 
Bürgers erst angenommen zu haben und sich dann doch nicht mehr 
verantwortlich fühlen zu wollen, verstanden hat. Nichtsdestotrotz lässt sie 
sodann mit der Äußerung da kriegn se jétz kéinen méhr, eine 
nicht lösungsorientierte Handlung folgen. Diese Äußerung bedeutet hier 
sinngemäß, dass dem Bürger (heute) nicht mehr geholfen werden kann, 
sein Anliegen zu bearbeiten. Seine Verärgerung darüber, drückt er in Zeile 
06 unter Verwendung des Begriffes blöd- ganz explizit aus. 
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6.3 Verunsicherung des Bürgers 
 
In vielen der hier untersuchten Gesprächen war das wesentliche 
Kennzeichen der beobachteten Störung eine Verunsicherung der Bürger. In 
dieser Problemkategorie werden die kommunikativen Handlungen 
zusammengefasst, die zu einer solchen Störung führten.  
 
 
6.3.1 Mangelhaftes Rückkoppelungsverhalten 
 
Rückmeldungspartikel (z.B. mhm, hm, ja, genau, richtig, (ich) verstehe etc.) 
werden in der Gesprächsanalyse als Elemente des so genannten back-
channel-behaviours interpretiert. Sie beziehen sich auf das 
Rückkoppelungsverhalten der Gesprächsteilnehmer und sind Mittel, die der 
Hörer zur Stabilisierung des Gespräches einsetzt. Mit der Verwendung von 
Rückmeldungspartikeln führt der Hörer kontaktbestätigende und den 
Gesprächsverlauf strukturierende Sprechakte aus (vgl. Henne/Rehbock 
1995: 26ff.). Schwitalla und Wahmhoff/Wenzel nennen solche Partikel auch 
„Hörersignale“ (Schwitalla 1997: 174; Wahmhoff/Wenzel 1979: 258). In dem 
hier ausgewerteten Material fehlten solche Signale sehr häufig, entweder 
unmittelbar nachdem Bürger ihr Anliegen vorgetragen hatten, oder aber 
während der Gesprächsbeiträge der Bürger. 
 
Die Bürgerin fragt nach den Bestimmungen für das Einreichen eines 
Bauantrags.  
 
01 B: innerhalb wélches- zeitraumes, müsst ich dén ántrach 
denn éinreichen,  
   
02 M: (sehr leise) ((genuschelt)) (...)**  (ca. 5 sek.) 
((tastaturtippen im hintergrund)) 
   
03 B: (laut) halló’*            
   
04 M: jaja- ich bin noch da’ momént noch- 
   
05 B: áso’        
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In Zeile 01 dieses Gesprächsausschnittes stellt die Bürgerin dem Mitarbeiter 
eine Frage, die dieser ganz offensichtlich nicht auf Anhieb beantworten 
kann. Darauf deutet die etwa 5 Sekunden lange Pause in Zeile 02 hin. Der 
Mitarbeiter sendet in Zeile 02 zwar ein Signal, das aber, weil sehr leise 
genuschelt vorgetragen, akustisch nicht eindeutig zu verstehen ist. 
Vermutlich soll dieses nicht eindeutig zu interpretierende Signal ein 
Bestätigungssignal dafür sein, dass der Mitarbeiter das Anliegen der 
Bürgerin verstanden hat. Es folgt eine etwa 5 Sekunden lange Pause. Das 
Geräusch des Tippens auf der Tastatur, das während dieser Pause im 
Hintergrund leise zu hören ist, deutet zwar daraufhin, dass der Mitarbeiter 
gerade dabei ist, in seinem Computersystem nach der entsprechenden 
Information zu suchen. Dies wird von der Bürgerin aber nicht so interpretiert. 
Es ist hier auch nicht anzunehmen, dass der Mitarbeiter der Bürgerin  mit 
dem Tippen auf der Tastatur das Signal senden will, dass er gerade dabei 
ist, ihr Anliegen zu bearbeiten. Hier fehlt eine für die Bürgerin auch als 
solche eindeutig zu erkennende Rückmeldungspartikel mit 
kontaktbestätigender Funktion. Dass die Bürgerin das vom Mitarbeiter 
genuschelte Signal und auch die Tastaturgeräusche im Hintergrund nicht als 
Bestätigungssignale dafür, dass der Mitarbeiter sie verstanden hat und ihr 
Anliegen bereits bearbeitet, interpretiert, wird durch die von ihr in Zeile 03 
prosodisch markierte Problemmanifestation deutlich. Mit ihrem laut und mit 
steigender Abschlussintonation fragend artikulierten halló’ signalisiert sie 
dem Mitarbeiter, dass hier ein Rückkoppelungsproblem vorliegt und sie sich 
nicht ausreichend beachtet fühlt. Die Äußerung halló’ fungiert hier als 
Dialogsignal, mit dem sie ganz explizit ein Rezeptionssignal bzw. 
Aufmerksamkeit für sich von dem Mitarbeiter einfordert. Zudem ist sie 
insofern als Zeichen der Verunsicherung der Bürgerin zu interpretieren, als 
sie deutlich macht, dass die Bürgerin nicht weiß, was da gerade passiert und 
ob die Interaktion überhaupt noch stattfindet. Das eingeforderte 
Kontaktbestätigungssignal sendet der Mitarbeiter dann in Zeile 04. Mit der 
Äußerung jaja- ich bin noch da’ signalisiert er der Bürgerin, dass er 
immer noch an dem Gespräch teilnimmt. Mit der Äußerung momént noch- 
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zeigt er der Bürgerin jetzt erst, aber auch nur implizit, an, dass er bereits 
dabei ist, ihr Anliegen zu bearbeiten. Das von der Bürgerin in Zeile 05 
artikulierte áso’ weist darauf hin, dass die Bürgerin dies an dieser Stelle 
auch genau so interpretiert.  
 
In dem folgenden Gesprächsausschnitt fragt der Bürger nach Hartz IV-
Bestimmungen und konstruiert an einer Stelle des Gespräches ein 
Fallbeispiel. 
 
01 B: und wénn ich nun öh ein ángestelltenverhältnis éingehe 
(-) dann öh hab ich ja zunächst einmal eine próbezeit 
von 6 Monaten, (-) und öh was würde / also 
theorétischer fall passieren (-) wenn ich in der / in 
den érsten mónaten arbeitsunfähig erkránken würde (-) 
(...) würde der arbeitgéber doch zunächst einmal 6 
wochen lang lohnfortzahlung leisten (-) und / (laut) 
?ha[lló’] * 
   
02 M:     [já’ ] 
   
03 B: hám se dat mitgekricht’ 
   
04 M: jaja’ erzähln se nur weiter, 
   
05 B: jagut also öh (leise) wo war ich jétz nochma stéhn 
gebliebn,* 
   
 
Nachdem der Bürger vorher etwa 4 Minuten lang mit der Mitarbeiterin über 
die Bestimmungen zum Erhalt von Hartz IV gesprochen hat, konstruiert er in 
Zeile 01 einen theoretischen Fall, den er, vor dem Hintergrund Hartz IV 
beantragen zu wollen, mit der Mitarbeiterin diskutieren möchte. In diesem 
Gesprächsausschnitt passiert nun Folgendes: Der Bürger erklärt in Zeile 01 
schrittweise die Zusammenhänge dieses theoretischen Falles. Innerhalb 
seines längeren Redebeitrags legt er dabei an insgesamt 5 verschiedenen 
Stellen, und zwar zumeist nach Abschluss eines Erklärungsschrittes, eine 
Pause ein. Diese Pausen sind hier allesamt als Aufforderung an die 
Mitarbeiterin zu interpretieren, ihm ein Rückmeldungssignal zu geben. 
Obschon der Bürger sie mit dem Einlegen der Pausen gezielt dazu einlädt, 
ihm mitzuteilen, dass sie seinen Vortrag nachvollzieht, sendet die 
Mitarbeiterin an keiner Stelle des Redebeitrags ein solches Signal. Sie lässt 
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ihn im Ungewissen darüber, ob sie seinem Vortrag folgt bzw. versteht, was 
der Bürger gerade tut. Nachdem mit der im Anschluss an die Äußerung 
lohnfortzahlung leisten vom Bürger eingelegten Pause die 
insgesamt fünfte Aufforderung nach Kontaktbestätigung innerhalb eines 
einzelnen Redebeitrags unbeantwortet bleibt, unterbricht sich der Bürger 
dann selbst. Die Tatsache, dass der Bürger hier mit der Äußerung und 
bereits den nächsten Erklärungsschritt einleitet, ihn aber dann abbricht, um 
mit dem prosodisch markierten Dialogsignal halló bei auffällig erhöhter 
Tonhöhenveränderung nun ganz explizit eine Reaktion der Mitarbeiterin 
einzufordern, zeigt sehr deutlich, dass der Bürger wegen der fehlenden 
Rückmeldungssignale der Mitarbeiterin verunsichert ist. Er sieht an dieser 
Stelle die Notwendigkeit, sich rückversichern zu müssen, ob die Mitarbeiterin 
überhaupt noch an dem Gespräch teilnimmt. Die Mitarbeiterin reagiert zwar 
umgehend mit dem von ihr in das Ende der Einheit halló’ hinein 
geäußerten já’, das der Bürger aber nicht als Bestätigungssignal dafür 
interpretiert, dass die Mitarbeiterin seine bisherigen Ausführungen auch 
inhaltlich verstanden hat. Die Äußerung já’ erfüllt hier aus Sicht des 
Bürgers lediglich die Funktion, ihm mitzuteilen, dass die Mitarbeiterin noch 
am Gespräch teilnimmt. Dass der Bürger dies so interpretiert, zeigt seine 
Äußerung in Zeile 03, mit der er unter Verwendung des 
umgangssprachlichen Begriffes mitgekricht’ ganz explizit bei der 
Mitarbeiterin nachfragt, ob sie seinen vorangegangenen Ausführungen auch 
inhaltlich folgen konnte. Wenn der Bürger die von der Mitarbeiterin getätigte 
Äußerung já nicht nur als reines Kontaktbestätigungssignal, sondern auch 
als Bestätigung dafür, dass sie ihn inhaltlich verstanden hat, interpretiert 
hätte, dann hätte sich sein explizites Nachfragen aus Zeile 03 erübrigt. Dass 
er das já’ der Mitarbeiterin trotz des gleichzeitigen Sprechens der beiden 
Akteure an dieser Stelle vernommen hat und  als Signal dafür, dass sie noch 
an dem Gespräch teilnimmt, interpretiert, zeigt sich darin, dass er sodann in 
Zeile 03 explizit nachfragt, ob die Mitarbeiterin ihn auch inhaltlich verstanden 
hat, was er so nicht getan hätte, wenn ihm durch das von der Mitarbeiterin 
geäußerte já vorher nicht klar geworden wäre, dass diese noch am 
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Gespräch teilnimmt. In Zeile 04 bestätigt die Mitarbeiterin dem Bürger 
sodann, dass sie ihn auch inhaltlich verstanden hat und fordert ihn auf, sein 
Anliegen weiter vorzutragen. Wie stark das hier aufgrund fehlender 
Rückmeldungssignale entstandene Problem den Gesprächsverlauf stört, 
zeigt sich dann auch darin, dass der Bürger die Orientierung verloren hat. In 
Zeile 05 bestätigt er mit der Äußerung jagut zunächst, dass er gewillt ist, 
der Aufforderung der Mitarbeiterin nach Fortsetzung seines Redebeitrages 
nachzukommen. Dazu ist er aber nicht in der Lage. Die von ihm geäußerte 
Partikel also, die hier die Funktion eines Füllwortes einnimmt und dem 
Bürger dazu dienen soll, sich gedanklich zu sammeln und seinen 
Redebeitrag vorzubereiten, verdeutlicht hier seine Verunsicherung genau 
so, wie das anschließend von ihm geäußerte Verzögerungssignal öh. Dass 
ihn das hier entstandene Problem verunsichert und aus dem Konzept 
gebracht hat, macht zudem auch die von ihm vollzogene Äußerung wo war 
ich jétz nochma stéhn gebliebn, deutlich. 
 
 
6.3.2 Übermotiviertheit 
 
In vielen Gesprächen war es nicht mangelnde Kooperationsbereitschaft, 
sondern Übermotiviertheit der Mitarbeiter, die zu Problemen führte. Die 
Analyse des folgenden Gesprächsausschnitts verdeutlicht dies. 
 
01 M: ((fröhlich))wás kánn ich für sie tun’ 
   
02 B: öhm das stichwort wäre úmweltzonen (.)[in der’] 
   
03 M:                                       [ja-    ]    
   
04 B: öh- wissen sie schón wás ich méine’ 
   
05 M: já ich wéiß was sie méinen hier in hófen ham wer noch 
kéine úmwelzonen öh gibt es zur zéit öh in köln in 
bérlin in hannover im momént hier in hófen noch nicht 
wénn se natürlich von hófen aus nach köln fáhren mit 
dem áuto benötigen sie dort auch éine umwéltplakette 
ansónsten öh müssten sie áuf öffentliche 
verkéhrsmittel úmsteigen also éntweder sie lássen ihr 
áuto öh áußerhalb des öh áußenrings stehn und fáhrn 
dánn mit párk und réid ne’ also lássen ses aufem 
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párkplatz ne die sin áuch [áusgeschildert] stéhn oder 
   
06 B:                           [ja aba öh’     ] 
   
07 M: se stéigen in ne stráßenbahn um oder se fahrn direkt 
mimm zuch, 
   
08  B: öh dát háb ich jétz öh neé’ / da géht es jétz nich 
drúm öh öhm ába trótzdem dánke für die infórmation- 
   
09 M: ((lacht gequält)) wás wóllten se dénn wissen, 
   
10 B: ich wóllte mich éher nách den unterschíedlichen 
féinstaubplaketten die man zum éinfahren öh in die öh 
verschíedenen zónen bráucht öh mal náchfragen, 
   
 
Am Ende einer insgesamt gelungenen Gesprächseröffnung fragt die 
Mitarbeiterin den Bürger in Zeile 01 in fröhlichem Ton danach, wie sie ihm 
helfen kann. Der fröhliche Tonfall ist hier ein Zeichen dafür, dass die 
Mitarbeiterin sich förmlich darauf zu freuen scheint, das Anliegen des 
Bürgers zu erfahren. Sie wirkt hier durch den Tonfall engagiert und 
hilfsbereit. In Zeile 02 will der Bürger sein Anliegen formulieren, kommt aber 
zunächst nur dazu, der Mitarbeiterin mit einem Stichwort (Umweltzonen) das 
Thema seines Anliegens anzuzeigen, da diese ihm unmittelbar nach 
Nennung dieses Stichwortes mit dem Bestätigungssignal ja- ins Wort fällt 
(Zeile 03) und dem Bürger damit signalisiert, dass sie sein Anliegen 
verstanden hat und bereit ist, ihm nun zu helfen.  Der Bürger versteht dies 
auch so. Er scheint, zumal er sein Anliegen noch nicht konkret formulieren 
konnte, leicht irritiert und verunsichert. Darauf weisen das von ihm zu Beginn 
seines Redebeitrages in Zeile 04 artikulierte Verzögerungssignal öh–, mit 
dem er signalisiert, dass es ihm fraglich erscheint, dass die Mitarbeiterin ihm 
jetzt schon helfen kann, und auch seine Frage wissen sie schón wás 
ich méine’, mit der er sich von der Ernsthaftigkeit und Richtigkeit der von 
dem Bestätigungssignal (Zeile 03) der Mitarbeiterin ausgehenden Botschaft 
erkundigen will, hin. Die Mitarbeiterin bestätigt sodann zu Beginn ihres 
Redebeitrages in Zeile 05 mit der Äußerung já ich wéiß was sie 
méinen explizit, dass sie das Anliegen des Bürgers erfasst hat. Darüber 
hinaus teilt sie ihm mit dieser Äußerung implizit mit, dass die ihr gegebene 
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Information bereits ausreicht, und sie ihm helfen kann. Dies ist hier jedoch 
nicht der Fall. Die Mitarbeiterin ist hier deutlich übermotiviert, dem Bürger 
helfen zu wollen, und redet, ohne das Anliegen des Bürgers genau zu 
kennen, in einem längeren Redebeitrag einfach drauf los. In der Absicht, 
dem Bürger bestmöglich helfen zu wollen, rasselt sie hier ganz unspezifisch 
und ohne Pausen all das, was ihr gerade zum Thema Umweltzonen einfällt, 
herunter. Auch den Versuch des Bürgers, der sie gegen Ende ihres 
Redebeitrages mit seinem Einwurf ja aba öh (Zeile 06) darauf 
aufmerksam machen will, dass sie ihm nicht hilft, beachtet sie nicht. Der 
Bürger scheint ob der auf ihn eingeprasselten, wenig hilfreichen 
Informationsflut völlig überfordert und verunsichert. Es gelingt ihm in Zeile 08 
nur unter Artikulation zahlreicher, seine Verunsicherung deutlich machender  
Verzögerungssignale, der Mitarbeiterin klar zu machen, dass sie sein 
Anliegen doch nicht verstanden und am Thema vorbei informiert hat. Auch 
der Abbruch seines Redezuges signalisiert hier Verunsicherung. Nachdem 
der Bürger der Mitarbeiterin dies klar gemacht hat, signalisiert er mit der 
Äußerung ába trótzdem dánke für die infórmation- implizit, 
dass er verstanden hat, dass die Mitarbeiterin so lange in die falsche 
Richtung informiert hat, weil sie sehr motiviert ist, ihm zu helfen. Obschon 
sie ihm nicht helfen konnte, bedankt er sich mit dieser Äußerung für den 
guten Willen der Mitarbeiterin, verdeutlicht damit aber gleichzeitig, dass das 
entstandene Problem auf die Übermotiviertheit der Mitarbeiterin 
zurückzuführen ist. Die Mitarbeiterin versteht dies auch so. Ihr leicht gequält 
wirkendes Lächeln (Zeile 09) signalisiert, dass sie sich ein wenig dafür 
schämt, so agiert zu haben, wie der Bürger es ihr signalisiert hat. Sie bittet 
den Bürger sodann um Übermittlung seines Anliegens. 
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6.3.3 Ins Blaue hinein informieren 
 
Mit „Ins Blaue hinein informieren“ ist hier gemeint, dass Mitarbeiter in den 
Gesprächen oftmals Informationen an Bürger weitergegeben haben, die auf 
Vermutungen basierten. Die Mitarbeiter hatten keine substantiierte Kenntnis 
bezüglich des jeweiligen Sachverhaltes, gaben aber trotzdem, wie das 
folgende Beispiel, in dem der Bürger nach den Bestimmungen für neue 
Reisepässe fragt, eine Auskunft, die nicht auf offiziellen 
Verwaltungsinformationen beruhte. 
 
01 B: da hätt ich dann nóch eine fráge und zwar diese 
fingerabdrücke öh öh da hab ich drüber gehört öh bei 
nem neuen reisepass muss ich das auch machen lassen 
oder’ 
   
02 M: ich glaube (-) lassen se mich ma grade náchschaun’ 
öhm’ (--) augenblick já’ 
   
03 B: ja, 
   
04 M: öh:m- die fingerabdrücke sind (-) im momént (-) nicht 
verpflichtend, 
   
05 B: ach só’ dat is nicht verpflichtend’                 
   
06 M: (leise) jaa-* 
   
07 B: ach só, ja wénn dat so is is ja auch vielleicht besser 
ne’ 
   
08 M: ja hm, momént mal öhm’ 
   
09 B: nicht verpflichtend’ 
   
10 M: alsó zu dem fingerabdruck- (--) 
   
11 B: hm, hh. (-) im réisepass, 
   
12 M: (leise) ja öhm da müsst ich / álso ich háb ich háb 
diese informatión hab ich ause ause háb ich aus den 
 + 
náchrichten,* 
   
13 B: aus den náchrichten’ wie, 
   
14 M: ja ja öh ja das öh diese fingerzeigeabdrücke nicht  
                                              + 
verpflichtend sind, sondern freiwillig, 
   
15 B: wie wat öh,  
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16 M: a:h’ un hier stéht dat jetz nicht so, 
   
17 B: wie jétz- 
   
18 M: ja hier steht jetz dat man (-) et muss hm, 
   
19 B: ja aba wie is dat denn jétz genau da is man ja jetz 
ganz unsicher der eine sagt so’ der andere wieder so, 
   
20 M: ja ich méine ich hätte in den nachrichten geséhen dat 
dat nicht  / momént mal noch ja’ 
   
21 B: .hh hhh. boa- 
   
 
Nachdem der Bürger sich zuvor nach den Bedingungen für den Erwerb 
eines neuen Personalausweises erkundigt hat, konfrontiert er den 
Mitarbeiter in Zeile 01 mit einem weiteren Anliegen. Er möchte wissen, ob 
seine Fingerabdrücke in einem neuen Reisepass gespeichert werden 
müssten. In Zeile 02 deutet sich mit der Äußerung ich glaube bereits an, 
dass der Mitarbeiter diese Frage nicht Bestimmtheit beantworten kann, aber 
bereit scheint, eine vage, auf Glauben basierende Antwort zu formulieren. 
Seine Redepausen und das Verzögerungssignal öhm’ signalisieren 
ebenfalls Unsicherheit bezüglich der richtigen Antwort. Der Mitarbeiter bittet 
den Bürger hier zudem dann auch um Geduld und zeigt mit der Äußerung 
lassen se mich ma grade náchschaun’ explizit an, dass er sich 
zunächst informieren muss. Der Bürger signalisiert mit seiner Äußerung ja, 
Einverständnis (Zeile 03). Der Mitarbeiter beginnt seinen Redebeitrag in 
Zeile 04 erneut mit einem Verzögerungssignal. Die Dehnung des 
Verzögerungssignals verstärkt hier den Eindruck, dass der Mitarbeiter immer 
noch nicht sicher antworten kann. Die beiden Pausen, die er in den 
Erklärungsversuch einschiebt, signalisieren ebenfalls Unsicherheit in Bezug 
auf die Fähigkeit, hier die richtige Information zu übermitteln. Trotz dieser 
erkennbaren Unsicherheit entscheidet sich der Mitarbeiter dazu, dem Bürger 
eine Information zu geben. Er sagt dem Bürger, dass das Speichern von 
Fingerabdrücken derzeit keine verpflichtende Handlung sei. Diese 
Information überrascht und verunsichert den Bürger. Dies wird hier auch 
durch die Äußerung ach só’(Zeile 05), die hier auch aufgrund der 
steigenden Intonation am Ende der Einheit sinngemäß „Stimmt das wirklich? 
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Damit hab’ ich aber jetzt nicht gerechnet“ bedeutet, deutlich. Dass der 
Bürger verunsichert ist, zeigt sich zudem darin, dass er zum Zwecke der 
Verständnissicherung die ihm übermittelte Information nicht 
verpflichtend, noch einmal als Frage artikuliert wiederholt (Zeile 05), 
um von dem Mitarbeiter eine Bestätigung dafür, dass diese Information auch 
wirklich richtig ist, zu erhalten. Dass der Bürger die Einheit nicht hier 
auffällig stark betont, ist ein weiteres Signal dafür, dass ihn die Antwort des 
Mitarbeiters offensichtlich verunsichert hat. Er signalisiert damit überdies 
auch die Dringlichkeit des Wunsches nach Bestätigung der Richtigkeit der 
übermittelten Information. Sein Redebeitrag in Zeile 05 macht deutlich, dass 
seine Erwartungshaltung nicht mit der Bezugsäußerung übereinstimmt. 
Obschon der Mitarbeiter, wie oben dargestellt, sich nicht sicher zu sein 
scheint, ob die von ihm übermittelte Information richtig ist, antwortet er auf 
die Nachfrage des Bürgers in Zeile 06 mit dem Bestätigungssignal jaa–. 
Dass er dies leise tut, ist ein Hinweis darauf, dass er trotz des von ihm 
artikulierten Ja unsicher ist, ob er die Bestätigung der Richtigkeit der 
Information hätte geben dürfen. In Zeile 07 ist an der Antwort des Bürgers 
zunächst interessant zu beobachten, dass er zwar auch hier, genau so, wie 
in Zeile 05, seinen Redebeitrag mit der Äußerung ach só, beginnt, diese 
aber hier aufgrund der fallenden Intonation am Ende der Äußerung eine 
andere, nämlich bestätigende Bedeutung, die sinngemäß mit „Ich glaub dir 
das jetzt“ übersetzt werden kann, hat. Auch mit der Äußerung ja wénn 
das so is signalisiert der Bürger dem Mitarbeiter, dass er die ihm 
übermittelte Information nun als wahr akzeptiert, um anschließend mit der 
Äußerung is ja vielleicht auch besser ne’ dem Mitarbeiter seine 
Erleichterung darüber, dass er seine Fingerabdrücke nun nicht abgeben 
muss, deutlich zu machen. Die Tatsache, dass der Bürger deutlich gemacht 
hat, dass er diese Information nun definitiv als wahr auffasst, sich über den 
Gehalt der Information freut und den Mitarbeiter mit der an ihn gerichteten 
Frage is ja vielleicht auch besser so ne’ – und hier 
insbesondere mit dem Dialogsignal ne’ – zu einer seine Freude teilenden 
Reaktion auffordert, scheint den Mitarbeiter zu beunruhigen. Mit seinem 
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Beitrag in Zeile 08 signalisiert er dem Bürger, dass er nun doch nicht mehr 
sicher zu sein scheint, ob die von ihm übermittelte Information denn auch 
wirklich richtig ist und unverändert so stehen bleiben kann. Dies wird 
deutlich durch das mit fallender Intonation artikulierte hm,, das hier 
Ratlosigkeit signalisiert, durch die Äußerung momént mal, mit der er sich 
noch einmal Zeit erbittet und damit implizit signalisiert, dass er doch noch 
nicht sicher ist, dass die von ihm übermittelte Information richtig ist, und 
auch durch das Verzögerungssignal öhm’, das hier Unsicherheit signalisiert. 
Dass der Bürger das kommunikative Verhalten des Mitarbeiters so 
interpretiert, zeigt sich an seiner Reaktion in Zeile 09. Mit der Äußerung 
nicht verpflichtend’, die durch die steigende Intonation am Ende der 
Einheit fragenden Charakter erhält, erbittet er erneut Bestätigung für die 
Richtigkeit der ihm übermittelten Information. Mit der Äußerung alsó zu 
dem fingerabdruck- signalisiert der Mitarbeiter, dass er das Thema 
Fingerabdruck nun noch einmal völlig neu aufgreifen will und die alte 
Information keine Gültigkeit mehr hat (Zeile 10). Die Verunsicherung, die das 
beim Bürger hervorruft, zeigt sich in dessen Reaktion. Er artikuliert in Zeile 
11 zunächst ein mit fallender Intonation artikuliertes und deshalb Ratlosigkeit 
signalisierendes hm,, was hier soviel heißt wie: „Was ist denn jetzt los?“, 
dem ein mittellanges Ausatmen als Ausdruck von Verunsicherung und 
Belastetsein folgt. Mit der Äußerung im réisepass, leistet er hier zudem 
einen verständigungssichernden Beitrag in Bezug auf den Sachverhalt, um 
den es hier geht (Fingerabdrücke im Reisepass). Dass er dies tut, zeigt, 
dass er erkannt hat, dass der Mitarbeiter sich nicht mehr sicher ist, dass die 
von ihm an den Bürger gegebene Information richtig ist. In Zeile 12 wird nun 
explizit deutlich, dass der Mitarbeiter die Information, dass das Speichern 
der Fingerabdrücke im Reisepass eine nicht verpflichtende Handlung ist, ins 
Blaue hinein, also auf einer nicht belastbaren Grundlage an den Bürger 
weitergegeben hat. Dass er in seinem Beitrag sehr leise und mit 
Verzögerungssignal und wiederholtem Stottern versehen gesteht, dass er 
hier nur weiter gegeben hat, was er aus den Nachrichten weiß, zeigt seine 
Verunsicherung, die hier wohl als Folge seines schlechten Gewissens zu 
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interpretieren ist. Welche Verunsicherung die Tatsache, dass der Mitarbeiter 
seine Information auf keiner belastbaren Basis an den Bürger gegeben hat, 
bei dem Bürger zeitigt, zeigt sich im weiteren Verlauf des Gespräches. In 
Zeile 15 äußert er mit wie wat öh, unmittelbar aufeinander folgend zwei 
verschiedene Frageworte, die hier genau so Ausdruck seiner 
Verunsicherung und Verwirrung sind, wie das anschließend artikulierte öh,, 
das aufgrund der fallenden Intonation zudem Ratlosigkeit dokumentiert. In 
Zeile 17 ist das von ihm geäußerte wie jétz- ein weiteres Zeichen seiner 
Verunsicherung. Mit der Äußerung wie is dat denn jétz genau, die 
implizit einen an den Mitarbeiter gerichteten Vorwurf enthält, fordert der 
Bürger den Mitarbeiter in Zeile 19 nun ganz explizit zu korrektem 
Informationsverhalten auf. Mit der Äußerung da is man ja jetz ganz 
unsicher der eine sagt so’ der andere wieder so, beschreibt 
der Bürger dann hier seine Verunsicherung unter Verwendung des Begriffes 
unsicher sogar ganz explizit. Sein tiefes Ein- und Ausatmen und auch sein 
Ausruf boa- in Zeile 21 sind hier Ausdruck dafür, wie sehr ihn das 
kommunikative Verhalten des Mitarbeiters, der unmittelbar vorher in Zeile 20 
noch einmal auf die Nachrichten als Informationsquelle verweist und erneut 
um Geduld bittet, belastet. 
 
Auch in dem folgenden Beispiel erfolgt die Informationsübermittlung der 
Mitarbeiterin auf einer nicht tragfähigen Basis. 
 
B: ich hätte gérne gewússt ob méin sóhn wénn er in hófen 
an der fáchhochschule studieren will dórt auch 
stúdiengebühren entrichten muss, 
01 
   
M: 02 hm’ (-) das müssten se dánn öh miter úni abklärn 
wárten se ich kuck ma nach ner numma (--) hm, wir ham 
hier grad en téchnisches pro[blém,] (-) 
   
03 B:                             [oh’  ] 
   
04 M: hm, aber ich wéiß aus méinem persönlichen umféld dát 
hier in hófen stúdiengebühren gezahlt werden müssen 
dát sind glaub ich um die fünfhundert éuro, 
   
05 B: sind se da sícher’ 
   
06 M: najá ne réchtsverbindliche áuskunft is dát jétz nich 
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ába ich bin mir da ziemlich sicher mán hört ja auch 
schónma wát áusem úmfeld ne’ 
   
07 B: jajá’ ába bezieht sich dát dénn auch auf die 
fáchhochschule, 
   
08 M: áso’ ja bei der hóchschule já’ und sowéit ich weiß 
gilt dát ja dann auch für die éfha,   
   
09 B: hm, vielleicht gében se mir doch lieber mal die numma,
   
 
In Zeile 01 erkundigt sich die Bürgerin bei der Mitarbeiterin danach, ob ihr 
Sohn bei einem Studium an der Fachhochschule der Stadt, in deren Service 
Center sie angerufen hat, Studiengebühren zahlen muss. Das von der 
Mitarbeiterin zu Beginn ihres Redebeitrags in Zeile 02 geäußerte 
Rezeptionssignal hm’ verdeutlicht, dass sie das Anliegen der Bürgerin 
verstanden hat. Es signalisiert zudem aufgrund der steigenden Intonation 
sinngemäß: „Das weiß ich nicht, da bin ich überfragt“. Auch die darauf 
folgende etwa 2 Sekunden lange Pause ist ein Zeichen dafür, dass die 
Mitarbeiterin sich mit dem Thema offensichtlich nicht auskennt und nach 
einer Lösung sucht. Sie verweist die Bürgerin sodann auf die úni und 
kündigt an, dass sie die Telefonnummer dieser Institution ermitteln will, um 
sie der Bürgerin zur Verfügung zu stellen. Dies gelingt ihr allerdings nicht, da 
es offensichtlich technische Probleme an ihrem Arbeitsplatz gibt. Obschon 
die Mitarbeiterin der Bürgerin keine qualifizierte Auskunft erteilen kann, 
übermittelt sie in Zeile 04 dann aber doch Informationen an die Bürgerin, 
ohne dafür eine tragfähige Wissensgrundlage zu haben. Sie bezieht sich 
hier ganz explizit auf ihr persönliches Umfeld als Quelle ihrer Information, 
aus der sie erfahren haben will, dass man in ihrer Stadt um die 
fünfhundert éuro, Studiengebühren zahlen muss. Sie versieht diese 
vage Auskunft zudem mit einem glaub ich, mit einer Äußerung also, mit 
der sie selbst ihre Unsicherheit bezüglich der Richtigkeit der übermittelten 
Information explizit dokumentiert. Die Bürgerin sieht sich hier veranlasst, 
sich mit der prosodisch markierten Realisierung der Äußerung sind se da 
sícher’(Zeile 05), mit der sie den Wahrheitsgehalt der Aussage der 
Mitarbeiterin implizit in Zweifel zieht, von der Richtigkeit der 
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Bezugsäußerung, also der Äußerung, auf die sie sich mit ihrer Äußerung 
bezieht, zu überzeugen. Zudem dokumentiert dieses Nachfragen die durch 
das Agieren der Mitarbeiterin bei ihr verursachte Verunsicherung. Mit ihrer 
Äußerung najá ne réchtsverbindliche áuskunft is dát jétz 
nich (Zeile 06) dokumentiert die Mitarbeiterin selbst, dass die Basis, auf der 
sie der Bürgerin diese Information übermittelt hat, keine tragfähige ist. Sie 
suggeriert mit dieser Formulierung, in der sinngemäß die Botschaft steckt: 
„Sie werden das doch wohl nicht mit Stempel und Unterschrift notariell 
beglaubigt wissen wollen“, allerdings, dass die Bürgerin sich (im Grunde 
genommen) darauf verlassen kann und verlassen soll, dass das, was sie ihr 
gesagt hat, richtig ist. Die Bürgerin ist von der Richtigkeit der Information 
allerdings immer noch nicht überzeugt und fragt in Zeile 07 noch einmal 
etwas konkreter nach, ob sich die ihr übermittelte Information auch auf die 
Institution bezieht (Fachhochschule), die für die von ihr gewünschte 
Information maßgeblich ist. Auch dieses Nachfragen mit Hilfe der Äußerung 
ába bezieht sich dat dénn auch auf die fáchhochschule, 
dokumentiert Verunsicherung. Das von der Mitarbeiterin darauf artikulierte 
áso’ in Zeile 08 verdeutlicht in Verbindung mit der Äußerung ja bei der 
hóchschule já’, dass die Mitarbeiterin die von ihr an die Bürgerin 
gegebene Information nicht nur auf einer nicht tragfähigen 
Wissensgrundlage bezüglich des Themas Studiengebühren im Allgemeinen, 
sondern darüber hinaus offensichtlich auch in Bezug auf eine andere 
Institution, nämlich die Hochschule der Stadt, übermittelt hat. Bei der 
anschließend von ihr geäußerten Einheit  und sowéit ich weiß gilt 
dát ja dann auch für die éfha, handelt es sich, hier insbesondere 
wegen der Äußerung sowéit ich weiß, mit der die Mitarbeiterin 
dokumentiert, dass es keine tragfähige Grundlage für die Richtigkeit der hier 
von ihr übermittelten Information gibt, um eine ins Blaue hinein übermittelte 
Information. Die Bürgerin will sich deshalb nicht auf diese Information 
verlassen und bittet die Mitarbeiterin in Zeile 09 um die Telefonnummer der 
Fachhochschule, um sich dort selbst zu informieren.  
 
156 
  
6.3.4 Selbstdiskreditierende Äußerungen 
 
Die Untersuchung der Gespräche hat auch ergeben, dass Mitarbeiter sich 
durch bestimmte kommunikative Handlungen selbst diskreditierten oder ihre 
Kompetenzen selbst in Frage stellten. Auch dieses Verhalten führte zu 
Störungen. 
 
In dem folgenden Gesprächsausschnitt geht es um den Begriff 
„biometrisches Foto“. 
 
01 M: da müssen se beim fotográfen son biométrisches fóto 
máchen, 
   
02 B: ja öh wát is dát hier bio öh’  
   
03 M: biométrisch- 
   
04 B: öh’ ja wás is das denn genau’ 
   
05 M: já öh se hám hinterhér dat fóto öhm nochma aufem 
bildschirm éines pecés (-) öhm das unterfällt dann so 
bestimmten rástern öhm hh. frágn se misch nicht- 
   
06 B: ((stöhnt)).hh* hm, das is aber öh / hm, wie-  
   
07 M: momént ich frág ma ne kollégin, 
   
 
Die Tatsache, dass die Mitarbeiterin in Zeile 01 den unbestimmten Ausdruck 
son (so ein) verwendet, um ein biometrisches Foto zu beschreiben, weist 
hier bereits darauf hin, dass sie die Bedeutung des Begriffes „biometrisch“ 
offensichtlich selbst nicht zu kennen scheint. Dass dem so ist, zeigt sich 
später dann auch in Zeile 05, in der sie mit einem Erklärungsversuch 
scheitert. Die Bürgerin scheint den Begriff gar nicht einordnen zu können. 
Sie fragt in Zeile 02 explizit nach dem genannten Begriff, ohne ihn aber 
vollständig wiederholen zu können. Sie kann offensichtlich lediglich den 
ersten Teil des Begriffes, hier nämlich bio, wiedergeben. Das von ihr 
unmittelbar danach artikulierte Verzögerungssignal öh’ artikuliert sie hier 
stellvertretend für den Rest des Begriffes. Es bekommt hier die Funktion 
eines Dialogsignals. Die Mitarbeiterin soll ihr den Begriff noch einmal 
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nennen. Dass die Mitarbeiterin dies auch so versteht, zeigt sich darin, dass 
sie den Begriff in Zeile 03 dann auch postwendend wiederholt. Sie soll ihn 
ihr aber auch erklären. Dies signalisiert die Bürgerin mit der Äußerung wát 
is dat hier, die sich (Zeile 02) auf den Begriff „biometrisches Foto“ 
bezieht. Darauf allerdings reagiert die Mitarbeiterin nicht. Sie geht hier in 
Zeile 03 nur auf einen Teil der Signalisierungen der Bürgerin ein, indem sie 
den Begriff biométrisch- ohne Erläuterung einfach nur wiederholt. Auch 
dies deutet darauf hin, dass sie Probleme hat, den Begriff zu erklären. Erst 
nachdem die Bürgerin in Zeile 04 unter Verwendung des Ausdrucks genau 
dann ganz explizit eine Erklärung einfordert, startet die Mitarbeiterin in Zeile 
05 einen Erklärungsversuch, der sehr vage und ungenau ausfällt hat. Dass 
die Mitarbeiterin Schwierigkeiten hat, den Begriff zu erklären, zeigen auch 
die zahlreichen Verzögerungssignale, die sie hier artikulieren muss, weil sie 
keine passenden Worte findet. Die etwa 2 Sekunden lange Pause, die sie in 
der Mitte ihres Redebeitrages einlegen muss, deutet ebenfalls auf 
Erklärungsprobleme hin. Die Mitarbeiterin bemerkt dann aber offensichtlich 
selbst, dass ihre Erklärungsversuche nicht weiterführend sind. An der Stelle, 
an der sie bemerkt, dass sie nicht mehr weiter kann, artikuliert sie die 
Äußerung frágn se misch nicht-, was hier soviel heißt wie: „Bitte 
lassen Sie mich damit in Ruhe, ich weiß es einfach nicht“. Mit dieser 
Äußerung stellt die Mitarbeiterin sehr deutlich ihre fachliche Kompetenz in 
Frage. Sie stellt sich damit auch in ihrer Funktion als helfende Kraft in Frage, 
was selbstredend insoweit verunsichernd auf die Bürgerin wirkt, als diese 
sich nun damit konfrontiert sieht, dass ihr Anliegen nicht erfüllt werden kann. 
Ihr mittellanges, gestöhntes Ausatmen zu Beginn ihres Beitrages in Zeile 06 
ist hier ein erster Hinweis darauf, dass die unmittelbar vorher ausgeführten 
kommunikativen Handlungen der Mitarbeiterin sie belasten. Ihr anschließend 
mit fallender Intonation artikuliertes hm, weist auf Resignation hin. Die 
Tatsache, dass sie resigniert zu haben scheint, zeigt sich auch darin, dass 
die Bürgerin die Äußerung das is aber öh, mit der sie zunächst ganz 
offensichtlich einen Einspruch einleiten und Kritik an der Mitarbeiterin üben 
will, abbricht. Sie unterbricht sich hier selbst. Dass sie sich an der Stelle 
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selbst unterbricht, ist hier genau so Ausdruck ihrer Verunsicherung wie das 
unmittelbar davor von ihr artikulierte Verzögerungssignal öh und die 
Tatsache, dass sie hier keinen vollständigen Satz artikulieren kann.   
 
In dem folgenden Beispiel fragt ein Bürger nach den Bedingungen zur 
Anmeldung eines Gewerbes. 
 
01 B: wie is das dénn mit der gewérbesteuer, wie viel muss 
man dénn dann abführen, 
   
02 M: (laut) dat weiß ich nicht-* 
   
03 B: (--) [ja áber,            ] 
   
04 M:      [das kénn ich nicht- ] 
   
05 B: hm, ja öh wér öh kann mir das denn sagen, 
   
06 M: auch dás weiß ich nich ich hab damit noch níx zu tun 
gehabt- 
   
07 B: ((räuspert sich)) ja was mách ich denn jetzt, 
   
08 M: wárten se mal ich kúck mal ob ich jémanden finde, 
((drückt ihn in die warteschleife/die leitung bricht 
zusammen)) 
   
 
Auf die Frage des Bürgers nach der Höhe der abzuführenden 
Gewerbesteuer (Zeile 01) reagiert die Mitarbeiterin in Zeile 02 schroff und 
kurz angebunden mit der Äußerung dat weiß ich nicht-.  Sie 
diskreditiert sich hier in fachlicher Hinsicht insofern selbst, als sie dem 
Bürger ganz explizit ihre Wissenslücke offenbart und ihm dabei überdeutlich 
zu verstehen gibt, dass sie ihm nicht helfen kann. Die erhöhte Lautstärke, 
mit der sie diese Äußerung vorträgt, verstärkt hier noch den negativen 
Charakter dieser kommunikativen Handlung. Der Bürger ist daraufhin 
zunächst im wahrsten Sinne des Wortes sprachlos. Er scheint verunsichert 
und benötigt ganz offensichtlich eine etwa 3 Sekunden lange Pause (Zeile 
03), um zu verstehen, was ihm da gerade wiederfahren ist, und um sich zu 
überlegen, wie er darauf reagieren soll. Er reagiert dann mit einem ja 
áber, das seinen Protest zum Ausdruck bringt und gleichzeitig insofern 
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Verunsicherung dokumentiert, als in dieser Äußerung implizit die Sorge des 
Bürgers mitschwingt, dass sein Anliegen eventuell nicht erfolgreich 
bearbeitet werden könnte. Die Mitarbeiterin fällt dem Bürger ins Wort und 
artikuliert dabei mit der Einheit das kénn ich nicht- (Zeile 04) erneut 
eine Äußerung, mit der sie ihre Kompetenzen in Frage stellt. Mit seiner 
Äußerung in Zeile 05 bittet der Bürger die Mitarbeiterin unter Verwendung 
Verunsicherung signalisierender Verzögerungssignale sodann implizit 
darum, ihr durch Übermittlung des richtigen Ansprechpartners 
weiterzuhelfen. Mit ihrer Äußerung auch dás weiß ich nich stellt sie 
daraufhin in Zeile 06 erneut ihre Kompetenzen in Frage. Sie gibt mit der 
Äußerung ich hab damit noch níx zu tun gehabt- zwar eine 
Erklärung für ihr Handeln ab. Diese wirkt hier jedoch nicht heilend. Das 
Räuspern des Bürgers zu Beginn seines Beitrages in Zeile 07 kann hier als 
Zeichen seiner Verunsicherung interpretiert werden. Seine Frage ja was 
mách ich denn jetzt, dokumentiert insofern ebenfalls Verunsicherung, 
als der Bürger hier explizit zum Ausdruck bringt, dass er nicht weiß, was er 
tun soll, damit sein Anliegen erfolgreich bearbeitet werden kann. Mit dieser 
Äußerung signalisiert er der Mitarbeiterin zudem seine Verzweiflung darüber, 
dass sein Anliegen nun nicht erfolgreich bearbeitet werden kann. Dies tut er 
offensichtlich in der Hoffnung, dass die Mitarbeiterin seine zum Ausdruck 
gebrachte Verzweiflung erkennt und sich deshalb doch noch um eine 
Lösung bemüht. Die Mitarbeiterin scheint dies auch so zu interpretieren. Sie 
zeigt in Zeile 08 an, dass sie sich um Hilfe bemühen will. 
 
Auch in dem folgenden Gesprächsausschnitt stellt die Mitarbeiterin ihre 
Kompetenzen selbst in Frage. Dadurch entstehen auch in diesem Gespräch 
Probleme. 
 
01 M: wás kann ich dénn für se tun, 
   
02 B: ja ich möchte méine stéuerkarte ändern lassen gibt es 
da jémanden der uns beraten kann’ 
   
03 M: ((unfreundlich)) was wólln se denn wissen,* 
   
04 B: ja öh wie man das am günstigsten umstellt wenn meine 
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frau jetzt anfängt zu arbeiten, 
   
05 M: (laut) nee’ dat kann ich ihn nich ságen wir stelln 
die nur um,* 
   
06 B: könn se nich sagn, ja aber öh öh et gibt doch 
normalerweise öhm auch bei der stádt sone anlaufstélle 
et gibt ja bei ihn auch nen öh öhm réntenberater, und 
so wéiter, 
   
07 M: ja dé:n gibt es ába bei steuern (-) nee öh da bin ich 
jetzt écht überfrácht, 
   
08 B: hm, ja ába öhm wie wie öh / nee’ heißt dat denn jétz 
dat et kéin gibt oder dát sie dat öh öhm sie nich 
wissen ob et éin gibt, 
   
09 M: ((stöhnt)) öhhh* momént mal ében, ((drückt den bürger 
in die warteschleife)) 
   
 
Nach einer gelungenen Gesprächeröffnung fragt die Mitarbeiterin den 
Bürger in Zeile 01 nach seinem Anliegen, welches dieser sodann in Zeile 02 
formuliert. In Zeile 03 bittet die Mitarbeiterin den Bürger in leicht verärgertem 
Ton darum, sein Anliegen zu konkretisieren. Sie scheint hier ein wenig 
verärgert darüber zu sein, dass der Bürger nicht sie konkret anspricht und 
um Rat bittet, sondern in Zeile 02 mit der Äußerung gibt es da 
jémanden der uns beraten kann’ eine Formulierung wählt, die 
geeignet ist, der Mitarbeiterin implizit zu unterstellen, dass sie sein Anliegen 
wohl nicht erfolgreich bearbeiten kann. In Zeile 04 kommt der Bürger der 
Aufforderung der Mitarbeiterin aus Zeile 03 nach und konkretisiert sein 
Anliegen. Mit Ihrer Äußerung nee’ dat kann ich ihn nich ságen 
(Zeile 05) diskreditiert sie sich fachlich. Die erhöhte Lautstärke, mit der sie 
hier artikuliert, verstärkt hier zudem noch den selbstdiskreditierenden 
Charakter der Äußerung. Die Mitarbeiterin liefert zwar im Anschluss daran 
mit der Äußerung wir stelln die nur um, eine kurze Begründung für 
ihre zuvor offenbarte Wissenslücke, mit der sie aber die Wirkung der sie 
selbst disqualifizierenden Äußerung nicht zu kompensieren vermag. Dass 
die kurze Begründung keine kompensierende Wirkung hat, zeigt sich an der 
Reaktion des Bürgers in Zeile 06. Mit der Äußerung könn se nicht sagn 
wiederholt er das, was ihm von der zuvor getätigten Aussage der 
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Mitarbeiterin am meisten ins Bewusstsein gelangt ist, nämlich, dass die 
Mitarbeiterin ihm gesagt hat, dass sie nicht in der Lage ist, ihm zu helfen. In 
dieser Äußerung steckt ein implizit an die Mitarbeiterin gerichteter Vorwurf. 
Im übertragenen Sinne kann diese Äußerung hier interpretiert werden als: 
„Soso, Du bist also nicht in der Lage, mir zu sagen, was ich wissen will“. 
Man könnte hier zudem daran denken, dass die Äußerung der Mitarbeiterin 
nee’ dat kann ich ihn nich ságen auch Ausdruck mangelnder 
Kooperationsbereitschaft sein könnte. Insbesondere das nee’ am Anfang 
der Äußerung deutet auf eine ablehnende Haltung hin. Dies könnte im 
Zusammenhang stehen mit der zuvor von ihr als Kränkung empfundene 
Äußerung des Bürgers aus Zeile 02. Jedenfalls bezieht sich ihre Äußerung 
kann ich ihn nich ságen direkt auf die zuvor vom Bürger konkret 
geäußerte Frage, wie man die Steuerkarte am besten umstellen sollte. 
Deshalb ist davon auszugehen, dass die Mitarbeiterin, wie sich später dann 
auch in Zeile 07 und 09 zeigt, die Frage in der Tat nicht beantworten kann 
und nicht nur nicht beantworten will. In Zeile 06 formuliert der Bürger dann 
seinen Einspruch. Er versucht hier, mit einem Hinweis darauf, dass für 
ähnlich gelagerte Sachverhalte Berater zur Verfügung stünden, doch noch 
zu einer brauchbaren Information zu kommen. Die zahlreichen 
Verzögerungssignale innerhalb seines Redebeitrages deuten darauf hin, 
dass er wegen der Botschaft der Mitarbeiterin, ihm nicht helfen zu können, 
verunsichert ist. Die Mitarbeiterin reagiert jedoch in Zeile 07 erneut mit einer 
Äußerung (da bin ich jetzt écht überfrácht), mit der sie ihre 
fachlichen Kompetenzen abermals selbst in Frage stellt. Die 
Verunsicherung, die sich dadurch beim Bürger einstellt, kann durch dessen 
kommunikative Handlungen in Zeile 08 nachvollziehbar gemacht werden. 
Die zahlreichen Verzögerungssignale, das Stottern zu Beginn seines 
Redebeitrages (wie wie) und auch die Tatsache, dass er sich hier an einer 
Stelle selbst unterbricht und neu ansetzt sind die kommunikativen 
Dokumente seiner Verunsicherung. 
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6.3.5 Die Verwendung des Konjunktivs 
 
Die Verwendung konjunktivischer Formulierungen führte in den hier 
untersuchten Gesprächen ebenfalls sehr oft zu Problemen. 
 
Hier fragt der Bürger nach einer amtlichen Bescheinigung, die er bei der 
Verwaltung angefordert hat. 
 
01 B: ach so’ wánn kann ich dénn damit réchnen, 
   
02 M: hm- já die beschéinigung könnte mitte nächster woche 
béi ihn séin, 
   
03 B: hm, ja öh öh is das denn sícher’ 
   
04 M: jaja das müsste dann bei ihnen séin, 
   
05 B: ja ö:hm wie gesacht ich bräuchte dat auf jéden fall 
öhm nächste wóche ne’ 
   
06 M: jaja kéine sórge das ist dánn auf jéden fall da-  
   
07 B: ah das is príma, 
   
 
In Zeile 01 fragt der Bürger die Mitarbeiterin danach, wann ihm die von ihm 
bei der Verwaltung angeforderte Bescheinigung zugestellt wird. Unter 
Verwendung des Konjunktivs könnte avisiert die Mitarbeiterin in Zeile 02 
den Eingang der Bescheinigung beim Bürger für die Mitte der folgenden 
Woche. Die hier von der Mitarbeiterin verwendete konjunktivische 
Formulierung drückt lediglich die Möglichkeit aus, dass die Bescheinigung 
den Bürger zu dem von der Mitarbeiterin genannten Zeitpunkt erreicht. Der 
verwendete Konjunktiv vermittelt hier Unverbindlichkeit. Die konjunktivische 
Formulierung lässt offen, ob die Bescheinigung auch tatsächlich zu dem von 
der Mitarbeiterin genannten Termin beim Bürger eintreffen wird. Die dadurch 
beim Bürger verursachte Verunsicherung zeigt sich an dessen Äußerungen 
in Zeile 03. Mit der von ihm mit fallender Intonation geäußerten Einheit hm, 
gibt der Bürger hier implizit zu verstehen, dass er nicht sicher ist, ob er der 
Aussage der Mitarbeiterin aus Zeile 02 glauben schenken kann. Auch das 
hier von ihm zwei Mal hintereinander gestammelte Verzögerungssignal öh 
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signalisiert seine Verunsicherung. Dass der Bürger wegen des von der 
Mitarbeiterin verwendeten Konjunktivs verunsichert ist, zeigt sich hier 
schließlich auch daran, dass er mit der von ihm gewählten Formulierung is 
das denn sícher’ die Verbindlichkeit der von der Mitarbeiterin in Zeile 02 
getroffenen Aussage in Zweifel zieht. Gleichzeitig fordert der Bürger die 
Mitarbeiterin mit dieser Formulierung auf, sich, was den Zeitpunkt der 
Zustellung der Bescheinigung anbelangt, konkreter respektive verbindlicher 
zu äußern. Dies tut die Mitarbeiterin jedoch nicht. Ganz im Gegenteil: Die 
von ihr unter Verwendung der Einheit  müsste erneut konjunktivisch 
formulierte Äußerung jaja das müsste dann bei ihnen séin, 
liefert dem Bürger nicht die erhoffte Verbindlichkeit. Der Bürger bleibt 
verunsichert, wie seine Äußerung in Zeile 05 belegt. Dass der Bürger hier 
unter Verwendung der Formulierung auf jéden fall ausdrücklich betont, 
dass er die Bescheinigung definitiv in der nächsten Woche benötigt, weist 
darauf hin, dass er immer noch Zweifel an der Verbindlichkeit der Aussage 
der Mitarbeiterin hegt. Mit dem von ihm am Ende der Äußerungseinheit der 
Zeile 05 mit steigender Intonation artikulierten Dialogsignal ne’ fordert der 
Bürger zudem erneut eine verbindliche Reaktion der Mitarbeiterin ein. Diese 
hat nun offensichtlich die Verunsicherung des Bürgers erkannt: Mit der von 
ihr in Zeile 06 gewählten Formulierung kéine sórge das ist dánn 
auf jéden fall da-  versichert sie dem Bürger, dass er die benötigte 
Bescheinigung rechtzeitig erhält. Daraufhin signalisiert der Bürger in Zeile 07 
nunmehr Zufriedenheit. 
 
 
In dem folgenden Beispiel geht es um neue Abholzeiten für Altpapier. 
 
01 B: und wánn wird das papíer dénn dann zukünftig 
abgeho:lt’ 
   
02 M: ja die müssten dann dónnerstags kommen, 
   
03 B: öh bestimmt’ öh oder, 
   
04 M: ja öh das wäre dann schon so (.) jeden zwéiten 
dónnerstag ne’ 
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05 B: ja dat hört sich jetzt so an als wüssten söd nich 
ganz genau, 
   
06 M: doch doch öhm hier stéht et öh alle zwei wóchen 
dónnerstags da könn se sich drauf verlassen, 
   
 
Auf die Frage nach dem neuen Termin für das Abholen des Altpapiers (Zeile 
01) antwortet die Mitarbeiterin in Zeile 02 unter Verwendung der Einheit 
müssten mit einer konjunktivischen Formulierung, die die Bürgerin 
verunsichert. Die von der Bürgerin in Zeile 03 artikulierten 
Verzögerungssignale (öh) sowie insbesondere ihr bestimmt’, das durch 
die steigende Intonation fragenden Charakter erhält, verdeutlichen ihre 
Verunsicherung. Mit der von ihr artikulierten Einheit bestimmt’ signalisiert 
sie ihr Misstrauen. Sie macht damit deutlich, dass sie an der Verbindlichkeit 
der Aussage zweifelt und fordert bei der Mitarbeiterin gleichzeitig eine 
verbindliche Bestätigung für die Richtigkeit der konjunktivisch übermittelten 
Information ein. Auch die von ihr artikulierte Einheit oder, deutet hier 
insofern auf Verunsicherung hin, als die Bürgerin mit dieser Äußerung 
ebenfalls deutlich macht, dass sie die Verbindlichkeit der Aussage der 
Mitarbeiterin aus Zeile 02 in Zweifel zieht und eine Klarstellung einfordert. In 
Zeile 04 bestätigt die Mitarbeiterin der Bürgerin – allerdings erneut unter 
Verwendung einer konjunktivischen Formulierung (ja öh das wäre dann 
schon so) – die von ihr zuvor an die Bürgerin übermittelte Information, 
wobei sie dieses Mal ihre Aussage insofern spezifiziert, als sie darauf 
verweist, dass das Altpapier zukünftig an jedem zweiten Donnerstag 
abgeholt werden soll. Dass auch diese konjunktivische Formulierung die 
Bürgerin verunsichert, zeigt sich an ihrer Reaktion in Zeile 05, in der sie mit 
der hier von ihr gewählten Formulierung ja dat hört sich jetzt so 
an als wüssten söd nich ganz genau, explizit deutlich macht, wie 
diese konjunktivische Formulierung auf sie gewirkt hat: Sie unterstellt der 
Mitarbeiterin Unsicherheit und macht damit gleichzeitig deutlich, dass sie 
selbst, wo sie doch sogar bei der Mitarbeiterin selbst Unsicherheit 
festgestellt hat, die Verbindlichkeit der ihr erteilten Auskunft nur in Zweifel 
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ziehen kann. Zudem ist die von ihr gewählte Formulierung als erneute 
Aufforderung an die Mitarbeiterin zu verstehen, mit einer entsprechenden 
Äußerung Verbindlichkeit herzustellen. Dieser Aufforderung kommt die 
Mitarbeiterin erst mit der von ihr in Zeile 06 gewählten Formulierung nach. 
 
 
6.3.6 Die Verwendung von Weichmachern 
 
Mit Weichmacher sind hier Ausdrücke wie „eigentlich“, „eventuell“, 
„sozusagen“, „prinzipiell“ oder „grundsätzlich“ etc. gemeint. Der Begriff 
Weichmacher wird hier deshalb gewählt, weil solche Ausdrücke geeignet 
sind, Aussagen aufzuweichen, soll heißen, Aussagen Eindeutigkeit und 
Verbindlichkeit zu nehmen. Die Verwendung solcher Ausdrücke durch die 
Mitarbeiter führte in den untersuchten Gesprächen ebenfalls zu Störungen.  
 
In dem folgenden Gesprächsausschnitt geht es darum, den richtigen 
Ansprechpartner für den Bürger zu finden. 
 
01 M: öhm dafür sind wir hier eígentlich nicht zuständig, 
((räuspert sich)) 
   
02 B: hm, öhm was héißt éigentlich könn se mir jetz ne 
auskunft gében oder oder wie’ 
   
03 M: momént das macht wahrscheinlich unser hérr müller vom 
(leiser)vom (-) bauamt,* 
   
04 B: hm, ja wér macht das denn jétzt- 
   
05 M: jajá’ unser hérr müller öhm da könnt ich sie 
evéntuell mal verbinden, 
   
06 B: ((lächelt zynisch)) ja öh ich bitte darum,*  
   
 
Nachdem der Bürger dem Mitarbeiter zuvor sein Anliegen vorgetragen hat, 
teilt der Mitarbeiter dem Bürger in Zeile 01 unter Verwendung des Begriffes 
eígentlich mit, dass die Mitarbeiter des Service Centers für die 
Bearbeitung des vom Bürger vorgetragenen Anliegens nicht zuständig 
seien. Die Verwendung des Begriffes „eigentlich“ macht die getroffene 
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Aussage unklar. Sie führt zur Verunsicherung des Bürgers, der das 
entstandene Problem in Zeile 02 durch explizites Nennen respektive 
Wiederholung des problemverursachenden Begriffes (eigentlich) manifes-
tiert. Mit dem Fragen danach, was denn der Begriff eigentlich hier zu 
bedeuten habe und ob der Mitarbeiter sein Anliegen nun bearbeiten könne 
oder nicht, macht der Bürger deutlich, dass er – aufgrund der Verwendung 
dieses Weichmachers – nicht sicher sein kann, dass die vom Mitarbeiter 
getroffene Aussage, nicht zuständig zu sein, wirklich zutreffend ist. Die an 
ihn gerichtete Frage beantwortet der Mitarbeiter in Zeile 03 dadurch, dass er 
dem Bürger – allerdings erneut unter Verwendung eines Weichmachers 
(wahrscheinlich) – den innerhalb der Verwaltung für die Bearbeitung 
seines Anliegens zuständigen Ansprechpartner nennt (Herr Müller). Der hier 
verwendete Weichmacher führt erneut zur Verunsicherung des Bürgers. Die 
von ihm in Zeile 04 getätigte Äußerung hm, ja wér macht das denn 
jétzt- (Zeile 04) verdeutlicht die Verunsicherung des Bürgers, der hier 
explizit nachfragt, wer denn nun wirklich der zuständige Ansprechpartner ist. 
Daraufhin bekräftigt der Mitarbeiter, dass Herr Müller der richtige 
Ansprechpartner ist (Zeile 05). Er bietet dem Bürger an, ihn evéntuell zu 
verbinden. Mit seiner mit leicht zynisch wirkendem Lächeln vorgetragenen 
Äußerung ja öh ich bitte darum- signalisiert der Bürger dem 
Mitarbeiter in Zeile 07 implizit, dass ihn die erneute Verwendung eines 
Weichmachers stört, und dass er das Verbinden mit Herrn Müller nicht nur 
eventuell, sondern definitiv erwartet. 
 
Hier geht es um das Beantragen eines neuen Personalausweises: 
 
01 B: und den áusweis öh, kann ich den auch telefónisch 
bestélln’ 
   
02 M: éigentlich nicht-  
   
03 B: öh öhm ah’ das heißt dass es unter umständen géht’ 
   
04 M: nené’ wir benötigen da schon ihre unterschrift- 
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In Zeile 01 fragt die Bürgerin die Mitarbeiterin danach, ob ein neuer 
Personalausweis  auch telefonisch beantragt werden kann. Die Mitarbeiterin 
verneint dies in Zeile 02 mit der Formulierung éigentlich nicht-. Die 
Verwendung des Weichmachers „eigentlich“ lässt die Aussage der 
Mitarbeiterin unsicher erscheinen. Dies führt auch hier zu einer 
Verunsicherung der Bürgerin. Die zu Beginn ihres Redebeitrages in Zeile 03 
geäußerten Verzögerungssignale öh öhm ah’ können hier als Zeichen der 
Verunsicherung der Bürgerin interpretiert werden. Mit der von ihr als Frage 
formulierten Äußerung das heißt dass es unter umständen géht’ 
(die steigende Intonation am Ende der Äußerungseinheit verleiht der 
Äußerung fragenden Charakter) macht die Bürgerin deutlich, dass die 
Aussage der Mitarbeiterin aufgrund der von dieser gewählten Formulierung 
dazu geeignet ist, anzunehmen, dass das telefonische Beantragen eines 
Personalausweises nicht kategorisch ausgeschlossen ist. Sie fragt hier 
nach, ob dem so ist. Die Tatsache, dass sie nachfragt, ist hier als (weiteres) 
Signal für die Verunsicherung der Bürgerin zu interpretieren. Die 
Mitarbeiterin schafft erst durch ihre Äußerung in Zeile 04 unter Lieferung der 
Begründung dafür, warum eine telefonische Beantragung eines 
Personalausweises nicht möglich ist (nené’ wir benötigen da schon 
ihre unterschrift-), Klarheit. 
 
Thema des folgenden Gesprächsausschnitts ist die Beantragung eines 
Führungszeugnisses. 
 
01 B: öhm wie lánge dauert das dann bis es dá ist, 
   
02 M: normálerweise ist das in vier wóchen da- 
   
03 B: öh ja öh was héißt das genau’ 
   
04 M: ja öhm evéntuell kommt dat auch früher da an,  
   
05 B: öh ja wie wie wie lange dauert dat denn jétz genau- 
   
06 M: ja bis zu vier wóchen (-) genauer kann ich ihn dát 
nich ságn, 
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In Zeile 01 fragt der Bürger den Mitarbeiter danach, wie lange es vom 
Zeitpunkt der Beantragung an dauert, bis ein Führungszeugnis bei der 
Behörde, bei der es vorgelegt werden soll, eingeht. Die Verwendung des 
Weichmachers normálerweise (Zeile 02) lässt die hier getroffene 
Aussage unsicher erscheinen. Die Reaktion des Bürgers in Zeile 03 weist 
darauf hin, dass dieser aufgrund der Verwendung des Weichmachers 
bezüglich der Verbindlichkeit der von dem Mitarbeiter gemachten 
Zeitangabe verunsichert ist: Er stammelt hier die Verzögerungssignale öh 
ja öh und sieht sich genötigt, nachzufragen, was die getätigte Aussage 
bedeutet (was héißt das genau’). Daraufhin verwendet der Mitarbeiter 
in Zeile 04 erneut einen Weichmacher (evéntuell). Er teilt dem Bürger 
mit, dass das Führungszeugnis auch früher bei der Behörde eingehen 
könnte. Sein gestottertes wie wie wie sowie sein Nachfragen nach dem 
genauen Zeitpunkt des Eingangs des Führungszeugnisse bei der Behörde 
(wie lange dauert dat denn jétz genau-) sind hier die Signale der 
durch die Verwendung des Weichmachers beim Bürger erzeugten 
Verunsicherung. 
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Abbildung 1: Schematische Darstellung der Ergebnisse der qualitativen 
                     Analyse 
 
 
 
 
       Kategorien problemverursachenden Handelns                                Problemkategorien 
 
 
• Mangelhafte Artikulation 
• Das Erteilen unpräziser Auskünfte 
• Die Verwendung von Verwaltungsfachbegriffen 
 
 
 
 
Verstehens- und Verständnisprobleme 
 
• Ins Wort fallen 
• Nicht zu Wort kommen lassen 
• Mangelnde Kooperationsbereitschaft 
• Unpersönliches Verhalten 
• Den Bürger kritisieren 
• Die Verwendung von Negativformulierungen 
 
 
 
 
 
 
Beziehungskonflikte 
 
 
 
 
 
 
• Mangelhaftes Rückkoppelungsverhalten 
• Übermotiviertheit 
• Ins Blaue hinein informieren 
• Selbstdiskreditierende Äußerungen 
• Die Verwendung des Konjunktivs 
• Die Verwendung von Weichmachern 
 
 
 
 
 
 
Verunsicherung des Bürgers 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
170 
  
6.4  Quantitative Auswertung der Gespräche 
 
Um eine Gewichtung der hier insgesamt aufgefundenen 
problemverursachenden kommunikativen Handlungen bezüglich der 
Häufigkeit ihres Vorkommens innerhalb der in dieser Arbeit untersuchten 
360 Gespräche vornehmen und daraus etwaige Schlüsse ziehen zu können, 
erschien es sinnvoll, hier auch eine quantitative Auswertung der Gespräche 
vorzunehmen. Ziel dieser quantitativen Auswertung war es, festzustellen, 
wie oft die den jeweiligen Kategorien problemverursachenden Handelns 
zugeordneten kommunikativen Handlungen der Mitarbeiter der Service 
Center in den 360 hier untersuchten Gesprächen insgesamt zu Problemen 
führten. Die Abbildung auf Seite 172 zeigt das Ergebnis der Auszählung. Die 
aus dem Ergebnis der Auszählung abzuleitenden Erkenntnisse, die dem 
Autor zu erwähnen wichtig erscheinen, werden in Kapitel 7 
(Optimierungsempfehlungen) sowie in Kapitel 8 (Fazit und Ausblick) dieser 
Arbeit thematisiert. An dieser Stelle kann jedoch bereits gesagt werden, 
dass das quantitative Ergebnis mit Blick darauf, ob zum Beispiel im Rahmen 
von Schulungen bestimmte Problembereiche besondere Berücksichtigung 
finden sollten, nur begrenzt aussagekräftig ist. Dies deshalb, da 
problemverursachende kommunikative Handlungen hier ohnehin nur dann 
zu so genannten Kategorien problemverursachenden Handelns 
zusammengefasst wurden, wenn sie in allen hier untersuchten Service 
Centern in relativer Häufigkeit zu Problemen führten und alle diese Bereiche 
in Schlungskonzepten deshalb Berücksichtigung finden sollten. 
Nichtsdestotrotz sind die Ergebnisse der quantitativen Auswertung natürlich 
insofern interessant, als sie erkennen lassen, in welchen der ohnehin 
problemverursachenden Bereiche im Schulungsbereich besondere 
Anstrengungen unternommen werden sollten (Abbildung 3 auf Seite 173 
zeigt aus Gründen der besseren Übersichtlichkeit zur Vornahme einer 
Gewichtung die Gesamtzahl der problemverursachenden Handlungen nach 
der Häufigkeit ihres Vorkommens noch einmal absteigend gestaffelt).    
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Abbildung 2: Häufigkeit des Vorkommens der problemverursachenden 
                     kommunikativen Handlungen insgesamt  
 
 
 
Kategorien problemverursachenden Handelns               Gesamtzahl der ermittelten 
                                                                                         problemverursachenden 
                                                                                         Handlungen 
 
 
Mangelhafte Artikulation 
 
Das Erteilen unpräziser Auskünfte 
 
Die Verwendung von Verwaltungsfachbegriffen 
 
Ins Wort fallen 
 
Nicht zu Wort kommen lassen 
 
Mangelnde Kooperationsbereitschaft 
 
Unpersönliches Verhalten 
 
Den Bürger kritisieren 
 
Die Verwendung von Negativformulierungen 
 
Mangelhaftes Rückkoppelungsverhalten 
 
Übermotiviertheit 
 
Ins Blaue hinein informieren 
 
Selbstdiskreditierende Äußerungen 
 
Die Verwendung des Konjunktivs 
 
Die Verwendung von Weichmachern 
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* GEP = Gesprächseröffnungsphase 
 
 
 
172 
  
Abbildung 3: Problemverursachende kommunikative Handlungen nach der 
                     Häufigkeit ihres Vorkommens absteigend gestaffelt 
 
 
 
Kategorien problemverursachenden Handelns                Gesamtzahl der ermittelten 
                                                                                         problemverursachenden 
                                                                                         Handlungen 
 
 
1  Die Verwendung von Weichmachern 
 
2  Die Verwendung des Konjunktivs 
 
3  Ins Wort fallen 
 
4  Selbstdiskreditierende Äußerungen 
 
5  Das Erteilen unpräziser Auskünfte  
 
6  Unpersönliches Verhalten 
 
7  Die Verwendung von Negativformulierungen  
 
8  Mangelnde Kooperationsbereitschaft   
 
9  Mangelhafte Artikulation 
 
10 Mangelhaftes Rückkoppelungsverhalten 
 
11 Den Bürger kritisieren  
 
12 Ins Blaue hinein informieren 
 
13 Die Verwendung von Verwaltungsfachbegriffen 
 
14 Übermotiviertheit 
 
15 Nicht zu Wort kommen lassen 
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7  Optimierungsempfehlungen 
 
In dieser Arbeit konnten bestimmte kommunikative Handlungen der 
Mitarbeiter der Service Center kommunaler Verwaltungen zu Kategorien 
problemverursachenden Handelns zusammengefasst werden. In direkter 
Anlehnung an die hier gebildeten Kategorien problemverursachenden 
Handelns werden in diesem Kapitel  Optimierungsempfehlungen, die der 
erfolgreichen Gestaltung der in Service Centern kommunaler Verwaltungen 
stattfindenden Kommunikation dienen können, ausgesprochen. Die 
nachstehend aufgeführten Verbesserungsempfehlungen können deshalb 
nur allgemein und nicht, mit Blick auf jede potenzielle 
problemverursachende Handlung, die einer der hier gebildeten Kategorien 
problemverursachenden Handelns zuzuordnen wäre, einzelfallorientiert 
formuliert werden, da die in den hier gebildeten Kategorien 
problemverursachenden Handelns zusammengefassten kommunikativen 
Handlungen unterschiedlichster Gestalt sind bzw. sein können. So können 
zum Beispiel unpäzise Auskünfte durch kommunikative Handlungen 
unterschiedlichster Art realisiert werden. Eine einzelfallbezogene 
Verbesserungsempfehlung für jede mögliche Handlung, die zum Beispiel als 
unpräzise Auskunft zu qualifizieren wäre, ist hier deshalb weder möglich 
noch notwendig. Notwendig auch deshalb nicht, da sich die 
ausgesprochenen Empfehlungen auf die jeweiligen Kategorien 
problemverursachenden Handelns beziehen und auf jeden, der jeweiligen 
Kategorie problemverursachen Handelns zuzuordnenden Einzelfall 
übertragbar sind.  
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7.1 Verstehen und Verständnis 
 
In diesem Unterkapitel werden Optimierungsempfehlungen dargestellt, die 
aus den in Kapitel 6.1 dieser Arbeit aufgeführten Kategorien 
problemverursachenden Handelns abzuleiten waren.  
 
 
7.1.1 Deutlich artikulieren 
 
Die Analyse der Gespräche hat gezeigt, dass mangelhafte Artikulation 
Verstehensprobleme verursachen kann. Um derartige Probleme zu 
vermeiden, gilt es, nicht zu „nuscheln“, Anfangs- und Endeinheiten einer 
Äußerung vollständig zu artikulieren und Silben nicht zu verschlucken. 
Vokale und Konsonanten sind deutlich zu bilden. Eine gute Mundöffnung 
begünstigt das erfolgreiche Umsetzen vorstehend genannter Empfehlungen. 
Auch ist darauf zu achten, nicht zu schnell und/oder zu leise zu sprechen, 
da zu schnelles Sprechen dazu führen kann, die Kontrolle über die 
Artikulation zu verlieren und zu leises Sprechen selbstredend die Gefahr in 
sich birgt, akustisch nicht verstanden zu werden. Eine aufrechte 
Körperhaltung begünstigt überdies eine gute Artikulation (vgl. Leicher 1990: 
107f.). Zu Verstehensproblemen aufgrund mangelhafter Artikulation kam es 
hier in auffälliger Häufigkeit insbesondere in der Gesprächseröffnungs-
phase. Diese Beobachtung lässt den Schluss zu, dass dem so ist, weil sich 
durch die Vielzahl der tagtäglich von den Mitarbeitern der Service Center 
kommunaler Verwaltungen unmittelbar nacheinander entgegenzu-
nehmenden Gespräche bei diesen ein gewisser (negativ wirkender) 
Automatismus bei der Ausführung der innerhalb der Gesprächseröffnung 
vorzunehmenden, meist standardisierten Vorstellungs- und Begrüßungs-
formel eingestellt haben könnte. Ein solcher Automatismus kann zur 
Vernachlässigung der (deutlichen) Artikulation führen, ohne dass dies den 
Mitarbeitern selbst bewusst werden muss. Deshalb gilt es, die Mitarbeiter 
der Service Center kommunaler Verwaltungen zum Beispiel im Rahmen von 
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Schulungen darauf hinzuweisen, dass sich derartige Automatismen in das 
Verhalten der Mitarbeiter einschleichen können. Durch das Schaffen eines 
Bewusstseins für die Existenz solcher Phänomene eröffnet sich den 
Mitarbeitern der Verwaltung die Möglichkeit, ihr diesbezügliches Verhalten 
zu reflektieren und nötigenfalls zu korrigieren.  
 
 
7.1.2 Präzise Auskünfte erteilen 
 
In den untersuchten Gesprächen ist es häufig zu Verständnisproblemen 
gekommen, wenn Mitarbeiter der Service Center den Bürgern unpräzise 
Auskünfte übermittelten. Unpräzise Auskünfte wurden häufig dann erteilt, 
wenn Mitarbeiter sich mit dem Thema, auf das sich die Frage des Bürgers 
bezog, nicht (gut genug) auskannten, sie nicht in der Lage waren, eine 
Frage des Bürgers umgehend zu beantworten oder aber bestimmtes Wissen 
beim Bürger voraussetzten. Mitarbeiter der Service Center sollten den 
Bürgern nur dann Informationen zu einem bestimmten Thema geben, wenn 
sie dieses Thema inhaltlich auch beherrschen. Andernfalls sollte ein 
lösungsorientierter Alternativvorschlag unterbreitet werden. Es kann 
durchaus vorkommen, dass ein Mitarbeiter eine bestimmte Frage nicht 
direkt beantworten kann. Dies stellt zunächst kein Problem dar. Der 
Mitarbeiter sollte dem Bürger mitteilen, dass er sich für ihn informiert (zum 
Beispiel in seinem Computersystem), um ihm zu helfen. Bevor er die 
betreffende Information sicher gefunden hat, sollte er keine Auskünfte 
erteilen, respektive keine Erklärungsversuche auf der Basis von Halbwissen 
unternehmen. Außerdem sollte bei den Mitarbeitern das Bewusstsein dafür 
geschärft werden, dass der Bürger als Verwaltungs-Laie im Normalfall über 
keinerlei Kenntnisse bezüglich Verwaltungshandeln, -abläufe oder -struk-
turen verfügt. Bei Vorhandensein eines Bewusstseins bezüglich dieses 
Aspekts wird der Mitarbeiter eher darauf achten, seine kommunikativen 
Handlungen so zu gestalten, dass der Bürger ihn verstehen kann. 
Grundsätzlich gilt, bei der Übermittlung von Informationen den Sachverhalt 
treffende, verständliche Begriffe zu verwenden. 
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7.1.3 Verwaltungsfachbegriffe vermeiden 
 
Zu Verständnisproblemen ist es in den untersuchten Gesprächen auch dann 
gekommen, wenn Mitarbeiter der Service Center Verwaltungsfachbegriffe 
verwendeten, denen der Bürger als mit Verwaltungssprache nicht vertrauter 
Laie keine Bedeutung zuordnen konnte. Menschen, denen eine bestimmte 
Fachsprache nicht geläufig ist, können mit Begriffen, die einer Fachsprache 
zuzuordnen sind, keinen Wirklichkeitsinhalt verbinden (vgl. Otto 1981: 48). 
Deshalb sind Verwaltungsfachbegriffe, so weit es der institutionell 
vorgegebene Rahmen zulässt, zu vermeiden. An Stellen, an denen der 
institutionell vorgegebene Rahmen dies nicht zulässt, sollten Fachbegriffe 
unter Berücksichtigung des jeweiligen situativen Kontextes verständlich 
erklärt oder durch Beispiele oder Bilder veranschaulicht werden.  
 
 
7.2 Aspekte der Beziehungsgestaltung 
 
Um Bürgernähe und Bürgerzufriedenheit zu erreichen ist eine positive 
Gestaltung der Beziehung zum Bürger innerhalb der Gespräche notwendig. 
Voraussetzung für die Herstellung einer positiven Beziehung zum Bürger ist 
die Schaffung einer guten Gesprächsatmosphäre. Eine solche Atmosphäre 
kann jedoch nur dann entstehen, wenn es den Mitarbeitern der Service 
Center gelingt, durch ihr kommunikatives Handeln ein persönliches 
Verhältnis zum Bürger aufzubauen. Dies ist in den hier untersuchten 
Gesprächen nicht immer gelungen. 
 
 
7.2.1 Ausreden lassen 
 
Dadurch, dass Mitarbeiter der Service Center Bürgern während eines 
Redebeitrages ins Wort gefallen sind, kam es zwischen den Akteuren 
vornehmlich zu Problemen auf der Beziehungsebene. Jemandem ins Wort 
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zu fallen ist unhöflich und kann vom Betroffenen als Geringschätzung der 
eigenen Person durch den Gesprächspartner interpretiert werden. Deshalb 
ist es empfehlenswert, dem Bürger auch dann nicht ins Wort zu fallen, 
sondern ihn ausreden zu lassen, wenn der Mitarbeiter glaubt, das Anliegen 
des Bürgers bereits erfasst zu haben.  
 
 
7.2.2 Zu Wort kommen lassen 
 
Auch der umgekehrte Fall, nämlich der Fall, in dem Mitarbeiter Bürger ohne 
auf die Reaktionen der Bürger zu achten, gewissermaßen an die Wand 
geredet haben, führte zu Problemen auf der Beziehungsebene. Auch 
insofern sollte bei den Mitarbeitern ein Bewusstsein dafür geschaffen 
werden, dass es für eine positive Beziehungsgestaltung wichtig ist, auf die 
Signale/Einwürfe ihrer Gesprächspartner zu achten und diese dann auch bei 
der Ausgestaltung ihres kommunikativen Handelns zu berücksichtigen.  
 
 
7.2.3 Kooperationsbereitschaft signalisieren 
 
Mangelnde Kooperationsbereitschaft führte in den hier analysierten 
Gesprächen ebenfalls zu Problemen auf der Beziehungsebene der Akteure. 
Um derartige Probleme zu vermeiden, ist es von besonderer Bedeutung, 
dem Bürger durch kommunikatives Handeln zu signalisieren, dass der 
Mitarbeiter stets bereit ist, dem Bürger dabei zu helfen, dessen Anliegen 
erfolgreich zu bearbeiten. Durch die vom Mitarbeiter gewählten 
Ausdrucksweisen und Begrifflichkeiten sollte dem Bürger eine kooperative 
Grundhaltung des Mitarbeiters ihm gegenüber vermittelt werden.  
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 7.2.4 Persönliches Verhalten zeigen 
 
Um dem Bürger Wertschätzung, Anerkennung und Aufmerksamkeit (für die 
Bearbeitung seines Anliegens) zu signalisieren, empfiehlt es sich, den 
Bürger im Verlauf eines Gespräches immer dann, wenn es der situative 
Kontext erlaubt, mit seinem Namen anzusprechen. Dies ist nicht nur ein 
Gebot der Höflichkeit. Durch die persönliche Ansprache wird dem Bürger 
signalisiert, dass er dem Mitarbeiter, und auch der Institution für die dieser 
arbeitet, wichtig ist, und dass die Bearbeitung seines Anliegens ernst 
genommen wird. Zudem verleiht auch der Gebrauch der ersten Person 
Singular (Ich-Form) Aussagen persönlichen Charakter. Elliptische 
Äußerungen sind zu vermeiden. „Small Talk“ und gemeinsames Lachen an 
passenden Stellen im Gespräch sind ebenfalls Ausdruck persönlicher 
Kommunikation. Auch dies kann, wenn es dem situativen Kontext 
entsprechend eingesetzt wird, den Aufbau einer positiven Beziehung zum 
Bürger fördern (vgl. Brünner 2000: 122f.).  
 
 
7.2.5 Kritik vermeiden 
 
Die Auswertung der Gespräche hat gezeigt, dass es immer dann zu 
Problemen zwischen den Gesprächspartnern kam, wenn Mitarbeiter Bürger 
kritisierten. Hier kann eine Empfehlung nur lauten, stets besonnen und 
sachbezogen zu agieren, und zwar auch dann, wenn der Mitarbeiter 
subjektiv das Empfinden hat, mit dem Anliegen des Bürgers oder mit dessen 
Verhaltensweise überfordert zu sein oder einfach nur schlecht gelaunt ist. 
Auch gilt es, ein Bewusstsein dafür zu entwickeln, dass auch implizit 
geäußerte Kritik wie ein (versteckter) Angriff wirkt. Kritik verursacht beim 
Kritisierten Stress. Dieser entsteht durch das Bewusstmachen der negativen 
Bewertung durch den Kritisierenden. Dadurch kann sich beim Kritisierten ein 
Gefühl der Entwertung einstellen (vgl. Vogel 2003 im www.). Jegliche Form 
von Kritik ist daher zu unterlassen. 
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7.2.6 Positiv formulieren 
 
Auch die Verwendung von Negativformulierungen hat in den untersuchten 
Gesprächen zu Problemen zwischen den Akteuren geführt. Hier gilt es, 
negativ konnotierte Begriffe wie z.B. „falsch“, „schlecht“, „Problem“ etc. zu 
vermeiden und darauf zu achten, stets positiv konnotierte Begriffe zu 
verwenden und insgesamt mit Blick auf das Anliegen des Bürgers 
lösungsorientiert zu handeln. So sollte man z.B. anstelle von: „Da kriegen 
Sie jetzt keinen mehr“ besser sagen: „Unser Herr Müller ist morgen früh ab 
acht Uhr wieder für Sie da“. Dem Bürger sollte also mitgeteilt werden, was 
für ihn getan werden kann bzw. was möglich ist. Ihm sollte nicht gesagt 
werden, warum etwas nicht geht. 
 
 
7.3 Verunsicherung des Bürgers vermeiden 
 
Das Beachten der nachfolgend aufgeführten Empfehlungen kann dazu 
beitragen, eine Verunsicherung der Bürger zu vermeiden und Gespräche mit 
dem Bürger störungsfreier zu gestalten. 
 
 
7.3.1 Rückkoppelungsverhalten beachten 
 
Befindet sich der Mitarbeiter des Service Centers während eines 
Gespräches in der Hörerrolle, so ist es für das Gelingen der Kommunikation 
zwischen den Akteuren von großer Bedeutung, dass er während des 
Redezuges des Bürgers Rückkoppelungssignale (mhm, hm, ja, genau, 
richtig etc.) einsetzt, um dem Bürger zu signalisieren, dass er seinen 
Ausführungen aufmerksam folgt  und den Kontakt zu ihm hält (vgl. 
Brinker/Sager 1996: 57). Durch den Einsatz von Rückkoppelungssignalen 
signalisiert der Mitarbeiter dem Bürger seine aktive Beteiligung am Gespräch 
und sein Interesse, das  Anliegen des Bürgers zu erfassen, um es zu 
180 
  
bearbeiten. Er signalisiert dem Bürger überdies, dass er ihn verstanden hat, 
und dass dieser seine Ausführungen fortsetzen kann (vgl. Linke 1985: 214). 
Damit stabilisiert er das Gespräch. Eine Verunsicherung des Bürgers, wie 
sie in den untersuchten Gesprächen aufgrund fehlender 
Rückkoppelungssignale zu beobachten war,  kann so vermieden werden. 
 
 
7.3.2 Engagement nicht übertreiben 
 
Zu Problemen kam es in den Gesprächen auch dann, wenn Mitarbeiter 
Bürgern sämtliche Informationen, die aus Sicht der Mitarbeiter mit deren 
Anliegen in Verbindung stehen könnten, undifferenziert übermittelten. 
Dieses Verhalten zeigte sich zumeist dann, wenn die Mitarbeiter das Kern-
Anliegen des Bürgers – obschon sie davon ausgingen – noch gar nicht 
erfasst hatten. Dies könnte darauf zurückzuführen sein, dass Mitarbeiter, in 
der Absicht und mit dem Willen ausgestattet, ihre Arbeit besonders gut zu 
machen und dem Bürger vollumfänglich zu helfen, ihr Engagement 
übertreiben. Auch diesbezüglich gilt es, beim Mitarbeiter ein Bewusstsein 
dafür zu schaffen, dass ununterbrochenes Reden nach dem Motto: „Je mehr 
ich ihm/ihr zu dem Thema sage, um so besser“ gerade nicht bedeutet, dass 
man seinem Auftrag gut nachkommt. Es gilt hier, dem Mitarbeiter zu 
vermitteln, dass es wichtig ist, dass Kern-Anliegen des Bürgers zu erfassen 
und sich sodann bei der Bearbeitung des Anliegens auch genau darauf zu 
konzentrieren. 
 
 
7.3.3 Auf Fakten stützen 
 
Das Weitergeben von Informationen an Bürger darf nicht auf Vermutungen 
basieren. Mitarbeiter der Service Center sollten sich bei der Übermittlung 
von Informationen ausschließlich auf gesicherte Fakten stützen. Falls diese 
nicht vorliegen oder nicht sofort zu ermitteln sind, ist es besser, dem Bürger 
181 
  
anzubieten, sich für ihn zu informieren als Informationen an ihn 
weiterzugeben, die auf einer Vermutung basieren; und zwar auch dann, 
wenn der Mitarbeiter denkt: „So müsste es ja eigentlich sein“. An dieser 
Stelle soll nicht unerwähnt bleiben, dass Kenntnisse zu Sachverhalten, die 
Mitarbeiter aus Ihrem privaten Umfeld zu haben glauben (vgl. 
Gesprächsausschnitt auf Seite 150/151 dieser Arbeit), keinesfalls Grundlage 
für die Übermittlung von Informationen sein sollten.  
 
 
7.3.4 Lösungsorientiert agieren 
 
Wenn Mitarbeiter ihre fachlichen Kompetenzen durch Äußerungen wie „das 
weiß ich nicht“ oder „das kenn ich nicht“ etc. in Frage stellen, diskreditieren 
sie sich als der kompetente Ansprechpartner, den Bürger vorzufinden 
erwarten. Da der Mitarbeiter stellvertretend für die Verwaltung agiert, kann 
ein beim Bürger entstandener Eindruck von Inkompetenz sich aus Sicht des 
Bürgers sehr leicht von dem einzelnen Mitarbeiter auf die gesamte 
Verwaltung übertragen. Der Mitarbeiter sollte also, selbst wenn er bestimmte 
Fragen nicht beantworten oder zu bestimmten Sachverhalten keine Stellung 
beziehen kann, keine Äußerungen wählen, die ihn diskreditieren, sondern 
dem Bürger lösungsorientierte Alternativvorschläge unterbreiten. Anstelle 
von „das weiß ich nicht“ könnte er zum Beispiel sagen „Da kann ihnen unser 
Herr Müller weiterhelfen“.  
 
 
7.3.5 Indikativ verwenden 
 
Die Verwendung konjunktivischer Formulierungen führte in den 
untersuchten Gesprächen immer wieder zur Verunsicherung der Bürger. 
Anders als der Indikativ (Wirklichkeitsform) drückt der Konjunktiv 
(Möglichkeitsform) eine Relativierung des durch die jeweilige Aussage 
dargestellten Sachverhalts aus. Dadurch wirken konjunktivisch formulierte 
Aussagen unverbindlich. Bürger erwarten jedoch verbindliche Aussagen von 
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Mitarbeitern der Service Center kommunaler Verwaltungen. Worte wie 
„könnte“, „müsste“, „hätte“, „sollte“, „wäre“, „dürfte“ u.s.w. sind deshalb zu 
vermeiden. Anstelle dessen sollten indikativische Formulierungen verwendet 
werden, da der Indikativ den durch die getätigte Aussage bezeichneten 
Sachverhalt als gegeben darstellt. 
 
 
7.3.6 Weichmacher vermeiden 
 
Die Analyse der Gespräche hat gezeigt, dass neben konjunktivischen 
Formulierungen auch die Verwendung bestimmter Begrifflichkeiten wie z.B. 
„eigentlich“, „eventuell“, „sozusagen“, „prinzipiell“ oder „grundsätzlich“ etc. zu 
Problemen führte, da auch solche Begrifflichkeiten geeignet sind, 
Unverbindlichkeit zu signalisieren und damit Verunsicherung beim Bürger 
herbeizuführen. Begrifflichkeiten wie die vorstehend genannten sind deshalb 
zu vermeiden.  
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Abbildung 4: Schematische Darstellung der Optimierungsempfehlungen 
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8  Fazit und Ausblick 
 
Ziel dieser Arbeit war es, Störungen, die aufgrund der kommunikativen 
Handlungen der Mitarbeiter verschiedener Service Center kommunaler 
Verwaltungen in Telefongesprächen mit Bürgern entstanden sind, zu 
lokalisieren, deren Genese zu analysieren und aus den gewonnenen 
Erkenntnissen Verbesserungsempfehlungen abzuleiten. Hierbei wurde 
davon ausgegangen, dass Kommunikation als kooperatives, rationales 
Handeln zu verstehen ist und erst dann als erfolgreich vollzogen gelten 
kann, wenn das Handeln der Akteure zu Akzeptanz und Verstehen des 
vollzogenen Handelns führt. Die Untersuchung hat gezeigt, dass es den 
Mitarbeitern der in diese Studie eingebundenen Service Center häufig nicht 
gelungen ist, ihre kommunikativen Handlungen so auszugestalten, dass die 
Kommunikation mit den Bürgern als erfolgreich vollzogen bzw. störungsfrei 
hätte bezeichnet werden können. Die im Zuge der Auswertung der 
Gespräche gewonnenen Erkenntnisse ermöglichten eine Systematisierung 
derjenigen kommunikativen Handlungen der Mitarbeiter der Service Center, 
die hier zu Störungen führten. So konnten bestimmte störungsrelevante 
kommunikative Handlungen der Mitarbeiter zu insgesamt 15 hier so 
genannten Kategorien problemverursachenden Handelns zusammengefasst 
werden. Diese wurden wie folgt benannt: 
 
• Mangelhafte Artikulation 
• Das Erteilen unpräziser Auskünfte 
• Die Verwendung von Verwaltungsfachbegriffen 
• Ins Wort fallen 
• Nicht zu Wort kommen lassen 
• Mangelnde Kooperationsbereitschaft 
• Übermotiviertheit 
• Unpersönliches Verhalten 
• Den Bürger kritisieren 
• Die Verwendung von Negativformulierungen 
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• Mangelhaftes Rückkoppelungsverhalten 
• Ins Blaue hinein formulieren 
• Selbstdiskreditierende Äußerungen 
• Die Verwendung des Konjunktivs 
• Die Verwendung von Weichmachern 
 
Da die in diesen Kategorien zusammengefassten kommunikativen 
Handlungen immer wieder zu ähnlich gelagerten Problemen führten, 
konnten die hier gebildeten Kategorien problemverursachenden Handelns 
drei Problemkategorien, die eine sich aus einem Tun ergebende Wirkung 
beschreiben, zugeordnet werden (Verstehens- und Verständnisprobleme, 
Beziehungskonflikte, Verunsicherung des Bürgers). Die Analyse hat gezeigt, 
dass einige der hier aufgefundenen Störungen, zum Beispiel solche, die 
durch die Verwendung von Verwaltungsfachbegriffen oder – in einigen 
Fällen auch – durch das Erteilen unpräziser Auskünfte entstanden sind, 
darauf zurückgeführt werden können, dass in den hier untersuchten 
Gesprächen Verwaltungs-Fachleute auf Verwaltungs-Laien getroffen sind. 
Das heißt, dass es, bezogen auf diese beiden Kategorien problem-
verursachenden Handelns, auch deshalb zu Störungen kam, da die Bürger 
als Verwaltungs-Laien entweder bestimmte Verwaltungsfachbegriffe oder 
bestimmte verwaltungsspezifische Abläufe oder Strukturen nicht kannten, 
die Mitarbeiter der Service Center dies aber bei der Ausgestaltung ihrer 
kommunikativen Handlungen nicht berücksichtigten. Insofern hat sich die in 
der Einleitung dieser Arbeit formulierte Annahme, dass es aufgrund 
unterschiedlichen Wissens zum Thema Verwaltungshandeln zwischen den 
Akteuren zu Kommunikationsproblemen kommen würde, bestätigt. Für 
andere hier aufgefundene Störungen lässt sich ein solcher Zusammenhang 
nicht zwangsläufig herstellen. Insoweit wäre es für die Kommunikations-
forschung sicherlich ein interessantes Unterfangen, zu untersuchen, ob die 
hier erzielten Ergebnisse, die sich nicht eindeutig aus dem 
institutionenspezifischen Untersuchungsgegenstand erklären lassen, auch 
auf andere Institutionen, in denen vergleichbare Kommunikationssituationen 
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zu finden sind, übertragen werden können. Wenn man die Gesamtzahl der 
jeweiligen problemverursachenden kommunikativen Handlungen betrachtet, 
fällt auf, dass die Verwendung von Weichmachern und die Verwendung des 
Konjunktivs in den hier untersuchten Gesprächen am häufigsten Probleme 
verursachten. Auch selbstdiskreditierende Äußerungen sowie das Erteilen 
unpräziser Auskünfte führten insgesamt häufiger zu Problemen als die 
meisten anderen hier ermittelten problemverursachenden kommunikativen 
Handlungen. Dies lässt den Schluss zu, dass die Mitarbeiter der Service 
Center vermutlich wegen der hohen Vielfalt der Themenbereiche, zu denen 
sie Auskunft geben müssen, nicht alle diese Themenbereiche inhaltlich so 
gut beherrschen, dass sie stets klare und unmissverständliche Aussagen 
machen können. Dieser Schlussfolgerung liegt die Annahme zu Grunde, 
dass jemand, der ein Thema inhaltlich nicht wirklich beherrscht, aber eine 
Auskunft geben soll, dazu neigt, konjunktivisch zu formulieren oder 
Weichmacher zu verwenden, um sich in Bezug auf die Korrektheit der 
getätigten Aussage nicht festlegen zu müssen bzw. für das Übermittelte 
nicht in die Verantwortung genommen werden zu können. Das relativ 
häufige Tätigen selbstdiskreditierender Äußerungen sowie auch das relativ 
häufige Erteilen unpräziser Auskünfte sind ebenfalls Indizien dafür, dass 
Mitarbeiter bestimmte Themen, die zum Informationangebot der Service 
Center gehören, inhaltlich nicht gut genug beherrschen. Insofern sind die 
Verantwortlichen der Service Center kommunaler Verwaltungen unter 
anderem auch gehalten, darüber nachzudenken, wie man die fachliche 
Kompetenz der Mitarbeiter verbessern kann. Im Zusammenhang mit den 
hier aus den Erkenntnissen der empirischen Analyse abgeleiteten 
Verbesserungsempfehlungen ist – insgesamt gesehen – interessant zu 
beobachten, dass es – will man die Kommunikation mit dem Bürger 
verbessern – nicht nur um das Gesprochene selbst geht, sondern 
insbesondere auch darum, bei den Mitarbeitern der Service Center ein 
Bewusstsein für bestimmte psychologische Zusammenhänge zu schaffen 
und ihnen zu verdeutlichen, was sie mit einer bestimmten Handlung tun, was 
psychologisch hinter diesem Tun steckt und welche Wirkungen dieses Tun 
beim Gegenüber deshalb zeitigen kann. Beim Streben nach mehr 
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Bürgerzufriedenheit durch Verbesserung der Kommunikation mit dem 
Bürger geht es also nicht nur darum, den Mitarbeitern zu sagen, was sie 
sagen sollen, sondern vielmehr darum, ihnen zu verdeutlichen, warum 
bestimmte kommunikative Handlungen negative Wirkungen entfalten 
können. Hat der Mitarbeiter dies einmal verinnerlicht, dann dürfte es ihm 
eher gelingen, seine kommunikativen Handlungen so auszugestalten, dass 
sie zu einer verbesserten Kommunikation mit dem Bürger führen. Die in 
dieser Arbeit dargestellten Verbesserungsempfehlungen wurden direkt aus 
den hier gebildeten Kategorien problemverursachenden Handelns 
abgeleitet. Sie erscheinen teilweise zwar relativ trivial, sie sind aber die 
konkrete Antwort auf die in den hier untersuchten Gesprächen ermittelten 
problemverursachenden Handlungen und waren deshalb auch genau so, 
wie hier geschehen, anzuführen. Die vermeintliche Banalität der hier 
aufgeführten Verbesserungsempfehlungen verdeutlicht jedoch, dass bereits 
das Beachten relativ einfacher Verhaltensweisen zu einer – mit Blick auf das 
Erreichen von Bürgerzufriedenheit – besseren Kommunikation mit dem 
Bürger führen kann.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
188 
  
Literaturverzeichnis 
 
 
Albrecht, Richard (1980): Über Differenzen zwischen der ‚Alltagswelt’, der 
‚Medienrealität’, der ‚verrechtlichen Realität’ und der ‚Verwaltungswelt’. In: 
Grosse,Siegfried/Mentrup, Wolfgang (Hrsg.): Büger – Formulare – Behörde. 
Tübingen: Narr Verlag, S. 76-95. 
 
Atteslander, Peter (1995): Methoden der empirischen Sozialforschung. 
Berlin: de Gruyter. 
 
Bank, Bernhard (1971): Unsere Verwaltungssprache. In: Deutsches 
Verwaltungsblatt, 86. Köln: Carl Heymanns Verlag, S. 602-606. 
 
Bausch, Karl-Heinz (1982): Strategien der Definition von 
Sprechstundengesprächen in Beratungen.- Am Beispeil von 
Bewilligungsverfahren. In: Kühlwein, Wolfgang/Raasch, Albert (Hrsg.): Stil: 
Komponenten – Wirkungen. Band 1. Tübingen: Narr, S. 54-59.  
 
Becker-Mrotzek, Michael (1992): Studienbibliographien Sprachwissenschaft. 
Band 4: Diskursforschung und Kommunikation in Institutionen. Heidelberg: 
Groos. 
 
Becker-Mrotzek, Michael/Brinkschulte, Melanie/Ruske, Peter/Scherner, 
Maximilian (1995): Gutachten für den Kreis Warendorf. Optimierung von 
Formschreiben. Münster: mimeo. 
 
Becker-Mrotzeck, Michael (1999): Die Sprache der Verwaltung als 
Institutionensprache. In: Hoffmann, Lothar/Kalverkämper, Martin/ Wiegand, 
Ernst (Hrsg.): Fachsprachen, Handbücher zur Sprach- und 
Kommunikationswissenschaft. Band 14.2. Berlin: de Gruyter, S. 1391-1402. 
 
Becker-Mrotzeck/Scherner, Maximilian (2000): Textsorten in der Verwaltung. 
In: Brinker, Klaus/Antos/Gerd/Heinemann, Wolfgang (Hrsg.): Text- und 
Gesprächslinguistik. Ein internationales Handbuch zeitgenössischer 
Forschung. 1. Halbband. Berlin: de Gruyter, S. 628-641. 
 
Becker-Mrotzek, Michael (2001): Gespräche in Ämtern und Behörden. In: 
Brinker, Klaus/Antos, Gerd/Heinemann, Wolfgang/Sager, Sven F. (Hrsg.): 
Text- und Gesprächslinguistik. 2. Halbband. Berlin: de Gruyter, S. 1505-
1525. 
 
Berens, Franz Josef (1981): Dialogeröffnung in Telefongesprächen: 
Handlungen und Handlungsschemata der Herstellung sozialer und 
kommunikativer Beziehungen. In: Schröder, Peter/Steger, Hugo (Hrsg.): 
Dialogforschung. Jahrbuch des Institutes für deutsche Sprache, 1981. 
Sprache der Gegenwart, Band 54. Düsseldorf: Schwann, S. 402-418. 
189 
  
Bergmann, Jörg (1994): Ethnomethodologische Konversationsanalyse. In: 
Fritz, Gerd/Hundsnurscher, Franz (Hrsg.): Handbuch der Dialoganalyse. 
Tübingen: Niemeyer, S. 3-16. 
 
Bessler, Heinrich (1958): Tendenzen im heutigen Amtsdeutsch. In: 
Sprachforum, 3. Köln/Münster, S.122-129. 
 
Bieker, Rudolf (2006): Kommunale Sozialverwaltung. München: Oldenbourg. 
 
Bingemer, Susanne (1994): Sozialpädagogin im Zwiespalt beim 
Beratungsgespräch im Asylbewerberheim. In: Osnabrücker Beiträge zur 
Sprachtheorie 49. Diskusranalysen inpraktischer Absicht. Gilles und 
Francke: Duisburg, S. 130-149. 
 
Brinker, Klaus/Sager, Sven F. (2006): Linguistische Gesprächsanalyse. Eine 
Einführung. Berlin: Erich schmidt Verlag. 
 
Bromme, Rainer/Rambow, Riklef (2000): Experten-Laien-Kommunikation als 
Gegenstand der Expertiseforschung. In: Silbereisen, Rainer K./Reitzle, 
Matthias (Hrsg.): Psychologie 2000. Bericht über den 42. Kongress der 
Deutschen Gesellschaft für Psychologie in Jena. Lengerich: Pabst Science 
Publishers, S. 541-550. 
 
Brünner, Gisela/ Fiehler, Reinhard/ Kindt, Walter (1999): Einführung in die 
Bände. In: Brünner Gisela (Hrsg.): Angewandte Diskursforschung. Band 1: 
Grundlagen und Beispielanalysen. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 7. 
 
Bruns, Karl (1892): Die Amtssprache. Verdeutschung der hauptsächlichsten 
im Verkehre der Gericht- und Verwaltungsbehörden sowie der Rechts- und 
Staatswissenschaft gebrauchten Fremdwörter.  Berlin: Allgemeiner 
deutscher Sprachverein. 
 
Bundeskanzleramt der Republik Österreich (Hrsg.) (1983): Rechts- und 
Verwaltungssprache. Ein Problem der Verwaltungsreform. Schriftenreihe zur 
Verwaltungsreform, Band 4. Wien: Bundeskanzleramt. 
 
Bundesverwaltungsamt – Bundesstelle für Büroorganisation und 
Bürotechnik (Hrsg.) (2002): BBB-Arbeitshandbuch „Bürgernahe 
Verwaltungssprache“. 4. Auflage. Köln (ohne Verlag). 
 
Büter, Dieter/Schimke, Hans-Jürgen (1993): Anleitungen zur 
Bescheidtechnik. Wie Verwaltungsakten vesrtändlich geschrieben werden. 
2. Auflage. Berlin: Walhalla. 
 
Cook-Gumpertz, Jenny & Gumperz, John (1976): Context in Children’s 
Speech. In: Cook-Gumperz, Jenny & Gumperz, John (Hrsg.): Papers on 
Language and Context. Working Paper No. 46. Berkeley: Language 
Behaviour Research Center. 
 
190 
  
Deppermann, Arnulf (1999): Gespräche analysieren. Eine Einführung in 
konversationsanalytische Methoden. Opladen: Leske + Budrich. 
 
Dieckmann, Walther et al. (1980): Bericht der Arbeitsgruppe 
„Sprachbewertung“. In: Linguistische Arbeiten und Berichte (LAB) 15. Berlin, 
S. 131-161. 
 
Dittmar, Norbert (2002): Transkription. Ein Leitfaden mit Aufgaben für 
Studenten, Forscher und Laien. Opladen: Leske + Budrich. 
 
Duncan, Starkey/Fiske, Donald W. (1977): Face-to-face interaction. New 
York: Wiley. 
 
Ebert, Helmut (2006): Handbuch Bürgerkommunikation. Moderne 
Schreibkultur in der Verwaltung. Berlin: Lit-Verlag. 
 
Ehlich, Konrad (1983): Text und sprachliches Handeln. Die Entstehung von 
Texten aus dem Bedürfnis nach Überlieferung. In: Assmann, 
Aleida/Assmann, Jan/Hardmeier, Christof (Hrsg.): Schrift und Gedächtnis. 
München: Fink, S. 24-43. 
 
Ehlich, Konrad (1986): Interjektionen. Linguistische Arbeiten, Band 111. 
Tübingen: Niemeyer. 
 
Esser, Wilhelm Martin (1961): Gutes Amtsdeutsch. Eigenart, Unarten, 
Erneuerung. Bad Heilbrunn: Klinkhardt. 
 
Fetzer, Anita (2000): „Was muss ich machen, wenn ich will, dass er das 
macht?“ Eine interpersonal orientierte Gesprächsanalyse von 
ExpertInnen/Laien-Kommunikation. In: Linguistik online 5 (1), S. 1-19. 
 
Fiehler, Reinhard (Hrsg.) (1998a): Verständigungsprobleme und gestörte 
Kommunikation. Opladen/Wiesbaden: Westdeutscher Verlag. 
 
Fix, Ulla/Poethe, Hannelore/Yos, Gabriele (2002): Textlinguistik für 
Einsteiger: ein Lehr- und Arbeitsbuch. Leipziger Schriften, Band 1. Frankfurt 
a.M.: 1. Europäischer Verlag der Wissenschaften. 
 
Fluck, Hans-Rüdiger (1996): Fachsprachen: Einführung und Bibliographie. 5. 
Auflage. Tübingen/Basel: Francke. 
Fluck, Hans-Rüdiger (1998): Fachsprachen und Fachkommunikation. In: 
Hellmann, Manfred W. (Hrsg.): Studienbibliographien Sprachwissenschaft. 
Band 26. Heidelberg: Groos Verlag. 
 
Fotheringham, Heinz (1981): Die Gesetzes- und Verwaltungssprache im 
Spannungsfeld zwischen fachlicher Qualität und Allgemeinverständlichkeit. 
In: Deutsche Akademie für Sprache und Dichtung (Hrsg.): Der öffentliche 
Sprachgebrauch, Band II: Die Sprache des Rechts und der Verwaltung. 
Stuttgart: Klett-Cotta, S. 100-118. 
191 
  
 
Friedrichs, Jürgen (1990): Methoden empirischer Sozialforschung. 14. Aufl. 
Opladen: Westdeutscher Verlag. 
 
Fuchs-Khakhar, Christine (1987): Die Verwaltungssprache zwischen dem 
Anspruch auf Fachsprachlichkeit und Verständlichkeit. Eine vergleichende 
Darstellung dieses Konflikts in der deutschen Verwaltungssprache und der 
Vorschläge zu seiner Bewältigung. Ergänzt durch einen Blick auf die 
neueren Ansätze zur Verbesserung der Verwaltungssprache in 
Großbritannien. Tübingen: Niemeyer. 
 
Garfinkel, Harold (1984). Studies in Ethnomethodology. Malden MA: Polity 
Press/Blackwell Publishing. 
 
Grice, Herbert Paul (1975): Logic and Conversation. In: Cole, P. & Morgan 
J.L., (Hrsg.): Speech Acts, Band 3: Syntax and Semantics. New York: 
Academic Press, S. 41-58. 
 
Grönert, Kerstin (2004): Verständigung und Akzeptanz in der 
Kommunikation zwischen Bürger und Verwaltung. Beobachtung und 
Analyse der kommunikativen Interaktion anhand von Bescheiden und 
Formularen. Universität Bielefeld: Dissertation. 
 
Grosse, Siegfried (1980): Allgemeine Überlegungen zur sprachlichen 
Fassung von Vordrucken und Formularen. In: Grosse, Siegfried/Mentrup 
Wolfgang (Hrsg.): Bürger – Formulare – Behörde. Tübingen: Narr Verlag, S. 
11-24. 
  
Grosse, Siegfried/Mentrup, Wolfgang (1980): Vorwort. In: Grosse, 
Siegfried/Mentrup, Wolfgang (Hrsg.): Bürger – Formulare – Behörde. 
Tübingen: Narr Verlag, S. 7-9. 
 
Grosse, Siegfried (1981): Vorschläge zur Verbesserung der Verständlichkeit 
von Verwaltungstexten. In: Deutsche Akademie für Sprache und Dichtung 
(Hrsg.): Der öffentliche Sprachgebrauch, Band II: Die Sprache des Rechts 
und der Verwaltung. Stuttgart: Klett-Cotta, S. 268-274. 
 
Grunau, Martin (1961): Spiegel der Rechtssprache. Flensburg: Gross. 
 
Gülich, Elisabeth (1981): Formulare als Dialog. In: Deutsche Akademie für 
Sprache und Dichtung (Hrsg.): Der öffentliche Sprachgebrauch, Band II: Die 
Sprache des Rechts und der Verwaltung. Stuttgart: Klett-Cotta, S. 322-356. 
 
Gülich, Elisabeth (1999): „Experten“ und „Laien“. Der Umgang mit 
Kompetenzunterschieden am Beispiel medizinischer Kommunikation. In: 
Union der deutschen Akademien der Wissenschaften (Hrsg.): Werkzeug 
Sprache: Sprachpolitik, Sprachfähigkeit, Sprache und Macht. Hildesheim: 
Olm, S. 165-196. 
 
192 
  
Gunkel, Werner (1960): Gutes Deutsch in der Verwaltung. Heft 42. Bad 
Godesberg. 
 
Gunst, Dietrich (1975): Amtsdeutsch und seine Gestaltungsformen. In: 
Gesellschaft für deutsche Sprache: Muttersprache, 85. Mannheim. S.342-
349. 
 
Günther, Ulla/Wyss Eva Lisa (1996): E-mail-Briefe – eine neue Textsorte 
zwischen Mündlichkeit und Schriftlichkeit. In Hess-Lüttich, Ernest et al. 
(Hrsg.): Textstrukturen im Medienwandel. Frankfurt a.M./Bern Lang. 
 
Habermas, Jürgen (1981): Theorie des kommunikativen Handelns. Band 2: 
Zur Kritik der funktionalistischen Vernunft. Frankfurt a.M.: Suhrkamp. 
 
Hartog, Jennifer (1990): Das Schweigen der Experten und das Schweigen 
der Laien. In: Osnabrücker Beiträge zur Sprachtheorie 42, S. 124-136. 
 
Hartung, Wolfdietrich (1998): Perspektive-Divergenzen als 
Verständigungsproblem. In: Fiehler, Reinhard (Hrsg.): 
Verständigungsprobleme und gestörte Kommunikation. Opladen: 
Westdeutscher Verlag, S. 63-79. 
 
Hein, Uwe Nägele, Ulrich Cott, Rüdiger (2000): Callcenter-Lösungen für 
kommunale Verwaltungen. Köln: ExperTeam. 
 
Henne, Helmut/Rehbock, Helmut (1995): Einführung in die 
Gesprächsanalyse. Berlin/ New York: de Gruyter. 
 
Henrici, Gert/Herlemann, Brigitte et al. (1985): Verständigungsprobleme in 
der Bürger-Verwaltungskommunikation. In: Der Deutschunterricht 2/85, S. 
51-68. 
 
Hess-Lüttich, Ernest (2001): Textsorten der gesprochenen Sprache. In: 
Helbig, Gerhard/Götze, Lutz/Henrici, Gert/Krumm, Hans-Jürgen (Hrsg.): 
Deutsch als Fremdsprache. Teilband 1. Berlin/New York: de Gruyter. 
 
Hinnenkamp, Volker (1985): Zwangskommunikative Interaktion zwischen 
Gastarbeitern und deutscher Behörde. In: Rehbein, Jochen (Hrsg.): 
Interkulturelle Kommunikation. Tübingen: Narr, S. 276-298. 
Hirsch, Eike Christian (1976): Deutsch für Besserwisser. Hamburg: 
Hoffmann + Campe. 
 
Hirsch, Eike Christian (1979): Mehr Deutsch für Besserwisser. Hamburg: 
Hoffmann + Campe. 
 
Hitzler, Ronald (1994): Wissen und Wesen des Experten. Ein 
Annäherungsversuch. In: Hitzler, Ronald/Hohner, Anne/Maeder, Christoph 
(Hrsg.): Expertenwissen. Die institutionelle Kompetenz zur Konstruktion von 
Wirklichkeit. Opladen: Westdeutscher Verlag, S. 13-30. 
193 
  
 
Holtmann, Everhard (2005): Die öffentliche Verwaltung. In: Gabriel, 
Oscar/Holtmann Everhard (Hrsg.): Politisches System der Bundesrepublik 
Deutschland. 3. Auflage. München/Wien: Oldenbourg, S. 333-372. 
 
Hutchby, Ian/Wooffitt, Robin (1998): Conversation Analysis. Priciples, 
practices and applications. Cambridge: Polity. 
 
Ibel, Rudolf (1962): Im Spiegel der Sprache. Kurzweilige und besinnliche 
Glossen zur deutschen Sprache. München: Heimeran. 
 
Ickler, Theodor (1981): Fachsprache und öffentliches Leben. In: Deutsche 
Akademie für Sprache und Dichtung (Hrsg.): Der öffentliche 
Sprachgebrauch, Band II: Die Sprache des Rechts und der Verwaltung. 
Stuttgart: Klett-Cotta, S. 58-69. 
 
Ders. (1982): Behördensprache – Zeichen der Zeit? Über den Grund 
unseres Unbehagens an amtlichen Texten. In: Gesellschaft für deutsche 
Sprache (Hrsg.) : Muttersprache 92. Mannheim, S. 1-14. 
 
Innenministerium (Hrsg.) (2000): „Nachschau zum Forum ‚Veränderungen 
kommunizieren – Kommunikation verändern’“. Vmprofil, Schriftreihe zur 
Verwaltungsmodernisierung. Jhg. 1/2000 Ausgabe 1. 
 
Jäger, Ludwig (1996): Expertenkultur und Sprachkultur: „Innersprachliche 
Mehrsprachigkeit“ und das Problem der Transparenz des Expertenwissens. 
In: Kerner, Max (Hrsg.): Aufstand der Laien. Expertentum und Demokratie in 
der technisierten Welt. Eupen: Thout Verlag, S. 45-60. 
 
Klein, Wolfgang (1985): Gesprochene Sprache – geschriebene Sprache. In: 
Zeitschrift für Literaturwissenschaft und Linguistik 59, S. 9-35. 
 
Knoop, Ulrich (1998): Kritik der Institutionensprache am Beispiel der 
Verwaltungssprache. In: Hoffmann, Lothar/Kalverkämper, Martin/Wiegand, 
Herbert Ernst (Hrsg.): Fachsprachen: ein internationales Handbuch zur 
Fachsprachenforschung und Terminologiewissenschaft. Band 1. Berlin: de 
Gruyter. 
 
Koch, Peter/Oesterreicher, Wulf (1985): Sprache der Nähe – Sprache der 
Distanz. Mündlichkeit und Schriftlichkeit im Spannungsfeld von 
Sprachtheorie und Sprachgebrauch. In: Romanistisches Jahrbuch 36, S. 15-
43. 
Koch, Peter/Oesterreicher, Wulf (1994): Schriftlichkeit und Sprache. In: 
Günther, Hartmut/Ludwig, Otto (Hrsg.): Schrift und Schriftlichkeit. 1. 
Halbband. Berlin: de Gruyter, S. 587-604. 
 
Kolb, Hermann (1961): Sprache in der unverstandenen Welt. In: Kluge, 
Friedrich (Hrsg.): Zeitschrift für deutsche Wortforschung, Band 2, NF 17, S. 
149-163. 
194 
  
 
Korn, Karl (1958): Sprache in der verwalteten Welt. Frankfurt a.M.: Scheffler. 
 
Krämer, Sybille (1997): Sprache und Schrift oder: Ist Schrift verschriftete 
Sprache? In: Zeitschrift für Sprachwissenschaft 15, S. 93-112. 
 
Kube, Edwin (1973): Den Bürger überzeugen. Stil, Strategie und Taktik der 
Verwaltung. Stuttgart: Kohlhammer. 
 
Lange, Gerhard (1983): Kritik der Verwaltungssprache und Vorschläge zu 
ihrer Verbesserung. In: Innenministerium des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Hrsg.): Zum Thema Bürger und Bürokratie. Düsseldorf, S. 123-138. 
 
Leicher, Rolf (1990): Noch besser telefonieren. Heidelberg: Sauer-Verlag. 
 
Less, Emil (1958): Die Amtssprache als Schlüssel zur Psychologie der 
Verwaltung. In: Zeitschrift für Beamtenrecht und Beamtenpolitik, 6. Stuttgart, 
S. 362-368. 
 
Levinson, Stephen C. (1990): Pragmatik. Tübingen: Niemeyer. 
 
Linke, Angelika (1985): Gespräche im Fernsehen. Eine diskursanalytische 
Untersuchung. Berlin/ Frankfurt a.M./ New York: Lang. 
 
Linke, Angelika (2001): Studienbuch Linguistik. 4. Auflage. Tübingen: 
Niemeyer. 
 
Lüdenbach, Wolfgang/Herrlitz, Norbert (1981): Zur Verständlichkeit von 
Formularen. Ein handlungstheoretischer Versuch. In: Deutsche Akademie 
für Sprache und Dichtung (Hrsg.): Der öffentliche Sprachgebrauch, Band II: 
Die Sprache des Rechts und der Verwaltung. Stuttgart: Klett-Cotta, S. 305-
321. 
 
Mayntz, Renate (1978): Soziologie der öffentlichen Verwaltung. 
Heidelberg/Karlsruhe: C. F. Müller. 
 
Messelken, Hans (1979): Beamtendeutsch und Journalistendeutsch – zwei 
Sprachen? In: Ahlers, Conrad (Hrsg.): Der öffentliche Dienst und die 
Medien. Bonn: Godesberger Taschenbuchverlag. 
 
Nothdurft, Werner (1984): „äh folgendes Problem äh“. Die interaktive 
Ausarbeitung „des Problems“ in Beratungsgesprächen. Tübingen: Narr. 
Nothdurft, Werner/Reitemeier, Ulrich/Schröder, Peter (1994): 
Beratungsgespräche. Analyse asymmetrischer Dialoge. Tübingen: Narr. 
 
Nückler, Matthias (2001): Perspektivenübernahmen von Experten in der 
Kommunikation mit Laien. Eine Experimentalserie im Internet. Münster: 
Waxmann. 
 
195 
  
Oksaar, Els (1967): Sprache als Problem und Werkzeug des Juristen. In: 
Archiv für Rechts- und Sozialphilosophie 53. Stuttgart: Steiner, S. 91-132. 
 
Ong, Walter (1987): Oralität und Literalität. Opladen: Westdeutscher Verlag. 
 
Otto, Walter (1978a): Amtsdeutsch heute, bürgernah und praxisnah. 
Stuttgart/München/Hannover: Boorberg. 
 
Otto, Walter (1978b): Die Sprache als Verwaltungsmittel: In: Angerer, 
Hans/Hüffer, Rolf/Lerche, Peter/Schöbel, Heino: Bayerische 
Verwaltungsblätter, 24. München: Boorberg. 
 
Ders. (1981): Die Paradoxie einer Fachsprache. In: Deutsche Akademie für 
Sprache und Dichtung (Hrsg.): Der öffentliche Sprachgebrauch, Band II: Die 
Sprache des Rechts und der Verwaltung. Stuttgart: Klett-Cotta, S. 44-57. 
 
Polenz, Peter von (1963): Funktionsverben im heutigen Deutsch. Sprache in 
der rationalisierten Welt. 5. Beiheft zur Zeitschrift „Wirkendes Wort“. 
Düsseldorf: Schwann.
 
Ders. (1999): Deutsche Sprachgeschichte vom Spätmittelalter bis zur 
Gegenwart. Band III: 19. und 20. Jahrhundert. Berlin/New York: de Gruyter. 
 
Quasthoff, Uta (1980): Erzählen in Gesprächen. Tübingen: Narr. 
 
Radtke, Ingulf (1981): Amt und Sprache. In: Deutsche Akademie für Sprache 
und Dichtung (Hrsg.): Der öffentliche Sprachgebrauch, Band II: Die Sprache 
des Rechts und der Verwaltung. Stuttgart: Klett-Cotta, S. 70-82. 
 
Redder, Angelika (2001): Aufbau und Gestaltung von 
Transkriptionssystemen. In: Text- und Gesprächslinguistik. 2. Halbband. 
Berlin: de Gruyter, S. 1038-1059. 
 
Rehbein, Jochen (1977): Komplexes Handeln, Elemente zur 
Handlungstheorie der Sprache. Stuttgart: Metzler. 
 
Rehbein, Jochen (1980): Sequentielles Erzählen. Erzählstrukturen von 
Immigranten bei Sozialberatungen in England. In: Ehlich, Konrad (Hrsg.): 
Erzählen im Alltag. Frankfurt a.M.: Suhrkamp, S. 64-108. 
 
Rehbein, Jochen (1999): Die Verwendung von Institutionensprache in 
Ämtern und Behörden. In: Hoffmann, Lothar/Kalverkämper, Martin/ 
Wiegand, Ernst (Hrsg.): Fachsprachen, Handbücher zur Sprach- und 
Kommunikationswissenschaft. Band 14.1. Berlin: de Gruyter, S. 660-675. 
 
Rogers, Carl R. (1951): Client-centered therapy. Boston: Houghton Mifflin 
Company.  
196 
  
Sacks, Harvey/Schegloff, Emanuel/Jefferson, Gail (1974): A Simplest 
Systematics for the Organization of Turn-Taking for Conversation. In: 
Language 50, S. 696-735. 
 
Rolf, Eckard (1994): Dialoge in Institutionen. In: Gerd Fritz/Franz 
Hundsnurscher (Hrsg.): Handbuch der Dialoganalyse. Tübingen: Niemeyer, 
S. 321-356. 
 
Sacks, Harvey (1975): Everyone Has To Lie. In: Sociocultural Dimensions of 
Language Use. New York: Academic Press, S.  57–80. 
 
Schank, Gerd/Schoenenthal, Gisela (1976): Gesprochene Sprache. 
Germanistische Arbeitshefte 18. Tübingen: Niemeyer. 
 
Schegloff, Emanuel/Sacks, Harvey (1973): Opening up closings. In: 
Semiotica 8, S. 289-327. 
 
Schegloff, Emanuel/Jefferson, Gail/Sacks, Harvey (1977): The preference of 
Self-Correction in the Organization of Repair in Conversation. In: Language 
53, S. 361-382. 
 
Schlobinski, Peter (1996): Empirische Sprachwissenschaft. Opladen: 
Westdeutscher Verlag. 
 
Schneider, Wolfgang Ludwig (2009): Grundlagen der soziologischen 
Theorie. Band 2. Wiesbaden: Verlag für Sozialwissenschaften. 
 
Schmidt, Wilhelm (1969): Charakter und gesellschaftliche Bedeutung der 
Fachsprachen. In: Sprachpflege 18, S.10-20. 
 
Schnell, Rainer/Hill, Paul/Esser, Elke (2005): Methoden der empirischen 
Sozialforschung. 7. Auflage. München/Wien: Oldenbourg. 
 
Storrer, Angelika (2001): Getippte Gespräche oder dialogische Texte? Zur 
kommunikationstheoretischen Einordnung der Chat-Kommunikation. In: 
Lehr, Andrea et al. (Hrsg.): Sprache im Alltag. Beiträge zu neuen 
Perspektiven in der Linguistik. Berlin: de Gruyter, S. 439-465. 
 
Schützeichel, Rainer (2004): Soziologische Kommunikationstheorien. 
Konstanz: UVK Verlagsgesellschaft. 
 
Schwitalla, Johannes (1997): Gesprochenes Deutsch. Eine Einführung. 
Berlin: Erich Schmidt Verlag. 
 
Selting, Margret (1987): Verständigungsprobleme. Eine empirische Analyse 
am Beispiel der Bürger-Verwaltungs-Kommunikation. Tübingen: Max 
Niemeyer Verlag. 
 
197 
  
Selting, Margret/Auer, Peter/Barden, Birgit et al. (1998): 
Gesprächsanalytisches Transkriptionssystem (GAT). In: Linguistische 
Berichte, Band 173. Tübingen: Helmut Buske Verlag, S. 91-122. 
 
Selting, Margret/Couper-Kuhlen, Elizabeth (Hrsg.) (2001): Studies in 
interactual linguistics. Studies in discourse and grammar. Amsterdam: John 
Benjamins. 
 
Stadt Essen (Hrsg.) (2000): Schreibwerkstatt. Verwaltungstexte verständlich 
schreiben. Amt für Stadtplanung und Bauordnung (ohne Verlag). 
 
Steger, Hugo (1978): Sprechintentionen. Deutsche Fassung von: 
Intenciones verbales in Lexis. In: Revista de Linguista y Literatur Vol. II/No. 
2, S. 137-163. 
 
Steinmetz, Hans (1967): Sprache in der Verwaltung. In: Archiv für das Post- 
und Fernmeldewesen, 3. Bonn. S. 103-110. 
 
Wagner, Hildegard (1972): Die deutsche Verwaltungssprache der 
Gegenwart. Eine Untersuchung der sprachlichen Sonderform und ihrer 
Leistung. 2. Aufl. Düsseldorf: Schwann. 
 
Wagner, Hildegard (1976): Sprachkritik und Sprachgestaltung im Bereich 
der öffentlichen Verwaltung. In: Bundesakademie für öffentliche Verwaltung 
(Hrsg.): Verwaltung und Fortbildung, 4.  Köln: Carl Heymanns Verlag. 
 
Wagner, Hildegard (1981): Didaktische Überlegungen zur 
Verwaltungssprache. In: Deutsche Akademie für Sprache und Dichtung 
(Hrsg.): Der öffentliche Sprachgebrauch, Band II: Die Sprache des Rechts 
und der Verwaltung. Stuttgart: Klett-Cotta, S. 238-247. 
 
Wahmhoff, Sibylle/Wenzel, Angelika (1979): Ein hm ist noch lange kein hm 
oder – Was heißt klientenbezogene Gesprächsführung? In: Dittmann, 
Jürgen (Hrsg.) Arbeiten zur Konversationsanalyse. Tübingen: Niemeyer, S. 
258-297. 
 
Wenzel, Angelika (1981): Funktionen kommunikativer Paraphrasen am 
Beispiel von Gesprächen zwischen Bürgern und Beamten am Sozialamt. In: 
Schröder, Peter/Steger, Hugo (Hrsg.): Dialogforschung. Düsseldorf: 
Schwann, S. 385-401. 
 
Wenzel, Angelika (1984): Verstehen und Verständigung in Gesprächen am 
Sozialamt. Eine empirische Untersuchung. Tübingen: Niemeyer. 
 
Wichter, Sigurd/Antos, Gerd (Hrsg.) (2001): Wissenstransfer zwischen 
Experten und Laien. Umriss einer Transferwissenschaft. Frankfurt a.M.: 
Lang.  
 
 
198 
  
Lexika:  
 
Fuchs Werner/Klima, Rolf/Lautmann, Rüdiger/Rammstedt Otthein/Wienhold, 
Hams (Hrsg.) (1978): Lexikon zur Soziologie. 2. Auflage. Opladen: 
Westdeutscher Verlag. 
 
 
Elektronische Texte: 
 
Vogel, Dieter (2003): Mythos „Konstruktive Kritik“. http://www.dieter-
vogel.at/index.php?http://www.dieter-vogel.at/de/n2u/2003-07.php 
(eingesehen am 02.02.2009).  
 
Bertelsmannstiftung: www.kommunen-der-zukunft.de (eingesehen am 
04.09.2009). 
 
Symposion Publishing: www.symposion.de/?cmslesen/q0002540_29240101 
(eingesehen am 03.10.2009).  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
199 
  
Anhang 
 
 
Themenliste zum Informationsangebot kommunaler 
Verwaltungen 
 
 
 Abbruch von Gebäuden 
 
 Abfallbehälter  
 
 Abfallberatung 
 
 Abmeldungen von Haupt- und Nebenwohnsitzen 
 
 Adoptionen 
 
 Alleinstehende (Beratung und Unterstützung) 
 
 Anmeldungen von Haupt- und Nebenwohnsitzen 
 
 Anträge Arbeitslosengeld II 
 
 Arbeitsgelegenheiten  
 
 Aufenthaltsbescheinigungen 
 
 Bauanträge 
 
 Bauberatung  
 
 Beglaubigungen von Unterschriften, Zeugnissen, Abschriften 
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 Bestattungsgebühren 
 
 Energieberatung 
 
 Führungszeugnisse 
 
 Gaststättenwesen 
 
 Gewerbesteuer 
 
 Grundsicherung im Alter 
 
 Grundstücksan- und -verkäufe 
 
 Hilfe zum Lebensunterhalt 
 
 Hundesteuer 
 
 Internationaler Führerschein 
 
 Kfz-Zulassung 
 
 Kindergärten 
 
 Lohnsteuerkarten 
 
 Müllabfuhr 
 
 Namensänderungen/Namenserteilungen 
 
 Personalausweise  
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 Reisepässe  
 
 Rentenangelegenheiten 
 
 Rundfunkgebühren 
 
 Schulangelegenheiten 
 
 Sozialhilfe (Hartz IV) 
 
 Sperrgutabfuhr 
 
 Staatsangehörigkeitsangelegenheiten 
 
 Studium 
 
 Studiengebühren 
 
 Ummeldungen von Haupt- und Nebenwohnsitzen 
 
 Umweltberatung 
 
 Umweltzonen (KFZ) 
 
 Urkunden (Geburts-. Heirats-, Sterbe- und Abstammungsurkunden) 
 
 Vaterschaftsanerkennungen 
 
 Vergnügungssteuer 
 
 Versicherungsangelegenheiten 
 
 Verwarnungsgeldstelle 
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 Volkshochschulangelegenheiten 
 
 Wahlen 
 
 Wirtschaftsförderung, Betriebsansiedlungen  
 
 Wohnbauförderung  
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Verzeichnis der Transkriptionszeichen 
 
 
 
 
Intonation und Charakterisierung der Sprechweise 
 
a’ steigende Intonation  
a, fallende Intonation 
a- gleichbleibende Intonation 
(notiert am Ende einer Einheit, 
Richtung gilt ab letzter akzentuierter 
Silbe) 
 
 
auf jéden fáll primär akzentuierte Silben einer 
Einheit 
:    ::    ::: Dehnung/Längung (kurz, mittellang, 
lang) 
mein name ist  schneller gesprochene Passage 
mein name ist langsamer gesprochene Passage 
(laut) (lauter) (sehr laut)     * 
(leise) (leiser) (sehr leise)    * 
Charakterisierung der Sprechweise – 
wird aufgehoben durch * 
? ?    * Kennzeichnung auffälliger 
Tonhöhenveränderung (höhere/tiefere 
Tonhöhe) – wird durch * aufgehoben 
+      ++ aufwärts gerichtete/stark aufwärts 
gerichtete Intonationsbewegung 
-        -- abwärts gerichtete/stark abwärts 
gerichtete Intonationsbewegung 
[Redebeitrag] 
[Redebeitrag] 
Simultansprechen der Akteure 
(...) Unverständlichkeit einer Passage 
nicht auffällig starke Betonung eines Worts 
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Rezeptionssignale 
 
hm eingipflige Signale mit steigender (’)  
ja gleichbleibender (-) oder fallender (,) 
nein Intonation 
nee  
 
 
mhm zweigipflige Signale mit  
jaa     jaja     fallend-steigender (’) oder mit  
neee    nene steigend-fallender (‚) Intonation 
 
 
Pausen 
 
(.) Absetzen/Atempause 
(-) 1-2 Sekunden 
(--) 2-4 Sekunden 
(ca. 8 sek.) längere Pause mit Sekundenangabe 
*...* Pausen zwischen Redebeiträgen, die 
nicht einem Sprecher zugeordnet 
werden können 
 
 
Atmen 
 
.h    .hh    .hhh Einatmen (kurz, mittellang, lang) 
h.    hh.    hhh. Ausatmen (kurz, mittellang, lang) 
 
 
 
 
 
 
205 
  
Sonstige Konventionen 
 
/ Abbruch, Selbstunterbrechung eines 
Sprechers 
((lacht))    ((hustet))   ((drückt ihn 
weg in die warteschleife))    ((leicht 
genervt)) * 
sprachbegleitende para- und 
außersprachliche Handlungen und  
Ereignisse sowie interpretierende 
Kommentare (stehen in doppelten 
Klammern) – aufgehoben durch * 
((nuschelt)) ((lacht)) ** aufgehoben durch ** 
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Verzeichnis der Abbildungen 
 
 
 
Abbildung 1: Schematische Darstellung der Ergebnisse der qualitativen  170 
                     Analyse   
 
 
Abbildung 2: Häufigkeit des Vorkommens der problemverursachenden   172 
                      kommunikativen Handlungen insgesamt 
 
 
Abbildung 3: Problemverursachende kommunikative Handlungen nach   173 
                     der Häufigkeit ihres Vorkommens absteigend gestaffelt 
   
 
Abbildung 4: Schematische Darstellung der Optimierungsempfehlungen  184 
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Transkripte in gebündelter Form 
 
 
 
 
 
01 M: (leise) ((genuschelt))call- center, der- 
stadtverwaltung, mölln- méin- name, is- mölla’**   
   
02 
 
B: (laut)wíe’ wa, ihr’ náme’* 
       ++            ++  
   
03 M: (laut)((undeutlich)) ?mölla,** is mein name,  
                       ++                              
   
04 B: sórry, müller’ oda, möller, 
        +            - 
   
05 
 
M: ((zynisch klingend))(sehr laut)mö:ler, mit ö’** 
                                ++            
   
06 
 
 
B: (leise) möller,* öh’ öh’ frau schmitz am apparát frau 
gölla, öh’ öh’ isch- müsste, nen- néuen, réisepass- 
beantragn, was’ was’ müsst ich da mitbringn’ oder, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
01 M: (leise) stadt hóswerden, (..)* gúdde, mógn’ 
   
02 B: péters, guddn, táisch háb, ihrn námen, nisch 
verstándn’ 
   
03 M: (laut) hinzen, is méin name’* 
        + 
   
04 B: hinzen, frau hinzen, hallo, (leise) [grüß sie]* 
  + 
   
05 M:                                     [hálo’   ]((lacht 
kurz))   
   
06 B: ö:h’ ((lacht etwas gequält)) ich öh::m’ (leise) 
breuchte, eine néue stéuerkarte,* 
   
07 M: (laut) ja’* momént bitte’ ((drückt ihn weg in die 
warteschleife)) 
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01 M: (leise) sie bráuchn-* auf (laut) jéden fáll’* öhm’  
((nuschelt))(leiser) éine, (..)urkunde,** 
   
02 B: wás’  
   
03 M: (laut) gebúrtsurkunde,* 
            + 
   
04 B: áso’ (-) wirklisch’ 
            -   + 
05 M: öh’ (-) jáha, (-) 
         + 
   
06 M: éin (-) biométrisches, passfóto’ 
   
07 B: wás’ genáu, is dás’ 
   
08 M: dás’ ö::hm’ (--) (leiser) die pássfotos (--) 
((nuschelt)) (...) größen[fórm’ öh’   ] 
   
09 B:                          [ich’ verstéh] sie ába’ 
akústisch sehr schlécht öh, herr’ 
   
10 M: (lauter) álso (-) die néuen reisepässe erfórdern (-) 
fótos öh’ die öh’ genáuen bestimmungen na:ch gemácht 
werdn müssen am bésten gehn se dafür zum fotográfen, 
die wissen, schón wás’ geméint is, 
 
 
 
 
 
 
 
01 B: wér is denn da bei ihn méin ánsprechpartner’ 
   
02 M: múss isch ma gúcken auf jéden fall wird dort ne 
prüfung in auftrag gegében (.) öhm das issen ántrag 
den se dánn ausfüllen müssen, 
   
03 B: wo,  
   
04 M: wíe wo, 
   
05 B: ja wo’ dórt, 
   
06 M: áso’ beim beim öh baúamt, 
   
07 B: und wér is dá’ dafür zuständig’ 
   
08 M: ja öh isch öh hm, isch kánn et ihn nich ságn aba dat 
wissen die da schon, 
   
09 B: hm,  
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01 B: sie sáchten da grad wat von plakétte ne’ 
   
02 M: ja’ richtig ganz genáu, 
   
03 B: da múss man dann wahrscheínlich éine haben ne’ wenn 
man zum beíspiel in die städte fahren will die eine 
solche (.) ja umweltzone heißt es glaub ich (.) háben,
                                                 + 
   
04 M: ja wélche das kómmt drauf an das is aúch wieder 
abhängig von den städten wo se hínfahren wollen, 
   
05 B: he’ 
   
06 M: also da gibt es öh verschie:[dene,] 
   
07 B:                             [hm,  ] ja wie’ 
   
08 M: öh:m die sind dann untertéilt öh i:n ö:hm ja, wárten 
se ich kuck jetz mal gráde éi:n momén:t (leise) öh hm, 
hab (..) doch grad da* ajá ich habs gefúnden so öhm 
momént noch jetz muss ich ma kucken ob wir hie:r 
i:rgendét:was ha:ben hm, (leise) hier ham (...)* rot 
gélb grün  
[aber der sacht mir dat jétz nicht, ] 
   
09 B: [(lauter)wie,* (.)rot gélb grün’    ] wat is dát denn 
jétz, 
   
10 M: jaja’ das sind die verschiedenen plaketten aber ich 
kuck noch ma wárten se (-) das hängt dann öh damit 
zusammen öh wo diese umweltzóne liegt und wás fürn 
féinstaubausstoß ihr fáhrzeug hat, 
   
11 B: wás wás hängt jétz womit dann zusammen, 
   
12 M: ja klar pássen se auf öh natürlich erstma öh wélche 
belástung ihr fahrzeug erzeugt ne’ dann wélche 
fáhrzeuge in bestimmte zonen éinfahren dürfen, 
   
13 B: (-) dat hab ich nich verstanden könnte se dat nóchma 
sagen, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
210 
  
01 M: der verwáltungsakt hat ja ne númma ne’ 
   
02 B: aja’ momént da mússisch ma kúckn- (--) ? ah’ hier ja* 
ö:hm dat is die númma ö:h azett sieben fünf acht (.) 
achtensíebzich öh strich null sieben (.) ja- 
   
03 M: momént (ca. 11 sek.) ((tastaturgeräusche)) ja ihr 
wíderspruch is éingegang (.) dat befíndet sich bei uns 
im ábhilfeverfahren,                                  
   
04 B: (-) ö:hm öh wát is dat- 
   
05 M: ja wénn wir das geprüft haben und dát wird hier 
akzeptíert dann kriegn se nen ábhilfebescheid,  
   
06 B: öh ja aba wát is dat- 
   
07 M: ja dann bráuchen se das nicht zu bezáhlen wénn se 
diesen bescheid bekómm aba sie könnten auch nen 
wíderspruchsbescheid bekomm ne’ dat is ja noch nicht 
entschieden soweit ich dat sehn kann- 
   
08 B: also jétzt blick ich nicht mehr durch (.) dat mit den 
bescheiden müssen se mir bitte nóchmmal erklären, 
 
 
 
 
 
 
 
01 B: dás würde dann étwa ein méta zusätzlich öh öh zur 
seite nach línks bedéuten, 
   
02 M: hm’ dás wéiß ich jétzt auch nicht ganz genáu öh ob das 
géht ö:hm aba ö:h auf jéden fáll darf das kéine 
dóppelwirkung haben,  
   
03 B: öh wát héißt denn jétz dóppelwirkung öh-  
   
04 M: já das ist öh wénn dat auch éinen drítten nóch öh 
betrífft öh also öh dríttbelastende dóppelwirkung, 
   
05 B: owéh da müssten se mir aba nochma hélfen, 
   
06 M: ja kéin problém ((lächelt)) dríttbelastende 
dóppelwirkung öh das heißt, das durch die 
baugené:migung die sie ja begünstign würde öh zum 
béispiel ihr náchba nicht belástet werden darf- 
   
07 B: asó jaja’ dat müsste man dann ja prüfen ne’ 
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01 B: ((etwas aufgebracht))da weiß man ja nun gar nicht 
richtig bescheíd isch méin ich möchte dát auch nich 
gérne machen davon abgeséhen ja aber ich ich möchte 
gerne wissen ob dat verfl / also flicht is ne oder 
keine flicht 
        [und wás ich ságen,*   ] 
   
02 M: (laut) ?[was ich gerne máchen ] kann’ ich kánn  
                  ++ 
             [ihn nochma, ] 
 
   
03 B: ((energisch))[ja momént*  ] jétzt lassen se mich dat 
doch erstma ságn        [ich wollt ihn doch- ] 
   
04 M:                         [weíß ich doch schon ] alles, 
   
05 B: (laut) neé ében ních’ weíl se mir imma dazwíschen 
géhn-* 
 
 
 
 
 
 
 
 
01 B: ja, isch wóllt aba wát zu umweltzónen wissen, 
02 M: éin momént um(.)wélt(.)zo(.)nen (--)da hámm wars 
umwéltzonen- 
   
03 B: ((erfreut klingend)) ja’  
   
04  *...* 
   
05 B: könn  [dát’(..)  ] 
 + 
   
06 M: (laut)[wárten se-]* isch muss grad [gúcken] 
   
07 B:           ((verärgert klingend))   [hm-   ]* 
   
08 M: ob wir hier (-) irgendwo’ (-) 
   
09 B: (leise) ((resignierend)) hm,** 
   
10 M: wat hábn’ (-) der sacht mir dat jetz níscht- 
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01 M: wénn sen verkürzten lohnfortzáhlungsanspruch ham wéil 
der arbeitgéber ihn kündigt dann müssten se eígentlich 
/ aba mó ja nur [wenn se wieda,] 
   
02 B:                 [ja nee’ ich-  ] 
   
03 M: arbeitsfähig sind dann stéllt sich die fráge bestéht 
dann noch éigentlich anspruch auf záhlung und das ist 
ja dann nicht der fall ne’ sie ham ja dann keine 
ansprüche beim arbeitsamt [und wenn das-      ]   
   
04 B:                           [née ich will doch- ] 
   
05 M: beschäftigungsverhältnis nicht [mehr und-  ] 
   
06 B:                                [ja áber-   ] 
   
07 M: dann müsste man noch prüfen sin die 
vórversicherungszeiten erfüllt in ihrem sinne denk ich 
ních [ich weiß es nicht-] 
   
08 B:      [ja momé           ] 
   
09 M: müsste man dann prüfen, ob sie dann wieder 
arbeitslosengéld bekommen können oder wie das dann mit 
hartz víer wäre [und wenn se dann-] 
   
10 B:                 [ich ja hm,       ] 
   
11 M: kein ánspruch auf arbeitslosengéld eins hätten müsste 
man dann ében ma gúcken ne’ 
   
12 B: áber (.) puuh mánn o mánn ich wóllt doch auf wat ganz 
ánderes hinaus, 
   
13 M: asó warum hám se dat denn nicht gesácht’ 
   
14 B: ((stöhnt kurz)) ja he wíe denn auch- 
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01 B: já man hát mich jétz zu ihnen wéiterverbunden 
[und-] 
   
02 M: [ja  ] sie wóllten was zu kibiz wissen ne’ 
   
03 B: ja:a’ also wie das mit den gebühren sich im momént 
verhält un dann spä:ter wénn kibiz in kraft tritt,  
   
04 M: also öhm élternbeiträge öhm das könn se ausem 
ínternet ersé:hn, 
   
05 B: ja áber ich wollt (lauter) sie* ja ((lacht)) /  
                            ++ 
ich hab ja jétz bei der stadt angerufen um das 
nachzufragen, 
   
06 M: ja áber (-) hm, is ihr kind inner éinrichtung’ 
   
07 B: nee’ es soll nächstes jahr reinkommen ne’ 
   
08 M: hm’ wénn sie im internet gúcken da sin diese tabéllen 
für die gebührensätze öhm veröffentlischt, 
   
09 B: (--) (leise) ja áber* osses jetz hab ich doch extra 
angerufn hörn se mal- 
   
10 M: (-) ja da gúcken se doch im internet da séhn se das 
doch- 
   
11 B: ((stöhnt))  hmnaaa’ 
   
12 M: und wénn dann die néue tabelle rauskommt nach kibiz 
((schnippisch)) dazu kann ich noch gar nichts zu 
sagen, 
   
13 B: ja ába was is dénn / ja öh puch un im momént die 
gebühren’ 
   
14 M: die richten sich nam éinkommen, 
   
15 B: ja öh könn sie mir dénn mal aufdröseln wie sich das 
verhält genau’ 
   
16 M: ((verärgert)) (laut) ach isch sitz eígentlich iner 
anderen abteilung da müssen se bei der abteilung 
élternbeiträge anrufen die machen das,**  
   
17 B: ja áber (.) tzzz man hat mich doch schon zu ihn 
verbunden, 
   
18 M: ja dann war dat ében falsch- 
   
19 B: puh ja wat máchen wer denn jétz, 
   
20 M: ((ungehalten)) ja wat soll ich jétz noch sagn gúcken 
se inet ínternet da steht [alles drin-]* 
   
21 B:                           [tzz dat-   ] 
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22 M: hám se internet’ nimm ich doch an ne’ 
   
23 B: ja dat schon aba (-) könn sie mich nich 
zurückverbinden zu der dame’ 
                        ++   
   
24 M: ((wütend)) zu der / wel / [wissen se ja-]* 
   
25 B:                           [ ja die mich ] zu ihn 
verbunden hat, 
   
26 M: ((schnippisch)) kann ich sie nicht zurückverbinden wat 
möchten se denn von dér’* 
   
27 B: also das gibt es doch gar nicht- 
   
28 M: wissen se wát (.) ich géb ihn ma en paar nummern aus 
der ríchtigen abteilung ja’ 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
01 B: ich wóllte mich mal nach den öh gebühren für die 
müllabfuhr erkúndigen könn se mir dá hélfen’ 
   
02 M: ((monoton)) muss- isch- má- kúcken- (--) 
   
03 B: da gibt et dóch demnächst éine änderung ne’ wie 
verhält sich dás denn dann, 
   
04 M: dázu háb ich nix, 
   
05 B: wirklich nich’ 
   
06 M: nä’ 
   
07 B: hm- ((aggressiv)) dann frágen se doch eínfach ma 
nách- 
   
08 M: momént- ((drückt ihn in die warteschleife)) 
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01 B: ((höflich))wánn’ wird das papíer denn künftig 
ábgeholt-* 
   
02 M: mh’ die straße- 
   
03 B: wie, 
   
04 M: ((genervt klingend))isch muss wissen, wélche stráße,  
dat is-*  
   
05 B: aso’ aso’ ja- obwohl ich só damit ja níx anfangen 
konnte, (.) öh ja kapellenstraße bis jetzt war dat 
imma dónnerstags, 
   
06 M: interessiert nicht- 
   
07 B: ja síe sin ába nich grad sehr freundlich, (.) dáchte 
das das vielleicht wíchtig sein könnte, 
   
08 M: nee’ (---) so moment- (-) ab sofort imma mittwochs ja’
 
 
 
 
 
 
 
 
 
01 M: bürgerservice der stadt wáhlhausen, méin náme, is 
béckers’ 
   
02 B: friedrich gutn tág (-) fráu béckers es géht um 
fólgendes / sagn sie wie is das’ wenn man seinen námen 
ändern möchte (-) öhm’ wélche bestimmungen gibt 
 +  
es dá zu beachten, 
   
03 M: (--) (leise) momént-* (drückt den bürger in 
warteschleife))[eine minute und 40 sekunden pause  ] 
                   
04 B:                [hallo’ hm,  puuh  .hh mann  
                     .h hh.  dat gibbet doch nich, ]  
   
05 M: hallo’              
   
06 B: ja’ 
   
07 M: dat kann ich im momént nich beantworten dat weiß hier 
grad auch kéina(.)ja’(.)am bésten dann später nochma 
anrufen, 
   
08 B: .hh hhh.  
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01 M: hám se ne gélbe dann dürfen se núr in die gélbe réin 
hám se aba ne grüne dánn dürfen se áuch in die róte 
und gélbe réinfahrn, 
   
02 B: ja áber pfuhu wohér will ich denn wíssen wó ne róte 
gélbe oder grüne zone is,  
   
03 M: dát müssen se vor ort béi der stadt köln oder wo auch 
immer es diese umwéltzonen gibt erfragen dát kann ich 
ihn áuch nich ságen ich kánn ihn jétz nur die infós 
gében die ich jétz hier ausem system raussuche und 
außerdem ((schnippig))?sie wissen doch gár nicht wó 
se hinwollen ich kann ihn doch jétz hier nicht alle 
stráßen von köln runter öh,** 
   
04 B: nené’ schon gút schon gút aber kann es denn in éiner 
stádt dann auch verschiedene zónen gében, 
   
05 M: also hörn se mal dát is ja jétz wohl en bisschen viel 
verlángt ich kann ihn doch jétz nicht auch noch alle 
zónen in allen städten nénnen, 
   
06 B: jajá’ is ja schon gut (-) aber wárten se doch mál dát 
will ich ja gar nich wissen ich will doch nur wissen 
ob es verschiedene zónen in einer stádt gében kann dát 
such ich mir dann schon sélbst raus, 
   
 
 
 
 
 
 
01 B: und wie lánge kann dát dann dáuern’ 
   
02 M: ((frech/schnippisch))dát krimmer nisch auf knopfdruck 
raus já’* 
   
03 B: (leise) nee’ so war dát doch nich geméint,* 
   
04 M: ja mánche meinen écht wir wärn nur für sie da wenn 
die hier anrúfn, 
   
05 B: (leise) wollt ja öh nur wissen öhm wie lange dás 
dáuert,* 
   
06 M: (laut) wíe’ könn se nich wát lauter spréchen dát 
knackt imma so in der léitung ich gláub ihr télefon 
hat ne mácke,* 
   
07 B: (laut) ((aggressiv)) ságen se mir doch bitte éinfach 
nur wie lang das dáuert,** 
   
08 M: hm, mit ner gúten wóche öh müssen se da schon réchnen,
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01 B: ja öh wie kánn ich dénn nun öhm an die informatión 
kómmen, 
   
02 M: ich hör mal nách momént bitte, ((drückt sie in die 
warteschleife)) ([ca. 80 sek. pause          ]) 
   
03 B:  (sehr leise)    [ hm,       .hh hh.    hm,  ]* 
   
04 M: ich hab leider keíne guten nachrichten für sie’ 
   
05 B: ((knurrig)) hm-* 
   
06 M: ja öh is ében mánchmal so öhm dás mácht bei uns der 
herr möller vom báuamt der is ába nich mehr dá- 
   
07 B: ((knurrig))hm-* ja wéiß das dénn vielleicht éiner 
ihrer öh öh kollégen’ 
   
08 M: nee’ wir könn hier áuch nicht álle probléme lösen, 
   
09 B: ((knurrig)) hm-* ja háben sie dénn dá mál die dirékte 
dúrchwahl’ 
   
 
 
 
 
 
 
 
 
01 M: öh wie war nóchmal ihr náme’ 
   
02 B: ((verärgert)) hm- pé:ters,* 
                   ++ 
   
03 M: ja wéil öh ich bráuch den ánfangsbuchstaben ihres 
náchnamens aba sie sin hier auch sówieso fálsch, 
   
04 B: (lauter) wieso dás dénn sie hám mir dát dóch ében 
schón erklärt’* 
   
05 M: jája abá dáfür bin ich éigentlich nicht zúständig dát 
mácht die àrbeitsagentur áber öh da kriegn se jétz 
kéinen méhr, 
   
06 B: ja heh dát is aba jétz blöd- 
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01 B: innerhalb wélches- zeitraumes, müsst ich dén ántrach 
denn éinreichen,  
   
02 M: (sehr leise) ((genuschelt)) (...)**  (ca. 5 sek.) 
((tastaturtippen im hintergrund)) 
   
03 B: (laut) halló’*            
   
04 M: jaja- ich bin noch da’ momént noch- 
   
05 B: áso’        
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
01 B: und wénn ich nun öh ein ángestelltenverhältnis éingehe 
(-) dann öh hab ich ja zunächst einmal eine próbezeit 
von 6 Monaten, (-) und öh was würde / also 
theorétischer fall passieren (-) wenn ich in der / in 
den érsten mónaten arbeitsunfähig erkránken würde (-) 
(...) würde der arbeitgéber doch zunächst einmal 6 
wochen lang lohnfortzahlung leisten (-) und / (laut) 
?ha[lló’] * 
   
02 M:     [já’ ] 
   
03 B: hám se dat mitgekricht’ 
   
04 M: jaja’ erzähln se nur weiter, 
   
05 B: jagut also öh (leise) wo war ich jétz nochma stéhn 
gebliebn,* 
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01 M: ((fröhlich))wás kánn ich für sie tun’ 
   
02 B: öhm das stichwort wäre úmweltzonen (.)[in der’] 
   
03 M:                                       [ja-    ]    
   
04 B: öh- wissen sie schón wás ich méine’ 
   
05 M: já ich wéiß was sie méinen hier in hófen ham wer noch 
kéine úmwelzonen öh gibt es zur zéit öh in köln in 
bérlin in hannover im momént hier in hófen noch nicht 
wénn se natürlich von hófen aus nach köln fáhren mit 
dem áuto benötigen sie dort auch éine umwéltplakette 
ansónsten öh müssten sie áuf öffentliche 
verkéhrsmittel úmsteigen also éntweder sie lássen ihr 
áuto öh áußerhalb des öh áußenrings stehn und fáhrn 
dánn mit párk und réid ne’ also lássen ses aufem 
párkplatz ne die sin áuch [áusgeschildert] stéhn oder 
   
06 B:                           [ja aba öh’     ] 
   
07 M: se stéigen in ne stráßenbahn um oder se fahrn direkt 
mimm zuch, 
   
08  B: öh dát háb ich jétz öh neé’ / da géht es jétz nich 
drúm öh öhm ába trótzdem dánke für die infórmation- 
   
09 M: ((lacht gequält)) wás wóllten se dénn wissen, 
   
10 B: ich wóllte mich éher nách den unterschíedlichen 
féinstaubplaketten die man zum éinfahren öh in die öh 
verschíedenen zónen bráucht öh mal náchfragen, 
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01 B: da hätt ich dann nóch eine fráge und zwar diese 
fingerabdrücke öh öh da hab ich drüber gehört öh bei 
nem neuen reisepass muss ich das auch machen lassen 
oder’ 
   
02 M: ich glaube (-) lassen se mich ma grade náchschaun’ 
öhm’ (--) augenblick já’ 
   
03 B: ja, 
   
04 M: öh:m- die fingerabdrücke sind (-) im momént (-) nicht 
verpflichtend, 
   
05 B: ach só’ dat is nicht verpflichtend’                 
   
06 M: (leise) jaa-* 
   
07 B: ach só, ja wénn dat so is is ja auch vielleicht besser 
ne’ 
   
08 M: ja hm, momént mal öhm’ 
   
09 B: nicht verpflichtend’ 
   
10 M: alsó zu dem fingerabdruck- (--) 
   
11 B: hm, hh. (-) im réisepass, 
   
12 M: (leise) ja öhm da müsst ich / álso ich háb ich háb 
diese informatión hab ich ause ause háb ich aus den 
 + 
náchrichten,* 
   
13 B: aus den náchrichten’ wie, 
   
14 M: ja ja öh ja das öh diese fingerzeigeabdrücke nicht  
                                              + 
verpflichtend sind, sondern freiwillig, 
   
15 B: wie wat öh,  
   
16 M: a:h’ un hier stéht dat jetz nicht so, 
   
17 B: wie jétz- 
   
18 M: ja hier steht jetz dat man (-) et muss hm, 
   
19 B: ja aba wie is dat denn jétz genau da is man ja jetz 
ganz unsicher der eine sagt so’ der andere wieder so, 
   
20 M: ja ich méine ich hätte in den nachrichten geséhen dat 
dat nicht  / momént mal noch ja’ 
   
21 B: .hh hhh. boa- 
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01 B: ich hätte gérne gewússt ob méin sóhn wénn er in hófen 
an der fáchhochschule studieren will dórt auch 
stúdiengebühren entrichten muss, 
   
02 M: hm’ (-) das müssten se dánn öh miter úni abklärn 
wárten se ich kuck ma nach ner numma (--) hm, wir ham 
hier grad en téchnisches pro[blém,] (-) 
   
03 B:                             [oh’  ] 
   
04 M: hm, aber ich wéiß aus méinem persönlichen umféld dát 
hier in hófen stúdiengebühren gezahlt werden müssen 
dát sind glaub ich um die fünfhundert éuro, 
   
05 B: sind se da sícher’ 
   
06 M: najá ne réchtsverbindliche áuskunft is dát jétz nich 
ába ich bin mir da ziemlich sicher mán hört ja auch 
schónma wát áusem úmfeld ne’ 
   
07 B: jajá’ ába bezieht sich dát dénn auch auf die 
fáchhochschule, 
   
08 M: áso’ ja bei der hóchschule já’ und sowéit ich weiß 
gilt dát ja dann auch für die éfha,   
   
09 B: hm, vielleicht gében se mir doch lieber mal die numma,
 
 
 
 
 
 
 
 
01 M: da müssen se beim fotográfen son biométrisches fóto 
máchen, 
   
02 B: ja öh wát is dát hier bio öh’  
   
03 M: biométrisch- 
   
04 B: öh’ ja wás is das denn genau’ 
   
05 M: já öh se hám hinterhér dat fóto öhm nochma aufem 
bildschirm éines pecés (-) öhm das unterfällt dann so 
bestimmten rástern öhm hh. frágn se misch nicht- 
   
06 B: ((stöhnt)).hh* hm, das is aber öh / hm, wie-  
   
07 M: momént ich frág ma ne kollégin, 
 
 
 
 
 
222 
  
 
01 B: wie is das dénn mit der gewérbesteuer, wie viel muss 
man dénn dann abführen, 
   
02 M: (laut) dat weiß ich nicht-* 
   
03 B: (--) [ja áber,            ] 
   
04 M:      [das kénn ich nicht- ] 
   
05 B: hm, ja öh wér öh kann mir das denn sagen, 
   
06 M: auch dás weiß ich nich ich hab damit noch níx zu tun 
gehabt- 
   
07 B: ((räuspert sich)) ja was mách ich denn jetzt, 
   
08 M: wárten se mal ich kúck mal ob ich jémanden finde, 
((drückt ihn in die warteschleife/die leitung bricht 
zusammen)) 
 
 
 
 
 
 
 
 
01 M: wás kann ich dénn für se tun, 
   
02 B: ja ich möchte méine stéuerkarte ändern lassen gibt es 
da jémanden der uns beraten kann’ 
   
03 M: ((unfreundlich)) was wólln se denn wissen,* 
   
04 B: ja öh wie man das am günstigsten umstellt wenn meine 
frau jetzt anfängt zu arbeiten, 
   
05 M: (laut) nee’ dat kann ich ihn nich ságen wir stelln 
die nur um,* 
   
06 B: könn se nich sagn, ja aber öh öh et gibt doch 
normalerweise öhm auch bei der stádt sone anlaufstélle 
et gibt ja bei ihn auch nen öh öhm réntenberater, und 
so wéiter, 
   
07 M: ja dé:n gibt es ába bei steuern (-) nee öh da bin ich 
jetzt écht überfrácht, 
   
08 B: hm, ja ába öhm wie wie öh / nee’ heißt dat denn jétz 
dat et kéin gibt oder dát sie dat öh öhm sie nich 
wissen ob et éin gibt, 
   
09 M: ((stöhnt)) öhhh* momént mal ében, ((drückt den bürger 
in die warteschleife)) 
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01 B: ach so’ wánn kann ich dénn damit réchnen, 
   
02 M: hm- já die beschéinigung könnte mitte nächster woche 
béi ihn séin, 
   
03 B: hm, ja öh öh is das denn sícher’ 
   
04 M: jaja das müsste dann bei ihnen séin, 
   
05 B: ja ö:hm wie gesacht ich bräuchte dat auf jéden fall 
öhm nächste wóche ne’ 
   
06 M: jaja kéine sórge das ist dánn auf jéden fall da-  
   
07 B: ah das is príma, 
 
 
 
 
 
01 B: und wánn wird das papíer dénn dann zukünftig 
abgeho:lt’ 
   
02 M: ja die müssten dann dónnerstags kommen, 
   
03 B: öh bestimmt’ öh oder, 
   
04 M: ja öh das wäre dann schon so (.) jeden zwéiten 
dónnerstag ne’ 
   
05 B: ja dat hört sich jetzt so an als wüssten söd nich 
ganz genau, 
   
06 M: doch doch öhm hier stéht et öh alle zwei wóchen 
dónnerstags da könn se sich drauf verlassen, 
 
 
 
 
 
 
01 M: öhm dafür sind wir hier eígentlich nicht zuständig, 
((räuspert sich)) 
   
02 B: hm, öhm was héißt éigentlich könn se mir jetz ne 
auskunft gében oder oder wie’ 
   
03 M: momént das macht wahrscheinlich unser hérr müller vom 
(leiser)vom (-) bauamt,* 
   
04 B: hm, ja wér macht das denn jétzt- 
   
05 M: jajá’ unser hérr müller öhm da könnt ich sie 
evéntuell mal verbinden, 
   
06 B: ((lächelt zynisch)) ja öh ich bitte darum,*  
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01 B: und den áusweis öh, kann ich den auch telefónisch 
bestélln’ 
   
02 M: éigentlich nicht-  
   
03 B: öh öhm ah’ das heißt dass es unter umständen géht’ 
   
04 M: nené’ wir benötigen da schon ihre unterschrift- 
 
 
 
 
 
 
 
 
01 B: öhm wie lánge dauert das dann bis es dá ist, 
   
02 M: 
03 B: 
04 
öh ja wie wie wie lange dauert dat denn jétz genau- 
06 
 
normálerweise ist das in vier wóchen da- 
   
öh ja öh was héißt das genau’ 
 
M: 
  
ja öhm evéntuell kommt dat auch früher da an,  
   
B: 05 
   
M: ja bis zu vier wóchen (-) genauer kann ich ihn dát 
nich ságn, 
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